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Des Kaisers neue Kleider

Im kläglichen Bemühen, so etwas wie einen schnell bestückten Nachruf
zu formulieren, gipfelt eine der am häufigsten zitierten
Kurzcharakterisierungen des am 19. Februar 2019 verstorbenen Menschen
und sogenannten Modezars Karl Lagerfeld in der Bemerkung: "Er war doch
eine Erscheinung." Eine Einsicht im übrigen, wollte man sich
kurzfassen und auf größte Genauigkeit nicht verzichten, mit der auch
kaum etwas falsch zu machen ist.

Karl Lagerfeld geisterte derart leiselaut und medienwirksam durch
seine von ihm selbst geschaffene Spielwelt der Haute Couture und des
Prêt-à-porter, daß es der Presse und sämtlichen Berichterstattern
nicht leichter gemacht werden konnte, auf Dauer zu seiner Person etwas
zu erzählen. Seine schlichten Marotten und nachvollziehbaren Allüren
erregten ebenso viele Neider wie Bewunderer und lieferten stets das
gefällige Hintergrundgeräusch oberflächlicher Besonderheit in sonst
aschgrauen Zeiten frei Haus.

Gewiß ist jedoch mit dem unerwarteten Tod Karl Lagerfelds indessen ein
nie zu fassendes Gespenst kindlicher Träume und finanzgestützter
Erfolge in der großen Modeblasenwelt ebenso wie in der tumben
Bildzeitungsleserrealität hart arbeitender Massen tatsächlich im
schlimmsten und besten Sinne des Wortes verloren gegangen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


22. Februar 2019
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ATOM/202: Halbwertzeit - Interventionschance knapp ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 27.
Februar 2019

Ahauser Atommüll: 

- Bis Aschermittwoch (6.3.19) Öffentlichkeitsbeteiligung mit
Einspruchsfrist 

- Demonstration am 9. März 2019



(Ahaus, Bonn, Münster, 27.02.2019) Gegen den Antrag, die Genehmigung
zu Umgang und Lagerung von schwach- und mittelradioaktivem Atommüll im
Ahauser Atommüll-Lager bis 2057 zu verlängern, können noch bis
Aschermittwoch (6. März 2019) Einsprüche bei der Bezirksregierung
Münster und bei der Stadt Ahaus eingereicht werden. Die
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" hat einen Sammeleinspruch in
Form einer Unterschriftenliste erstellt und wird bei der Sammlung von
Einsprüchen u. a. vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen
sowie auch vom Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)
unterstützt.

Im Sammeleinspruch der Bürgerinitiative heißt es u. a.: Als Begründung
für die Lagerung wird die Überbrückung der Zeit bis zu Inbetriebnahme
und Füllung des Bergwerks Schacht Konrad als Endlager angegeben.
Niemand kann heute aber verlässlich sagen, ob Schacht Konrad jemals in
Betrieb genommen wird, geschweige denn wann dies der Fall ist. Die
zeitliche Terminierung auf das Jahr 2057 ist daher völlig willkürlich.
Im Fall einer Genehmigung des Antrags droht Ahaus faktisch zu einem
Endlager zu werden." Und: "Im Fall der Genehmigung bis 2057 könnte die
Lagerdauer einzelner Gebinde bis zu 47 Jahren dauern. Nach spätestens
30 Jahren Lagerdauer müsste der Müll aber nach- bzw. umkonditioniert
werden, da die Verpackungen nicht für eine längere Zwischenlagerung
geeignet sind. Eine solche Konditionierung ist aber für Ahaus nicht
vorgesehen, so dass erneute Transporte notwendig wären."

Der BBU empfiehlt besorgten Bürgerinnen und Bürgern, die direkt in
Ahaus oder in umliegenden Orten wohnen, auch persönlich verfasste
Einsprüche einzureichen. Wichtig ist, dass alle Einsprüche spätestens
Aschermittwoch (6. März 2019) bei der Bezirksregierung Münster oder
der Stadt Ahaus eingereicht werden: Bezirksregierung Münster,
Dienstgebäude Albrecht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster; Stadtverwaltung
Ahaus, Fachbereich Bauordnung, Rathausplatz 1, 48683 Ahaus.
Informationen zu den Antragsunterlagen findet man in einer
Pressemitteilung der Bezirksregierung Münster (siehe unter [1]).

Dezentrale Einspruchsammlungen am Samstag / Demo am 9. März
zentral in Ahaus

Die Initiative für den sofortigen Atomausstieg Münster (SofA Münster)
will am Samstag, 2. März 2019, mit einer Mahnwache von 10-12 Uhr vor
der Bezirksregierung Münster (Dienstgebäude Domplatz 1-3) gegen die
beantragte Verlängerung für die Lagerung von schwach- und
mittelradioaktivem Atommüll in Ahaus demonstrieren, Einwendungen
sammeln und diese direkt bei der Bezirksregierung abgeben. Ebenfalls
am Samstag wird die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" in der
Ahauser Innenstadt Einwendungen sammeln.

Informationen:

https://sofa-ms.de 

https://www.bi-ahaus.de.

Und am 9. März wird dann in Ahaus eine überörtliche Demonstration in
Ahaus gegen die beantragte längere Lagerdauer, gegen weitere
Castor-Atommülltransporte nach Ahaus und für den sofortigen
Atomausstieg stattfinden. Zur Teilnahme an der Demonstration rufen
schon 50 Initiativen und Verbände auf, darunter auch der BBU. Die
Auftaktkundgebung wird um 12 Uhr am Bahnhof in Ahaus beginnen.

Ausführliche Informationen zur Demonstration und zu Anreisemöglichkeiten findet man
unter: 

https://atommuell-protest.de


 Unterschriftenlisten zum Ausdrucken findet man auf der Homepage
des BBU unter "Einwendungen": 

https://bbu-online.de.

Direktlink: 

https://bbu-online.de/Einwendungen/Sammeleinspruch%20Ahaus%20Februar%20Maerz%202019.pdf


Anmerkung:

[1] https://www.bezreg-muenster.de/de/presse/2019/2019-01-10_zwischenlager_ahaus/index.html

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 27.02.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 
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ATOM/201: Halbwertzeit - lagern vor Ort ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 26.
Februar 2019

Jülicher Atommüll / Überörtliche Demonstration am 9.3.19 in
Ahaus



Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" hat gestern im Rahmen
einer Pressekonferenz über aktuelle Entwicklungen sowie über die
bevorstehende Anti-Atomkraft-Demonstration am 9. März 2019 in Ahaus
informiert. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) ruft zur Teilnahme an der Demonstration auf. Die Ahauser
Bürgerinitiative ist eine Mitgliedsorganisation des BBU.


 * 



Pressemitteilung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" vom
25.02.2019:

Bundesregierung torpediert sachgerechte Lösung für Jülicher
Atommüll! 

Auch dagegen wird am 9. März in Ahaus demonstriert.

Für den Verbleib der Kugel-Brennelemente des stillgelegten
Versuchsreaktor AVR in Jülich werden seit Jahren drei "Optionen"
geprüft und bearbeitet, weil die bestehende Lagerhalle nicht mehr den
Sicherheits-Anforderungen entspricht. Die vernünftigste Option wäre
der Bau einer neuen erdbebensicheren Lagerhalle in Jülich. Damit
würden aufwändige Transporte vermieden. Außerdem könnten dort die
Betreiber des AVR die defizitäre Dokumentation der Behälterinhalte
korrigieren und die für eine Endlagerung notwendigen
Konditionierungstechniken entwickeln.

Bereits im Jahr 2012 war ein Grundstück auf dem Gelände des FZJ dafür
ausgesucht worden. Die mit der Entsorgung in Jülich beauftragte
Gesellschaft JEN hatte die für die Nutzung nötigen
Umweltverträglichkeits-Untersuchungen bereits abgeschlossen, ein
seismologisches Gutachten über die Eignung des Standortes war im März
2018 vom Bundesamt für Entsorgung (BfE) akzeptiert worden, weitere
Arbeiten zur Standortuntersuchungen waren im Gange - da hat das FZJ im
November 2018 die bereits 2012 gemachte Zusage zur Überlassung des
Grundstückes zurückgezogen! Bekanntgegeben wurde diese Entwicklung
durch JEN während einer Tagung des Nationalen Begleitgremiums am
19.02.19 in Jülich. Zwar will das FZJ über die Bereitstellung eines
neuen Grundstückes mit der JEN verhandeln, jedoch müssten die
genannten Untersuchungen dann von neuem beginnen. Dies würde Jahre in
Anspruch nehmen, womit der Neubau in Jülich immer unwahrscheinlicher
würde. Stattdessen rücken unsinnige Transporte nach Ahaus oder gar in
die USA in den Vordergrund. Wer trifft solche abstrusen
Entscheidungen?

Akteure in diesem Ränkespiel sind zu 100% staatliche Einrichtungen:
Gesellschafter des FZJ sind der Bund und das Land NRW, allen voran das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF). An der Spitze des
Jülicher Aufsichtsrates steht Dr. Karl Eugen Huthmacher als Vertreter
des BMBF. Er hat schon vor Jahren erklärt, dass die Existenz eines
Atommüll-Lagers dem Image eines modernen Forschungszentrums abträglich
sei. Um zu verhindern, dass der AVR-Atommüll in Jülich bleibt und die
Verantwortlichen für seine Entstehung auch für seine möglichst
schadlose Entsorgung sorgen, ist dem BMBF offenbar kein Winkelzug zu
schade.

Dies ist für uns nicht akzeptabel. Auf der Demonstration am 9. März in
Ahaus wird daher der Widerstand gegen die Machenschaften des FZJ und
die geplanten Castor-Transporte aus Jülich, aber auch aus Garching
nach Ahaus einen zentralen Stellenwert einnehmen. Es geht weiterhin um
die drohende Umwandlung der Zwischenlager in Dauerlager sowie um die
Erinnerung an die Katastrophe von Fukushima. Außerdem soll der Druck
zur Durchsetzung des endgültigen Ausstiegs aus der Atomenergie und der
Produktion weiteren Atommülls verstärkt werden. Getragen wird die
Aktion von zahlreichen Bürgerinitiativen und Umweltverbänden.

Weitere Details zu der Demonstration unter

www.atommuell-protest.de




Trägerkreis der Demonstration am 9. März in Ahaus:


	Aktionsbündnis "Stop Westcastor"

	.ausgestrahlt

	Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

	Bund für Umwelt und Naturschutz e.V. (BUND)

	Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

	Bürger gegen Atomreaktor Garching e.V.

	Initiative für den sofortigen Atomausstieg (SOFA) Münster

	Umweltinstitut München e.V.

	Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau



 * 

Quelle:

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Pressemitteilung, 25.02.2019

weitergeleitet durch:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/574: Klimakampf und Kohlefront - Urteile und Haftumstände zweifelhaft ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Gemeinsame Pressemitteilung vom 28.02.2019

Grundrechte stärken!

Gemeinsame Solidaritätserklärung für inhaftierte
Klimaschutzaktivist*innen nach der Besetzung von Braunkohlebaggern



Anlässlich der Verurteilung von drei Klimaschutzaktivist*innen durch das
Amtsgericht Cottbus am Montag dieser Woche äußern sich heute acht
Umweltschutzorganisationen und Klimaschutzinitiativen mit einem
gemeinsamen Solidaritäts-Statement. Heute [28.02.2019] beschäftigt sich
zudem der Rechtsausschuss des Brandenburger Landtags mit den Umständen der
Verhaftung der Aktivist*innen nach ihrer Protestaktion am 4. Februar 2019.



Gemeinsames Statement von 350.org, campact, Fridays For Future Berlin,
Fidays for Future Köln, PowerShift, ROBIN WOOD, Umweltinstitut München,
urgewald:

"Nach Kohlebagger-Besetzungen im Rahmen einer Ende Gelände-Aktionswoche
im Lausitzer und Leipziger Braunkohlerevier sind drei Aktivist*innen am
vergangenen Montag zu zwei Monaten Haft verurteilt worden. Das ist
absolut unverhältnismäßig. Es ist zudem skandalös, dass den
Aktivist*innen bei ihrer Inhaftierung zum Teil Grundrechte wie
gesundheitliche Versorgung und der Kontakt zu Anwält*innen verwehrt wurde.

Der Klimawandel gefährdet weltweit Millionen Menschen existenziell. Die
Verstromung von Kohle trägt massiv zum Klimawandel bei. Deshalb ist der
schnelle Kohleausstieg zentral für die Einhaltung nationaler und
internationaler Klimaziele.

Angesichts der bedrohlichen Folgen des Klimawandels und der Missachtung
von Klimaschutzzielen können wir nachvollziehen, wenn sich Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen.

Daher erklären wir uns solidarisch mit allen Menschen in ihrem
friedlichen Protest gegen die Kohle. Klimaschutz ist kein Verbrechen,
sondern existentiell wichtig für unser aller Zukunft!"

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 28.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de
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KOHLEALARM/573: Klimakampf und Kohlefront - und Gewalt, die geht vom Staate aus ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 26. Februar 2018

Klimaaktivist*innen lassen sich durch Zivilklage nicht einschüchtern

50 Menschen bei Kundgebung am Kraftwerk Weisweiler



Weisweiler - Unter dem Motto "We Don't Shut Up!" haben 50
Klimaaktivist*innen am Montagnachmittag, den 25.2. mit einer Kundgebung am
Kraftwerk Weisweiler bei Aachen demonstriert. Sie haben damit bekräftigt,
dass die Bewegung für Klimagerechtigkeit sich durch die aktuellen
Repressionen gegen Aktivist*innen nicht einschüchtern lässt.

Anlass der Kundgebung war die Schadensersatzforderung in Höhe von über 2
Millionen Euro gegen 5 Aktivist*innen und einen Journalisten wegen einer
Blockade des Kraftwerks Weisweiler, sowie die Verurteilung der
Hambacher-Forst-Besetzerin "Eule" zu neun Monaten Haft. Die
Aktivist*innen erklärten sich auch solidarisch mit den drei Menschen,
die heute in der Lausitz wegen einer Baggerblockade zu 2 Monaten Haft
verurteilt wurden. Zugleich übten die Aktivist*innen massive Kritik an den
Ergebnissen der Kohlekommission.

In Redebeiträgen erklärten Betroffene: "Wenn es nach der Kohlekommission
geht, soll Kohle noch 20 Jahre lang weiter verbrannt werden und die
Konzerne Milliarden bekommen. Ein fatales Ergebnis für das Klima. Das
kommt dabei heraus, wenn bei den Verhandlungen eben die Menschen nicht
mit am Tisch sitzen, die schon heute vom Klimawandel betroffen sind."

Felicitas, eine Teilnehmerin der Demo sagte: "Ich bin heute hier um
meine Solidarität mit der Aktion "WeShutDown" auszudrücken. Wir brauchen
alle möglichen Formen des Protest um die Kohleverstromung zu beenden -
auch direkte Aktionen. Denn um einen unkontrollierbaren Klimawandel
aufzuhalten müssen wir jetzt handeln."

Die Aktivist*innen von "WeShutDown" hatten am 15. November 2017
frühmorgens Förderbänder und Bagger im Braunkohlekraftwerk Weisweiler
bei Aachen blockiert, und damit die fast vollständige Abschaltung des
Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte die 23. Klimakonferenz der UN in
Bonn.

In ihren Statements bezogen sich die Aktivist*innen auch auf die
Menschen, die bei RWE arbeiten. Sie forderten einen gerechten und
solidarischen Strukturwandel. Dazu gehöre allerdings auch ein sofortiger
Umsiedlungsstopp der Dörfer am Tagebau Garzweiler.

Die Teilnehmer*innen der Kundgebung forderten die sofortige Freilassung
der gefangenen Aktivist*innen Eule, Stanley, Vincent und Nonta, die
innerhalb der letzten Woche in offensichtlich politisch motivierten
Prozessen zu monatelangen Haftstrafen verurteilt worden waren.

Weitere Informationen:

wedontshutup.org

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org
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KOHLEALARM/572: Klimakampf und Kohlefront - Politjustiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 25. Februar 2019

Urteil nach Bagger-Blockade in der Lausitz +++ Ende Gelände kritisiert
politisch motivierte Gerichtsentscheidung +++ Klimaschutz darf kein
Verbrechen sein



Cottbus, 25.02.2019. Weil sie einen Kohle-Bagger in der Lausitz blockiert
haben, sind drei Aktivisten von Ende Gelände heute wegen Hausfriedensbruch
zu zwei Monaten Haft verurteilt worden. Noch 2016 hatte die
Staatsanwaltschaft Cottbus nach einer Aktion von Ende Gelände im selben
Tagebau das Betreten explizit nicht als Hausfriedensbruch eingestuft, weil
das Gelände nicht umfriedet ist. Ende Gelände kritisiert das offensichtlich
politisch motivierte Urteil, dessen Härte laut Richter der Abschreckung
neuer Proteste dienen soll. Ende Gelände behält sich vor, gegen das Urteil
vorzugehen.

"Die Verurteilung ist absolut unverhältnismäßig und die Begründung absurd.
Sie ist dabei kein Einzelfall: Im Rheinland gab es neun Monate Haft für
eine Aktivistin und RWE verlangt zwei Millionen Euro Schadensersatz nach
einer Kraftwerksblockade. Die Justiz macht sich zum Handlanger der
Kohlekonzerne LEAG und RWE. Wir nehmen nicht hin, dass Klimaschutz zum
Verbrechen wird. Ziviler Ungehorsam ist notwendig und legitim, um die
Zerstörung des Klimas und ganz konkret des Dorfes Proschim noch zu
verhindern", sagt Tessa Galetti, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Aktivist*innen von Ende Gelände hatten am 4. Februar mehrere Kohle-Bagger
blockiert, um gegen den Bericht der Kohlekommission, für den sofortigen
Kohleausstieg und den Erhalt der bedrohten Dörfer zu protestieren. Dabei
wurde erstmals Untersuchungshaft für den Vorwurf des Hausfriedensbruchs
angeordnet. Im Rheinland wurde eine Aktivistin aus dem Hambacher Wald
letzte Woche zu 9 Monaten Haft verurteilt. Gegen eine andere Gruppe von
Aktivist*innen fordert RWE nach einer Kraftwerksblockade Schadensersatz in
Höhe von 2 Millionen Euro. Dieses neue Level an Strafmaß und Verfolgung
wird von den Anwält*innen des Bündnisses Ende Gelände als exzessiv und
bewusst einschüchternd eingestuft.

"Einschüchterungen wie diese Untersuchungshaft und das heutige Urteil
werden unsere Bewegung nicht ausbremsen. Die Klimakrise ist bereits heute
brutale Realität, besonders für Menschen im globalen Süden. Wo die
Kohlekommission - und mit ihr die gesamte Politik - versagt, übernehmen wir
die Verantwortung. Wir werden weiter blockieren, bis der letzte Bagger
stillsteht. Unser Kampf für den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit hat gerade erst begonnen", so Tessa Galetti.

Weitere Bagger-Besetzungen von Klima-Aktivist*innen gab es diesen Monat im
Rheinland und im Leipziger Land. In allen drei Kohle-Revieren wächst der
Widerstand. Menschen in den durch Braunkohle bedrohten Dörfern Proschim,
Pödelwitz und im Rheinland haben sich zum Bündnis "Alle Dörfer bleiben"
zusammengeschlossen. Ende Gelände plant auch für dieses Jahr Massenaktionen
zivilen Ungehorsams für den sofortigen Kohleausstieg und für
Klimagerechtigkeit weltweit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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TREFF/1339: Berlin - Vom Verse schmuggeln. Ein Übersetzungsgespräch, 27.03.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für März 2019

Vom Verse schmuggeln - Ein Übersetzungsgespräch

Lesung und Gespräch

mit Kathrin Janka Übersetzerin, Parsteinsee

Mirko Kraetsch Übersetzer, Berlin

Martina Lisa Übersetzerin, Leipzig

Pavel Novotny, Autor und Übersetzer, Liberec (CZ)

Mi., 27.3.19, 19.00 Uhr

Ort: Tschechisches Zentrum



Beim poesiefestival berlin 2018 übersetzten sich DichterInnen aus
Tschechien und Deutschland beim VERS-schmuggel-Workshop gegenseitig. Dabei
standen ihnen kundige LiteraturübersetzerInnen zur Seite, die im kreativen
Prozess durch das Bauen sprachlicher und kultureller Brücken vermittelten.
Zur Leipziger Buchmesse erscheint in den Verlagen Das Wunderhorn und
Protimluv die zweisprachige VERSschmuggel-Anthologie mit allen Gedichten
und den im Workshop entstandenen Übersetzungen.

Kathrin Janka, Mirko Kraetsch und Martina Lisa arbeiten als
Literaturübersetzer aus dem Tschechischen und waren als SprachmittlerInnen
beim VERSschmuggel im Sommer 2018 dabei. Pavel Novotny hat als Dichter am
Projekt teilgenommen. Sie alle berichten von der Werkstattarbeit und
sprechen über die Fragen und Themen, die sie in ihrer täglichen Arbeit als
Übersetzer umtreiben. Pavel Novotny, der sich als experimenteller Dichter
und Performer einen Namen gemacht hat, stellt außerdem seine Poesie vor.

Eine Veranstaltung des Hauses für Poesie und des Tschechischen Zentrums
Berlin

Die Lesereise zur deutsch-tschechischen VERSschmuggel-Anthologie wird
gefördert durch den Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds, das
Kulturministerium der Tschechischen Republik und das Tschechische
Literaturzentrum, Sektion der Mährischen Landesbibliothek in Brno.

Die Veranstaltung findet in deutscher Sprache statt.

Veranstaltungsort: Tschechisches Zentrum Berlin | Wilhelmst. 44/Eing.
Mohrenstraße | 10117 Berlin

Der Eintritt ist frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für März 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/8443: Tübingen und Stuttgart - Veranstaltungsreihe zu Künstlicher Intelligenz, 13.3.-16.10.19


Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme - 27.02.2019

Veranstaltungsreihe des Cyber Valley und der Hertie-Stiftung zu
Künstlicher Intelligenz

Alles durchdringende Digitalisierung - Visionärinnen und Visionäre aus
Wissenschaft und Industrie werfen einen Blick auf Künstliche Intelligenz
und das Gehirn von morgen.



Tübingen/Stuttgart - Künstliche Intelligenz (KI), neuronale Netze sowie
autonome intelligente Systeme stehen im Mittelpunkt einer gemeinsamen
Veranstaltungsreihe des Cyber Valley und der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung.
Insgesamt vier Vortragsabende zum Thema "Das Gehirn der Zukunft" werden an
den Universitäten Stuttgart und Tübingen sowie am Max-Planck-Institut für
Intelligente Systeme (MPI-IS) abgehalten. Alle drei
Forschungseinrichtungen bilden das Herzstück des Cyber Valley, der größten
Forschungskooperation im Bereich KI in Europa. An jede Vortragsrunde mit
Frauen und Männern aus Wissenschaft und Wirtschaft schließt sich eine
Podiumsdiskussion an, in der es um die Auswirkungen der Künstlichen
Intelligenz auf unsere Gesellschaft, unser Leben und Arbeiten gehen wird.
Medienpartner ist die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ).

Die Auftaktveranstaltung am 13. März dreht sich um KI & Neurorobotik und
findet an der Universität Tübingen statt. Auf dem Podium sitzen Dr. Daniel
Häufle vom Hertie-Institut für klinische Hirnforschung, Prof. Dr. Catrin
Misselhorn von der Universität Stuttgart, PD Dr. Florian Röhrbein von
der Alfred Kärcher SE & Co. KG und Prof. Dr. Surjo Soekadar von der
Charité-Universitätsmedizin Berlin. Diese Veranstaltung findet in
Kooperation mit dem Hertie-Institut für klinische Hirnforschung statt.

Am 13. Mai rückt KI & Autonomes Fahren in den Mittelpunkt mit einer
Vortragsrunde am MPI-IS in Stuttgart. Die Expertenrunde besteht aus Prof.
Dr. Oliver Bendel von der Hochschule für Wirtschaft FHNW in Basel, Dr.
Corinna Bernarding von der Universität des Saarlandes, Dr. Sebastian
Söhner von der Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG sowie Prof. Dr. Andreas Geiger
vom MPI-IS und der Universität Tübingen.

Um KI & Medizin geht es am 30. September. Prof. Dr. Philipp Berens von der
Universität Tübingen, Prof. Dr. Linda Breitlauch von der Hochschule
Trier, Dr. Nadine Diersch vom Deutschen Zentrum für Neurodegenerative
Erkrankungen in Magdeburg sowie Dr. Roman Klinger von der Universität
Stuttgart kommen auf dem Podium des Audimax in Tübingen zusammen.

Die Entwicklung künstlicher intelligenter Systeme wirft viele ethische
Fragen auf, die in unserer Gesellschaft offen diskutiert werden müssen.
Deshalb steht am 16. Oktober an der Universität Stuttgart das Thema KI &
Ethik im Fokus. Prof. Dr. Regina Ammicht-Quinn von der Universität
Tübingen, Prof. Dr. Markus Frings vom Evangelischen Klinikum Niederrhein,
Dr. Christoph Peylo von der Robert Bosch GmbH sowie Prof. Dr. Michael
Sedlmair von der Universität Stuttgart stellen sich der Diskussion.


Cyber Valley besteht seit 2016 als Forschungsverbund zu Künstlicher
Intelligenz und wird getragen vom Max-Planck-Institut für Intelligente
Systeme, den Universitäten Tübingen und Stuttgart, sieben
Industriepartnern und dem Land Baden-Württemberg. Die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler im Cyber Valley forschen an Maschinellem Lernen,
Robotik sowie Computer Vision. Insgesamt investieren die Cyber Valley
Partner in einem ersten Schritt 165 Mio. Euro.

Die Arbeit der Hertie-Stiftung konzentriert sich auf zwei Leitthemen:
Gehirn erforschen und Demokratie stärken. Die Projekte der Stiftung setzen
modellhafte Impulse innerhalb dieser Themen. Im Fokus stehen dabei immer
der Mensch und die konkrete Verbesserung seiner Lebensbedingungen. Die
Gemeinnützige Hertie-Stiftung wurde 1974 von den Erben des
Kaufhausinhabers Georg Karg ins Leben gerufen und ist heute eine der
größten weltanschaulich unabhängigen und unternehmerisch ungebundenen
Stiftungen in Deutschland.

Mehr zur Gemeinnützige Hertie-Stiftung unter:

www.ghst.de

Mehr zur Veranstaltungsreihe unter:

www.ghst.de/GehirnDerZukunft

oder 

https://cyber-valley.de/de/events/das-gehirn-der-zukunft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme, 27.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/661: Leipziger Buchmesse 2019 - TRADUKI 2019. Found in Translation (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 27. Februar 2019

TRADUKI 2019: Found in Translation

Themenreihe bietet spannende Einblicke in Belletristik, Lyrik und
erstmals Comics aus und über Südosteuropa



Anfang des Jahres beschloss das mazedonische Parlament die Umbenennung
der Republik Mazedonien in die Republik Nord-Mazedonien. Damit war der
Weg für das südosteuropäische Land frei, als 30. Mitglied der NATO
aufgenommen zu werden. Wie stark Südosteuropa in Bewegung ist, die
Vergangenheit reflektiert und an seiner Zukunft arbeitet, zeigt sich
auch in der 11. Auflage der Themenreihe TRADUKI.

Found in Translation: Unter dieser Überschrift präsentiert TRADUKI -
das europäische Netzwerk für Literatur und Bücher, in diesem Frühjahr
29 neue Werke - von Belletristik über Lyrik bis Comics - und 35
Autoren aus Südosteuropa in 19 Veranstaltungen dem Publikum in
Leipzig.

"Der Anteil der neu aus den Sprachen Südosteuropas in
deutschsprachigen Verlagen erschienenen Bücher ist damit in diesem
Jahr so hoch wie nie", erklärt Hana Stojić von der
Geschäftsstelle TRADUKI der S. Fischer Stiftung. "Dass wir in unserm
TRADUKI Programm hier nach zehn Jahren Förderung von Literatur und
Autoren Südosteuropas auf ein immer größeres Interesse nicht nur beim
Publikum, sondern auch in den deutschsprachigen Verlagen stoßen, freut
uns außerordentlich."

Unter den übersetzten Werken, die TRADUKI in Leipzig vorstellt, ist
auch die preisverdächtige Übersetzung von Gabriela Adameşteanus
Roman "Verlorener Morgen": Eva Ruth Wemme ist für ihre Übersetzung aus
dem Rumänischen für den Preis der Leipziger Buchmesse in der Kategorie
Übersetzung nominiert. Autorin und Übersetzerin lesen aus und sprechen
über das Buch am Messefreitag am TRADUKI-Stand und zur Balkannacht im
UT Connewitz.

Doch nicht alle neuen Bücher brauchten einen Übersetzer: Tijan Sila
"Die Fahne der Wünsche" (Kiepenheuer & Witsch, 2018) und Marko
Dinić "Die guten Tage" (Paul Zsolnay Verlag, 2019) schrieben ihre
Werke, die beide die Erfahrung von Diktatur und Krieg in Südosteuropa
reflektieren, in deutscher Sprache. Träumen in einer Sprache und
schreiben in einer anderen? Das Thema Identität ist also nicht nur für
die Nordmazedonier in der Veranstaltung "Jung, europäisch,
nordmazedonisch - Ein europäischer Staat auf der Suche nach seiner
Identität" virulent.

Spannende Perspektiven auf ihre Heimatländer und Europa bieten darüber
hinaus junge Autoren wie Iva Brdar aus Serbien ("Brücke Berlin"
Theaterpreis 2018), die Mazedonierin Frosina Parmakovska, Dino
Pešut aus Kroatien (Deutscher Jugend Theaterpreis 2018) oder die
Slowenin Ana Schnabl, die in Leipzig erstmals einer breiteren
deutschsprachigen Öffentlichkeit vorgestellt werden. Gemeinsam mit Jan
Wagner unternehmen Lyriker aus Südosteuropa unter der Überschrift "In
ihr habe ich mich erkannt" eine Reise durch die junge Lyrik Europas.
Was es bedeutet, auf dieser oder jener Seite der EU-Grenze zu Hause zu
sein, erzählen Autoren und Lyriker zur legendären Balkannacht am
Samstagabend im UT Connewitz.

Erstmals erlaubt die Themenreihe mit den beiden Programmpunkten
"Underground & Widerstand. Comics aus der Jugosphäre" sowie "Die
Slowenen in Mexiko City und Valter in Sarajevo" auch Einblicke in die
vielfältige Comicszene in Südosteuropa.


300 Jahre Liechtenstein: Wie klingt Liechtensteinisch?

Am europäischen Netzwerk TRADUKI sind nicht nur die Südosteuropäischen
Länder Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Kosovo, Kroatien,
Mazedonien, Montenegro, Rumänien, Serbien und Slowenien beteiligt,
sondern auch Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein.
Letztere feiern am Freitagabend im Kaiserbad unter dem Titel "Bin der
Fremde, allen bekannt" 300 Jahre Liechtenstein. Wie klingt
Liechtensteinisch? Und ist das eine Sprache? Liechtensteinische
Autoren und Musiker loten diese Fragen literarisch, musikalisch,
lyrisch und theatralisch aus. Sie berichten, was ein alltägliches
Spannungsfeld zwischen Hochsprache und Dialekt für ihr künstlerisches
Arbeiten bedeutet. Einen Blick von außen wagen zwei Gäste aus
Südosteuropa, wo Sprach-, Dialekt- und Landesgrenzen bis heute mit
existenzieller Bedeutung aufgeladen sind.

Das vollständige Programm von TRADUKI finden Sie unter

www.traduki.eu


Öffnungszeiten und Preise

Die Leipziger Buchmesse in Verbund mit der Manga-Comic-Con öffnet vom
21. bis 24. März täglich von 10 bis 18 Uhr. Tickets gibt es seit dem
5. Dezember im Online-Shop. Früh sein, lohnt sich, denn das spart
gegenüber den Tageskarten nicht nur bares Geld, sondern auch Wartezeit
in langen Schlangen.


Über TRADUKI

Traduki ist ein europäisches Netzwerk für Literatur und Bücher. Es
fördert mit einem Übersetzungsprogramm für Belletristik, aktuelles
Sachbuch sowie Kinder- und Jugendbuch des 20. und 21. Jahrhunderts den
Austausch zwischen Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien,
Deutschland, Kosovo, Kroatien, Liechtenstein, Mazedonien, Montenegro,
Österreich, Rumänien, der Schweiz, Serbien und Slowenien. Die
Leipziger Buchmesse zählt zu den Partnern des Netzwerkes.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch-
und Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und
Verlage. Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle
Themen und Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur
auch Neues aus Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige
Verbindung von Messe und "Leipzig liest" - dem größten europäischen
Lesefest - hat sich die Buchmesse zu einem Publikumsmagneten
entwickelt. Im Verbund mit der Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-
Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel dazu findet die 25. Leipziger
Antiquariatsmesse statt.

Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Februar 2019
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Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de
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NAHOST/341: Aufnahmekapazität für Flüchtlinge in Nordsyrien erschöpft 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Hilferuf aus Nordsyrien: Aufnahmekapazität für Flüchtlinge
erschöpft

Die Gesellschaft für bedrohte Völker appelliert an die
Bundesregierung: Nicht länger Rücksicht auf Erdogan nehmen -
Notleidenden in Syriens Kurdengebieten helfen!



Göttingen, den 28. Februar 2019 - Alarmiert von einem Hilferuf aus
dem überfüllten Flüchtlingslager Al-Hol im Nordosten Syriens
appelliert die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) dringend an
die Bundesregierung, in diesem kurdisch dominierten Gebiet endlich
Hilfe zu leisten. "Angesichts der großen Not der Menschen, die vor
den Kämpfen kurdisch angeführter Truppen gegen die IS-Hochburg
Al-Baghuz flüchten, ist die Zurückhaltung Deutschlands
unverantwortlich. Die Bundesregierung darf nicht länger auf die
antikurdische Politik des türkischen Präsident Recep Tayyip Erdogan
Rücksicht nehmen. Sie muss jetzt handeln", fordert der GfbV-
Nahostexperte Kamal Sido am Donnerstag in Göttingen. Im
Flüchtlingslager Al-Hol seien in den vergangenen fünf Tagen 10.000
Menschen angekommen. Dort seien die Aufnahmekapazitäten erschöpft.
Die autonome Selbstverwaltung in Nordsyrien und Hilfsorganisationen
vor Ort täten zwar was sie können, um eine humanitäre Katastrophe zu
verhindern. Unterstützung sei jedoch dringend nötig.

In Al-Hol sollen mittlerweile 51.000 Menschen auf engstem Raum
untergebracht sein. Die meisten Flüchtlinge sind Frauen und Kinder.
Viele von ihnen benötigten sofort medizinische Unterstützung. Wie
Kontaktpersonen der GfbV in der Region berichten, fehlen vor allem
Zelte und Medikamente. Auch eine Frauenklinik und Mittel zur
Brandbekämpfung würden dringend gebraucht.

"Die Gefahr ist groß, dass sich IS-Kämpfer als Schläfer unter die
Geflüchteten und Einwohner mischen. Deshalb müssen die kurdischen
Behörden besonders wachsam sein. Da wäre eine Entlastung bei der
Versorgung der notleidenden Zivilisten besonders hilfreich", sagte
Sido. "Die radikalen Islamisten sind weiter sehr aktiv und schrecken
vor nichts zurück. Anschläge, Morde und Verschleppungen auch in
jüngster Zeit haben das immer wieder gezeigt." Unter der
IS-Herrschaft litten besonders Yeziden, Christen und säkulare
Muslime.

Al-Baghuz ist die letzte IS-Hochburg. Sie liegt im Gouvernement Deir
ez-Zor im Nordosten Syriens. Die von Kurden dominierten Syrischen
Demokratischen Kräfte (SDF) und die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) versuchen, sie zu stürmen. Dabei
konnten SDF und YPG in den vergangenen Tagen mindestens 22 yezidische
Kinder und Frauen aus den Händen des IS befreien. "Schilderungen
unserer Gewährsleute zufolge waren sie jahrelang von der Außenwelt
abgeschnitten und müssen Schreckliches erlebt haben", berichtete
Sido. "Einige Kinder sprechen ihre Muttersprache Kurdisch nicht mehr.
Die Suche nach überlebenden Angehörigen der Befreiten läuft auf
Hochtouren." Um die befreiten Yeziden kümmere sich jetzt das
"Yeziden-Haus" in Nordsyrien. Unbestätigten Berichten zufolge soll
der IS in Al-Baghuz 50 Yezidinnen kurz vor ihrer Befreiung durch
kurdische Kämpfer enthauptet haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2019
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STANDPUNKT/182: Zum Traditionsverständnis der Bundeswehr (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 6 / 2018

Magazin der DFG-VK

Zum Traditionsverständnis der Bundeswehr

Zurück auf dem Weg zurück in altes militärisches Denken und Handeln

Von Joachim Schramm



Mitte 2017 wurde der Bundeswehrsoldat Franco A. wegen des Verdachts
der Vorbereitung eines rechtsgerichteten Anschlags verhaftet. Die
Veröffentlichungen der Hintergründe des Falls lösten eine Diskussion
über rechtsextreme Vorgänge in der Bundeswehr aus. In Folge wurden
Kasernen nach Devotionalien der Wehrmacht durchsucht und diese
eingesammelt. Außerdem wurde der Traditionserlass der Bundeswehr von
1982 durch einen überarbeiteten Erlass ersetzt.

Was bewirkt der neue Traditionserlass und wie steht es um den
Rechtsextremismus in der Bundeswehr? Um diesen Fragen auf den Grund zu
gehen, führte der nordrhein-westfälische Landesverband zusammen mit
dem DFG-VK-Bundesverband und dem Alois-Stoff-Bildungswerk und mit
Unterstützung der Bertha-von-Suttner-Stiftung am 17. November 2018 in
Bielefeld eine Konferenz mit dem Titel "Rommel und das
Traditionsverständnis der Bundeswehr" durch.

Bei der Konferenz ging es um die Gründungsgeschichte der Bundeswehr,
die daraus resultierenden Traditionslinien zur Wehrmacht sowie um die
Frage, welche Rolle heute die Tradition für die "Armee im Einsatz"
spielt. Auch die Anziehungskraft der Bundeswehr auf Rechtsextreme
sollte betrachtet werden.

Die Veranstaltung, die nur wenige Dutzend Kilometer von der
Augustdorfer Rommel-Kaserne entfernt stattfand, erhielt eine besondere
Aktualität durch Meldungen über den früheren CDU-Generalsekretär und
heutigen Parlamentarischen Staatssekretär im Verteidigungsministerium
Peter Tauber, der im Oktober per Twitter an Rommels Geburtstag
erinnerte. Der neue Traditionserlass bezeichnet die Wehrmacht als
nicht traditionswürdig, lässt aber Schlupflöcher wie die für Hitlers
Lieblingsgeneral Erwin Rommel.

Als Referenten waren eingeladen der Sozialwissenschaftler und
Historiker Wolfgang Proske aus Heidenheim sowie Lucius Teidelbaum,
Journalist und Publizist aus Tübingen.

Bei der abschließenden Podiumsdiskussion saßen außerdem Frank Brendle
als DFG-VK-Vertreter und der kritische Bundeswehrsoldat Daniel
Lücking, beide aus Berlin, mit auf dem Podium.

Von Wehrmachtsgeneräle aufgebaut. Zu Beginn zeichnete die
DFG-VK-Bundessprecherin Kathi Müller die Entstehungsgeschichte der
Bundeswehr nach. Sie erinnerte daran, dass die ehemaligen
Wehrmachtsgeneräle Heusinger und Speidel wesentlichen Anteil am Aufbau
der neuen Armee hatten. Beide waren an verbrecherischen Aktivitäten
der Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg beteiligt.

Insgesamt stammten Ende der 1950er Jahre über 12.000 Offiziere der
Bundeswehr aus der Wehrmacht, 300 waren ehemalige SS-Offiziere, so
Müller.

Angesichts dieser Tatsachen verwundert es nicht, dass eine Vielzahl
von Bundeswehrkasernen nach Offizieren der Wehrmacht benannt wurde.
Erst nach und nach sorgten öffentliche Diskussionen seit den 1980er
Jahren dafür, dass diese Benennungen geändert wurden. Aber noch immer
tragen sieben Kasernen die Namen von Wehrmachtsgrößen wie dem
Jagdflieger Marseille, dem Nachtjäger Lent und natürlich dem
Generalfeldmarschall Rommel.

Zur Figur Rommel stellte Wolfgang Proske in seinem Vortrag
dessen Wirken vor allem in Afrika, aber auch in Italien dar. Der
"Mythos Rommel" sieht diesen als "edlen Soldaten", der selbst von
seinen Gegnern, britischen, australischen und neuseeländischen
Soldaten, als fair und ritterlich bezeichnet wurde. Proske zeigte
jedoch, dass Rommel diese Ritterlichkeit nur gegen "arische" Gegner an
den Tag legte und ansonsten der Rassenpolitik der Nazis folgte.
Während er den Befehl des Afrikakorps in Libyen innehatte, wurden dort
libysche Juden zu Zwangsarbeit verpflichtet und teilweise auch in KZs
deportiert. Als im weiteren Kriegsverlauf die deutschen Truppen aus
Afrika verdrängt wurden und die italienischen Verbündeten die Seite
wechselten, wurden auch in Rommels Befehlsbereich in Italien schwere
Kriegsverbrechen begangen. Rommel äußerte sich in einem Befehl
menschenverachtend über die nun auf der anderen Seite stehenden
italienischen Soldaten. Proske verwies darauf, dass Rommels spätere
Distanz zu Hitlers Kriegsführung eher militärstrategischer Natur war
als ein Zeichen seiner Sympathie mit dem Widerstand des 20. Juli. In
der Geschichtswissenschaft würde heute nur noch eine Minderheit die
These vertreten, Rommel habe mit dem Widerstand zusammengearbeitet.
Ein Mann wie Rommel tauge in keinem Fall als Vorbild für die heutige
Bundeswehr, so Proske.

Lucius Teidelbaum wies in seinem Vortrag darauf hin, dass es im
Zusammenhang mit Bezügen der Bundeswehr zur Wehrmacht zwei
gegenläufige Entwicklungen gäbe. Zum einen habe der Fall Franco A.
einige Maßnahmen zur Folge gehabt, die Zurschaustellung von
Wehrmachtsrelikten in den Kasernen zu unterbinden sowie einen neuen
Traditionserlasses mit seiner formalen Distanz zur Wehrmacht zu
erstellen.

Andererseits habe die Umorientierung der Bundeswehr zur "Armee im
Einsatz" die Wirkung, dass der Traditionsbezug zu "erfolgreichen"
deutschen Armeen der Vergangenheit und damit auch zur Wehrmacht
innerhalb der Truppe eine große Rolle spiele, auch getragen vom
Offizierskorps. Der "archaische Kämpfer" bekomme wieder mehr Bedeutung
als der "Staatsbürger in Uniform". Rechte Kräfte würden immer wieder
versuchen, Bundeswehrsoldaten zu erreichen, sei es durch
Militärzeitschriften aus rechten Verlagen oder z.B. durch T-Shirts,
auf denen Verbindungen zwischen dem Afghanistaneinsatz der Bundeswehr
und dem Afrikakorps der Wehrmacht hergestellt wurden.

Förderlich für rechte Tendenzen in der Bundeswehr ist laut Teidelbaum
auch die Struktur der Armee als Männerbund. Dazu gehörten
Gruppen-Rituale, in denen vor allem Neuankömmlinge gedemütigt und
gequält werden. Auch eine latente Schwulen- und Lesben-Feindlichkeit
sei in der Armee vorhanden. Beides spiele dem autoritären Weltbild der
Rechten in die Hände. In den Auslandseinsätzen kämen dann häufig auch
rassistische Einstellungen gegenüber der Bevölkerung der Einsatzländer
zum Ausdruck.

Die hohe Zahl von ehemaligen Wehrmachtsgererälen, die bei der Gründung
der Bundeswehr dabei waren, habe mit dazu geführt, dass es bis heute
einen traditionalistischen Flügel gebe, der an einem auf kämpferische
Effizienz ausgerichteten Soldatenbild festhalte. Dies sei über die
Jahrzehnte auch durch verschiedene Traditionsverbände aufrechterhalten
worden, in denen Wehrmachtsveteranen mit Bundeswehrsoldaten
zusammentrafen. Dies nimmt heute ab, da die Veteranen aussterben.
Allerdings gibt es - z.B. bei den Gebirgsjägern - auch Verbände, die
generationsübergreifend aufgestellt sind und mit jungem Nachwuchs
weiterexistieren.

Bei der Verehrung ehemaliger Wehrmachtsgrößen wie Rommel oder Mölders
werde versucht, deren Verstrickung in die NS-Ideologie auszublenden
und deren soldatische Leistungen in den Vordergrund zu rücken. Auch
die Würdigung des militärischen Widerstands um Stauffenberg würde
ausblenden, wofür diese Leute eigentlich gestanden hätten.
Stauffenberg verachtetete die Weimarer Republik und strebte eine Art
Militärdiktatur an.

Bedenklicher als die einfachen Soldaten mit rechten Ansichten
sind aus Sicht Teidelbaums diejenigen Offiziere, die ein rechtes
Weltbild vertreten und das natürlich auch in ihre Untergebenen
weitergeben. In der Regel wird dies nach außen erst sichtbar, wenn
diese Offiziere in den Ruhestand gehen und sich dann über
Buchveröffentlichungen oder Vorträge outen.

Lucius Teidelbaum führe einige Beispiele an und verwies auch auf den
ehemaligen Leiter der Eliteeinheit KSK, Reinhard Günzel. Dieser machte
jedoch schon während seiner Dienstzeit auf seine Gesinnung aufmerksam
und wurde in diesem Zusammenhang dann entlassen. Danach wurde aber
auch offenkundig, wie lange in den KSK-Kräften z.B. die entsprechende
Einheit der Wehrmacht, die "Brandenburger", als Vorbild dargestellt
worden war.

Aktive Offiziere mit rechten Einstellungen würden sich eher an der
Neuen Rechten und der AfD orientieren und in entsprechenden Organen
publizieren. Teidelbaum wies darauf hin, dass die Bundeswehr und das
Verteidigungsministerium zwar inzwischen auf offen rechtsextreme
Äußerungen reagieren und die entsprechenden Soldaten auch aus der
Bundeswehr entfernen, in Bezug auf Anhänger der Neuen Rechten aber
keine Problem sehen würden.

In der abschließenden Podiumsdiskussion wurde dann versucht,
der Frage nachzugehen, ob denn ein unbelasteter Traditionsbezug der
Bundeswehr überhaupt möglich sei.

Hier konnte Daniel Lücking immer wieder auf seine direkten Erfahrungen
aus dem Bundeswehrdienst und seinen Einsätzen im Kosovo und auf dem
Balkan zurückgreifen, während Lucius Teidelbaum und Frank Brendle ihre
Erkenntnisse aus einer intensiven Beschäftigung mit dem Thema zogen.

Einig waren sie sich in der Frage, welche Funktion das
Traditionsverständnis der Bundeswehr heute habe. Dabei wurde u.a.
Sönke Neitzel, Professor für Militärgeschichte an der Uni Potsdam
zitiert, der in einem "Zeit"-Interview betont hatte, die Soldaten im
Kriegseinsatz bräuchten die Vorbilder aus der Armee, die als letzte in
solchen Einsätzen gestanden hätten, also der Wehrmacht. Neitzel, der
sich vielfach in die Auseinandersetzung um den Traditionserlass
eingebracht hat, vertritt hier eine militärnahe Position, die den
Erfolg des "militärischen Handwerks" im Fokus hat und die ethischen
Probleme weitgehend ausklammert. Im neuen Traditionserlass ist daher
folgerichtig formuliert; "Tradition (...) schafft und stärkt
Identifikation, unterstützt eine verantwortungsvolle Auftragserfüllung
und erhöht Einsatzwert und Kampfkraft. (...) Tradition spricht nicht
nur Kopf und Verstand an, sondern in besonderer Weise auch Herz und
Gemüt."

Während der Traditionserlass sich formal von der Wehrmacht
distanziert, lässt er große Schlupflöcher, indem er Einzelpersonen der
Wehrmacht nach Einzelfallprüfung doch wieder als traditionswürdig
zulässt.

Die Podiumsteilnehmer vertraten die Meinung, dass sich der
traditionalistische Flügel der Bundeswehr an einzelnen Namen wir
Rommel festklammere, auch um hinter den Nato-Partnern nicht
zurückzustehen, bei denen z.B. Rommel ebenfalls unkritisch verehrt
würde.

Die deutsche Armeen vor 1918 werden durch den Traditionserlass
prinzipiell für traditionswürdig gehalten. Hier ging die Diskussion
darauf ein, dass die kaiserliche Armee z.B. schwere Kriegsverbrechen
in Südwestafrika verübt und im Ersten Weltkrieg Millionen Soldaten in
sinnlosen Kämpfen verheizt habe. Der Historiker Hannes Heer
bezeichnete den Zustand in den letzten Jahren des Ersten Weltkrieges
als eine Militärdiktatur. Auch hier ist als der neue Traditionserlass
äußerst fragwürdig, da er diese Aspekte völlig ausklammert.

Insgesamt sahen die Podiumsteilnehmer daher wenig Perspektiven für ein
unbelastetes Traditionsverständnis der Bundeswehr. Durch die
Umorientierung zur Armee im Einsatz stehe das kriegerische Handeln
wieder im Vordergrund und nicht der Versuch, die Armee demokratischen
Regelungen zu unterwerfen.

So bleibt als Fazit der Konferenz die Erkenntnis, dass die
Bundeswehr zwar einige alte Zöpfe abgeschnitten hat, aber insgesamt
auf dem Weg zurück in altes militärisches Denken und Handeln ist. Der
in einigen Phasen der Geschichte der Bundeswehr unternommene Versuch,
mit der Inneren Führung und anderen Maßnahmen eine demokratische Armee
zu schaffen, dürfte längst gescheitert sein. Dies deutlich zu machen
und gegen alle Versuche, die Bundeswehr zu verharmlosen energisch
vorzugehen, ist Aufgabe der Friedensbewegung und aller demokratischen
Kräfte. Dazu gehört auch, nachdrücklich die Umbenennung der beiden
Rommel-Kasernen in Augustdorf und Dornstadt zu fordern. Der offene
Rückgriff auf die Tradition der Nazi-Wehrmacht darf in einer
Demokratie nicht akzeptiert werden!

Video- und Audiomitschnitte der Konferenz sowie Texte sind abrufbar
unter:

http://nrw.dfg-vk.de/themen/bundeswehr.html



Joachim Schramm ist Geschäftsführer des nordrhein-westfälischen
DFG-VK-Landesverbands.
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MELDUNG/074: 100 Staatsleistungen - Jubiläum eines Verfassungsbruchs (HU)


Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 28. Februar 2019

100 Staatsleistungen - Jubiläum eines Verfassungsbruchs



Recherchen der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union (HU) haben
ergeben: Die Staatsleistungen an die evangelische und katholische Kirche
seit 1949 belaufen sich mittlerweile auf knappe 18,5 Milliarden Euro.
Allein dieses Jahr überwiesen die Länder - mit Ausnahme von Hamburg und
Bremen - den beiden Kirchen rund 549 Millionen Euro. Eine neue Rekordsumme
in einem stetigen Aufwärtstrend. Zum wiederholten Male fordert deshalb die
HU den Bund und die Länder auf, endlich die Staatsleistungen an die Kirchen
einzustellen.

Im Zuge der Reformation und zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurden die
Kirchen enteignet, seitdem werden die sogenannten Staatsleistungen als
Entschädigungen an die Kirchen gezahlt. Es handelt sich also um
Entschädigungszahlungen für Enteignungen, die vor gut 200 Jahren
stattgefunden haben. Sie sind weder an die Anzahl der Mitglieder der
Kirchen noch an einen Zweck gebunden. Allerdings sind sie an die
Entwicklung der Beamtenbezüge gekoppelt, sodass Jahr für Jahr mehr Geld von
den Ländern an die Kirchen fließt. Und da diese Zahlungen nicht
zweckgebunden erfolgen, müssen die Kirchen auch keine Rechenschaft darüber
ablegen, was mit diesem Geld geschieht. Auch der Rechnungshof kann hier
nicht nachprüfen, wofür die Gelder verwendet werden. Diese Staatsleistungen
sind auch nicht mit jenen Zuwendungen zu verwechseln, die die Kirchen für
karitative Projekte erhalten.

Es ist ein Verfassungsskandal, denn seit 1919 besagt der Artikel 138 der
Weimarer Reichsverfassung: "Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen
Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften
werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt
das Reich auf". Dieser eindeutige Auftrag, eine gesetzliche Regelung zu
schaffen, durch die die Staatsleistungen abgelöst bzw. aufgehoben werden,
ist durch Artikel 140 des Grundgesetzes zum Bestandteil unserer Verfassung
geworden.

Dennoch zahlen die Länder jedes Jahr steigende Beträge an die Kirchen.
Obwohl es bereits Anträge und Vorschläge gab, sich mit dem Thema zu
befassen und endlich ein Ende der stetig steigenden Zahlungen
herbeizuführen, geschieht nichts. So schlugen schon vor Jahren selbst
kirchennahe Juristen vor, die Staatsleistungen durch eine Einmalzahlung in
Höhe der 20-fachen aktuellen Jahressumme abzulösen. Hierbei handelte es
sich nicht gerade um einen bescheidenen Vorschlag. Würde man ihn heute
umsetzen, müssten die Länder annähernd 11 Milliarden Euro an die Kirchen
überweisen. Aber eines ist sicher: Je länger das Zögern dauert, endlich
eine abschließende Regelung zu finden, umso teurer könnte es die Länder zu
stehen kommen. Dies gilt wenigstens dann, wenn man der Auffassung der
Humanistischen Union und anderer nicht folgt, die bisherigen Zahlungen als
ausreichende Kompensation für frühere Verluste der Kirchen anzusehen.

Daher wiederholt die HU anlässlich dieses fragwürdigen Jubiläums ihre
jahrelange Forderung an den Bund und die Länder: Setzt den Staatsleistungen
an die Kirchen endlich ein Ende!


Weitergehende Informationen zu den Staatsleistungen finden Sie
unter:

https://staatsleistungen-beenden.de/ und 

https://staatsleistungen.de

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / HUMANISTISCHE UNION





STANDPUNKT/038: Rezension "vorgänge", Ausgabe 224 - Der Osten als Vorreiter? (Klaus Ludwig Helf)


vorgänge 224 - Zeitschrift für Bürgerrechte und Gesellschaftspolitik.

Schwerpunkt: Der Osten als Vorreiter?

von Klaus Ludwig Helf, Februar 2019



Die vorliegende Ausgabe der Zeitschrift Vorgänge beschäftigt
sich in ihrem Schwerpunkt-Heft mit verschiedenen Erklärungen für den
zunehmenden Rechtsruck in Deutschland. Dabei richtet sich der Focus
vor allem nach Ostdeutschland, da die Menschen dort nicht nationaler,
rassistischer oder fremdenfeindlicher wären als in anderen Teilen
Deutschlands, sondern weil sich nach der Überzeugung der Redaktion
einige Entwicklungsprobleme und Trends der deutschen Gesellschaft im
Osten weitaus dramatischer und früher gezeigt hätten als im Westen.
Dies gelte beispielsweise für die Wahlerfolge der AfD und für das
Einschrumpfen der ehemaligen Volksparteien SPD und CDU, das im Osten
schon weiter vorangeschritten sei als im Westen. So käme die SPD in
mehreren ostdeutschen Ländern nicht mehr über die 13%-Marke hinaus und
sei nur noch eine kleine Partei unter vielen.

Die wirtschaftlichen Entwicklungen und ihre Folgen werden immer wieder
als ein Grund für das Erstarken des Rechtspopulismus in Deutschland,
vor allem in den ostdeutschen Ländern genannt. Klaus Steinitz und Axel
Troost analysieren in ihrem Aufsatz die widersprüchlichen
Entwicklungen in Ostdeutschland seit dem Herbst 89. Der Beitritt der
DDR zur BRD habe in den neuen Ländern umfassende Adaptions- und
Transformationsprozesse in Gang gesetzt und alle gesellschaftlichen
Bereiche, die Arbeit und das Leben der Menschen radikal erfasst. In
den alten Ländern dagegen seien nur Inkorporations- und
Integrationsprozesse abgelaufen mit weniger tiefgreifenden Folgen.
Steinitz und Troost verweisen zu Recht darauf, dass die Angleichung
der Lebensbedingungen zwischen Ost- und Westdeutschland 1989/90 für
viele Menschen in der DDR ein wichtiges Motiv gewesen sei, die
deutsche Vereinigung zu fordern. Sie war auch zugleich ein zentrales
Ziel der Transformation. Als sich dieses als unrealistisch erwiesen
habe, reagierte die Politik mit einer Grundgesetzänderung. Der Passus
"Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse" wurde 1994 in
"Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse" (Artikel 72,2 GG)
abgeändert. Damit sei das Konvergenz-Ziel aufgeweicht und der
unterprivilegierte Status Ostdeutschlands dauerhaft mit dem
Grundgesetz vereinbar gemacht worden. Die Autoren zitieren Dietmar
Süß, der vor allem das Wirken der Treuhand kritisiert:
"Insgesamt zeigt sich, dass der Transformationsprozess nach 1989 eben
alles andere als glatt verlief, dass das Reden über die
Alternativlosigkeit immer von spezifischen Interessen begleitet
war ... Die ökonomischen Optionen waren auch 1989/90 vielfältig, und
der Weg der Anpassung an den Kapitalismus strittiger, als er sich in
unserer Erinnerungslandschaft bislang niederschlägt" (S. 19). Der
damalige Kanzler Helmut Kohl hat später zugegeben, dass sein
Versprechen von den "blühenden Landschaften" im Osten vor allem
Wahlpropaganda gewesen sei. Die Privatisierungspolitik der
Treuhand habe - so die Autoren - ergeben, dass im Jahre 1994
das ehemalige ostdeutsche Produktivvermögen zu 80% an Westdeutsche, zu
14% an Ausländer und nur zu 6% an Ostdeutsche übergegangen sei. In
seiner Dissertation über die Treuhand kommt Markus Böick zu dem
Ergebnis, dass in Ostdeutschland die Entwertung der Lebensläufe, das
Gefühl von Ohnmacht und Unterwerfung unter eine anonyme Macht der
westlichen Kapitalisten als negative Gefühle in der Bevölkerung seit
der Umbruchszeit wuchern. Die Politik habe das lange nicht
interessiert: "Man dachte: Die Menschen werden ihre gewonnene Freiheit
so schätzen, dass sie darüber hinwegsehen, wenn sie weniger verdienen
und nichts erben. Die schönen Innenstädte, die Einkaufmöglichkeiten
werden sie verschmerzen lassen, dass sie nichts zu sagen haben, weil
in Unternehmen, Gerichten, Universitäten Westdeutsche die
Führungspositionen besetzen" (S. 16). Es sei eine "Lebenslüge der
Politik", dass man lange glaubte, dass dies alles so widerspruchslos
von der ostdeutschen Bevölkerung hingenommen werde. Die Chancen für
eine langfristige Lösung der ostdeutschen Entwicklungsprobleme im
Sinne einer sich selbst tragenden wirtschaftlichen Entwicklung sehen
Steinitz und Troost nur in der Durchsetzung eines grundlegenden
Politik- und Pfadwechsels in der ökonomischen, sozialen und
ökologischen Entwicklung, der auch eng an die EU gekoppelt sein müsse.
Mit welchen Hebeln und politischen Kräften dies politisch umgesetzt
werden kann, lassen die Autoren außen vor.

Christa Luft, Professorin für Ökonomie, ehemalige Ministerin für
Wirtschaft in der DDR-Übergangsregierung unter Hans Modrow und
PDS-Bundestagsabgeordnete (1994 bis 2002) schildert im Interview aus
gelebter, aktiver Zeitgenossenschaft eindrücklich und ausführlich die
Abwicklung der DDR-Wirtschaft durch die Treuhand und die sich
daraus entwickelnden politischen und sozialen Folgen, die bis heute
für den Osten prägend sind. Der wirtschaftspolitische Kahlschlag durch
eine radikale De-Industrialisierung habe nicht nur die industrielle
Struktur und damit das ökonomische Rückgrat des Ostens zerstört,
sondern bis heute die Erfahrungen und Erwartungen vieler Menschen
geprägt. In der technokratischen Abwicklung der deutsch-deutschen
Vereinigung und der damit verbundenen Erfahrung der Abwertung sieht
Luft eine zentrale Quelle der Politik-, Fremden- und
Europa-Feindlichkeit vieler Ostdeutscher. Die Treuhand habe mit
Billigung der Bundesregierung die größte Vernichtung von
Produktiveigentum in Friedenszeiten bewirkt, 2 Millionen Arbeitslose
hinterlassen und eine kleinteilige Wirtschaftsstruktur: "Hätte man den
Beschäftigten eine Chance gegeben oder überhaupt verhindert, dass so
viele Unternehmen abgewickelt werden, wäre das billiger geworden für
den Staatshaushalt, als nachher die vielen Menschen zu alimentieren.
Viele Menschen sind daran, was mit ihnen geschehen ist, kaputt
gegangen - seelisch und auch physisch ... Das Ganze sollte sehr
schnell gehen" (S. 31). Selbst der damalige Bundesbankpräsident Karl
Otto Pöhl sei über diese Entwicklung entsetzt gewesen, zumal er der
Auffassung war, dass erst die Wirtschaft reformiert und dann erst eine
einheitliche Währung geschaffen werden sollte. Der damalige
Staatssekretär und spätere Bundespräsident Koehler habe bei diesem
neoliberalen Abwicklungsprozess eine treibende Rolle gespielt und in
einer Rede formuliert: "Liebe Leute, in der DDR-Wirtschaft muss auch
mal gestorben werden! Es muss auch mal Blut fließen!" (S. 34). Der
Neoliberalismus konnte sich in der Bundesrepublik - so Christa
 Luft - deshalb so rasch ausbreiten, weil mit der DDR ein
sozialökonomisches Gegengewicht fehlte. Aktuell plädiert sie für eine
stark regional verwurzelte, sozial und ökologisch orientierte
Wirtschaft nicht als Alternative, sondern als Ergänzung der
Globalisierung. Der Protest vieler AfD-Anhänger richte sich
"überwiegend gegen die aktuelle Politik auf Bundesebene". Im Osten
kämen noch verschärfend hinzu die nicht geheilten Verletzungen,
Demütigungen und Ungerechtigkeiten aus der Nachwendezeit wie
Arbeitsplatzverlust und lange Arbeitslosigkeit, Renteneinbuße,
Eliten-Austausch auf allen Ebenen bei westdeutscher Dominanz und
Verunglimpfung und Entsorgung ostdeutscher Strukturen und Erfahrungen.

Der Saarbrücker Ökonom Heinz Biermann untersucht die wirtschaftliche
und soziale Lage in Westdeutschland und stellt fest, dass trotz
wirtschaftlicher Prosperität und niedriger Arbeitslosenzahl in
Deutschland generell die sozialen Widersprüche groß seien und in den
letzten Jahren noch zugenommen hätten. So habe Deutschland den größten
Anteil an prekärer Arbeit in West-Europa: "Der Anteil der
Niedriglöhner liegt über 20 Prozent. Viele Menschen können von ihrer
Arbeit nicht leben. 1,2 Millionen müssen zusätzlich zu ihrem
Erwerbseinkommen Arbeitslosengeld beziehen. Die atypische
Beschäftigung - Mini- und Midijobs, erzwungene Teilzeitarbeit,
Leiharbeit - hat zugenommen ... Das Armutsrisiko wird größer" (S. 41).
Der Osten hinke vor allem im Hinblick auf Einkommen und Armutsrisiko
nach wie vor deutlich dem Westen hinterher, doch sei der pure 
Ost-West-Vergleich nicht ausreichend, um die realen Unterschiede in den
Regionen, Landkreisen und Kommunen zu erfassen. Nach dem Abgleich
dieser Daten komme man zu einem differenzierteren Ergebnis. Man könne
dann weniger von einem Ost-West-Gegensatz ausgehen, "..., sondern
vielmehr von einem wirtschaftlich starken Süden, der sich deutlich vom
Westen und Norden absetzt" (S. 42). So lägen Regionen des Ruhrgebiets
wie Duisburg-Marxlohe im bundesdeutschen Vergleich bei der Quote von
Armut und Armutsgefährdung an der Spitze. Gebiete mit prekären
Arbeitsverhältnissen seien - so eine Studie der Bertelsmann-Stiftung -
besonders anfällig für rechte politische Parteien und Organisationen.
Am Beispiel von Ingolstadt (eine der reichsten Städte Deutschlands)
und von Gelsenkirchen, die beide überdurchschnittlich hohe AfD-
Zustimmung bei den Bundestagswahlen 2017 hatten (15,3% bzw. 17 %)
zeigt Bierbaum, dass eine etwas differenziertere Analyse ergebe, dass
prekäre Verhältnisse die extreme Rechte begünstige: "Allerdings kommen
AfD-Wähler zu einem nicht unbeträchtlichen Teil auch aus dem
konservativen Milieu mit durchaus akzeptablen Arbeits- und
Lebensbedingungen - insbesondere dann, wenn sie ihren Status (ob zu
Recht oder zu Unrecht) bedroht sehen und einen Abstieg befürchten" (S.
45).

In ihrer Analyse der Bundestagswahl 2017 kommen Richard Koch und
Walter Ruhland zu dem Ergebnis, dass die AFD für die meisten ihrer
Wählerinnen und Wähler die Funktion einer Protestpartei habe: "85%
sehen in der AFD die einzige Partei, mit der sie ihren Protest gegen
die ihrer Meinung nach verfehlte Politik der etablierten Parteien
ausdrücken können" (S. 53). Nach einer Studie des
Wissenschaftszentrums Berlin vertreten fast neun von zehn AfD-Wähler
(88%) populistische Einstellungen wie "Anti-Establishment" und "Anti-
Pluralismus". Diese ließen sich auch in anderen Parteien - allerdings
in weitaus geringerem Maße - feststellen. Deutliche höhere Anteile als
bei Wählern anderer Parteien gebe es allerdings bei der AfD-Klientel
rechtspopulistische Einstellungen bei den Themen Migration und innere
Sicherheit. Die AfD könne aber deswegen nicht "durchweg als
rechtsextrem oder prinzipiell demokratiefeindlich eingeschätzt werden"
(S. 53). Die Analyse der Bundestagswahl 2017 mache deutlich, dass die
Motive der meisten AfD-Wähler weniger in deren objektiver sozialen
Lage zu finden sind, sondern eher auf der Ebene subjektiver
Verunsicherung und Ängste. Auch nach einer Untersuchung des Instituts
für Soziologie der Universität Leipzig seien die Erfolge der AfD
primär nicht auf den Streit um die Flüchtlingspolitik zurückzuführen,
sondern auf tieferliegende Konflikte. Die AfD lebe vom Unmut über die
gesamte politische Entwicklung Deutschlands. Ihr Erstarken sei ein
Signal für eine "kulturelle Spaltung der Gesellschaft", die nicht
primär zwischen Arm und Reich verlaufe. Dabei stünde auf der einen
Seite die Mehrheit derjenigen, die ein liberales, kosmopolitisches
Weltbild vertreten und auf der anderen Seite die Minderheit
derjenigen, die sich einen souveränen Nationalstaat und eine homogene
Bevölkerung wünschten. Sei daher nach Ansicht von Koch
und Ruhland große Skepsis angebracht gegenüber den Absichten der
etablierten Parteien, "... zumindest die Protestwähler der AfD vor
allem mit einer besseren Sozialpolitik zurückgewinnen zu wollen." (S.
54)

Das vorliegende Heft der vorgänge liefert viele spannende
Analysen und Thesen, aus bislang vernachlässigten Perspektiven das
Erstarken von rechtsextremen und rechtspopulistischen Kräften und der
AfD als Oppositionspartei in Deutschland und auch speziell in den
östlichen Teilen differenziert zu erklären. Wir warten mit Spannung
auf ein Folge-Heft der vorgänge, das sich mit den politischen
Konsequenzen aus diesen Analysen und mit realistischen
Lösungsvorschlägen beschäftigt.


vorgänge 224 - Zeitschrift für Bürgerrechte und Gesellschaftspolitik.

57. Jahrgang Dezember 2018, Heft 4

Schwerpunkt: Der Osten als Vorreiter?

herausgegeben von der Humanistischen Union

Editorial von Herbert Mandelartz und Sven Lüders.

Berlin, Greifswalder Straße 4
.
E-Mail: vorgaenge@humanistische-union.de.

http://vorgaene.humanistische-union.de

 * 

Quelle:

© 2019 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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STANDPUNKT/316: Solidarität mit Attac (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 27. Februar 2019

Solidarität mit Attac



Berlin, 27.2.2019: Zum gestern vom Bundesfinanzhof bekanntgegebenen Urteil
zur Gemeinnützigkeit von Attac erklärt der Vorsitzende der NaturFreunde
Deutschlands, Michael Müller:

"Wir NaturFreunde üben massive Kritik an einem möglichen Entzug der
Gemeinnützigkeit von Attac, einer Vereinigung der Bürgerinnen und Bürger,
die für ein gerechtes Steuersystem kämpfen. Heißt das etwa umgekehrt, die
Gelddealer und Spekulanten, die mit ihren riskanten Tricks 2008 die
Weltwirtschaft an den Rand des Abgrunds geführt haben, arbeiteten im
Interesse des Gemeinwesens? Wenn eine Vereinigung sich für mehr Demokratie
einsetzt, geht das den Richter*innen des Bundesfinanzhofs dagegen zu weit?
Das ist schwer nachzuvollziehen. Attac fehlende "geistige Offenheit"
vorzuwerfen, ist absurd. Das Gericht greift die Demokratie an, wir müssen
uns gemeinsam dagegen wehren.

Der Bundesfinanzhof hat unserem Gemeinwesen einen schlechten Dienst
erwiesen. Die Globalisierungskritik gehört zur Demokratie. Die
Finanzgerichte sollten sich mit den Spekulanten und ihren dubiosen Methoden
beschäftigen, statt unbequeme Kritik abzuwürgen. Es scheint aber Methode zu
werden, Kritiker mundtot zu machen. Nichts anderes passiert auch bei der
Deutschen Umwelthilfe, die den Dieselskandal aufgedeckt hat. In dem Fall
will die Union der DUH die Gemeinnützigkeit entziehen.

Die NaturFreunde rufen die neuen sozialen Bewegungen auf: dagegenhalten,
wachsam sein, die Demokratie braucht den kritischen Geist. Das ist
gemeinnützig!"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.02.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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LESUNG/6359: Hamburg - Michael Krüger, Gedichte und Roman "Vorübergehende", 21.03.19


Literaturzentrum Hamburg - Programm im März 2019

Michael Krüger liest aus Einmal einfach (Gedichte Suhrkamp)

und aus seinem Roman Vorübergehende (Haymon Verlag)

Donnerstag, 21.03.2019, 19.30 Uhr

Literaturhaus Hamburg, Schwanenwik 38



"Michael Krügers neue Gedichte - weit entfernt und ganz nah -
sprechen zu uns mit vertrauter Stimme..." (Suhrkamp). Sein im
letzten Jahr erschienener Roman Vorübergehende handelt von einem
erfolgreichen Motivationscoach, der sich schon fast von der Welt
abgewandt hatte, bis er einem Flüchtlingsmädchen begegnete. Das Buch
erzählt von verschiedenen Arten der Flucht, und ganz nebenbei zeigt
sich " ... das wunderliche Gesicht der Gegenwartsgesellschaft ...
(Haymon)

Michael Krüger, lebt in München, für sein Werk wurde er vielfach
ausgezeichnet: u.a. mit dem Peter-Huchel-Preis, dem
Ernst-Meister-Preis für Lyrik und 2010 dem Joseph-Breitbach-Preis.
Michael Krüger war zunächst Verlagsbuchhändler und absolvierte eine
Buchdruckerlehre. In den 60er Jahren lebte er als Buchhändler in
London. Danach begann seine Tätigkeit als Literaturkritiker. Ab
1968 - jahrzehntelang Lektor und Leiter des Hanser Verlags. Außerdem
Herausgeber der Literaturzeitschrift Akzente. Ab 1972 veröffentlichte
er Gedichte und wurde zu einem der herausragendsten Lyriker.

In Kooperation mit der Buchhandlung Samtleben

Eintritt: EUR 7,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Telefon: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6358: Hamburg - Lyrik zur Teatime mit André Schinkel und Rüdiger Stüwe, 17.03.2019


Literaturzentrum Hamburg - Programm im März 2019

Lyrik zur Teatime

André Schinkel liest aus Bodenkunde (mitteldeutscher
verlag)

Rüdiger Stüwe liest aus Global ins Affental (Donat Verlag)

Sonntag, 17.03.2019, 17.00 Uhr

Literaturhaus Hamburg, Schwanenwik 38



In seinen neuen Gedichten entdeckt man André Schinkel bei der
Vertiefung seiner poetischen Sichten. Seine Texte sprechen von
Zweifel und Hoffnung, erfassen aber auch das Paradiesische in der
Gegenwart. Rüdiger Stüwes Gedichtband versammelt politische,
autobiografische, sprachspielerisch-experimentelle Texte und
Kindergedichte.

André Schinkel. Geb. 1972 in Eilenburg, lebt in Halle an der Saale.
Ausbildung als Rinderzüchter und Studium der Umweltschutztechnik in
Wernigerode sowie Germanistik und Archäologie an der halleschen
Universität. Seit 2005 freier Autor, Lektor und Redakteur. Seine
Texte wurden in 16 Sprachen übersetzt. Er war u.a. Stadtschreiber in
Halle, Ranis und Jena und erhielt diverse Literaturförderpreise.

Rüdiger Stüwe war einunddreißig Jahre lang Lehrer, davon die letzten
achtzehn Jahre an einer Gesamtschule. Seit 1984 freier Autor. Er
schreibt Gedichte, Kurzgeschichten und Hörspiele. Diverse
Buchveröffentlichungen und Beiträge in Anthologien und
Literaturzeitschriften. Initiator der Sendung 15 Minuten für die
Lyrik für das Hamburger Lokalradio.

Eintritt: EUR 7,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Telefon: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8564: Und morgen, den 1. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.03.2019 bis zum 02.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8564 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wechselhaft freundlich,

mit Wolken und trocken,

Jean-Luc erholt sich,

grad das wird ihn locken.
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STANDPUNKT/063: Ein Europa der Solidarität bedeutet faire Handelspolitik (spw)


spw - Ausgabe 1/2019 - Heft 230

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Meinung

Ein Europa der Solidarität bedeutet faire Handelspolitik

von Dietmar Köster



Einleitung

Die weltweite Zunahme von sozialer Ungleichheit und Armut ist eine der
zentralen Ursachen für Flucht und Migration. Die EU-Handelspolitik hat
hierzu beigetragen. Ein Europa der Solidarität muss seine
Handelspolitik grundlegend ändern, wenn die Länder des Globalen Südens
eine Chance für wirtschaftliche Prosperität erhalten sollen. Dazu kann
eine mutige sozialdemokratische Politik an einer wachsenden
Bereitschaft für Solidarität der Bürger*innen in Europa anknüpfen.


1. Wachsende Bereitschaft für ein Europa der Solidarität(1)


Der Brexit und das Erstarken nationalistischer Kräfte zeigen, dass die
Europäische Union am Scheideweg steht: Entweder sie erodiert weiter
und wird ein Ort von (autoritären) Nationalstaaten oder es gelingt ein
Neustart für ein Europa der Solidarität. Die sozialdemokratische
Gestaltungsaufgabe besteht darin, ein solidarisches Europa der Vielen
statt der Wenigen zu schaffen, das den Menschen in Zeiten weltweiter
Umbrüche und Unsicherheiten Hoffnung auf ein gutes Leben gibt, ohne in
einen Eurozentrismus zu verfallen. So wie sie ist, bleibt die EU
jedenfalls nicht. Die kommende Europawahl wird zu einer
Richtungsentscheidung.

Die Chancen für den Entwicklungspfad eines Europas der Solidarität
sind da. Darauf weisen einige Untersuchungen hin, in denen
Einstellungen der Bürger*innen gegenüber der EU erfragt wurden: So
sehen in Deutschland 75 Prozent (in allen Mitgliedstaaten 66 Prozent)
der Befragten in der EU mehr Vor- als Nachteile. Diese allgemeine
positive Sichtweise auf die EU wird dadurch untermauert, wenn nach der
Bereitschaft für die Solidarität in Europa gefragt wird. 60 Prozent
befürworten eine solidarische Politik: Sie wären bereit, in einen
Fonds einzuzahlen (z.B. 7 Euro pro Monat), um Bürger*innen eines
anderen EU-Landes zu unterstützen, das in eine Wirtschaftskrise mit
steigender Arbeitslosigkeit gerät. Daran wird deutlich, dass eine
mehrheitliche Bereitschaft zur Unterstützung einer solidarischen
Politik in der EU, die eine Umverteilung über nationale Grenzen hinweg
praktizieren würde, existiert. Dieses Verständnis von Solidarität
unterscheidet sich grundlegend von einem Nationalbewusstsein.

Diese Solidarität bezieht sich auch auf Migrant*innen. Eine Studie zur
Integration von Zugewanderten in Deutschland zeigt, dass die Mehrheit
der Bürger*innen das Zusammenleben zwischen Einheimischen und
Migrant*innen positiv sehen. Diese Erkenntnis steht im Widerspruch zu
der verbreiteten Annahme, dass es eine eher überwiegend
migrationsfeindliche Stimmung gebe. Eine andere Studie verdeutlicht,
dass 77 Prozent der befragten Europäer*innen bereit sind, Flüchtlinge
aufzunehmen. Nur in Italien (56 Prozent), in Polen (49 Prozent) und in
Ungarn (32 Prozent) liegen die Werte darunter.

Diese Daten weisen darauf hin, dass es in der Bevölkerung ein viel
größeres Ausmaß an inner- und außereuropäischer Solidarität gibt, als
das gemeinhin angenommen wird und im Regierungshandeln zum Ausdruck
kommt. An dieser Bereitschaft für Solidarität in der Bevölkerung
müssen sozialdemokratische Strategien in der Europawahl anknüpfen. Es
sollten also nicht die sogenannten besorgten Bürger*innen, die nichts
dabei finden, mit gewaltbereiten Nazis durch die Straßen zu ziehen,
die Nazisprüche skandieren und andere Menschen durch die Städte hetzen
und Steine in jüdische Restaurants werfen, im Fokus des Wahlkampfes
stehen.

Allerdings findet die vorhandene Bereitschaft zu Solidarität bei dem
Thema einer gemeinsamen Flucht- und Migrationspolitik keine
Entsprechung im Regierungshandeln der Mitgliedstaaten. Dabei hat das
europäische Parlament seit längerem Grundzüge einer gemeinsamen
solidarischen Asylpolitik mehrheitlich beschlossen. Allerdings
blockiert der Rat jede Verständigung über die Vorschläge des
Europäischen Parlaments, wie zum Beispiel die Überwindung des Prinzips
der Erstankunft bei der Dublin-Reform. Hiernach müssen Geflüchtete
ihren Asylantrag in dem Staat stellen, in dem sie die EU erstmals
betreten. Nach dieser Regelung tragen die Mitgliedstaaten der
EU-Außengrenzen alleine die Verantwortung. Dabei tragen die
Mitgliedstaaten der EU insgesamt doch in erheblichem Maße eine
Mitverantwortung an den Ursachen von Migration und Flucht.


2. Migration und Flucht

Momentan sind 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht, vor zehn Jahren
waren es noch 37,5 Millionen. Weit mehr als 90 Prozent der
geflüchteten Menschen sind Binnenflüchtlinge und fliehen innerhalb von
Staaten des globalen Südens oder in die Nachbarstaaten. Nur weniger
als drei Prozent von ihnen schaffen den Weg nach Europa. Die
Hauptursache für Flucht sind Kriege wie beispielsweise in Syrien oder
in Afghanistan. Ebenso führten Kriege mit dem Ziel des "Regime-Change"
im Irak oder in Libyen zu zerfallenden Staaten und beförderten
Fluchtbewegungen. Darüber hinaus sind die wachsenden sozialen
Ungleichheiten in der Welt eine zentrale Triebfeder für Flucht und
Migration: So ist die Zahl der Hungernden von 2015 zu 2016 um 38
Millionen auf 815 Millionen gestiegen, 520 Millionen in Asien, 243
Millionen in Afrika und 42 Millionen in Lateinamerika.

Das groteske Ausmaß von sozialer Ungleichheit in der Welt ist
offensichtlich. Auf der einen Seite müssen eine Milliarde Menschen
täglich mit einem Euro überleben, haben 900 Millionen Menschen keinen
Zugang zu sauberem Wasser und hat jeder dritte Mensch auf der Welt
keinen Zugang zu Sanitäranlagen. Auf der anderen Seite verfügen die 42
reichsten Menschen über ein Vermögen wie die ärmere Hälfte der
Weltbevölkerung. 2012 erhöhten die 100 reichsten Menschen ihr Vermögen
um 240 Milliarden US-Dollar. Man braucht kein Prophet zu sein, um zu
erkennen, dass diese tiefen sozialen Spaltungen die Welt immer
instabiler machen werden.


3. Steigende soziale Ungleichheiten in der Welt und
Handelsabkommen 

Zu der weltweiten Instabilität haben Freihandelsabkommen neuen Typs
erheblich beigetragen. Freihandelsabkommen beruhen auf der
neoliberalen Behauptung, Märkte seien effizient und führten zu mehr
Wohlstand für alle. Das ist eher Ideologie und hat mit der Realität
wenig zu tun.

Ein fairer Welthandel kann zur allgemeinen wirtschaftlichen
Prosperität beitragen. Handelsabkommen können ein guter Hebel sein, um
weltweit beispielsweise bessere Arbeitnehmer*innenrechte und
Umweltschutz umzusetzen. Allerdings werden jüngste Handelsabkommen,
wie das mit Japan, diesen Ansprüchen nicht gerecht. Ebenso ist das
Abkommen mit Singapur, in dem beispielsweise zwei
ILO-Kernarbeitsnormen - das Recht auf Versammlungsfreiheit und das
Verbot der Diskriminierung am Arbeitsplatz - nicht erfüllt werden,
unzureichend. Die Möglichkeit, Globalisierung fair zu gestalten und
die Kluft zwischen Gewinner*innen und Verlierer*innen des Welthandels
zu schließen, wurde auch mit diesen Abkommen erneut verpasst.

Weltweite soziale Ungleichheit und Armut werden auch durch ungerechte
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und den afrikanischen Staaten
verursacht. Die EPAs (Economic Partnership Agreements) sind zum
Nachteil Afrikas und führen dazu, dass die afrikanischen Märkte für
die einheimischen Produkte zerstört werden. Das über Jahre
subventionierte Hühner- und Schweinefleisch und die Getreideprodukte
aus der EU haben den kleinen Landwirten in Afrika die
Existenzgrundlage entzogen. Sie konnten ihre landwirtschaftlichen
Güter nicht mehr verkaufen, da sie teurer waren als die der
europäischen Konkurrenten. Ebenso hat zur Not beigetragen, dass die
großen Fischtrawler der EU in der Vergangenheit die Meere vor den
Küsten West- und Ostafrikas leerfischten und den einheimischen
Fischern ihre Fanggründe nahmen. Außerdem beklagen die afrikanischen
Staaten, dass große Unternehmen mittels Steuerhinterziehungen und
aggressiver Steuervermeidung einen Schaden in Höhe von 50 Milliarden
Euro pro Jahr anrichten.

Auch künftige Freihandelsabkommen der EU mit Afrika müssen kritisch
betrachtet werden. Ein Freihandelsabkommen der EU mit Kenia würde zum
Beispiel bedeuten, dass Kenia seine Produkte wie Säfte, Waschmittel
und anderes nicht mehr in Ostafrika absetzen kann, weil sie gegenüber
EU-Produkten nicht mehr konkurrenzfähig wären. EPAs in der jetzigen
Form würden den sozialökonomischen Druck auf diese Länder erhöhen,
zunehmende Arbeitslosigkeit und steigende Not würden die Folge sein.
Noch mehr Menschen werden dann zur Flucht gezwungen sein und in den
Staaten des globalen Nordens Zuflucht suchen.

Ebenso hat die Austeritätspolitik des IWF, der Kredite u.a. nur bei
Privatisierungen, niedrigen Einkommen und gegen massive "Sparauflagen"
gewährte, erheblich zum Niedergang der Wirtschaft in vielen Ländern
des globalen Südens beigetragen. Zudem ist das Geld, das dort ankam,
nicht in die Infrastruktur und in die Wirtschaft investiert worden,
sondern zu erheblichen Teilen in den Taschen korrupter Staatsführer
gelandet.



4. Anforderungen an eine faire und solidarische Handelspolitik


Wie könnte ein Ausweg für die Länder des globalen Südens aus ihrer
wirtschaftlichen Misere aussehen? Jedenfalls nicht in
Freihandelsabkommen wie sie die EPAs vorsehen. Sie bewirken eher das
Gegenteil und verstärken die Ungleichgewichte. Hinzu kommt, dass die
EU und China um die Rohstoffe Afrikas konkurrieren. Die EU versucht,
sich mittels der EPAs den Zugriff auf die Rohstoffe zu sichern.

Die Länder mit einer geringen wirtschaftlichen Leistungskraft wie
insbesondere in Ostafrika werden nur eine Chance haben, wenn sie ihre
Märkte vor der überlegenen Wettbewerbsfähigkeit des globalen Nordens
schützen. So hat sich China in den letzten 40 Jahren verhalten und
ebenso handelte das deutsche Kaiserreich, als es gegenüber dem
industrialisierten England in der Produktivität weit zurücklag.

Progressive Entwicklungspfade sollten eine stärkere Kooperation
afrikanischer Staaten untereinander ermöglichen und den Handel
innerhalb des Kontinents fördern. Hier ist mit der Einigung auf eine
afrikanische Freihandelszone zuletzt auch einiges geschehen. Sie
ermöglicht eine Förderung der regionalen Wertschöpfung, die auch die
Regionen stärkt. Wenn es zu Abkommen zwischen der EU und Afrika kommt,
müssen zumindest die ILO-Kernarbeitsnormen eingehalten werden. Ebenso
muss gesichert werden, dass die multinationalen Unternehmen faire
Steuern zahlen. Es ist auch hier sicherzustellen, dass die Unternehmen
in den Ländern ihre Steuern zahlen, in denen sie ihre Gewinne
erwirtschaften. Der Steuerwettbewerb nach unten zwischen den Staaten
wird die Lage der afrikanischen Staaten weiter verschlechtern.
Notwendig sind internationale Regelungen wie eine globale
Mindeststeuer, Steuertransparenz und die Einrichtung einer
internationalen Steuerbehörde innerhalb der UN. Umverteilung des
volkswirtschaftlich erzeugten Reichtums zulasten der Hyperreichen und
zugunsten der unteren und Mittelschichten ist auch international
dringend geboten.

Kriege, die weltweite soziale Ungleichheit und künftig der Klimawandel
mit seinen Auswirkungen auf Afrika sind die zentralen Ursachen für
Flucht und Migration. Ein Europa der Solidarität muss die Bekämpfung
dieser Ursachen Priorität einräumen. Dabei ist an solidarischen
Haltungen in der Bevölkerung anzuknüpfen, die stärker ausgeprägt sind
als das gemeinhin angenommen wird. Sozialdemokrat*innen in Europa
müssen hier ihre Chance sehen, ihr Profil zu schärfen und sollten
mutiger sein.


Prof. Dr. Dietmar Köster, MdEP, ist Vorstandsmitglied des
Forums DL21.


Anmerkung

(1)
Ich danke Dr. Sonja Grabowsky für ihre konstruktiven
Hinweise.
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nicht wegschauen: Über 100 kenntnisreiche Begutachtungen zu 
Problemen und Folgen des Sozialhilfegesetzes in Österreich

Von www.armutskonferenz.at, 27. Februar 2019



Genau hinschauen: Vorliegendes Sozialhilfegesetz macht uns zu
Bittstellern, wenn wir in soziale Not kommen - statt Existenz und
Chancen zu sichern.

"Wegschauen hilft nicht", weist die Armutskonferenz auf die über
hundert kenntnisreichen und genauen Begutachtungen der vorgelegten
Sozialhilfe hin. Die in der Armutskonferenz zusammengeschlossenen
Initiativen begleiten und betreuen 500.000 Menschen im Jahr. "Wir
wissen, was Maßnahmen anrichten können. Im Alltag. Konkret. Real."
Wohnungslosenhilfe Vorarlberg, Schuldenberatungen, Frauenhäuser,
Österreichischer Behindertenrat, Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe, Bundesweites Netzwerk Offene Jugendarbeit,
Caritas, Diakonie, Dowas Innsbruck, InterACT und Menschen mit
Armutserfahrungen, Katholischer Familienverband, Samariterbund,
Lebenshilfe, Mädchen- und Frauenberatungsstellen, Wohnungslosenhilfe
NÖ, NEUSTART, pro mente austria, Rotes Kreuz, SOS Kinderdorf,
Volkshilfe, Vertretungsnetz und viele mehr weisen auf große Probleme
und negative Folgen des Entwurfs hin:

Besonders problematisch ist der Wegfall der Vorgabe, dass
Entscheidungen am Amt maximal drei Monate dauern dürfen. So wird
Soforthilfe unmöglich und Ämterwillkür Tür und Tor geöffnet. Auch die
Verpflichtung, schriftliche Bescheide auszustellen, ist gestrichen.


	Die alte Sozialhilfe ist zurück, aber schlimmer und in Zukunft nach Bundesland zerstückelter als sie es je war. So ist keine Vereinheitlichung möglich.

	Es gibt keine Mindeststandards mehr, sondern nach unten ungesicherte Kann-Leistungen. Die Leistungshöhen, das Wohnen, Hilfen für alleinerziehende Eltern und Menschen mit Beeinträchtigungen - all das sind "Kann"-Bestimmungen.

	In der Zusammenschau mit der Beschneidung der Leistungen der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld und Notstandshilfe) bedeutet das, dass stärker sozialstaatliche, statussichernde Leistungen in mehr "almosenhafte", paternalistische Fürsorge überführt werden.

	Eine Fürsorgeleistung mit weniger Rechten und großen Vollzugs-Spielräumen ist auch immer stärker mit Stigmatisierung und Abwertung verbunden. Soziale Rechte haben viel mit Würde zu tun.

	Eine Deckelung der möglichen zusätzlichen Leistungen für das Wohnen. Selbst bei Ausschöpfung der vorgesehenen maximalen Überschreitung um 30 % des Wohnkostenbeitrags deckt das nicht die realen Wohnkosten in Teilen Österreichs, besonders in den Städten, ab.

	Zusätzlich gibt es einen generellen Deckel, der für alle Erwachsenen im Haushalt gilt und Menschen mit Behinderungen oder pflegende Angehörige treffen kann.

	Die Regelung, dass Personen nur bei vor dem 18. Geburtstag begonnenen Ausbildungen unterstützt werden, verunmöglicht eine nachhaltige Unterstützung und Hilfe zur Selbsthilfe. Tirol beispielsweise ermöglicht Ausbildungen bis zur Höhe des Pflichtschulabschlusses bzw einer Lehre darüber hinaus.

	Regress und verschärfter Unterhalt in allen Bundesländern werden möglich.

	Krankenversicherung ist nicht im Gesetz verankert.

	Die Deckelung der Leistung innerhalb einer Wohngemeinschaft wirkt existenzgefährdend. Im Bereich Menschen mit Behinderung und auch der Wohnungslosenhilfe werden Plätze in Wohngemeinschaften angeboten, um Selbständigkeit zu ermöglichen und förderliche sozialtherapeutische Angebote zu schaffen.

	In bestimmten Fällen kann die direkte Überweisung beispielsweise der Miete sinnvoll sein, z.B. bei einer Suchterkrankung oder einer psychischen Krise - aber als zu begründende Ausnahme, wie es in der jetzigen Mindestsicherung auch geregelt ist. Pauschal angeordnete Sachleistungen hingegen bedeuten weniger Selbständigkeit. Zum einen stellt es eine Entmündigung von armutsbetroffenen Personen dar. Zum anderen kann es für viele eine starke Stigmatisierung bedeuten, da der Vermieter somit erfährt, dass sein Mieter Sozialhilfe bezieht.



Starke negative Effekte werden bei der Wohnsituation sichtbar, wissen
wir aus den aktuellen Daten der Statistik Austria (2018). Viele können
ihre Wohnung nicht im Winter heizen, müssen unter desolaten
Wohnbedingungen leben (doppelt so oft von feuchter Wohnung betroffen,
fünfmal öfter Überbelag, dreimal öfter dunkle Räume). Massiv sind die
Auswirkungen auf Gesundheit, Chancen und Teilhabe bei Kindern. Die
Gefahr des sozialen Ausschlusses bei Kindern zeigt sich in den
geringeren Möglichkeiten Freunde einzuladen (10mal weniger als andere
Kinder), Feste zu feiern und an kostenpflichtigen Schulaktivitäten
teilzunehmen (20mal weniger). Es finden sich keine Maßnahmen in der
vorgelegten Sozialhilfe, die die Situation verbessern würden, eher im
Gegenteil, so die Armutskonferenz abschließend.

Eine Sammlung von ausführlichen Begutachtungen zur vorgelegten
"Sozialhilfe" von Mitgliedsorganisationen und ExpertInnen der
Armutskonferenz:

http://www.armutskonferenz.at/aktivitaeten/mindestsicherungs-monitoring/stellungnahmen-sozialhilfe-grundsatzgesetz.html

Im Podcast ausführlich nachhören, welche Probleme das neue
Sozialhilfegesetz schafft:

https://armutskonferenz.podigee.io/2-stellungnahmensozialhilfegrundsatzgesetz


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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Alles muss raus - großer Ausverkauf (in Österreichs Asyl- und 
Menschenrecht)

Von Robert Manoutschehri, Unsere Zeitung, 27. Februar 2019



Weg mit Erstaufnahmezentren, stattdessen Ausreise-Zentren.
"Konzentrierte Lagerung" (jetzt als zentrale Unterbringung betitelt),
sowie Sicherungshaft, Gefährdungsprognosen und eine 20-tägige
Rückkehrberatung statt unabhängiger Rechtsvertretung sollen eine
ordentliche Asylrechts-Prüfung ersetzen. Eine Bundesbetreuungsagentur
werde außerdem dafür sorgen, dass es weniger Beschwerdefälle in erster
Instanz gäbe. Auch eine Aberkennung des Asylstatus bei Straftaten soll
bis auf EU-Ebene durchgesetzt werden.

Dies und Ähnliches bislang Undenkbares präsentierte Österreichs
Innenminister Herbert Kickl heute mit dem neuen Asyl-Paket von
Schwarz-Blau. Gegossen in einen 5-Punkte-Plan, der sich wie eine Liste
jener völker- und menschenrechtswidrigen Maßnahmen liest, die EU-weit
schon in Ungarn und anderen Ländern zu schwerer Kritik bis hin zu
Klagen vor dem Europäischen Gerichtshof geführt haben.

Nichtsdestotrotz soll diese Verschärfung der Verschärfung der
Verschärfung der Asylpolitik - auf welch
schleierhaft-antidemokratischen Wegen auch immer, denn einiges würde
einer Verfassungsänderung bedürfen - zu geltendem Recht erklärt
werden, das bereits ab März in Kraft treten soll. Sollte dies gelingen
und tatsächlich so eingeführt werden, entfernt sich Österreich auch im
Bereich der Migrations- und Asyl-Politik endgültig von den gemeinsamen
Zielen der EU-Staatengemeinschaft.


Reaktionen: "Die Regierung tanzt am Abgrund der Demokratie"


"Österreich befindet sich am Weg zum autoritären Staat - eine
Sicherungshaft ohne gerichtliche Anordnung, ein Militärbefugnisgesetz,
das den Datenschutz aushebelt, die Zerschlagung des
Verfassungsschutzes, eine NS-Meldestelle, die keine Kapazitäten hat,
allen Hinweisen nachzugehen und die nächste Verschärfung des
Asylrechts - all diese Entwicklungen und Ankündigungen zeigen, dass
die türkis-blaue Regierung in rasantem Tempo daran arbeitet,
demokratische Grundrechte in Österreich abzuschaffen", so die Grüne
Demokratiesprecherin Ewa Dziedzic in einer Aussendung.

Aber nicht nur für die Grünen sind die geplanten Gesetzesänderungen
ein Schritt in Richtung eines autoritären Staates. Zur Ankündigung,
Traiskirchen als Ausreisezentrum zu etablieren, meinte Andreas Babler,
Bürgermeister von Traiskirchen: "Vielleicht sollte der Innenminister
endlich eine seiner Kernaufgaben, nämlich ein geregeltes und
rechtsstaatliches Erstaufnahmesystem, das in Österreich nach wie vor
fehlt, in Umsetzung bringen. Hier ist Kickl bis jetzt, genauso wie
seine Amtsvorgängerinnen und Amtsvorgänger, kläglich gescheitert."

Und weiters: "Was Kickl hier ankündigt, bedeutet einen radikalen
Angriff auf unsere rechtstaatlichen Prinzipien, egal ob es
Internierung, Sicherungshaft oder sonst wie genannt wird. Dieses
Vorgehen ist grundsätzlich abzulehnen. Menschen, egal ob Österreicher
oder Flüchtende, auf Verdacht einzusperren, ohne dass sie ein
Verbrechen begangen haben, ist in einer entwickelten Demokratie wie
unserer, nicht nur ein Tabubruch, sondern für mich ein derber Anschlag
auf unser geregeltes österreichisches Rechtssystem."

Scharfe Kritik auch von Alma Zadic, sicherheitspolitische Sprecherin
von der Liste Jetzt: "Der Innenminister entwickelt sich immer mehr zu
einem Gefährder unseres österreichischen Rechtsstaats und unserer
Verfassung. Am liebsten würde er an den Richtern vorbei selbst
entscheiden, wen er einsperrt. Die Kickl'sche Präventivhaft öffnet
somit Tür und Tor für Missbrauch und Willkür. Die Entwicklungen zu
einem autoritären Unrechtsstaat werden wir mit Sicherheit nicht
mittragen", so Zadic in einer Aussendung.


Erstveröffentlicht bei:

https://www.unsere-zeitung.at/2019/02/25/alles-muss-raus-grosser-ausverkauf-in-oesterreichs-asyl-und-menschenrecht/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / REDAKTION





PARTEIEN/373: Brexit - Krebsgang der Geschichte ... (SB)


Brexit - Krebsgang der Geschichte ...



Bereits jetzt macht in Großbritannien die Rede von Theresa May als
schlechteste Premierministerin aller Zeiten die Runde. Das hat einen
einfachen Grund. Nach dem Einzug in Number 10 Downing Street im Sommer
2016, nach dem plötzlichen Rücktritt David Camerons in Reaktion auf
das überraschende Votum einer Mehrheit der britischen Bürger für den
Austritt aus der EU, hat sich May auf einen "harten Brexit" festgelegt
und damit dem Verbleib des Vereinigten Königreichs Großbritannien und
Nordirland in Zollunion und Binnenmarkt eine kategorische Absage
erteilt. Im März 2017 hat sie voreilig Artikel 50 des Lissaboner
Vertrags und damit das Austrittsdatum 29. März 2019 aktiviert. Beim
unnötigen Versuch, zusätzliche öffentliche Unterstützung für ihren
wenig kompromißbereiten Kurs bei den Verhandlungen mit der EU zu
erhalten, hat die Chefin der konservativen Partei für jenen Mai
vorzeitige Neuwahlen anberaumt, sich dabei politisch total
verkalkuliert und am Ende die absolute Mehrheit im Unterhaus, die sie
von Cameron geerbt hatte, verspielt.

Dadurch sah sich May im Juni 2017 gezwungen, für eine Milliarde Pfund
zusätzlicher Subventionen für Nordirland die Stimmen der zehn
Unterhausabgeordneten der dortigen, reaktionär-protestantischen
Democratic Unionist Party zu kaufen. Seitdem bemüht sich die
Tory-Vorsitzende vergeblich, mit Brüssel einen Deal auszuhandeln, der
DUP und ihre euroskeptischen Freunde bei der einflußreichen European
Research Group (ERG) innerhalb der konservativen Partei
zufriedenstellt. ERG und DUP insistieren auf den Austritt aus
Zollunion und Binnenmarkt und wollen partout nicht einsehen, daß eine
solche Situation unweigerlich zu einer harten Grenze zwischen
Nordirland und der Republik Irland führen muß. Damit wäre
Großbritannien im Sinne der von London im Rahmen des
Karfreitagsabkommens von 1998 gemachten Zusicherungen vertragsbrüchig
geworden. Um jenes Szenario einschließlich eines Wiederaufflammens
des Nordirlandkonflikts zu vermeiden, beharren die EU-27 auf den
sogenannten Backstop, den Brüssels im Dezember 2018 als Teil eines
Austrittsvertrags mit May ausgehandelt hat.

Ende Januar hat May beim Votum über ihren Brexit-Deal die mit Abstand
schwerste Niederlage in der parlamentarischen Geschichte
Großbritanniens erlitten. Dagegen votierten nicht nur die gesamte
Opposition aus Sozialdemokraten, Liberaldemokraten und schottischen
Nationalisten, weil das Verhandlungsergebnis das Vereinigte Königreich
zu stark von der EU distanziert, sondern auch die DUP-10 sowie rund
130 Tory-Rebellen, letztere um ihren Protest gegen den Backstop zu
demonstrieren. Die harten Brexiteers befürchten, nicht ganz zu
Unrecht, daß der Backstop entweder Nordirland enger an die Republik
Irland binden oder das Vereinigte Königreich als ganzes dauerhaft in
der Zollunion mit der EU behält. Seit Anfang Februar treten die von
May erbetenen Nachverhandlungen zwischen London und Brüssel auf der
Stelle. London verlangt Zugeständnisse von Brüssel, doch die EU-27
sehen sich dazu nicht veranlaßt, weil die britische Regierungschefin
ihnen im Gegenzug nicht garantieren kann, dafür im Palast von
Westminster eine Mehrheit dafür zu bekommen. In Brüssel und den
anderen europäischen Hauptstädten nimmt niemand May mehr ernst, weil
sie sich seit mehr als zwei Jahren weigert, das Wohl des Landes über
das der eigenen Partei zu stellen und endlich die ERG in ihre
Schranken zu weisen, selbst auf die Gefahr hin, daß dies die Tories
spaltet.

In weiten Teilen Großbritanniens und Nordirlands macht sich inzwischen
Angst breit, May spiele auf Zeit, damit in den wenigen verbliebenen
Wochen keine Einigung mit Brüssel zustande kommt und das Vereinigte
Königreich Ende März doch noch in den ungeordneten EU-Austritt
hineintaumelt. Offiziellen Schätzungen zufolge wären verheerende
Auswirkungen zu erwarten, darunter Lebensmittelknappheit und ein
Einbruch der Leistung der britischen Volkswirtschaft um sechs bis neun
Prozent für mindestens die nächsten 15 Jahre. Die zunehmende
Panikstimmung hat dazu geführt, daß am 11. Februar sieben Abgeordnete
aus der Labour-Partei ausgetreten sind, um eine neue politische
Gruppierung zu bilden. Bei den sieben Politikern handelt es sich
allesamt um ausgesprochene Gegner von Jeremy Corbyn, die dem
Labour-Vorsitzenden ständig vorwerfen, erstens nicht genug gegen die
Brexit-Pläne Mays zu unternehmen und zweitens zu israel-kritisch und
pro-palästinensisch zu sein. Am 12. Februar schlossen sich drei
konservative Hinterbänkler der neuen "Independent Group" an und
begründeten ihre Entscheidung mit dem Chaos-Kurs Mays in Sachen
Brexit.

Die Austrittswelle hat sich seitdem sowohl bei Labour als auch bei den
Konservativen fortgesetzt. Corbyn hat als erster darauf reagiert und
sich endlich zur Abhaltung einer zweiten Volksbefragung zum Thema
EU-Austritt durchgerungen. Erst nachdem May parteiintern mit einem
Aufstand von bis zu zwei Dutzend Ministern gedroht wurde, hat die
Premierministerin eingelenkt. Laut einer Stellungnahme Mays vom 26.
Februar soll das Unterhaus am 12. März über den Withdrawal Deal mit
Brüssel - von dem niemand erwartet, daß es bis dahin essentielle
Veränderungen am Backstop enthalten wird - abstimmen. Erhält die
Vereinbarung keine Mehrheit, womit alle Beobachter rechnen, soll am
darauffolgenden Tag über den ungeordneten Austritt, den
No-Deal-Brexit, abgestimmt werden. Davon ausgehend, daß dafür niemand
außer der kleinen Minderheit der englischen Anti-EU-Fanatiker bei den
Tories stimmen wird, soll am 14. März das Unterhaus über eine
Verschiebung des Austrittsdatums beraten und entscheiden.

Während May für eine Verlängerung der Frist, um den Brexit unter Dach
und Fach zu bekommen, von lediglich drei Monaten plädiert, insistieren
die Sachkundigen wegen der Kompliziertheit der Materie auf 21 Monate,
also bis Ende 2021. Doch bereits jetzt droht Frankreich mit einem
Veto. Präsident Emmanuel Macron macht eine Verschiebung des
Austrittsdatums davon abhängig, daß die politischen Akteure an der
Themse endlich ihre Dauerquerelen beenden und sich auf eine Position
einigen, die mehrheitsfähig ist und mit der man in Brüssel etwas
anfangen kann. Vieles deutet darauf hin, daß die Mehrheit im Unterhaus
rechtzeitig die Notbremse zieht, um den No-Deal-Brexit doch noch zu
vermeiden und das Austrittsdatum zu verschieben. Sollte dieser
Kraftakt gelingen, werden die Karten sicherlich neu gemischt. Mit
Neuwahlen und eventuell einer zweiten Abstimmung über Austritt oder
Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU ist zu rechnen. Bis
Theresa May und ihr Mann die Möbelpacker in die Downing Street
bestellen, dauert es sicherlich nicht mehr lange.

28. Februar 2019
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MELDUNG/132: Goethe-Universität koordiniert Mega-Projekt zur Datensicherheit (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 27.02.2019

Goethe-Universität koordiniert Mega-Projekt zur Datensicherheit



Ein umfangreiches Forschungsprojekt zum Thema Datensicherheit in Europa
nimmt in diesen Tagen die Arbeit auf. Die Leitung und Koordination der
insgesamt 43 beteiligten Partner aus Wissenschaft, Wirtschaft, Industrie
und Gesellschaft liegt bei der Goethe-Universität Frankfurt.

16 Millionen Euro umfasst das Projekt "CyberSec4Europe" - das Wort "Mega"
ist hier sicher nicht aus der Luft gegriffen. Die Europäische Kommission
will im Bereich der Cybersicherheit international Maßstäbe setzen und die
Position Europas auf diesem Gebiet festigen. Ziel der neuen Initiative im
Rahmen des Förderprogrammes "Horizon 2020" ist es, ein europäisches
Kompetenznetzwerk zu bilden und eine Strategie für Cybersicherheit und
Datenschutz als europäische Branchen ("Industrien") zu entwerfen. Für die
Pilotphase hat die Kommission insgesamt vier Projekte ausgewählt,
"CyberSec4Europe", das von Wirtschaftsinformatiker Prof. Kai Rannenberg
von der Goethe-Universität koordiniert wird, umfasst dabei die meisten
Mitgliedsstaaten und befasst sich z.B. mit den für jeden EU-Bürger
relevanten Bereichen wie Banken- und Gesundheitswesen,
Identitätsmanagement und Smart Cities.

"Ein solches Leuchtturmprojekt ist natürlich etwas sehr Besonderes für die
Goethe-Universität", kommentiert Universitätspräsidentin Prof. Birgitta
Wolff den großen Erfolg. "Expertise in Sachen Informationssicherheit und
Datenschutz ist bei uns in großem Maße vorhanden, es ist sehr erfreulich,
dass wir damit nun im europäischen Kontext einen Beitrag leisten zu
können", so Wolff weiter. "Unsere Hauptaufgaben hier sind die strategische
Koordination und Organisation des Projekts", erklärt Prof. Kai Rannenberg,
der an der Goethe-Universität die Professur für Mobile Business und
Multilateral Security innehat und das Großprojekt konzipiert hat. Er wird
das Konsortium von Frankfurt aus koordinieren. Hierfür wurden und werden
Mitarbeiter eingestellt, denn der Zuschlag gilt rückwirkend zum 1. Februar
2019.

Die offizielle Kick-off-Veranstaltung von CyberSec4Europe findet jedoch am
Donnerstag und Freitag diese Woche in Brüssel statt. Teil davon ist eine
öffentliche Podiumsdiskussion, bei der u.a. Vertreter des EU-Parlamentes,
der EU-Präsidentschaft und des europäischen Datenschutzbeauftragten ihre
Erwartungen an das Projekt formulieren werden. Im Fokus stehen
Cybersecurity und Datenschutz in Wirtschaft, Infrastruktur, Gesellschaft
und Demokratie.

"CyberSec4Europe" setzt auf bereits vorhandene Strukturen wie "Trust in
Digital Life" (TDL) der "European Cyber Security Organisation"(ECSO) und
dem "Council of European Informatics Societies (CEPIS) auf und bringt
Experten - auch aus unterschiedlichen Disziplinen - zusammen. Unter den 43
beteiligten Partnern aus 20 Ländern der Europäischen Union sowie aus
Norwegen und der Schweiz sind neben Universitäten und Forschungsinstituten
auch Forschungseinrichtungen von Wirtschaftsunternehmen wie Siemens oder
ATOS. Innerhalb der nächsten 42 Monate werden alle daran arbeiten, die
Forschungs- und Innovationsfähigkeit der EU in diesem Bereich zu stärken.

Im Vordergrund steht hierbei stets die Frage nach der "Governance": Wie
soll die Datensicherheit geregelt sein, wer hat in welchem Bereich das
Sagen? Als Ausgangsmaterial werden sieben Fallbeispiele untersucht, die
die enge Anbindung an reale Problemlagen gewährleisten. "Anhand dieser
Real Life Beispiele wollen wir untersuchen, wo Strukturen, Regelungen und
Technologien fehlen", sagt Prof. Rannenberg, der Koordinator des
Konsortiums. So geht es zum Beispiel um die Frage, wie die Europäische
Datenschutzverordnung und die Payment Service Directive 2 (PSD2)
austariert werden können. Die PSD2 soll eigentlich den Wechsel von
Bankkunden zu einem anderen Institut erleichtern, indem die neue Bank auf
die erforderlichen Bankdaten anhand von Schnittstellen leichter zugreifen
kann. Was ist zu tun, um die Daten des betroffenen Bürgers vor unbefugten
Zugriffen zu schützen?

An der Goethe-Universität ist auch der Fachbereich Rechtswissenschaft
beteiligt in Person von Datenschutzexpertin Prof. Indra Spiecker. Sie
leitet das zentrale Teilprojekt zur Entwicklung einer europäischen
Cybersecurity Governance. "Wir nehmen uns zum Beispiel einschlägige
bürgerfreundliche Regulierungen wie die Europäische Datenschutzverordnung
vor und untersuchen deren Umsetzung und Steuerung, um hieraus für die
Cybersecurity zu lernen", so Spiecker.

Die insgesamt 16 Millionen Euro werden von der Goethe-Universität als
zentraler Stelle an die am Konsortium beteiligten Partner verteilt. Rund
zwei Millionen Euro verbleiben an der Goethe-Universität.


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 27.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/011: "Breschnew wollte eigentlich kein Politiker werden" (HIGHLIGHTS - Universität Bremen)


"HIGHLIGHTS" - Heft 36 / Herbst 2018

Forschungsmagazin der Universität Bremen

"Breschnew wollte eigentlich kein Politiker werden"

Interview mit Professorin Susanne Schattenberg von Meike Mossig



Professorin Susanne Schattenberg, Leiterin der
Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen, hat die erste
wissenschaftliche Biografie über Leonid Breschnew verfasst. Ihre
Recherchen überraschten auch sie. Denn sie stellen das Bild eines
Hardliners auf den Kopf. Stattdessen zeigt ihr umfangreiches
Quellenmaterial einen hoch emotionalen Mann mit schauspielerischem
Talent, der den Weltfrieden wollte, aber dem politischen Druck in den
1970er Jahren nicht mehr gewachsen war und tablettenabhängig
wurde.


Meike Mossig: Frau Schattenberg, was hat Sie veranlasst,
sich mit Breschnew auseinanderzusetzen?

Susanne Schattenberg: Breschnew prägte die Sowjetunion 18 Jahre
lang. Nach Stalins Terror und Chruschtschows Reformen normalisierte
sich das Land unter ihm. Er schaffte eine Sowjetunion, die heute schon
wieder nostalgisch verklärt wird. Unter ihm wurden Schriftsteller
verhaftet. Intellektuelle gingen auf die Straße. Ich wollte mir
anschauen, wie er sich mit den Dissidenten auseinandersetzte - und
musste feststellen, dass er es überhaupt nicht getan hat.


Meike Mossig: Warum?

Susanne Schattenberg: Die einen sagen, dass er sich nicht in
die Angelegenheiten des KGB (Komitee für Staatssicherheit) einmischen
wollte. Andere behaupten, dass er sich den Dissidenten intellektuell
unterlegen gefühlt habe. Hierzu gibt es eine interessante Geschichte:
Der damalige KGB-Chef hat ihn über Jahre gebeten, sich mit dem
Dissidenten Andrei Sacharow zu treffen. Es bestand die Hoffnung, dass
dieser dann seine kritischen Äußerungen beende. Breschnew weigerte
sich. Böse Zungen behaupten, dass er sich dem nicht gewachsen fühlte.
Und dann gibt es Aussagen - vor allem von seinem Schwiegersohn -, dass
Breschnew bei Tisch manchmal über Dissidenten gesprochen habe und ihm
das alles unverständlich war: wie jemand so ein tolles Land so mit
Schmutz überziehen könne. Gerade die Intellektuellen müssten doch
einsehen, dass man im besseren System lebe, es aber noch ein paar
Schwierigkeiten gäbe. Das war offenbar nicht seine Welt. Deshalb war
er froh, dass er sich damit nicht beschäftigen musste.


Meike Mossig: Für viele stand Breschnew für den Kalten
Krieg und den brutalen Niederschlag des Prager Frühlings.

Susanne Schattenberg: Auch ich habe einen Hardliner erwartet.
Doch es stellte sich anders dar. Beispiel Prager Frühling: Es war
vorher nicht bekannt, dass Breschnew sich als letzter bereiterklärte
Truppen zu entsenden. Diejenigen, die das von Anfang wollten, waren
der damalige DDR- und der polnische Parteichef. Auch im Politbüro der
Partei war Breschnew der Letzte, der sich dazu umstimmen ließ. Mit
seinem Ziehsohn Alexander Dubček gab es unzählige Telefonate
- vor allem kurz vor dem Einmarsch am 20./21. August - bei denen er
auf ihn einredete, die alte Ordnung wieder herzustellen.


Meike Mossig: Haben Sie Kritik erhalten, Breschnew zu
positiv darzustellen?

Susanne Schattenberg: Erstaunlich wenig. Ich habe in
Jekaterinburg einen Vortrag gehalten und hinterher sagte ein
russischer Kollege: "Ach ja, Sie sind diejenige, die Breschnew so
mag". Da war also eine Nuance drin. Aber eigentlich habe ich mehr
Kritik erwartet. Eine Journalistin der Deutschen Presse-Agentur (dpa)
war in den 1970er Jahren in der damaligen Sowjetunion akkreditiert und
hat mir geschrieben, dass sie vollkommen mit meinen Schlüssen
übereinstimme. Kolleginnen und Kollegen, die sich mit Breschnew
auseinandergesetzt haben, sagten mir übrigens, dass dies ein bisschen
"gefährlich" sei. Denn je länger man dies mache, desto sympathischer
werde er einem.


Meike Mossig: Zeitzeugen bestätigen das offenbar.

Susanne Schattenberg: Ja, sie teilen eine gewisse Faszination
oder Sympathie für Breschnew. Einen Großteil meiner Zitate oder Belege
habe ich aus den Biographien von Staatsmännern, wie Richard Nixon,
Henry Kissinger, Willi Brandt oder Helmut Schmidt. Sie sagten, dass er
witzig war und sie umgarnt habe. Sie schildern Breschnew als einen
sehr emotionalen Menschen, der es mit dem Frieden wirklich ernst
gemeint habe. Ein Kollege in Kiel sagt, dass Breschnew in den 1970er
Jahren der Hoffnungsträger war. Das wurde im Westen vergessen.


Meike Mossig: Der Titel Ihres Buches heißt "Staatsmann
und Schauspieler im Schatten Stalins" - warum Schauspieler?

Susanne Schattenberg: Breschnew wollte eigentlich kein
Politiker werden. Er und seine Eltern waren auch nicht von der
Revolution begeistert. Breschnew ist jemand, der total aus der Reihe
fällt. Er kam zwar aus einem Arbeiterhaushalt. Aber seine Eltern
konnten lesen und schreiben. Das war ungewöhnlich - ebenso, dass er
ein Gymnasium besuchte. Er wuchs in einer geborgenen Welt auf, die
durch die Revolution und den Bürgerkrieg komplett zerstört wurde. Der
erste Berufswunsch, den Breschnew äußerte, war Schauspieler. Er
spielte zunächst in einer Laienspieltruppe und finanzierte sich sein
erstes Studium als Statist am Theater. Auch als er sein
Ingenieur-Studium absolvierte, richtete er Tanz- und Schauspielkreise
ein. Das war nicht nur eine Jugendverrücktheit. Seine Mitarbeiter
berichteten, dass Breschnew sich oft in seine Datscha zurückzog, um
gemeinsam mit ihnen Reden zu schreiben. Abends stellte er sich auf
einen Stuhl und rezitierte auswendig die Balladen seiner
Lieblingsdichter. Eine meiner Thesen ist, dass er als Generalsekretär
versucht hat den westlichen Staatsmann zu spielen, um nicht als
sogenannter Apparatschik wahrgenommen zu werden. Dazu gehörte für ihn,
schnelle Autos zu fahren, ein Faible für schöne Frauen zu haben, derbe
Witze zu erzählen und gut im Schießen zu sein. Nixon und Brandt
bescheinigten ihm, dass er durchaus Talent gehabt hat wie ein echter
westlicher Staatsmann zu wirken.


Meike Mossig: Gab es etwas, dass Sie überrascht hat?

Susanne Schattenberg: Sicherlich, dass er nicht dieser
Hardliner war und seine Schauspielambitionen. Zudem fand ich
erstaunlich, dass er in seiner Jugend und als junger Erwachsener
dreimal geflüchtet ist. Das erste Mal ist er als Kind mit seiner
Familie wegen Hungersnot geflohen, ein zweites Mal 1930 aus dem Ural.
Die dritte Flucht erfolgte mit Frau und Kind aus Moskau. Die Stadt war
mit lauter Flüchtlingen vom Land überfüllt und es gab keinen Wohnraum.
Das wurde in seinen offiziellen Biographien bislang verschwiegen. Was
mich auch sehr überrascht hat: Ab 1975 gab es einen rapiden
Niedergang. Im Westen wurde gemutmaßt, dass Breschnew mehrere
Herzinfarkte oder Schlaganfälle hatte. Tatsache aber war, dass er
nicht stressresistent war und dadurch hochgradig tablettenabhängig
wurde. Als Breschnew zum Beispiel 1968 mit Dubček verhandelte,
stand er offenbar so unter Druck, dass er die Dosis an
Beruhigungsmitteln hochsetzte. In der gesamten Außenpolitik stand er
unter solchem Stress, dass er immer mehr zu Beruhigungsmitteln griff.
Es gab Momente, in denen er zusammenbrach oder nicht aufzuwecken war.
Da wurde alles Mögliche vermutet. Aber niemand kam auf die Idee, dass
er einfach Schlaftabletten genommen hatte. Im Westen sagte man: Im
Politbüro haben sie sich vom Westkurs abgewandt und ziehen sich
zurück. Stattdessen hatte Breschnew mal wieder Tabletten genommen und
konnte nichts sagen. Das hat eine gewisse Tragik.

 * 
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MELDUNG/004: Kritik an geplanter Einschränkung der Meinungsfreiheit durch Uploadfilter (GI)


Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - Pressemitteilung vom 28. Februar
2019

GI kritisiert geplante Einschränkung der Meinungsfreiheit im Internet
durch Uploadfilter

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) appelliert an die Abgeordneten
des Europäischen Parlamentes, die geplante EU-Urheberrechtsreform in der
vorliegenden Form abzulehnen.



Berlin, 28.02.2019 - Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) kritisiert
die in wenigen Wochen vom EU-Parlament zu verabschiedende EU-Richtlinie zur
Urheberrechtsreform, weil insbesondere durch den Artikel 13 eine
Zensurinfrastruktur etabliert werden könnte. Die Richtlinie sieht u.a. vor,
dass Internetseiten und Apps die von den Nutzerinnen und Nutzern
hochgeladenen Inhalte mit einem Uploadfilter auf Urheberrechtsverletzungen
prüfen müssen.

Prof. Dr. Hannes Federrath, Präsident der GI: "Es ist richtig und wichtig,
das Urheberrecht an das digitale Zeitalter anzupassen. Die hier
vorgeschlagene automatisierte Prüfung auf Urheberrechtsverletzungen legt
jedoch den technischen Grundstein für eine Zensur- und
Kontrollinfrastruktur im Internet. Zugleich wird sie
Urheberrechtsverletzungen und kriminelle Inhalte nicht wirkungsvoll
verhindern können."

Deshalb appelliert die Gesellschaft für Informatik an alle
Europaabgeordneten, das endgültige Inkrafttreten der Richtlinie in ihrer
aktuellen Form in der anstehenden Abstimmung im Europaparlament abzulehnen.


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste Fachgesellschaft
für Informatik im deutschsprachigen Raum. 2019 feiert sie ihr 50-jähriges
Bestehen. Seit 1969 vertritt die GI die Interessen der Informatikerinnen und
Informatiker in Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung,
Gesellschaft und Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven
Regionalgruppen und unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und
Sprachrohr für alle Disziplinen in der Informatik.

Weitere Informationen unter:

www.gi.de.

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)

Geschäftsstelle Berlin im Spreepalais am Dom

Anna-Louisa-Karsch-Str. 2, 10178 Berlin

Tel.: +49 30 7261 566-15, Fax: +49 30 7261 566-19

E-Mail: berlin@gi.de

Internet: www.gi.de
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KALENDERGESCHICHTEN/099: 03-2019   Der kleine Elefant - gerettet ... (SB)





[image: Ein riesiger schwarzer Panther springt über den kleinen Elefanten hinweg - Buntstiftzeichnung: © 2019 by Schattenblick] 

Der kleine Elefant Roland bestaunte die neue und ihm fremde Umgebung des
dunklen Dschungels. Als er eine schwarze menschenähnliche Gestalt auf
einem Baum entdeckte, die ihm zu winken schien, näherte er sich
vorsichtig. Es stellte sich heraus, dass es sich um den Affen mit
Namen "Boss" handelte. Alsbald wurde Roland von einer ganzen Horde
Affen umzingelt, neugierig begutachtet und ausgefragt. Dabei bewegten
sie sich alle unmerklich immer weiter in den dunklen Wald hinein.

Roland erfuhr von den Affen so allerhand und kam aus dem Staunen gar
nicht mehr heraus. Leider hatte er darüber die Gräfin, Johann und das
Flugzeug ganz vergessen. Erst als die Affen wissen wollten, wie er
denn überhaupt in den Dschungel gelangt sei, fiel ihm alles wieder
ein. Er berichtete von dem wilden Sturm und der umher trudelnden
Transportkiste. Doch die meisten Affen verstanden gar nicht, wovon er
sprach.

"Also, was ist denn ein Flugzeug und was bedeutet Transportkiste?",
wollte ein kleines neugieriges Äffchen wissen.

"Na ja, das Flugzeug fliegt durch die Luft, also, da oben am
Himmel wie ein Vogel, aber es hat keine Federn und ist ziemlich
laut," versuchte der kleine Elefant es möglichst genau zu beschreiben.
Die Affen hockten da mit offenen Mündern, kratzten sich an Kopf oder
Ohr, wussten aber nicht so recht, wie sie sich das vorstellen sollten.

"So, so, geflogen in einem Vogel ohne Federn, ah, hmmm, ja, so ist
das?", zweifelte ein anderer vor sich hin und legte misstrauisch den
Kopf schief. Plötzlich fingen alle Affen durcheinander zu reden an und
brachen in kreischendes Gelächter aus.

"Er will uns einen Bären aufbinden, ein schönes Märchen erzählen",
meinte einer und ein anderer brüllte: "Tolle Geschichte, wirklich,
tolle Geschichte, die du da erfunden hast!"

Roland war durcheinander, hatte er doch versucht, alles wahrheitsgemäß
zu erzählen. Aber er sah ein, dass es nichts nutzte, sie würden ihm
nicht glauben. Doch Boss half ihm aus der Patsche und belehrte seine
Affenbande: "Das sind diese krachlauten Dinger mit den unbeweglichen,
starren Flügeln, die manchmal am Himmel über unseren Dschungel
kreisen.

"Ah, ja - ach so - ja, genau", erklang es nun aus vielen Affenkehlen,
gerade so als ob sie es jetzt wirklich besser wüssten.

Auf einmal fühlte Roland sich unwohl und wollte am liebsten ganz
schnell wieder zurück zur Gräfin, zu Johann und dem Flugzeug. Unsicher
schaute er sich um und suchte nach dem richtigen
Weg. Aber er wusste
beim besten Willen nicht mehr, welche Richtung er einschlagen sollte.
Und dann geschah etwas, was nicht nur ihm, sondern auch den Affen
einen riesigen Schrecken einjagte. Alle schrien durcheinander und
ergriffen sofort die Flucht, sprangen von Ast zu Ast, kletterten höher
und höher hinauf in die Baumkronen und plötzlich war alles ganz still.
Nur ein unheimliches Fauchen war direkt hinter dem kleinen Elefanten
zu hören. Er traute sich aber nicht, sich umzusehen.

Doch das brauchte er auch gar nicht, denn mit einem Mal huschte ein
gewaltiger Schatten über ihn hinweg und vor ihm landete eine riesige,
also wirklich riesige schwarze Katze. So ein Wesen hatte Roland nie
zuvor gesehen. Die Katzen in seiner Heimat waren zwar auch ziemlich
groß, sie reichten ihm bis an seine Bauchmitte. Diese hier aber war
mindestens dreimal höher als er, wenn nicht sogar noch mehr - mit
anderen Worten - sehr viel größer als der kleine Elefant. Als wäre er
nicht schon erschrocken genug, hob die Katze, oder was immer das
für ein Wesen sein mochte, ihre mit scharfen Krallen bewehrte Tatze
und es schien, als wolle sie gerade zuschlagen, als von oben herab
eine harte Frucht ihr genau auf den Kopf fiel.
Ein lautes "Plomp" ließ das Katzentier aus der Haut fahren und
ärgerlich fluchen: "Potzblitz verflixt noch eins! Wer war das? Zeig'
dich, und ich werde dich in der Luft zerreißen!"

Roland stand immer noch wie versteinert am selben Fleck und als er das
Schimpfen hörte, dachte er bei sich: "Hoffentlich bleibt der Übeltäter
in seinem Versteck. Dieses schwarze Ungeheuer scheint wirklich sehr
böse zu sein."

"Plopp" machte es erneut und wieder traf eine steinharte Frucht den Kopf der
Katze, die diesmal sofort nach oben blickte, um den Werfer zu erkennen
- doch ohne Erfolg. Wütend drehte sie sich um und musterte den kleinen
Elefanten, als hätte sie ihn erst jetzt bemerkt.

"Warst du das?! Hast du nach mir geworfen?", fauchte sie ihn an und
riss dabei ihr riesigen Maul auf, in dem vier weiße Eckzähne
bedrohlich aufblitzten. "Nein, nein, ganz bestimmt nicht", trötete Roland ängstlich.
Das schwarze Katzentier wiegte den Kopf und schien zu überlegen:
"Irgendetwas stimmt nicht mit dir. Du siehst aus wie ein richtiger
Elefant, ganz erwachsen, bist aber klein wie ein Baby. Was ist mit dir
los? Wo kommst du her? So einen wie dich habe ich hier noch nie zuvor
gesehen?!"

Roland wäre beinahe vor Wut geplatzt. Schon wieder nannte ihn jemand
ein Baby. Nun reichte es dem kleinen Elefanten und er brüllte den
Fremden in Katzengestalt an: "Ich bin ein richtiger, großer,
erwachsener Elefant und ich bin genauso wie es sich für große
Elefanten gehört! Wäre ich noch ein Baby, würde ich in einen
Schuhkarton passen - also, du siehst ..."

"... Schuhkarton? Was soll das denn sein? Ich glaube du willst mich
veräppeln und das finde ich gar nicht lustig!", wieder sperrte die
Katze ihr Maul auf, "aber egal ob du alt oder ein Baby bist, eine
anständige Mahlzeit werd' ich aus dir schon machen!"

Das war zu viel für Roland, er dachte, sein letztes Stündlein hätte
geschlagen und er würde hier jetzt gleich sein Ende finden. Doch
plötzlich prasselten Nüsse, Steine und Früchte auf die riesige Katze
hinab, sie fauchte und drehte sich im Kreis, hieb mit der Pfote nach
den Wurfgeschossen, duckte sich und endlich ergriff sie wütend unter
lautem Brüllen die Flucht. Wenig später war von ihr nichts mehr zu
sehen. Es dauerte eine Weile, bis Roland begriff, dass er nun
nicht sterben würde und gerettet war - nur von wem, wusste er
nicht.

Als die Affen ganz sicher waren, das der Panther, denn um ein solches
Tier handelte es sich bei der schwarzen Katze, wirklich fort war,
sprangen und kletterten sie von den Ästen herunter und führten einen
Freudentanz auf.

"Das war knapp, Roland, was? Aber wir haben es geschafft, der Panther,
der dich fressen wollte, ist verschwunden, wir haben ihn verjagt!",
verkündete stolz der Boss der Affenbande.

"Danke, danke euch, ich bin so froh, danke", stammelte Roland noch ganz
verwirrt. Die Affen sangen, lachten und hüpften um ihn herum, bis auch
Roland wieder lachen konnte.

"Sagt mal", wollte er dann doch wissen, "geht es bei euch im Wald
immer so gefährlich zu?"

"Nun, ja, eigentlich, ja, was soll 's, hier lauern stets irgendwo
Gefahren, aber wenn man aufpasst und sich auskennt, ist es gar nicht
so schlimm und kann sogar ganz gemütlich sein", erklärte Boss dem
kleinen Elefanten.

"Ich hab' noch eine Frage, warum denkt ihr, dass ich nicht richtig
bin, dass ich ein Baby bin oder irgendwie falsch?", wollte Roland nun
doch von den Affen wissen.

Boss antwortete nicht gleich und überlegte, dann meinte er: "Weißt du
was, morgen zeigen wir dir Elefanten, wie sie bei uns hier leben, dann
wirst du selber sehen. Willst du mitkommen?"

"Ja, klar, das will ich auf jeden Fall."

Der kleine Elefant konnte nicht wissen, dass sich die Gräfin und
Johann große Sorgen um ihn machten und schon ein wirklich großes
Gebiet nach ihm abgesucht hatten. Traurig kehrten sie zum Flugzeug
zurück und wollten ihre Suche am nächsten Tag fortsetzen.

Fortsetzung folgt ...



zum 1. März 2019
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Die nuklearen Ambitionen Riads
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Saudi-Arabien plant bis 2030 16 Kernkraftwerke zu errichten. Damit will das
saudische Regime weniger Öl selbst verbrauchen und somit seine
Ölexporteinnahmen bis weit in die Zukunft strecken. Doch mit der Umsetzung
dieser Pläne hapere es. Jetzt ist erst einmal der Bau von zwei
Kernkraftwerken geplant. Zurzeit werden Angebote von Russland, China,
Südkorea und den USA eingeholt. Verträge sollen in diesem Jahr
unterzeichnet werden.

Allerdings verfolgt das Königreich dieses Projekt nicht nur aus
energiepolitischen Gründen, sagt Guido Steinberg von der Berliner "Stiftung
Wissenschaft und Politik": "Saudi-Arabien hatte in den letzten Jahren immer
einmal wieder verlauten lassen, dass, wenn Iran eine Atombombe baut, auch
Saudi Arabien folgen wird. Allerdings gibt es da keine konkreten Hinweise,
dass Saudi-Arabien in diese Richtung geht."

Belege für ein aktives nukleares Atomwaffenprogramm der Saudis seien nicht
vorhanden, meint auch der Sicherheitsexperte Jim Walsh vom "Massachusetts
Institute of Technology": "Es gibt keine darauf hindeutenden
geheimdienstlichen Erkenntnisse. Man geht deshalb davon aus, dass sie kein
aktives Atomwaffenprogramm haben. Aber genau kann man das natürlich nicht
wissen."

Im vergangenen März hatte der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman im
einem Interview erklärt: "Saudi-Arabien will keine Atomwaffen besitzen.
Falls aber der Iran eine Atombombe entwickelt, werden wir zweifellos so
schnell es geht nachziehen."

Saudi-Arabien hat den Nichtweiterverbreitungsvertrag unterzeichnet. Die
Aussage, das Land würde unter bestimmten Umständen Atomwaffen anstreben,
widerspricht dieser Vereinbarung und hat deshalb international Beunruhigung
ausgelöst. Diese hat sich verstärkt, als der saudische Energieminister
ebenfalls im März in einem Interview mit Reuters erklärte,
Saudi-Arabien beabsichtige, auch Urananreicherungsanlagen im eigenen Land
zu bauen. Denn für ein Land, das selbst Uranvorkommen besitze, sei es - so
wörtlich - "nicht normal, angereichertes Uran aus dem Ausland zu
importieren".

Die Urananreicherung ist notwendig, um Brennstäbe für zivile Kernreaktoren
herzustellen. Bei diesem Prozess kann auch hochangereichertes Uran und
somit das für Atombomben notwendige Spaltmaterial produziert werden.
Deshalb stehen Urananreicherungs- ebenso wie Wiederaufbereitungsanlagen
schnell im Fokus, wenn Staaten unter Verdacht geraten, Atomwaffen
anzustreben.

Der Sicherheitsexperte Mark Fitzpatrick vom "International Institute vor
Strategic Studies" in Washington ist deshalb besorgt: "Es ist den Saudis
sehr ernst damit, gegebenenfalls auf eine iranische Atomwaffe reagieren zu
können. Sie möchten sich absichern, indem sie die Technologien entwickeln,
die zum Bau einer Bombe notwendig sind."

Doch die notwendigen technischen Voraussetzungen dazu haben die Saudis noch
lange nicht. Im Königreich gibt es zwar seit einigen Jahren mehrere
nukleare Forschungseinrichtungen. Aber es gibt keine Atomreaktoren - und
noch nicht einmal Planungen für Urananreicherungs- und
Wiederaufbereitungsanlagen. Robert Einhorn kennt sich aus. Er war im
US-Außenministerium unter Hillary Clinton als Sonderbeauftragter für
Rüstungskontrolle tätig und arbeitet heute in der "Brookings Institution"
in Washington. Einhorn geht davon aus, dass es viele Jahre, wenn nicht
Jahrzehnte dauern würde bis die Saudis technisch in der Lage wären,
Atombomben herzustellen: "Saudi-Arabien steckt gegenwärtig in den nuklearen
Kinderschuhen. Es gibt nur wenige ausgebildete Nuklearingenieure und
Wissenschaftler. Es gibt keine nennenswerte technische Infrastruktur.
Außerdem ist es sehr unwahrscheinlich, dass das Land solche Anlagen ohne
umfassende ausländische Hilfe bauen kann".

Zwar können Kernreaktoren von China oder Russland erworben werden, aber
auch diese Länder - so die Meinung von Experten - würden den Saudis keine
Urananreicherungs- oder Wiederaufbereitungsanlagen verkaufen. Selbst
Pakistan, zu dem die Saudis gute Beziehungen unterhalten, würde einen
Verkauf wohl ablehnen, glaubt Robert Einhorn. Der Sicherheitsexperte Jim
Walsh vom "Massachusetts Institute of Technology" ist sich da nicht so
sicher: "Die Saudis brauchen Hilfe aus dem Ausland, zum Beispiel
Zentrifugen für die Urananreicherung. Legal werden sie diese kaum bekommen.
Aber vermutlich könnte ihr Verbündeter Pakistan sie ihnen heimlich
verkaufen. Die Saudis haben ja sehr viel Geld - und mit Geld kann man weit
kommen."

Seit Jahren verhandelt die US-Regierung mit Saudi-Arabien über ein
Atomabkommen. Präsident Obama strebte an, die Nutzung von US-Technologie
für zivile Nuklearanlagen nur dann zu gestatten, wenn die Saudis
gleichzeitig auf die eigene Urananreicherung und Wiederaufbereitung
verzichten. Doch die Saudis lehnen diese Bedingung ab - bis heute.

Präsident Trump könnte in den laufenden Verhandlungen mit Riad zu
weitreichenden Zugeständnissen bereit, um der US-Atomindustrie lukrative
Aufträge zu verschaffen. Guido Steinberg von der "Stiftung Wissenschaft und
Politik" sieht aber auch außenpolitische Gründe für solch einen Kurs: "Die
Trump-Administration will das Königreich für die Eindämmung, vielleicht
sogar für einen militärischen Konflikt mit Iran vorbereiten. Da muss man
also befürchten, dass sie vielleicht sogar eine Urananreicherung zulassen
würde."

Anscheinend fordert die Trump-Regierung bisher allerdings noch von Riad,
wenigstens für einen Zeitraum von 10 bis 15 Jahren auf jegliche
Urananreicherung und Wiederaufbereitung zu verzichten. Das wäre womöglich
eine pragmatische Kompromisslösung - aber Riad lehnt auch das strikt ab.

Ohnehin ist nach dem Mord an Jamal Khashoggi im US-Kongress die Stimmung
gegenüber den Saudis und speziell dem saudischen Kronprinzen Mohammed bin
Salman gegenwärtig ausgesprochen negativ. Robert Einhorn glaubt deshalb:
"Im Augenblick würde der US-Kongress überhaupt kein Abkommen zwischen den
USA und Saudi-Arabien über zivile nukleare Kooperationen unterstützen."

Die Drohung Saudi-Arabiens mit der Atomwaffenoption ist nicht neu. Ziel war
bis zur Unterzeichnung des Atomabkommens 2015 mit Teheran, durch die
saudische Drohung die USA davon abzuhalten, sich mit dem Iran auf einen
Kompromiss im Dauerstreit um das Atomprogramm zu einigen. Denn ein
Kompromiss war nur möglich, wenn Teheran das Recht auf Urananreicherung
zugestanden wird. Das jedoch sahen die Saudis als sicherheitspolitisch
bedrohlich an. Zudem fürchteten sie, eine Annäherung zwischen Iran und den
USA könnte den eigenen geopolitischen Einfluss in der Region verringern.

Das Iran-Abkommen ist inzwischen von Präsident Trump gekündigt worden -
sehr zur Freude des saudischen Königshauses. Nun könnte die Drohung Riads
mit einem militärischen Atomwaffenprogramm erneut das Ziel haben,
Washington zu einer noch härteren Gangart gegenüber Teheran zu bewegen.
Denn die US-Regierung hat eine ausgesprochen anti-iranische Agenda. Guido
Steinberg von der "Stiftung Wissenschaft und Politik": "Das
Außenministerium wurde mit Mike Pompeo besetzt und der Nationale
Sicherheitsberater heißt Bolton. Beide haben in der Vergangenheit einen
Regimewechsel in Iran gefordert. Vor dem Hintergrund kann man nicht
ausschließen, dass es auch zu militärischen Aktionen gegen Iran kommt".

Vor allem dann, wenn der Iran entscheiden würde, ebenfalls aus dem
Atomabkommen auszusteigen und zum Bespiel wieder Uran stärker anzureichern -
 selbst wenn es für zivile Zwecke gedacht ist. Jegliche
Konfrontationspolitik gegenüber Teheran sieht Riad als Stärkung seiner
Position im Kampf um die Vorherrschaft im Nahen Osten.

Bisher droht Saudi-Arabien mit der Entwicklung von eigenen Atombomben nur
für den Fall, dass der Iran solche Waffen herstellt. Die Kündigung des
Atomabkommens mit Teheran durch Präsident Trump macht solch eine
gefährliche Entwicklung inzwischen aber eher möglich. Der US-Ausstieg müsse
daher zurückgenommen werden, fordert Robert Einhorn von der "Brookings
Institution". Das sei "der beste Weg, einen atomaren Rüstungswettlauf im
Nahen Osten zu verhindern: das Abkommen aufrechtzuerhalten, zu stärken und
seine Laufzeit zu verlängern". Das würde den Anreiz für Saudi-Arabien, nach
Atomwaffen zu streben, vermindern.

Notwendig wäre auch, statt eines strikten Anti-Irankurses eine
Verständigung zwischen dem Iran und Saudi-Arabien zu fördern - zum Beispiel
durch eine Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Nahen Osten.

Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die Senderreihe
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 12.01.2019).

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 4/2019 vom 18. Februar 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6830: 100 Jahre Bauhaus - Von Dessau nach Moskau (Teil 3)


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

100 Jahre Bauhaus: Von Dessau nach Moskau

Teil 3: Opfer des Stalinismus

Von Sybille Fuchs

23. Februar 2019



Die stalinistische Wende zum historischen Bauen wurde für Meyer 1934 am
Wettbewerb für den Palast der Sowjets deutlich. Der Palast sollte Teil
einer von Stalin propagierten umfassenden baulichen Umstrukturierung
Moskaus sein. Die Jury, in der Stalin selbst den Ton angab, lehnte nicht
nur den Entwurf Meyers, sondern alle Entwürfe berühmter westlicher
Architekten ab, darunter die von Gropuis, Erich Mendelsohn und Le
Corbusier.

Den Ersten Preis erhielt Boris Jofan, der in Italien ausgebildet worden war
und auch dort gewirkt hatte. Sein monumentaler Entwurf, der 415 Meter hoch
werden sollte, war mit vielen Rampen, Säulen und Türmen versehen und sollte
an der Spitze von einer monumentalen Leninstatue gekrönt werden. Stalin
verlangte jedoch, dass auch eine Statue von ihm daneben platziert wird, was
Jofan nicht realisieren konnte. Daher entschied Stalin, dass nur seine
eigene göttliche Figur den Turm zieren sollte. Realisiert wurde das Projekt
allerdings nie. Bis auf das Fundament und einige Betonstützen wurde nichts
gebaut. Zunächst wegen Materialmangel und Problemen, die der sumpfige
Moskauer Boden machte, und dann infolge des Zweiten Weltkriegs.

Meyer und seine Brigadisten arbeiteten noch eine Zeitlang an verschiedenen
Projekten. Er selbst blieb Professor an der Hochschule, war aber auch noch
als leitender Architekt an Projekten tätig. Aber nur wenig davon wurde
verwirklicht. Er entfernte sich weit von seinen früheren wissenschaftlichen
Ansprüchen an das Bauen. Er sagte sich los vom Neuen Bauen und "begann sich
nun für historische Formen zu erwärmen"[1] Aber auch diese opportunistische
Wandlung brachte ihm keinen Erfolg.

So blieb auch ihm letztlich nur die Möglichkeit der Ausreise. In der
Schweiz, wo er von Freunden unterstützt ein Kinderheim bauen konnte, fühlte
er sich als Russlandfahrer und Kommunist verfolgt. In der Sowjetunion wurde
er gleichzeitig als Nichtskönner verleumdet. Dennoch bekannte er sich
weiterhin zur stalinistischen "'nationalen Schwenkung', welche die
Architektur in der Sowjetunion genommen habe, um sie den nationalen
Belangen dienstbar zu machen", wie er beschönigend an seine Bekannte Karola
Bloch schrieb.[2]

In einem Brief an seine sowjetischen Kollegen schob er seinen als "dekadent
funktionalistisch" abgelehnten Entwurf für den Sowjetpalast seinen
Mitarbeitern Antonin Urban, Philipp Tolziner und Tibor Weiner in die
Schuhe, die ihn angeblich ohne seinen Willen erarbeitet und eingereicht
hätten. Dass dies für Urban und Tolziner, die noch in der UdSSR waren,
höchste Gefahr bedeutete, nahm er offensichtlich in Kauf.

Gerade noch rechtzeitig reiste Brigademitglied Konrad Püschel 1937 ab.
"Ausländer wurden nun systematisch vom Leben ausgegrenzt ... Einst von der
Sowjetunion als willkommene Aufbauhelfer und Freunde begrüßt, wurden er und
seinesgleichen nun vom stalinistischen Machtsystem auf großen Transparenten
als Faschisten und Feinde bedroht, die man aus dem Heimatland der
Arbeiterklasse hinauswerfen müsse, während ihnen in der Heimat Verhöre und
möglicherweise Strafe und Haft drohten."[3]

Im August 1937 konnten auch Margarete Schütte-Lihotzky und ihr Mann die
Sowjetunion verlassen. Sie reisten über Odessa und Istanbul nach Paris, wo
sie immer nur kurzfristig Arbeit fanden. Schließlich versuchten sie es
vergeblich in London, bis sie ebenfalls nicht sehr erfolgreich in der
Türkei landeten.

Der Ungar Tibor Weiner konnte zwar rechtzeitig ausreisen, aber ebenfalls
nicht zurück in seine Heimat, in der inzwischen der Diktator Miklós Horty
mit Hitler und Mussolini paktierte. Weiner ließ sich vorübergehend in Chile
nieder, bis er 1949 nach Ungarn zurückkehren konnte. Er war trotz seines
grundsätzlichen Festhaltens am Neuen Bauen in der Lage, sich an die
jeweiligen Richtungen der bürokratischen Machthaber anzupassen und blieb
ein anerkannter Architekt mit wichtigen Aufträgen, wie dem Bau der neuen
"sozialistischen" Stadt Dunaújváros, in der er selbst bis zu seinem Tod
1965 lebte.

Bauhäusler im Fokus der Säuberungen

Muscheler beschreibt das traurige Schicksal der einzelnen Mitglieder der
Stoßbrigade Rotfront, denen es nicht mehr gelang, die Sowjetunion
rechtzeitig zu verlassen. "1938 wurde Bela Scheffler in Swerdlowsk
verhaftet, Im Mai 1939 wundersamerweise wieder freigelassen, im Herbst 1041
erneut abgeholt, als Spion angeklagt und erschossen. Im Februar 1938 wurde
Margarete Mengel, 32 Jahre alt, verhaftet und ein halbes Jahr später
erschossen. Mengels und Meyers gemeinsamer Sohn Johannes, der inzwischen 11
Jahre alt war, kam unter dem Namen Iwan Iwanowitsch in ein Heim für
kriminelle Jugendliche. Von jeder Schulbildung ausgeschlossen, wurde er
bereits mit 15 Jahren als Grubenarbeiter unter Tage eingesetzt. Johannes
Mengel erfuhr erst 1993 vom gewaltsamen Tod seiner Mutter und kehrte ein
Jahr später als Spätaussiedler nach Deutschland zurück."[4] Ebd. S. 118f

Antonin Urban wurde ebenfalls 1938 verhaftet, gefoltert und an einem
unbekannten Ort erschossen. Unter der Folter verriet er Kollegen als
"Mitspione". Es gelang ihm, einem Mitgefangenen einen Zettel zuzustecken,
auf dem er sich dafür entschuldigte. Seine russische Frau wurde mit ihrer
Tochter nach Osten deportiert.

Philipp Tolziner, der seit 1931 in der Sowjetunion lebte, wurde im Februar
1938 verhaftet, in die Lubjanka gebracht und verhört. Ihm wurde nicht klar,
weshalb man ihn verdächtigte. Unter der Folter, halb totgeschlagen, hielt
er es für besser zu gestehen, er habe Spionagematerial gesammelt und an
Kollegen gegeben, die er sicher im Ausland wusste.

Ein späterer Widerruf nützte ihm nichts. Er wurde ohne Gerichtsverhandlung
wegen "konterrevolutionärer Tätigkeit" zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt
und ins Gulag USOLag nach Sibirien gebracht, wo er wie viele Mithäftlinge
beinahe erfroren wäre. Später schaffte er es, sich für die Lagerleitung
durch eine Fähigkeiten und seinen Erfindungsreichtum als Architekt
unentbehrlich zu machen. Er blieb nach seiner Entlassung zunächst in
Sibirien. Er widmete sich der Denkmalpflege und kam erst als Pensionär nach
Moskau zurück, wo er 1996 90-jährig starb.

Konrad Püschel, der nach seiner Ausreise aus der Sowjetunion in Thüringen
im Büro eines ehemaligen Bauhäuslers unterkam, der inzwischen Mitglied der
NSDAP war, ereilte noch einmal sein Schicksal. Er wurde im Januar 1945 von
der Roten Armee verhaftet und wegen seiner Russischkenntnisse für einen
faschistischen Spion gehalten, von einem Militärgericht verurteilt, in ein
Strafbataillon gesteckt, schließlich als Kriegsgefangener in das Lager
Zichinow, später in das in Wilna und dann nach Weißrussland gebracht, wo er
im Straßenbau eingesetzt wurde. Dort blieb er bis Ende 1947, bevor er
abgemagert zu seiner Familie zurückkehren konnte. In der DDR konnte er
schließlich als Professor an der Hochschule für Baukunst und bildende
Künste in Weimar seine berufliche Karriere beschließen.

Meyer selbst ging nach vergeblichen Versuchen, ein Exilland und neue
Aufgaben zu finden, nach Mexiko. Aber auch dort gelang es ihm kaum,
beruflich Fuß zu fassen. 1943 veröffentlichte er in Mexiko ein Schwarzbuch
über den Naziterror in Europa (El libro negro del terror nazi en
europa). Er trat der Kommunistischen Partei Mexikos bei und blieb dem
Stalinismus treu.

Ende 1949 ging er nach Zerwürfnissen mit den mexikanischen Behörden zurück
in seine Schweizer Heimat und widmete sich bis zu seinem Tod im Jahre 1954
vor allem der Herausgabe architekturwissenschaftlicher Literatur. In die
Schweiz zurückgekehrt, lebte er mit seiner Familien ziemlich kümmerlich von
Spenden, die ihm Parteimitglieder aus der Schweiz und Italien verschafften.

Obwohl sich nach dem Krieg die Prinzipien des Neuen Bauens, für die Meyer
gekämpft hatte, allenthalben in Europa durchsetzten, konnte er nirgends
einen Auftrag erhalten. Andere ehemalige Bauhäusler, die sich im Dritten
Reich angepasst und zum Teil Nazis geworden waren, wurden problemlos als
Dozenten an die Weimarer Hochschule berufen. Meyer dagegen bemühte sich
jahrelang vergeblich um einen Posten in der DDR. Sowohl die Stalinisten als
auch die gewendeten ehemaligen Nazis wollten nichts von ihm wissen.

Mart Stam musste sich, 1935 rechtzeitig nach Holland zurückgekehrt, mühsam
als angestellter Architekt durchschlagen. Er blieb weiterhin Mitglied der
Kommunistischen Partei, wurde 1948 an die Akademie der bildenden Kunst nach
Dresden berufen, wo er erneut mit den Vertretern der stalinistischen
Architekturdoktrin aneinandergeriet. 1953 verließ er die DDR wieder.

Meyer selbst wurde in der frühen DDR totgeschwiegen. Das änderte sich erst
in den 1970er Jahren, als die DDR-Machteliten es opportun fanden, ihr Image
mit dem Ruhm des Bauhauses aufzupolieren.

Die tragische politische Geschichte des "roten Bauhauses", seiner Lehrer
und Schüler und ihr tragisches Scheitern, in der Sowjetunion ihre Ideen vom
Bauen für eine neue Gesellschaft umzusetzen, illustrierten die
konterrevolutionäre Rolle der stalinistischen Bürokratie. Sie war keine
Variante des Sozialismus, sondern Ausdruck der einsetzenden
Konterrevolution, die jegliche fortschrittliche Perspektive und Kreativität
erstickte.

Ende


Anmerkungen

1) Ursula Muscheler, Das rote Bauhaus. Einer Geschichte von Hoffnung und
Scheitern, Berlin 2016, S. 62

2) Ebd. S. 114

3) Ebd. S. 106, 107

4) Ebd. S. 118f


Bilder zum Wettbewerb für den Palast der Sowjets - der Entwurf von
Meyer und der siegreiche Entwurf von Jofan - sind zu finden unter:

https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/23/bau3-f23.html

Teil 1 der Serie:

100 Jahre Bauhaus: Von Dessau nach Moskau

Hannes Meyer im Bauhaus

https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/21/bau1-f21.html

Teil 2 der Serie:
100 Jahre Bauhaus: Von Dessau nach Moskau
Teil 2: Neues Bauen in der Sowjetunion
https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/22/bau2-f22.html
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World Socialist Web Site, 23.02.2019

100 Jahre Bauhaus: Von Dessau nach Moskau

Teil 3: Opfer des Stalinismus

https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/23/bau3-f23.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin
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IMI/937: Ein Spaziergang durch (militarisierte) Forschungslandschaften


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/007 vom 4. Februar 2019

Ein Spaziergang durch (militarisierte) Forschungslandschaften

Rezension einer Dissertation im Fachbereich Informatik

von Christoph Marischka



Wenn im Folgenden ein Buch aus dem Themenfeld der Militarisierung der
Wissenschaften besprochen wird, gebietet es die Ehrlichkeit zu
erwähnen, dass der Rezensent und der Autor des betreffenden Buches
bekannt und befreundet sind. Wie der Autor, so lässt sich auch das
besprochene Buch als freundlich, engagiert und zugewandt beschreiben.
Unter dem Titel "Verquickung der mathematischen und informatischen
Forschung an zivilen deutschen Hochschulen mit der modernen
Kriegführung" hat der Shaker Verlag die Dissertation von Thomas Gruber
aus dem Jahr 2018 veröffentlicht und obwohl es sich um eine
Doktorarbeit aus dem Fachbereich Informatik handelt, die auch ein
einigen Stellen mit Formeln aufwartet, ist das Buch auch fachfremdem
Publikum wärmstens zu empfehlen. Der beispielhafte Überblick über
verschiedene militärische Forschungsprojekte und zivil-militärische
Kooperationen im Umfeld deutscher Universitäten liest sich wie ein
Spaziergang durch die Manchen sicherlich sehr fremde
Wissenschaftslandschaft im Bereich der Mathematik und Informatik. Wir
lernen verschiedene Disziplinen und Subdisziplinen kennen, deren
Geschichte, wie etwa bei der Numerik und der Kontrolltheorie, auf
wenigen Seiten und auf eine Weise beschrieben wird, die uns schnell
zivilen wie militärischen Nutzen erahnen lässt. Mit einer an
Nonchalance grenzenden Klarheit werden Dynamiken benannt, die diese
Landschaft strukturieren. Wenn Gruber an verschiedenen Stellen
feststellt, dass Drittmittelabhängigkeit und Ökonomisierung der
Wissenschaft rein theoretische gegenüber anwendungsbezogenen
Forschungszweigen systematisch benachteiligen, sieht man vor seinem
inneren Auge geradezu entsprechende Beispiele dafür, wie allerorten
Neubauten für industrienahe Forschung entstehen, während die Gebäude,
in denen tatsächliche Wissenschaft (der Autor des Buche
s würde hier von Grundlagenforschung sprechen) betrieben wird,
zunehmend am Verfallen sind. Die Rückwirkung der jeweiligen
Anwendungsperspektiven werden z.B. bei der Spieltheorie benannt: Deren
politische, militärische und v.a. wirtschaftliche Nutzung habe u.a.
aufgrund der kompetitiven Fragestellungen nicht-kooperativen Ansätzen
weitgehenden Vorrang gegenüber kooperativen Zugängen eingeräumt und zu
einer allgemeinen Übernahme eines militärischen und
wirtschaftswissenschaftlichen Duktus' geführt. Ähnlich knapp aber
nachvollziehbar wird auch die Geschichte der Forschung an Künstlicher
Intelligenz (KI) beschrieben, die als "vorwiegend praxisbezogenes
Forschungsgebiet" wesentlich von den Konjunkturen abhängig war, nach
denen politische, wirtschaftliche und militärische Akteure Hoffnungen
in sie setzten. Diese wurden wiederholt enttäuscht, was jeweils zu
einem Einbruch der externen Förderung und damit zum Zusammenbruch
ganzer Forschungsstrukturen beigetragen hat. Nachdem die Erwartungen
in 'denkende Maschinen' weitgehend aufgegeben wurden, wären
zwischenzeitlich in Teilgebieten wie den wissensbasierten Systemen und
dem Maschinellen Lernen für spezifische Anwendungen große Fortschritte
gemacht worden, die jedoch gerade auch für die moderne Kriegführung
nutzbar sind und gefördert würden.

Und das ist ja das eigentliche Thema des Buches. Entlang der
verschiedenen Fachbereiche und Disziplinen werden u.a. Beispiele für
militärische und rüstungsnahe Forschung aus Bremen und Hannover,
Leipzig, Bonn und Karlsruhe genannt. Die Zahl der beschriebenen Fälle
bleibt dabei übersichtlich und ermöglicht es dem Autor, auch
fachfremden Leser*innen Themen wie Verschlüsselung (Kryptologie),
Satellitennavigation und Situationserkennung sowohl hinsichtlich ihrer
militärischen Relevanz als auch der hieraus abgeleiteten
Forschungsfragen und ihrer Bearbeitung näherzubringen. Trotz der
überschaubaren Zahl beschriebener Beispiele kommt dabei ein breites
Spektrum von Akteuren zur Sprache, die von außen auf die
Forschungslandschaft einwirken und zur Verankerung militärischer
Fragestellungen beitragen. Genannt werden u.a. das
Verteidigungsministerium und die Hochschulen der Bundeswehr, die DARPA
als Forschungsagentur des Pentagon und alte Bekannte aus der Rüstung
wie Airbus und der Satellitenhersteller OHB aus Bremen sowie die
Sicherheitsforschungsprogramme des Bundes und der EU-Kommission.

Natürlich lässt es das Vorgehen, die verschiedenen Subdisziplinen
anhand einzelner, anschaulich beschriebener Beispiele abzuarbeiten,
nicht zu, valide Rückschlüsse über deren Relevanz und den jeweiligen
Grad an Militarisierung zu ziehen - das erfolgt eher noch durch die
historische Rekonstruktion der Fachbereiche und ist auch gar nicht
primäres Ziel des Autors. Es gelingt ihm dafür aber, sehr
nachvollziehbar jeweils unterschiedliche Formen der militärischen
Verquickung herauszuarbeiten. So findet diese in der Kryptologie - das
ist vielleicht wenig überraschend, wird hier aber ausbuchstabiert -
weitgehend unter Bedingungen der Geheimhaltung und mit tw.
geheimdienstlichen Methoden statt. In der Optimierung bzw.
Kontrolltheorie hingegen scheinen Drittmittelprojekte an Hochschulen
mit konkreten militärischen Aufgabenstellungen - etwa zur
Satellitennavigation - keineswegs unüblich und wenig problematisiert
zu sein. Methoden der spezialisierten KI-Forschung werden an den
Universitäten vermittelt, entsprechende anwendungsbezogene Forschung
findet jedoch primär in großen, außeruniversitären
Forschungszusammenhängen und oft unter Dual-Use-Fragestellungen statt.
In Fachbereichen wie der Numerik scheint das militärische Interesse
weniger in konkreten Drittmittelprojekten zu bestehen, als darin,
Studierende als Praktikant*innen oder Promovierende für
Rüstungsunternehmen zu gewinnen und dort ggf. dauerhaft zu binden.

So wie diese Einblicke in die Mathematik und die Informatik, die
zweifellos den Schwerpunkt der Dissertation ausmachen, für viele
Außenstehende neu und erkenntnisreich sein dürften, verhält es sich
womöglich mit dem ersten Drittel des Buches für viele Angehörige der
betreffenden Disziplinen. Hier werden in ähnlicher Knappheit Begriffe
wie Krieg, moderne Kriegführung und (positiver) Frieden sowie
Grundkonzepte der Wissenschaftsethik vorgestellt. Entsprechende
Debatten von der unmittelbaren 'Nachkriegszeit' bis zur heutigen
Auseinandersetzung um Zivilklauseln werden nachgezeichnet und ganz am
Rande eine kurze Geschichte der sozialen Bewegungen in Deutschland er-
und die Auslandseinsätze der Bundeswehr aufgezählt. Auch die jüngeren
Reformen und aktuellen Tendenzen des deutschen Bildungs- und
Wissenschaftssystemes werden überblicksartig dargestellt. Dass all
dies Teil einer Doktorarbeit in der Informatik sein kann, sollte
beispielgebend sein und ehrt nicht nur den Autor, sondern auch seine
Betreuer (Hans-Jörg Kreowski und Gregor Nickel). Dass all dies auf gut
180 Seiten (mit Literaturverzeichnis und Bildern) passt, wirkt
unglaublich - ist aber wahr. Zu bedauern ist allenfalls die
Zitationsweise, die Leser*innen ohne Blättern im Unklaren über Art der
Quelle lässt, - und der Preis. Mit der 'modernen Kriegführung' bleibt
ein zentraler Begriff der Arbeit relativ unbestimmt. Eine kritische
Auseinandersetzung, inwiefern durch diese tatsächlich Überlegenheit
erreicht wird, oder sie nicht vielmehr eine westliche,
technikzentrierte Ideologie verkörpert und damit eine entsprechende
(Rüstungs-)Industrie subventioniert, ohne tatsächliche Erfolge auf den
durch sie strukturierten Schlachtfeldern hervorzubringen, muss
zweifellos an anderer Stelle geführt werden, hätte aber angedeutet
werden können.



Thomas Gruber, Verquickung der mathematischen und informatischen
Forschung an zivilen deutschen Hochschulen mit der modernen
Kriegsführung, Shaker Verlag, Aachen November 2018. 208 Seiten, 49,80
Euro
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VORWÄRTS/1438: Nothilferegime abschaffen!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

Nothilferegime abschaffen!

von Damian Bugmann



Gegen das Nothilferegime als repressives "Instrument der
Asylpolitik" führen Solidarité sans frontières und die
Interessengemeinschaft Asyl SOS Racisme jetzt eine Kampagne. 17
abgewiesene AsylbewerberInnen schilderten geladenen JournalistInnen
ihre desolate Situation. Die Reaktionen der bürgerlichen Medien waren
bescheiden.


Viele können nicht zurückkehren, weil in ihrem Land weiter Krieg
und/oder politische Verfolgung herrschen. Traumatisierte werden nicht
unterstützt und behandelt, auch wenn der Psychiater schwere Störungen
attestiert. Schlimm sei das ständige Warten und die ungewisse Zukunft,
sagt eine junge Tibeterin, deren Gesuch um politisches Asyl abgelehnt
wurde, viele litten an Migräne und Depressionen. Alleinstehende, auch
Gehbehinderte, wohnen im dritten Stock ohne Lift. Kaum Privatsphäre,
mehrere Familien leben in einer Wohnung, ein Schlafzimmer pro Familie,
Küche und Bad werden geteilt. Die einzige Toilette ist im Bad, was zu
Stress führt. So beschreiben Betroffene aus dem Zentrum Oberbuchsiten
im Kanton Solothurn ihren Alltag. Die Wohnungen sind eng und schlecht
erhalten, Fotos von BewohnerInnen zeigen auch den Schimmel in
Badezimmer und Küche. "Wir wohnen zu fünft in einem Zimmer", so eine
Roma und Mutter von drei Kindern. Es gebe oft Streit zwischen den
BewohnerInnen. Nicht nur wegen der Toilettenbenützung: "Die Kinder
wollen spielen und sind manchmal laut, andere wollen ihre Ruhe haben."
Ein Spielplatz oder ein Spielzimmer für die Kinder steht nicht zur
Verfügung.


Schulden für Spitalbesuch

Das Taggeld für den Grundbedarf beträgt neun Franken für
Alleinstehende und sieben für Familienmitglieder. Sieben Franken
reiche nicht einmal für das Essen aus, stellt eine Studie der
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (Skos) fest. Für Bus- und
Bahnbillette, Kleider, Toilettenartikel, Windeln und Schulmaterial
fehlt das Geld. Transportkosten für Arztbesuche werden zurückvergütet,
müssen aber von den Asylsuchenden vorgeschossen werden. Das bedeutet,
sie müssen zuerst das Geld für die Fahrt ins Spital oder zum Arzt
zusammenbetteln und Schulden machen. Wenn sie überhaupt die Erlaubnis
von den medizinisch nicht ausgebildeten Angestellten der
Unterkunftbetreiberin ORS bekommen. "So hat etwa ein Angestellter die
Symptome eines Schädelbruchs bei einem kleinen Jungen nicht erkannt",
erzählt Amanda Joset von Solidarité sans frontières, "die Mutter
musste ohne Erlaubnis das Spital aufsuchen, wo sie dafür gerügt wurde,
nicht früher gekommen zu sein."


Bund und Kanton weichen aus

BehördenvertreterInnen wollen die Vorwürfe nicht gelten lassen und
verstecken sich hinter Gesetzen und offiziellen Papieren. Menschen mit
negativem Asylentscheid sind laut Lukas Rieder vom Staatssekretariat
für Migration in ihrem Heimatstaat nicht verfolgt: "Sie können
gefahrlos nach Hause zurückkehren - weigern sich aber das zu tun und
halten sich somit illegal in der Schweiz auf." Das Nothilferegime
entspreche geltenden Gesetzen. Er will nicht zugeben, dass die Tendenz
steigt, Staaten möglichst schnell als sicher zu deklarieren, um
Asylbegehren abzulehnen. Es geht auch darum, die von ganz Rechts bis
zur politischen Mitte grassierende Fremdenfeindlichkeit zu
besänftigen. Auch das Amt für soziale Sicherheit des Kantons Solothurn
lässt die Kritik an den Lebensbedingungen im Zentrum Oberbuchsiten
nicht gelten und beruft sich auf die Einhaltung der Empfehlungen der
Konferenz der kantonalen SozialdirektorInnen.

Auch wenn diese Praxis rechtlich und institutionell gerechtfertigt
wird, sie verstösst trotzdem gegen den UN-Sozialpakt, den UN-Zivilpakt
und die Schweizerische Bundesverfassung. So verlangt Artikel 12, Recht
auf Hilfe in Notlagen: "Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist,
für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die
Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind." Anwalt
Peter Frei weist darauf hin, die Abstufung der Entschädigungen nach
Status ("normale" Sozialhilfeempfänger/Aufgenommene/nicht
Aufgenommene) verstosse auch gegen das Diskriminierungsverbot, Artikel
8 der Bundesverfassung.


Erniedrigende Behandlung

Der Fall des Zentrums Oberbuchsiten im Kanton Solothurn zeigt laut den
beiden NGOs, dass die erniedrigende Behandlung der Asylsuchenden mit
Nothilfe gegen Grundrechte und die Verfassung verstösst. Der Schaden
für die Betroffenen ist erschreckend: Ins Elend getrieben vom Staat,
bei dem sie Schutz gesucht haben, leben die Asylsuchenden mit Nothilfe
in einem Niemandsland, einer Enklave, in denen die Prinzipien des
Rechtsstaates für sie nicht mehr gelten. Dieses System, von den
Behörden mit dem expliziten Ziel eingeführt, diesen Menschen das Leben
so schwer zu machen, dass sie möglichst rasch wieder verschwinden,
muss grundsätzlich in Frage gestellt werden. Deshalb verlangen IG Asyl
SOS Racisme und Solidarité sans frontières die Abschaffung des Systems
der Not, das die Betroffenen über Jahre hinweg in einer verzweifelten
Lage hält - ohne konkrete Perspektive, aus ihr wieder herauszufinden.
Weiter sammeln sie auch Unterschriften für die Petition, welche die
parlamentarische Initiative "Solidarität nicht mehr kriminalisieren"
unterstützt. Diese verlangt von Bundesbern die Anpassung von Art. 6
des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG) und Schluss zu machen
mit der Kriminalisierung von Menschen wie Lisa Bosia und Anni Lanz,
die Flüchtenden in irregulärer Situation geholfen haben.

Die Petition kann online unterschrieben werden unter:

http://artikel116.strikingly.com
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FEATURE/1202: Deutschlandfunk Kultur - Selbstmordgedanken, 2.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Selbstmordgedanken

Von Sebastian Meissner

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 2. März 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kevin Braddock, erfolgreicher Chefredakteur, ist am Ende. Am Fuß des
Berliner Fernsehturms gerät er in einen Strudel aus
Selbstmordgedanken: Pistole, Schlinge, Klinge, Pillen? Doch Kevin wagt
die Flucht nach vorne: Er schreibt ein Buch, startet einen Blog, geht
auf Vortragstour. An Interessierten fehlt es ihm nicht - die Zahl der
Suizide steigt kontinuierlich, in Deutschland ist sie doppelt so hoch
wie die der Verkehrstoten. Gehören Selbstmorde zur stillen Normalität?
Selbstmordgedanken zu fassen, sich von ihnen zu lösen, Hilfe zu finden
- von diesen Prozessen handelt das Feature.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1848: Deutschlandfunk - Grenzerfahrung Pyrenäen, 2.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Grenzerfahrung Pyrenäen

Neue und alte Fluchtrouten zwischen Spanien und Frankreich

Mit Reportagen von Birgit Kaspar und Julia Macher

Gesichter Europas

Samstag, 2. März 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit Italien seine Häfen dicht gemacht hat, ist Spanien das neue
Eingangstor im südlichen Europa. Die Zuwanderungszahlen haben sich für
Spanien im Jahresvergleich verdreifacht, rechnet die Internationale
Organisation für Migration vor. Die meisten Migranten kommen aus
Westafrika und träumen von einem besseren Leben in Europa. Ihr
Sehnsuchtsland heißt Frankreich. Die größte Hürde auf dem Weg dorthin
sind die Pyrenäen: Für die Europäer des Schengenraums ist die
Bergkette vor allem Wander- und Erholungsgebiet, für Migranten und
Kontrolleure ist sie Grenzland.

 * 
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Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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PREIS/328: Deutscher Hörbuchpreis 2019. "Transformer" gewinnt in der neuen Kategorie "Bester Podcast" (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 28. Februar
2019

Deutscher Hörbuchpreis 2019

"Transformer" gewinnt in der neuen Kategorie "Bester Podcast"



Der Preisträger des Deutschen Hörbuchpreises 2019 in der erstmals
vergebenen Kategorie "Bester Podcast" steht fest: Ausgezeichnet wird
die Produktion "Transformer" von Christina Wolf (Redaktion Till
Ottlitz, Bayerischer Rundfunk).

Die sechsteilige Podcast-Serie "Transformer" erzählt die Geschichte
der transsexuellen Steffi, aus der ein Mann namens Henri wird. Ihre
beste Freundin Christina begleitet den Prozess der
Geschlechtsangleichung zwei Jahre lang mit dem Mikrofon. Aus dieser
besonderen Erzählperspektive heraus ist der Podcast nicht nur Dokument
der Transition, sondern auch Ausdruck einer ungewöhnlichen
Freundschaft.

Über den "Besten Podcast" hat eine eigens für diese Kategorie
formierte dreiköpfige Jury entschieden: Rohita Nadia Bruckmann (freie
Mitarbeiterin WDR Podcastteam), Lukas Klaschinski (Podcast-Autor und
-produzent aus Berlin) und Nicolas Semak (Geschäftsführer des ersten
deutschen Podcast-Labels "Viertausendhertz").

Die Jury sieht in "Transformer" ein hervorragendes Beispiel dafür, wie
deutschsprachiges Storytelling eine eigene Identität und Form erhalten
kann, und begründet ihre Entscheidung folgendermaßen: "Auf sensible
und sorgfältig überlegte Weise behandelt 'Transformer' ein Thema von
großer gesellschaftlicher Relevanz. Der Podcast ist geprägt durch
seine authentische Dramaturgie, die auf prätentiöse oder artifizielle
Spannungsmomente verzichtet. Henris Geschichte berührt, ohne unnötig
pathetisch zu sein. In jeder Hinsicht ist die technisch absolut
professionelle Serie ein kohärentes Medienprodukt: Stilmittel wie
O-Töne, Musik und Erzählelemente sind sinnvoll und ausgewogen
eingesetzt und tragen immer zur Weiterführung der Geschichte bei."

Die sechs Folgen von "Transformer" sind abrufbar unter:

https://www.br.de/mediathek/podcast/transformer/694

Weitere Infos zum Deutschen Hörbuchpreis

http://www.deutscher-hoerbuchpreis.de/

Der Preis ist wie alle anderen Kategorien des Deutschen Hörbuchpreises
mit 3333 Euro dotiert.

Der 17. Deutsche Hörbuchpreis wird am 19. März 2019 im WDR Funkhaus in
Köln verliehen. Durch den Abend führt Klaus-Jürgen Deuser. Wie in den
Vorjahren ist die Preisverleihung zugleich Eröffnungsveranstaltung des
internationalen Kölner Literaturfestes lit.COLOGNE.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Februar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DER FILM/426: Berlin - Silo, ein Film über den Gründer der Humanistischen Bewegung, 6.3.2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 27. Februar 2019

Silo - ein Film über den Gründer der Humanistischen Bewegung

Deutsche Premiere am 6. März 2019



Die Idee einer gleichzeitigen Veränderung sowohl auf persönlicher als
auch auf sozialer Ebene, die der Mann aus Mendoza, Argentinien, Mario
Luis Rodriguez Cobos, besser bekannt als Silo, seit den 60er Jahren an
seine Millionen von Anhängern in aller Welt verbreitet, kommt in einem
Film von Leandro Bartoletti ins deutsche Kino. Der Film rettet Silos
Arbeit und sein humanistisches Denken vor der fortwährenden Kritik und
den Anschuldigungen des Sektierertums.

Millionen Menschen auf der Welt ist Silo bekannt als ein
revolutionärer Denker, der eine spirituelle und politische Bewegung in
Gang gesetzt hat, die Grenzen überwand und sich von Argentinien bis
Indien verbreitete. Für viele andere jedoch, vielleicht weil sie es
schlecht verstanden haben, vielleicht wegen politischer Missgunst, war
er der Anführer einer Sekte, ein geschickter Manipulierer und
Demagoge.

Dennoch zeigt Barolettis Film, dass - besonders in Argentinien - Silo
entweder noch unbekannt ist oder aber ein echtes Geheimnis darstellt.
Und so rekonstruiert er sein Leben und seine Arbeit (dazu sichtete er
über 200 Stunden Aufnahmen, Dateien, Fotos und Zeugnisse von Silo
selbst) und präsentiert in chronologischer Reihenfolge eine
ausführliche und umfassende Geschichte, durch die die Stimmen der
Schauspieler Gaston Pauls and Osmar Nuñez führen.

Der Film zeigt laut Bartoletti den Weg des Gründers einer "heute noch
lebendigen und aktiven Bewegung, da viele Menschen nach einem Sinn
suchen, etwas das weder die Kirchen noch die Religionen bieten können.
Sie suchen nach anderen Wegen und ich glaube, dass der "Siloismus" die
Antwort sein kann. Er ist die Möglichkeit eines Sinnes, nach dem viele
Menschen Ausschau halten."

"Silos Vorschlag ist sehr einfach: Eine soziale und persönliche
Veränderung, eine gleichzeitige Veränderung. Silo schlug vor, dass
beide Veränderungen Hand in Hand laufen sollten. Deshalb betonte er
die innere Veränderung, politische Aktivitäten und die
gesellschaftliche Veränderung der Wirklichkeit" sagte der Filmemacher
bezüglich der Ziele, die Silo von seiner Heimatstadt Mendoza aus
vorschlug.

"Sein Leben diesem Vorhaben zu widmen war für mich sehr interessant.
Darum, denke ich, haben wir heute die besten Voraussetzungen, um über
Silo zu sprechen, denn heutezutage sind die Menschen offener, ohne
Vorurteile anderen Vorschlägen zuzuhören. Die Menschen bitten um eine
Vielfalt an Stimmen und sie wollen nur eine Version der Wirklichkeit"
stellte Bartoletti fest.

Selbst wenn er seine humanistische Spiritualität und seine Botschaft
von Frieden und Gewaltfreiheit seit 1962 inmitten eines revolutionären
Aufbrausens und von antikapitalistischen Kämpfen verbreitet hat, wurde
Silo 1972 zu einer öffentlichen Figur nach der Veröffentlichung seines
Buches "Der innere Blick", in dem er vorschlug "die Sinnleere des
Leben in Sinn und Erfüllung zu verwandeln", und nach einer
öffentlichen Rede, die er in Punta de Vacas mitten in den Bergen vor
wenigen Hundert Anhängern hielt.

Es folgten sein Rückzug in die Berge, um zu schreiben und zu
meditieren; die gewaltigen Propagandakampagnen und Verfolgungen; seine
esoterischen Untersuchungen auf der griechischen Insel Korfu, seine
großen Reisen durch Indien, seine Freundschaft mit Gorbatschow und die
Ingangsetzung des Friedensmarsches, der im Jahre 2010 durch die ganz
Welt reiste.

Deutsche Premiere im Ladenkino in Berlin

http://ladenkino.de/kontakt/

Mittwoch, 6. März 2019, um 19.45 Uhr

Gärtnerstrasse 19, 10245 Berlin

Spanisch mit deutschen Untertiteln

Filmtrailer:

https://youtu.be/QEhu0c40DFw


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KONGRESS/009: Kölner Kongress 2019 am 15. und 16. März 2019


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 22.02.2019

Kölner Kongress 2019 am 15./16. März im
Deutschlandradio-Funkhaus

Internationales Symposium bringt Medienmacher und Publikum zusammen

Freitag, 15. März ab 18.00 Uhr und Samstag, 16. März ab 11.00
Uhr

Deutschlandradio Funkhaus

Raderberggürtel 40, 50968 Köln



Unter dem Motto "Erzählen. Sound. Öffentlichkeit." wird das
Deutschlandradio-Funkhaus am 15. und 16. März wieder zur Bühne für
internationale Performances und zeitgenössischen Mediendiskurs. Das
vom Deutschlandfunk und der Kunsthochschule für Medien (KHM)
veranstaltete Symposium befasst sich in diesem Jahr mit dem Sound des
Erzählens in den Medien. Im 30. Jubiläumsjahr des Mauerfalls befasst
sich der Kölner Kongress darüber hinaus mit der Frage, ob es Zeit ist
für eine neue mediale Erzählung der DDR. Zu den Vorträgen, Gesprächen
und Live-Radioperformances werden deutsche und internationale
Künstler, Medienmacherinnen und Wissenschaftler erwartet. Eröffnet
wird der Kongress durch den vielfach ausgezeichneten Kultursoziologen
und Publizisten Richard Sennett mit einer Rede über Öffentlichkeit und
Medien.

Der mittlerweile dritte Kölner Kongress mit seinem Angebot von
prominent besetzten Vorträgen und Diskussionen hat sich mittlerweile
über die Medienfachwelt hinaus einen Namen gemacht. Auch durch die
Zusammenarbeit mit der KHM erhalten Besucherinnen und Besucher einen
Eindruck von neuen Erzählformen und den Ansprüchen junger und
angehender Medienmacher. Die Studierenden der Kölner Kunsthochschule
präsentieren Projekte und Arbeiten mit Fieldrecordings und stellen mit
otic.radio ein eigenes Radioprogramm vor.

Ein Höhepunkt des Kongresses werden auch in diesem Jahr wieder die
Live-Radioperformances sein. Am 15. März ist im Kammermusiksaal des
Kölner Funkhauses das Hörstück "Chant du Nix" von Michaela Melián zu
erleben. Die prominente Künstlerin und Musikerin (F.S.K.) verarbeitet
darin den Sound der Anfänge des Rundfunks in den 1920er-Jahren. Am 16.
März wird das Publikum im Hörspiel "Ponto dos Mentirosos - Atlas eines
Dorfes" von Merzouga & Nina Hellenkemper Zeuge des Vollmondfests im
ältesten Dorf des neuen Brasiliens.

Seit 2017 befasst sich der Kölner Kongress mit medialem Erzählen unter
den Vorzeichen digitaler Umbrüche und zunehmend fragmentierter
Gesellschaften. Das zweitägige Symposium hat sich dabei als offener
Debattenort und Impulsgeber für Medienschaffende,
Wissenschaftlerinnen, Künstler und interessierte Öffentlichkeit
etabliert.

Das vollständige Programm und weitere Informationen finden Sie
hier:

koelner-kongress.de

Der Eintritt ist frei. Um eine kurze Anmeldung zur Teilnahme an
koelnerkongress@deutschlandfunk.de wird gebeten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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CHIRURGIE/518: Nasoalveolar-Molding-Methode bei Lippen-Kiefer-Gaumenspalte - Vorteile unklar (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 25.02.2019

NAM bei Lippen-Kiefer-Gaumenspalte: Vorteile mangels geeigneter Studien unklar

Bisherige Analysen nicht belastbar / Nur Gesichtsästhetik in
Kurzzeit-Perspektive untersucht / Stellungnahmen zu HTA-Entwurf im Rahmen von
ThemenCheck Medizin erbeten



Weltweit kommt eines von 500 Neugeborenen mit einer
Lippen-Kiefer-Gaumenspalte zur Welt. Sie ist damit eine der häufigsten angeborenen
Fehlbildungen. Die Behandlung ist komplex und langwierig, in der Regel
sind mehrere Operationen im Säuglings- und Kindesalter nötig. Eine
Arbeitsgruppe der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) hat nun im
Auftrag des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) untersucht, ob die Behandlungsergebnisse besser
oder schlechter ausfallen, wenn vor der ersten Operation die
Nasoalveolar-Molding-Methode (NAM) angewendet wird: Dabei soll eine individuell
angefertigte Kieferplatte mit Nasenelement (Nasensteg) den Spalt mittels
Druck- und Zugkräften verkleinern, um die Ausgangslage für die OP zu
verbessern.

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der MHH feststellen, gibt
es jedoch bisher keine klinischen Studien, die belastbare Aussagen zu
Nutzen und Schaden der NAM zulassen. Denn in den wenigen verfügbaren
Studien werden wichtige Einflüsse auf das Behandlungsergebnis, wie
Unterschiede zwischen den Behandlungsgruppen nach Alter bei erster OP und
nach Schwere der Deformation, nicht ausreichend berücksichtigt.
Stellungnahmen zum Entwurf dieses HTA-Berichts im Rahmen von ThemenCheck
Medizin sind bis zum 25. März möglich.

Normale Entwicklung ermöglichen

Ziel der Behandlung ist es, die Fehlbildung zu korrigieren und wichtige,
von ihr abhängige Funktionen wie z. B. Ernährung, Atmung, Sprechen und
Gehör zu normalisieren sowie eine Symmetrie des Gesichts zu erreichen.
Damit wollen die Ärztinnen und Ärzte die Voraussetzung dafür schaffen,
dass sich die betroffenen Kinder und Jugendlichen körperlich und sozial
möglichst normal entwickeln können.

Behandlung ist komplex und langwierig

Ein allgemein anerkanntes Behandlungskonzept, wie es sich üblicherweise u.
a. in medizinischen Leitlinien niederschlägt, gibt es aktuell nicht.
Häufig verschließen die Ärztinnen und Ärzte die Lippe im Alter von etwa
drei bis sechs Monaten operativ. Vor dem Eingriff versuchen sie
gegebenenfalls mittels NAM die Schwere der Deformation zu reduzieren. Um
die Sprachentwicklung nicht zu behindern, wird der Gaumen in der Regel
erst im Alter von 9 bis 18 Monaten verschlossen, mit 6 bis 11 Jahren folgt
eine Korrekturoperation. Hat die NAM-Methode Erfolg, lassen sich
gegebenenfalls weitere chirurgische Eingriffe vermeiden.

Störgrößen nicht ausreichend berücksichtigt

Studien mit hoher Aussagesicherheit, also randomisierte kontrollierte
Vergleiche zwischen einer Behandlung mit NAM und ohne NAM, gibt es bisher
nicht. Was die Arbeitsgruppe der MHH fand, sind vier Studien mit jeweils
einer Kontrollgruppe. In diesen wurde aber nicht berücksichtigt, dass sich
die Kinder mit NAM- und jene ohne NAM-Behandlung unterschieden - etwa in
Hinblick auf das Alter bei der ersten Operation (bzw. zu Beginn der
Intervention) oder bzgl. der Ausprägung der Spaltbildung. Das könnte die
Behandlungsergebnisse beeinflusst haben. Fachleute sprechen hier von
"Confoundern" (engl. Störgrößen), die nicht kontrolliert wurden.

Aussagen zum Nutzen oder Schaden der NAM lassen sich aus diesen Studien
jedenfalls nicht ableiten.

Aspekte wie Schmerzen, Sprechen oder Atmung fehlen

Ohnehin berücksichtigten diese Studien ausschließlich Parameter zur
Gesichtsästhetik, darunter die Symmetrie des Gesichts. Wichtige andere
Aspekte wurden nicht erhoben. Für Schmerz gilt das ebenso wie für
Sprechen, Atmung, Gehör oder die soziale und emotionale Entwicklung.
Untersuchungen, welche die Patientinnen und Patienten über einen längeren
Zeitraum vergleichen, gibt es ebenfalls nicht.

Noch keine regelhafte Kassenleistung

In Deutschland gibt es bisher nur wenige spezialisierte Kliniken, in denen
die Ärztinnen und Ärzte die NAM regelmäßig anwenden. Die Mehrkosten in
Höhe von 900 Euro bis 1400 Euro übernehmen die gesetzlichen Krankenkassen
dabei nicht regelhaft.

Die betroffenen Kinder und ihre Eltern müssen zur Kontrolle und Anpassung
der NAM-Apparatur 12 bis 16 zusätzliche Termine wahrnehmen. Diese finden
in der Regel in spezialisierten Zentren statt, die üblicherweise in
Ballungszentren liegen. Je nach Wohnort kann das längere Anreisen mit sich
bringen.

Weitere Forschung nötig

Einige Expertinnen und Experten sind der Auffassung, der Nutzen der NAM
sei bereits erwiesen. Allerdings berufen sie sich auf Studien, deren
Ergebnisse nicht hinreichend aussagekräftig sind. Die Arbeitsgruppe der
MHH konstatiert in ihrem Berichtsentwurf erheblichen Forschungsbedarf und
fordert Studien mit hoher Aussagesicherheit.

"Es ist bedenklich, dass eine Intervention, die die Situation von Kindern
mit einer häufigen angeborenen Fehlbildung verbessern soll, nicht
ausreichend in Studien geprüft wurde", kommentiert IQWiG-Projektleiterin
Sarah Thys den Befund der MHH-Autorengruppe.

Thema von Bürgern und Patienten vorgeschlagen und mit ausgewählt

Zu den Besonderheiten von ThemenCheck Medizin gehört, dass die
Fragestellungen der Berichte immer auf Vorschläge aus der Bevölkerung
zurückgehen. Das IQWiG sammelt diese und ermittelt in einem zweistufigen
Auswahlverfahren pro Jahr bis zu fünf Themen, zu denen HTA-Berichte
erstellt werden. Dabei wird die Bürger- und Patientensicht mit einbezogen.
Diese HTA-Berichte werden nicht vom IQWiG verfasst. Das Institut
beauftragt externe Sachverständige mit der Berichterstellung, fungiert als
Herausgeber und prüft, ob die Ergebnisse gemäß seinen wissenschaftlichen
Methoden erarbeitet wurden.

IQWiG bittet um Stellungnahmen und Themen-Vorschläge

Interessierte Personen und Institutionen können nun bis zum 25. März 2019
schriftliche Stellungnahmen zum vorläufigen Basisbericht "NAM bei
Lippen-Kiefer-Gaumenspalte" beim IQWiG einreichen. Diese werden gesichtet und
gegebenenfalls in einer mündlichen Anhörung mit den Stellungnehmenden
diskutiert. Danach wird der Basisbericht finalisiert. Außerdem schreiben
die Autorinnen und Autoren eine allgemein verständliche Version, und das
IQWiG ergänzt das Paket um einen Herausgeberkommentar. Alle Dokumente
werden auf der Website ThemenCheck-medizin.iqwig.de veröffentlicht sowie
an den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und das
Bundesgesundheitsministerium (BMG) übermittelt.

Unabhängig von diesem dritten HTA-Bericht ist es jederzeit möglich,
Vorschläge für neue Themen einzureichen. Sie werden in der nächsten
Auswahlrunde begutachtet, die im August 2019 beginnt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/aktuelles/nam-bei-lippen-kiefer-gaumenspalte-vorteile-mangels-geeigneter-studien-unklar.226.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 25.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1147: Hannover - Tag der Allgemeinmedizin, 20.03.2019


Medizinische Hochschule Hannover - 26.02.2019

Tag der Allgemeinmedizin in der MHH

Medizin-Studium: MHH-Experten fordern engere Kooperation mit niedergelassenen Ärzten



"Medizinische Forschung und Lehre müssen im Kontakt mit der
hausärztlichen Versorgung stehen", fordert Professor Dr. Nils Schneider,
Direktor des Instituts für Allgemeinmedizin an der Medizinischen
Hochschule Hannover (MHH). Der Grund liegt auf der Hand: Forschung und
Lehre finden überwiegend an den Universitäten statt, während die
Patientenversorgung ganz überwiegend außerhalb erfolgt: "In
Hausarztpraxen werden in Deutschland im Jahr rund 100-mal mehr Patienten
versorgt als in den Universitätskliniken", erklärt Professor Schneider.
Die engere Verzahnung von Forschung und Lehre mit Hausarztpraxen wird auch
ein Thema beim "Tag der Allgemeinmedizin" sein. Er findet am 20. März 2019
in der MHH statt und richtet sich an Hausärztinnen und Hausärzte,
Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung, Medizinische Fachangestellte und
alle weiteren an Allgemeinmedizin Interessierten.

Die Domäne der Universitätskliniken ist die Versorgung von schwerstkranken
Patienten, komplizierten Verläufen und seltenen Erkrankungen, während die
Hausarztpraxen die wohnortnahe medizinische Grundversorgung der
Bevölkerung sicherstellen. "Hausärzte sind für die meisten Menschen die
ersten Ansprechpartner im Gesundheitssystem, kennen das soziale Umfeld der
Patientinnen und Patienten und können 80 bis 90 Prozent der
Patientenanliegen angemessen in der Praxis behandeln", sagt Professor
Schneider. "Studierende müssen die Medizin in ihrer gesamten Breite
kennenlernen." So sieht es auch MHH-Präsident Professor Dr. Michael P.
Manns. "Wir müssen die niedergelassenen Kolleginnen und Kollegen noch
stärker an der Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten beteiligen", betont er.

Am Institut für Allgemeinmedizin der MHH wird der intensive Austausch mit
der hausärztlichen Praxis in vielen kleineren und größeren Projekten
bereits gelebt. "Wir führen Forschungsprojekte in Hausarztpraxen durch und
kooperieren eng mit unseren Lehrpraxen bei der Ausbildung der
Studierenden", berichtet Professor Schneider. Die geplante Reform des
Medizinstudiums entsprechend des Masterplans Medizinstudium 2020, der
unter anderen eine Stärkung der Allgemeinmedizin und ambulanten Medizin
insgesamt vorsieht, ist für Professor Schneider ein Schritt in die
richtige Richtung. Die Umsetzung des Masterplans steht allerdings noch
aus.

Das Thema wird auch beim Tag der Allgemeinmedizin am 20. März 2019 in der
MHH eine Rolle spielen. Weitere Informationen über die Veranstaltung und
Anmeldungen unter: www.mh-hannover.de/allgemeinmedizin.html.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 26.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1472: Fastenzeit - Die Sprache des Körpers verstehen lernen (idw)


Hochschule Fresenius - 26.02.2019

Fastenzeit: Die Sprache des Körpers verstehen lernen



Die anstehende Fastenzeit nehmen viele Menschen zum Anlass, um gesünder zu
leben, Verzicht zu üben oder auch um abzunehmen. Die
Interozeptionsforscherin Prof. Dr.phil. rer.nat.habil. Beate M. Herbert,
Diplom-Psychologin, Professorin für Biologische Psychologie & Klinische
Psychologie an der Hochschule Fresenius in München und Privatdozentin an
der Eberhard-Karls-Universität Tübingen, erklärt, welche Prozesse im
Körper beim Essen ablaufen und wie wichtig es ist, Körpersignale
wahrzunehmen.

Essen dient in erster Linie der Nahrungsaufnahme. Gesteuert durch ein
komplexes Regulationssystem unseres Körpers sichert es unser Überleben.
Aber auch psychologische Aspekte wie das Wohlbefinden oder äußere
Einflussfaktoren wie das Überangebot an Nahrung in
Wohlstandsgesellschaften oder aber auch das gesellige Beisammensein mit
anderen Menschen spielen eine Rolle beim Essen. Viele Menschen in der
westlichen Welt ernähren sich ungesund, sie essen zu viel, zu schnell oder
nehmen zu fettige Kost zu sich. Die Folge: Diabetes, Herzerkrankungen,
Schlaganfälle nehmen zu und die Kosten für das Gesundheitswesen steigen.
Für die Fastenzeit nehmen sich daher viele Menschen vor, gesünder zu
leben, Verzicht zu üben oder auch um abzunehmen. Im Idealfall möchten sie
dieses Ziel erreichen, ohne dabei zu hungern.

Ein Forschungsschwerpunkt der Interozeptionsforscherin Prof. Dr. phil.
rer.nat.habil. Beate M. Herbert ist die Perzeption und Verarbeitung von
internen körperlichen Signalen (Interozeption) und deren Bedeutung für die
Entstehung eines gesunden oder gestörten körperlichen Selbsterlebens.
Dabei steht auch die Fähigkeit des Menschen, Signale wie Hunger- oder
Sättigungsgefühle wahrzunehmen, im Vordergrund. Im Interview für den
Wissenschaftsblog adhibeo erklärt sie, welche Prozesse im Körper dabei
ablaufen und wie wichtig es ist, dass diese Körpersignale adäquat im
Gehirn verarbeitet und subjektiv wahrgenommen werden können:

https://bit.ly/2Eiwy2i

"Grundsätzlich ist es für jeden Menschen empfehlenswert, die Fastenzeit zu
nutzen, um achtsamer mit sich umzugehen und ganz speziell den
kontinuierlich stattfindenden Rückmeldungen aus dem Körper mehr Gehör zu
schenken", erläutert die Klinische Psychologin. "Spezifische Signale des
Körpers besser wahrzunehmen und zu interpretieren, kann man erlernen und
gezielt üben. Meine laufenden Studien untersuchen eine Intervention bei
Menschen mit Übergewicht und Adipositas und es deutet sich an, dass dies
den Betroffenen dabei helfen kann, im Essverhalten wieder eine Balance zu
finden. Dies ist ein Schwerpunkt meiner aktuellen Forschung", so die
Wissenschaftlerin.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius - 26.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4007: Weitere Wirkmechanismen der Wundheilung durch Plasma entschlüsselt (idw)


Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V. - 26.02.2019

Greifswalder Forscher entschlüsseln weitere Wirkmechanismen der Wundheilung durch Plasma



Das Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V. (INP) ist
weltweit eines der führenden Zentren der Plasmamedizin. Unter einem Dach
untersuchen hier Physiker, Biochemiker, Biologen, Mediziner und
Pharmazeuten die Wechselwirkungen von physikalischen Plasmen und Zellen.
Diese interdisziplinäre Grundlagenforschung führte zur Entwicklung von
Plasma-Anwendungen, die für die Gesundheitsversorgung der Zukunft
bedeutsam sind. So wird der 2013 von einer Ausgründung des Instituts auf
den Markt gebrachte Plasmajet kINPen© MED in zahlreichen Kliniken
erfolgreich zur Behandlung chronischer Wunden eingesetzt, von denen bis
vier Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind.

Die wissenschaftliche Evidenz der Plasmamedizin wurde jetzt erneut von
INP-Forschern belegt. Der in der internationalen Zeitschrift
"Theranostics" veröffentlichte Beitrag "Nrf2 signaling and inflammation
are key events in physical plasma-spurred wound healing" dient zur
weiteren Aufklärung wichtiger molekularer Mechanismen der
plasmaunterstützten Wundheilung.

In einer gemeinsam mit der Universitätsmedizin Rostock durchgeführten
präklinischen Studie konnten die Wissenschaftler zeigen, dass eine
Behandlung mit kaltem Atmosphärendruckplasma den Heilungsprozess von
akuten Hautwunden initial beschleunigt. In den Untersuchungen wurde vor
allem die Bedeutung von zwei Schlüsselfaktoren für die Wirkungsweise von
Plasma im lebenden Gewebe herausgestellt: das für die zelluläre
Redox-Homöosthase wichtige Molekül Nrf2, das die Aktivierung von Schutzgenen
anstoßen kann, sowie das Protein p53, das eine entscheidende Rolle bei der
Regulation des Zellzyklus spielt. Darüber hinaus wiesen die Experten in
der Studie einen weiteren wichtigen Effekt nach: Die durch Plasma
beeinflussten antioxidativen und entzündungsmodulierenden Prozesse führen
zu einer starken Immunantwort des Körpers. Es zeigte sich eine frühe
Einwanderung von Fresszellen, den Makrophagen, sowie neutrophilen
Granulozyten, einer Unterform der weißen Blutkörperchen, in den
Wundbereich. Die Studie stützt die Hypothese, wonach physikalisches Plasma
vor allem redoxbasierte zelluläre Prozesse beeinflusst, die für die
Steuerung der physiologischen Wundheilung bedeutsam sind.

Die Ergebnisse können für eine noch effektivere Behandlung diabetischer
Wunden wegweisend sein. Derartige nicht-heilende Wunden sind mit hohen
Kosten verbunden und verursachen gravierende volkswirtschaftliche Schäden
durch langfristige Arbeitsausfälle .

Die plasmamedizinische Grundlagenforschung am INP wird finanziell
gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (FKZ
03Z22DN11 & 12).


Originalpublikation:

Anke Schmidt, Thomas von Woedtke, Brigitte Vollmar, Sybille Hasse, Sander
Bekeschus (2019). Nrf2 signaling and inflammation are key events in
physical plasma-spurred wound healing. Theranostics Vol. 9, Issue 4,
1066-1084. doi: 10.7150/thno.29754.

http://www.thno.org/v09p1066.htm

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71080

PM Weitere Wirkmechanismen der Wundheilung durch Plasma entschlüsselt
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FORSCHUNG/4006: Mit der Histon-Angel im Protein-Teich fischen - wie entscheiden Zellen über ihre DNA-Reparatur (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 26.02.2019

Mit der Histon-Angel im Protein-Teich fischen - wie entscheiden Zellen über ihre DNA-Reparatur



Nimmt die DNA im Zellkern Schaden, so können unsere Zellen auf
verschiedene Möglichkeiten zurückgreifen, diesen zu reparieren. Auf
welcher molekularen Grundlage eine Zelle zwischen den Reparaturwegen
auswählt, klärt eine aktuelle Studie in 'Nature Cell Biology', an der
Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München maßgeblich beteiligt waren.
Der Trick dabei: Sie hatten sich eine molekulare Angel gebaut, um die
beteiligten Proteine sprichwörtlich aus dem Zellkern herauszufischen.
Darauf aufbauend könnten sich langfristig neue Möglichkeiten für
Krebstherapien ergeben, so die Autoren.

Nimmt die DNA im Zellkern Schaden, so können unsere Zellen auf
verschiedene Möglichkeiten zurückgreifen, diesen zu reparieren. Auf
welcher molekularen Grundlage eine Zelle zwischen den Reparaturwegen
auswählt, klärt eine aktuelle Studie in 'Nature Cell Biology', an der
Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München maßgeblich beteiligt waren.
Der Trick dabei: Sie hatten sich eine molekulare Angel gebaut, um die
beteiligten Proteine sprichwörtlich aus dem Zellkern herauszufischen.
Darauf aufbauend könnten sich langfristig neue Möglichkeiten für
Krebstherapien ergeben, so die Autoren.

Die Abfolge der Basenpaare in der DNA enthält die genetische Information
aller Lebewesen. Allerdings sind nicht alle Gene zur selben Zeit aktiv -
denn das hängt auch von anderen Faktoren ab, die sich um die DNA herum
abspielen. Einen wesentlichen Anteil daran haben die sogenannten Histone.
"Histone sind Proteine, um die unsere DNA gewickelt ist und die so das
Erbgut verpacken", erklärt corresponding author Dr. Till Bartke,
stellvertretender Direktor des Instituts für Funktionale Epigenetik (IFE)
am Helmholtz Zentrum München. "Je nachdem wie die Histone chemisch
verändert sind, können sie ganz unterschiedlich auf die DNA einwirken und
die Genaktivität steuern." Herauszufinden, wie dieser sogenannte
'Histon-Code' funktioniert, das ist das große Ziel von Bartke und dem IFE.

Dazu rekonstruieren die Forscher bekannte chemische Histon-Modifikationen
im Reagenzglas und untersuchen in einem Zellkernextrakt, welche Proteine
jeweils daran binden. "Vereinfacht gesagt bauen wir uns eine molekulare
Angel mit definierten Histonen als Köder und gehen damit im Zellkern
fischen - und dann wird es spannend zu sehen, wer da so alles anbeißt", so
Bartke.

DNA-Reparatur im Blick

In der aktuellen Arbeit suchten Bartke und sein Team mit dieser Methode
nach Proteinen, die speziell an neu gebildetes Chromatin* binden. "Die
Idee war, Proteine zu identifizieren, die zwischen altem und neuem
Chromatin unterscheiden können und daher mit der Verdopplung und Reparatur
der DNA im Zusammenhang stehen", so der Molekularbiologe. Dabei fanden die
Forscher eine Gruppe von strukturell verwandten Enzymkomplexen, die an der
Entscheidung der Zelle beteiligt sind, welchen DNA-Reparaturmechanismus
sie auswählt **. In weiteren Untersuchungen klärten dänische Kollegen um
Anja Groth vom Biotech Research and Innovation Centre (BRIC) der
Universität Kopenhagen im Detail, welche Proteine und Strukturelemente zur
Entscheidung der Zelle über die unterschiedlichen DNA-Reparaturwege
führen.

Ansatz für die Krebstherapie?

Zentrales Element bei der Reparatur bildet demnach ein Enzymkomplex um
BRCA1 (abgekürzt für 'Breast Cancer 1'), ein Gen, welches mittlerweile
große Bekanntheit als Risikomarker für Brustkrebs erlangt hat.***
"Trägerinnen von Mutationen im BRCA1-Gen haben ein erhöhtes Risiko, an
Brust- oder Eierstockkrebs zu erkranken, da bei ihnen die Reparatur von
DNA-Schäden beeinträchtigt ist und sich dadurch weitere schädliche
Mutationen anhäufen können. Krebspatientinnen, die Mutationen im BRCA1-Gen
tragen, können jedoch mit sogenannten PARP-Inhibitoren behandelt werden -
eine Wirkstoffklasse, die in diesen Patientinnen eine besonders starke
Wirkung entfaltet", erklärt Till Bartke.

Im Rahmen der Publikation hatten daraufhin britische Wissenschaftler um
Ross Chapman vom Wellcome Centre For Human Genetics in Oxford gezielt die
Auswirkungen von Mutationen im BRCA1-Komplex untersucht. Im Fokus stand
dabei der Bereich, der für die Erkennung des neu gebildeten Chromatins
verantwortlich ist. Zellen, bei denen dieser Bereich inaktiviert war,
wurden darin äußerst effektiv von einem PARP-Inhibitor abgetötet.

"Durch die Zusammenarbeit unserer drei Forschungsgruppen kennen wir nun
die genaue Funktionsweise dieser wichtigen DNA-Reparaturproteine und haben
mit der Chromatin-Bindestelle des BRCA1-Komplexes bereits eine
Zielstruktur ermittelt, an der wir medikamentös eingreifen und
Krebspatienten therapieren können. Mithilfe kleiner Moleküle wäre es
beispielsweise möglich, die BRCA1-Mutation quasi nachzuahmen und dadurch
PARP-Inhibitoren auch für ein breiteres Patientenspektrum ohne diese
Mutation nutzbar zu machen." Ein vielversprechender Anfang sei gemacht, so
Bartke, und Firmen seien schon dabei, solche Moleküle zu entwickeln.


Weitere Informationen

* Während in altem Chromatin Histon H4 an Lysin in Position 20 (H4K20)
fast immer mit zwei Methylgruppen modifiziert ist (H4K20me2), zeichnet
sich das während der DNA Synthese neu gebildete Chromatin dadurch aus,
dass an dieser Stelle (noch) keine Methylgruppen sitzen (H4K20me0). Durch
den Vergleich dieser beiden Zustände und der daran gebundenen Proteine
konnten Bartke und sein Team Proteinkomplexe identifizieren, die gezielt
neu gebildetes Chromatin (H4K20me0) erkennen und daher mit der Verdopplung
und Reparatur des Erbguts zu tun haben müssen.

** Beim 'non-homologous End Joining' werden zwei nicht-homologe Enden der
DNA miteinander verbunden, wenn kein Schwesterchromatid als Matrize
vorliegt. Diese Methode ist sehr anfällig für Fehler und führt
entsprechend zu Mutationen im Erbgut. Die homologe Rekombination hingegen
repariert DNA-Schäden unter Verwendung der intakten genetischen
Information auf dem Schwesterchromatid und gilt als quasi fehlerfrei.

*** Die Schauspielerin Angelina Jolie hatte sich beispielsweise einer
vorsorglichen Brustamputation unterzogen, da sie eine vererbte Mutation im
BRCA1-Gen trägt.

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.
www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Funktionale Epigenetik (IFE) befasst sich mit der
epigenetischen Regulation von Genen. Der Fokus liegt dabei auf den
sogenannten Histonproteinen, auf denen die DNA aufgewickelt ist und die
den Ausschlag darüber geben können, ob ein Gen abgelesen werden kann oder
nicht. Zudem erforschen die Wissenschaftler die Zusammenhänge zwischen
Volkskrankheiten und den oben genannten Prozessen. Durch neuartige
Methoden sind sie in der Lage, Veränderungen dieser Prozesse sogar in
einzelnen Zellen nachzuweisen. 

www.helmholtz-muenchen.de/ife

Originalpublikation:

Nakamura, K. & Saredi, G. & Becker, J.R. et al. (2019): H4K20me0
recognition by BRCA1-BARD1 directs homologous recombination in sister
chromatids. Nature Cell Biology
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FORSCHUNG/4005: Angriff von der Seite hemmt Teilchenfluss (idw)


Philipps-Universität Marburg - 26.02.2019

Angriff von der Seite hemmt Teilchenfluss



Zielgerichtete Blockade aus dem Hinterhalt: Ein neu entdeckter
Mechanismus, mit dem sich Ionenkanäle zielgerichtet blockieren lassen,
weckt die Hoffnung auf Behandlungsmöglichkeiten bei Vorhofflimmern und
weiteren Erkrankungen. Das schreibt eine Forschungsgruppe unter Marburger
Leitung im Wissenschaftsmagazin "eLife". Das Team ist auch an einem
aktuellen Aufsatz in der Zeitschrift "Science" beteiligt, in dem es
ebenfalls um die molekulare Steuerung von Kaliumkanälen geht.

Ob Herzrhythmusstörungen oder Atemstillstände während des Schlafs - so
unterschiedlich diese Krankheitsbilder auch sind, eines haben sie
gemeinsam: Sie lassen sich wahrscheinlich durch Ionenkanäle beeinflussen,
die für die elektrische Erregbarkeit der Zellen zuständig sind, speziell
die sogenannten TASK-Kanäle. "Bislang gibt es keine Medikamente, die genau
diese Ionenkanäle zielgerichtet blockieren", erklärt der Physiologe
Professor Dr. Niels Decher von der Philipps-Universität, der die Studie
leitete. "Daher besteht ein hoher medizinischer Bedarf, neue
Angriffspunkte an diesen Kanälen zu finden und neuartige Mechanismen zu
entdecken, die zu ihrer Blockade führen."

Viele unserer Körperfunktionen beruhen auf elektrischen Signalen, etwa die
Nerventätigkeit oder der Herzschlag. Die elektrischen Signale kommen
dadurch zustande, dass sich im Inneren von Zellen andere elektrisch
geladene Teilchen befinden als außerhalb, so genannte Ionen. Für die
ungleiche Verteilung sorgen Kanäle, durch die elektrisch geladene Teilchen
von einer Seite der Membran auf die andere gelangen; auf diese Weise baut
sich ein elektrisches Potenzial über der Membran auf, die jede Zelle
umhüllt.

Die Forschungsgruppe verglich verschiedene Wirkstoffe, die Ionenkanäle vom
TASK-Typ hemmen. Dabei zeigte das Narkosemittel Bupivakain eine
unerwartete Wirkung, das in der Medizin zur örtlichen Betäubung eingesetzt
wird: "Überraschenderweise blockiert Bupivakain vorzugsweise den nach
außen gerichteten Teilchenstrom des Kanals, sobald sich das
Membranpotenzial ändert", berichtet Privatdozentin Dr. Susanne Rinné aus
Dechers Arbeitsgruppe, eine der beiden Erstautoren des wissenschaftlichen
Aufsatzes. Dergleichen wurde bisher noch nicht beobachtet.

Das Team suchte anschließend nach der Stelle, an der Bupivakain ansetzt,
wenn es den Kanal blockiert. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
nutzten hierfür molekulare Techniken, aber auch computergestützte
Simulationsverfahren. Das Ergebnis: Das Narkosemittel greift an einer
seitlichen Einbuchtung an, die von der zentralen Durchflussöffnung des
Kanals abzweigt. "Erstaunlicherweise befindet sich das Medikament so weit
seitlich in dieser Höhlung, dass es keinen Porenverschluss des
Zentralkanals verursacht", erläutert Rinnés Kollege Dr. Aytuğ K. Kiper,
der sich mit ihr die Erstautorenschaft teilt.

"Was wir entdeckt haben, ist ein ganz neuer Mechanismus, der noch nie
zuvor geschildert wurde", legt Decher dar. Bisherige Kanal-Hemmstoffe
greifen bevorzugt an der zentralen Tunnelöffnung an; da diese bei allen
Kanaltypen vorkommt, wirken solche Substanzen nicht zielgerichtet, sondern
auf alle Kanaltypen gleichermaßen. "Die von uns entdeckte Bindungsstelle
und der bislang unbekannte Hemm-Mechanismus können künftig dazu verwendet
werden, zielgerichtete Kanalblocker zu finden, die dringend für die
Therapie des Atemstillstands im Schlaf und des Vorhofflimmerns benötigt
werden", führt der Studienleiter aus.

Fast gleichzeitig berichtet ein internationales Forschungsteam in der
Wissenschaftszeitschrift "Science" über einen molekularen Mechanismus, der
die Öffnung von Kaliumkanälen unterschiedlichen Typs bewirkt. Auch an
dieser Veröffentlichung hat das Marburger Team mitgewirkt.

Niels Decher lehrt Physiologie an der Philipps-Universität. Neben seiner
Arbeitsgruppe beteiligten sich an der Studie weitere Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler von der Universität Kiel sowie aus Oxford und Chile.
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie die chilenische
Förderorganisation "FONDECYT" unterstützten die zugrunde liegenden
Arbeiten finanziell.


Originalveröffentlichungen:
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inhibition of K+-flux gating in K2P channels, eLife 2019,
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DEMENZ/426: Meine Rechte als Bevollmächtigter oder Betreuer (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Meine Rechte als Bevollmächtigter / Betreuer

Was darf ich für meine Angehörigen entscheiden?

von Bärbel Schönhof



Im Zusammenhang mit demenziellen Erkrankungen wird immer wieder zu
Recht darauf hingewiesen, dass möglichst frühzeitig daran gedacht
werden sollte, auch juristisch Vorsorge zu treffen. Dies ist wichtig,
um auch bei fortgeschrittener Erkrankung Entscheidungen für die oder
den Betroffenen wirksam treffen zu können. Das kann mittels
Vorsorgevollmacht oder rechtlicher Betreuung geschehen. Doch welche
Rechte ergeben sich daraus, wenn Angehörige zum Bevollmächtigten oder
rechtlichen Betreuer bestellt werden? Was dürfen Angehörige in dieser
Position oder gar, was müssen sie tun?

Diese Frage ist nicht so einfach zu beantworten, denn sie hängt davon
ab, welchen Inhalt die Vorsorgevollmacht hat oder mit welchen
Aufgabenkreisen die Angehörigen zum rechtlichen Betreuer bestellt
wurden.

Aufgabenbereiche der Bevollmächtigten / Betreuer

In der Gestaltung der Vollmacht besteht zunächst einmal eine große
Freiheit. Man kann alle Bereiche, die ggf. jemals in Betracht kommen,
in eine Vollmacht aufnehmen. Dies geschieht rein vorsorglich, da zu
einem späteren Zeitpunkt die Vollmacht ggf. nicht mehr ergänzt werden
kann. So können die Bereiche Gesundheitsfürsorge, Vermögenssorge,
Aufenthaltsbestimmungsrecht, Heimangelegenheiten, Vertretung vor
Behörden und vieles mehr in die Vollmacht aufgenommen werden. Bei der
Einrichtung einer rechtlichen Betreuung vergibt das Betreuungsgericht
jedoch nur die Aufgabenkreise, die zum aktuellen Zeitpunkt
erforderlich sind. Erweitert sich der Bedarf später, muss die
Betreuung ebenfalls mit dem entsprechenden Aufgabenkreis,
beispielsweise Zustimmung zu freiheitsentziehenden Maßnahmen, ergänzt
werden.

Einsicht in die Pflegedokumentation

Im Rahmen solcher Aufgabenkreise haben die Bevollmächtigen / Betreuer
das Recht, aber auch die Pflicht, die Interessen der erkrankten
Angehörigen wahrzunehmen und ggf. auch durchzusetzen. So beinhaltet
der Aufgabenkreis "Heimangelegenheiten" nicht nur das Recht, einen
Heimvertrag abzuschließen oder die Kontakte zur Heimleitung
wahrzunehmen. Dieser Aufgabenkreis gibt dem Bevollmächtigten /
Betreuer auch das Recht, Einsicht in die Pflegedokumentation zu
nehmen. Das Recht auf Einsicht in die eigene Pflegedokumentation steht
grundsätzlich jeder Heimbewohnerin und jedem Heimbewohner zu. Kann sie
oder er dies nicht selbst bewerkstelligen, geht das Einsichtsrecht auf
den Bevollmächtigten / Betreuer über. Gegen Kostenerstattung können
auch Kopien der Dokumentation gefordert werden.

Wahrung der Privatsphäre

Ähnlich verhält es sich bei der Frage, wie weit die Privatsphäre der
Bewohner in einer stationären Einrichtung oder auch einer Demenz-WG zu
gewähren ist, und welche Rechte die Bevollmächtigten / Betreuer in
dieser Situation haben. Hier lohnt sich ein Blick in das Grundgesetz
(GG). Artikel 13 GG regelt die Unverletzlichkeit der Wohnung. Dies
gilt grundsätzlich auch im Pflegeheim. Dabei eingeschlossen ist das
Selbstbestimmungsrecht der Bewohnerinnen und Bewohner darüber, wer
wann und unter welchen Bedingungen Zugang zur eigenen Wohnung, zum
eigenen Zimmer haben soll. Dies gilt auch für die Frage, welche
Kontakte die oder der Betreffende nach außen pflegen will oder nicht.
Aber auch in der eigentlichen Pflegesituation hat Artikel 13 GG
entsprechende Bedeutung. Denn die Privat- und Intimsphäre der
Bewohnerinnen und Bewohner ist auch durch den Heimträger und dessen
Personal zu respektieren. Wünscht ein Heimbewohner, dass die Zimmertür
zu seiner "Wohnung" geschlossen bleibt, dass vor dem Eintreten
angeklopft wird, ist diesen Wünschen Folge zu leisten. Die
Bevollmächtigten / Betreuer haben in dieser Situation auch das Recht,
diesen Wunsch durchzusetzen. In den Pflege- bzw. Heimverträgen ist in
der Regel schriftlich festgehalten, zu welchen Zwecken das Betreten
der Räumlichkeiten durch das Pflegepersonal notwendig und deshalb auch
zu gestatten ist. Dies ist in erster Linie der Zweck der Pflege und
der Verpflegung, kann aber auch zu Wartungszwecken und auch in
Notfällen erforderlich sein.

Freiheitsentziehende Maßnahmen

Ein heikler Punkt in der Wahrnehmung der Rechte der erkrankten
Angehörigen kann die Frage nach freiheitsentziehenden Maßnahmen bei
Sturz- und Verletzungsgefahr sein. Um eine Entscheidung hierüber
treffen zu können, ist es notwendig, dass in der Vollmacht die
Erlaubnis erteilt wird, über freiheitsentziehende Maßnahmen
entscheiden zu dürfen. Für rechtliche Betreuer ist ebenfalls der
Aufgabenkreis freiheitsentziehende Maßnahmen erforderlich. Steht eine
Entscheidung an, muss zunächst geklärt werden, welche Gefährdung
besteht. Denn nur bei erheblicher gesundheitlicher Gefährdung (und
damit ist nicht ein einfacher blauer Fleck gemeint, sondern eine
ernste und ggf. lebensbedrohliche Verletzung) dürfen
freiheitsentziehende Maßnahmen überhaupt in Erwägung gezogen werden.

Hierzu darf der Bevollmächtigte / rechtliche Betreuer zunächst
Einsicht in die Pflegedokumentation nehmen, um zu prüfen, seit wann
und in welchem Maße die Gefährdung besteht, welche alternativen
Maßnahmen das Heim ergriffen hat, ob diese Maßnahmen greifen oder
nicht greifen, und welches gesundheitliche Risiko besteht. All dies
muss aus der Pflegedokumentation hervorgehen. Ist eine
freiheitsentziehende Maßnahme unabdingbar zum Schutz der erkrankten
Angehörigen, kann der Bevollmächtigte / rechtliche Betreuer einer
solchen Maßnahme zustimmen. Allerdings ist eine solche Zustimmung nur
wirksam, wenn gleichzeitig eine Genehmigung des Betreuungsgerichtes
eingeholt wird. Denn der Entzug oder die Einschränkung der Freiheit,
auch in der Pflege, ist rechtlich nur erlaubt, wenn dies ein Richter
bzw. eine Richterin gestattet.

Medizinische Versorgung

Unabdingbar ist die Einbeziehung der Bevollmächtigten / rechtlichen
Betreuer in die medizinische Versorgung der erkrankten Angehörigen.
Beinhaltet die Vollmacht den Bereich der Gesundheitsfürsorge oder ist
der rechtliche Betreuer mit diesem Aufgabenkreis betraut, müssen diese
nicht nur zwingend in die medizinische Behandlung eingebunden werden,
sie müssen insbesondere bei der Gabe von Medikamenten um Erlaubnis
gefragt werden. Die alltägliche Handhabung, dass die medikamentöse
Versorgung "auf dem kurzen Weg" zwischen Pflegepersonal und Arzt
geregelt wird, ohne dass die Bevollmächtigten / Betreuer davon
Kenntnis bekommen, geschweige denn um Erlaubnis gefragt werden, stellt
einen Straftatbestand der Körperverletzung dar. Alle medizinischen
Aspekte sind vorher zwischen Arzt und Bevollmächtigtem / Betreuer zu
besprechen und vom Bevollmächtigten / Betreuer zu erlauben. Dies gilt
auch für Änderungen in der Medikation, es sei denn, es handelt sich um
eine Notfallbehandlung.

Diese wenigen Beispiele zeigen, dass die Rechte der Bevollmächtigten /
Betreuer sehr weitreichend sind, dass daraus aber auch eine gewisse
Verantwortung und Verpflichtung entsteht. Um hier kein
unüberschaubares Haftungsrisiko einzugehen, sollten die
bevollmächtigten Angehörigen oder auch die ehrenamtlichen rechtlichen
Betreuer ihre Privathaftpflichtversicherung darüber informieren, dass
eine solche Verantwortung übernommen wurde.


Bärbel Schönhof Assessorin jur.


Lehrbeauftragte der Privaten Universität Witten/Herdecke

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/18, S. 10 - 11

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1147: Zunahme der Herzinsuffizienz durch demografische Alterung (idw)


Versorgungsatlas - 26.02.2019

Zunahme der Herzinsuffizienz durch demografische Alterung



(Berlin, 22. Januar 2019) Versorgungsatlas untersucht zeitliche
Entwicklung der Erkrankungshäufigkeit und regionale Unterschiede. Im Jahr
2017 wurden bundesweit etwa 2,5 Mio. gesetzlich krankenversicherte
Patienten wegen einer Herzinsuffizienz ambulant medizinisch betreut. Seit
2009 nahm der Anteil der Betroffenen unter allen gesetzlich Versicherten
von 2,9 % auf 3,4 % zu. Dies entspricht einem Anstieg von rund 400.000
Fällen.

Dieser deutliche Zuwachs kann primär auf die sogenannte demografische
Alterung, also das steigende Durchschnittsalter der deutschen Bevölkerung
zurückgeführt werden. Das folgern die Wissenschaftler des
Versorgungsatlas, die in einer aktuell veröffentlichten Studie die
Abrechnungsdaten aus der vertragsärztlichen Versorgung ausgewertet haben.
So nahm die Zahl der Menschen im Alter von mindestens 75 Jahren zwischen
2009 und 2017 um 24 Prozent zu, die Anzahl im Alter von mindestens 90
Jahren stieg sogar um 60 Prozent. Nach Berechnungen des
Versorgungsatlas-Teams waren mehr als die Hälfte der hinzugekommenen Fälle auf die
wachsende Zahl älterer Menschen zurückzuführen. Herzinsuffizienz betrifft
vorwiegend ältere Menschen: 2017 waren etwa drei Viertel der Patienten mit
Herzinsuffizienz 70 Jahre und älter.

Auffallend ist auch die unterschiedliche regionale Verteilung der
Erkrankungshäufigkeit. Im Jahr 2017 wurden besonders viele Fälle in
Sachsen-Anhalt und Thüringen gefunden. In den Bundesländern Hamburg,
Schleswig-Holstein und Hessen trat die Herzinsuffizienz hingegen mit
deutlich geringerer Häufigkeit auf. Insgesamt war der Anteil Erkrankter in
den neuen Bundesländern mit durchschnittlich 4,5 % um 40 % höher als in
den alten Bundesländern mit 3,2 %. Ein Teil dieses Unterschieds ist auf
den höheren Bevölkerungsanteil älterer Menschen in Ostdeutschland
zurückzuführen. Werden die Unterschiede in der Altersstruktur der
Bundesländer herausgerechnet, liegt die regionale Variation
durchschnittlich um etwa 30 % niedriger.

Weitere Informationen

Die Auswertung des Versorgungsatlas zur Herzinsuffizienz finden Sie im
Internet unter:

URL: https://www.versorgungsatlas.de/themen/alle-analysen-nach-datum-sortiert/?tab=6&uid=97

Holstiege J, Akmatov MK, Steffen A, Bätzing J. Prävalenz der
Herzinsuffizienz - bundesweite Trends, regionale Variationen und häufige
Komorbiditäten. Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in
Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht Nr. 18/09. Berlin 2018. 

DOI: 10.20364/VA-18.09.


Versorgungsatlas

Der Versorgungsatlas ist ein Angebot des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland (Zi). Der
Versorgungsatlas stellt Informationen aus der medizinischen
Versorgungsforschung bereit. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der
Untersuchung und kartografischen Darstellung regionaler Unterschiede.
Durch die Veröffentlichungen sollen Verbesserungen der
Gesundheitsversorgung in den Regionen angeregt und gefördert werden.

Originalpublikation:

Holstiege J, Akmatov MK, Steffen A, Bätzing J. Prävalenz der
Herzinsuffizienz - bundesweite Trends, regionale Variationen und häufige
Komorbiditäten. Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in
Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht Nr. 18/09. Berlin 2018. 

DOI: 10.20364/VA-18.09.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1785

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Versorgungsatlas - 26.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUNGE/275: Mistelbehandlung bei Lungenkrebs (idw)


Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland - DAMiD - 26.02.2019

Positive Wirkung bei Lungenkrebs



Beeindruckende Ergebnisse zum fortgeschrittenen Lungenkrebs: In einer
aktuellen Beobachtungsstudie konnte gezeigt werden, dass Patienten, die
ergänzend zur konventionellen Chemotherapie mit Mistel behandelt wurden,
deutlich länger lebten als Patienten, die nur die Standardtherapie
erhielten.

Lungenkrebs ist eine hoch aggressive Krebsart mit sehr schlechter
Prognose. Die in die Analyse eingeschlossenen Patienten litten unter einem
sogenannten nichtkleinzelligen Lungenkarzinom, das rund 85 Prozent aller
Lungenkrebs-Fälle ausmacht. Die konventionellen Therapieoptionen sind:
Operation, Chemo- und Strahlentherapie sowie zunehmend spezifische
Immuntherapien. Trotzdem ist die Prognose düster. Fünf Jahre nach der
Diagnose lebt noch 1 Prozent der Patienten, die bereits Metastasen haben.

Überlebenszeit verlängert

Die Daten wurden im Rahmen des Netzwerkes Onkologie (Zusammenschluss von
onkologischen und integrativen Kliniken, Ambulanzen und Arztpraxen)
erhoben. Insgesamt konnten die Daten von 158 Patienten im Stadium IV (mit
Metastasen) ausgewertet werden. 108 Betroffene bekamen ausschließlich die
konventionelle Therapie (Chemotherapie, gegebenenfalls zusätzlich
Bestrahlung), 50 Patienten wurden zusätzlich mit der weißbeerigen Mistel
(Viscum album L.) behandelt.

Das durchschnittliche Überleben in der kombinierten Behandlungsgruppe
(Chemotherapie, gegebenenfalls Bestrahlung plus Mistel) betrug 17 Monate.
In der Vergleichsgruppe ohne Mistel lag der Mittelwert für das Überleben
bei acht Monaten. Nach einem Jahr waren in der "Mistelgruppe" noch 60,2
Prozent am Leben gegenüber 35,5 Prozent in der Kontrollgruppe. Die
Drei-Jahres-Überlebensrate lag bei den mit Mistel behandelten Patienten bei
25,7 Prozent gegenüber 14,2 Prozent in der Kontrollgruppe. Insgesamt lag
die Sterblichkeit in der Gruppe mit additiver Misteltherapie um 56 Prozent
niedriger.

"Ein bemerkenswertes Ergebnis, von dem wir selbst überrascht waren",
kommentiert Dr. med. Friedemann Schad, Erstautor der Studie und Leiter des
Onkologischen Zentrums am anthroposophischen Gemeinschaftskrankenhaus
Havelhöhe.

"Denn während die Stärkung der Lebensqualität und die Linderung der
Therapienebenwirkungen unter der Misteltherapie inzwischen gut belegt
sind, wurden Fragen eines längeren Überlebens in der Wissenschaft bisher
oft kontrovers diskutiert. Diese Diskussion können wir mit unserer Studie
neu beleben. Für uns ein positives Signal, weiterhin integrativ
anzusetzen." Das Onkologische Zentrum Havelhöhe ist von der Deutschen
Krebsgesellschaft (DKG) für die drei Tumorarten Brust-, Darm- und
Lungenkrebs zertifiziert.

Versorgungsforschung gewinnt an Bedeutung

"Um es gleich vorweg zu nehmen: Mit dieser Registerstudie zeigen wir eine
Korrelation, können aber keinen kausalen Zusammenhang herstellen. Trotzdem
bleibt das Ergebnis, dass Patienten mit fortgeschrittenem Lungenkarzinom,
die ergänzend die Misteltherapie bekommen haben, hier so lange überlebt
haben, sehr bemerkenswert und sollte unbedingt weiter beforscht werden -
gerade angesichts der extrem schlechten Prognose für ein fortgeschrittenes
Bronchialkarzinom", so Dr. med. Christian Grah, Co-Autor und Leiter des
Lungenkrebszentrums in Havelhöhe.

Die Studie wurde als Beobachtungsstudie durchgeführt. Beobachtungsstudien
sind wichtige Elemente der Versorgungsforschung, um wissenschaftlich zu
untersuchen, welche Ergebnisse (Real World Data) in der Praxis beim
Patienten ankommen. Diese Perspektive gewinnt - auch international -
zunehmend an Bedeutung.


Originalpublikation:

Schad F, Thronicke A, Steele M, Matthes B, Grah C, Merkle A, Matthes H:
Overall survival of stage IV non-small cell lung cancer (NSCLC) patients
treated with Viscum album L. in additon to standard care, in: PLOS ONE
2018: 

https://bit.ly/2Gd9564

Weitere Informationen finden Sie unter

https://damid.de/presse/pressmitteilungen/603-positive-wirkung-bei-lungenkrebs.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2033

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland - DAMiD - 26.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/114: Gesundheitsmobil - Kostenlose Behandlung von Patienten mit und ohne Versicherungsschutz (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2019

Gesundheitsmobil

Mobil im Ehrenamt für sozial Benachteiligte

von Astrid Schock



Das Gesundheitsmobil in Lübeck sucht dringend Ehrenamtler.
Kostenlose Behandlung von Patienten mit und ohne Versicherungsschutz.



Es ist ruhig an diesem Morgen in der Gesundheitsstation, die im
Haus der Gemeindediakonie Lübeck untergebracht ist. Thomas Müller,
einer von zwei hauptamtlichen Mitarbeitern des Gesundheitsmobils und
von Beruf Krankenpfleger, übernimmt an diesem Morgen gemeinsam mit dem
Ehrenamtler Dr. Ulrich Driller, Allgemeinmediziner im Ruhestand, die
Sprechstunde für sozial benachteiligte Menschen. Er betont: "Für
unsere Patienten ist es meist schwer, Termine zeitlich einzuplanen
bzw. diese einzuhalten. Trotzdem möchten wir eine feste Sprechstunde
im Haus der Gemeindediakonie anbieten. In unserer Gesundheitsstation
können wir Untersuchungen wie EKGs, Sonografien und Blutuntersuchungen
durchführen." Die Zusammenarbeit mit einem Zentrallabor hilft, durch
Blutuntersuchungen mehr Erkenntnisse über mögliche Erkrankungen zu
erhalten. "Leider kommt es jedoch vor, dass Patienten in der kommenden
Woche nicht vorbeikommen, um die Befunde zu besprechen. Aber wir sind
geduldig und setzen unsere Patienten nicht unter Druck", so Müller.
Ist eine Erkrankung jedoch akut, versuchen die Mitarbeiter des
Gesundheitsmobils, Patienten zu erreichen und an Fachärzte und
Kliniken zu übermitteln. Die Folgebehandlungen können dann meist
ebenfalls kostenlos durchgeführt werden. "Die Zahl derjenigen
Patienten, die nicht krankenversichert sind, liegt jedoch nur hier vor
Ort bei ca. 95 Prozent. Sind wir mit dem Gesundheitsmobil unterwegs,
kommen nur ca. 75 bis 80 Prozent ohne Versicherungsschutz", berichtet
Müller. So auch der Patient in der heutigen Sprechstunde. Der
27-Jährige ist vor sieben Monaten aus Syrien nach Deutschland
gekommen. Die ständige Angst um seine Angehörigen mache ihn krank,
sagt er. Heute kommt er mit starken Schmerzen im linken Oberarm und
dem Verdacht, zu hohen Blutdruck zu haben. Dr. Ulrich Driller, der 27
Jahre lang als Allgemeinmediziner niedergelassen war und nun im
Ruhestand ist, nimmt sich viel Zeit für seine Patienten. "Wir arbeiten
hier mit jedem Patienten auf Augenhöhe und nehmen die Sorgen der Leute
ernst. Nur so können wir ein Vertrauensverhältnis und damit eine lang
anhaltende Bindung zu unseren Patienten aufbauen", so Driller. Auch
die Patientin, die heute vor der Ausgabestelle der Lübecker Tafel e.V.
das Gesundheitsmobil aufsucht, kommt schon seit vielen Jahren. Sie
leidet an Diabetes und benötigt Medikamente. "Trotz einer vorhandenen
Krankenversicherung und des regelmäßigen Besuchs ihrer Hausärztin ist
die Patientin regelmäßig bei uns. Sie kann die Rezeptgebühren nicht
bezahlen - die spart sie hier", sagt Müller. Dass chronisch kranke
Menschen von der Rezeptgebühr befreit werden können, spielt meist
keine Rolle. "Die Hürde, Anträge auszufüllen und sich um die Befreiung
zu kümmern, ist meist zu groß."

Das Gesundheitsmobil weist eine große Auswahl an Medikamenten und
Verbandsmaterial vor. "Meist vergeben wir benötigte Medikamente aber
nur für einen Zeitraum von zehn bis 14 Tagen, um die Patienten
anzuregen, uns erneut aufzusuchen. So können wir sie besser im Blick
behalten", sagt Müller. Geht es jedoch um Medikamente, bei denen es
eine große Spannbreite der Dosierung gibt, können diese nicht
vorgehalten werden. "Insulin beispielsweise gibt es in zu vielen
verschiedenen Formen und Dosen, das können wir nicht anbieten",
erklärt Driller. Auch wenn eine Krebserkrankung vorliegt, ist das
Projekt des Gesundheitsmobils finanziell zu klein, um die Behandlung
fortführen zu können. "In diesen Fällen forcieren wir stets die
Reintegration in das Regelsystem, um auch kostspielige Behandlungen
durchführen zu können."

Einmal im Monat wird das Gesundheitsmobil von einem Zahnarzt
begleitet. Er bietet Untersuchungen an, eine Behandlung jedoch nicht.
"Bei der zahnmedizinischen Behandlung geht es vor allem um den Abbau
von Ängsten und die Vermittlung an Zahnarztpraxen", sagt Müller.
Zahnärztliche Untersuchungen werden nur einmal monatlich angeboten, da
die Zähne als Sorge meist an letzter Stelle stehen und nur in absolut
akuten Situationen Handlungsbedarf gesehen wird. Im Vordergrund stehen
für die Patienten Alltagssorgen wie Unterkunft, Drogen, die allgemeine
gesundheitliche Situation und Lebensmittel.

Das Gesundheitsmobil fährt an fünf Tagen in der Woche insgesamt zehn
Stationen an. Ändern sich die Anlaufstellen der Patienten, werden auch
die Stationen getauscht. Dies erfolgt allerdings erst nach einer
bestimmten Frist, um eine gewisse Kontinuität wahren zu können. Die
Stationen orientieren sich an von potenziellen Patienten stark
frequentierten Orten wie der Ausgabestelle der Lübecker Tafel e.V.,
der Obdachlosenunterkunft Bodelschwingh-Heim oder der Parkanlage
Krähenstraße.

Die durchgeführten Behandlungen werden zwar dokumentiert, es erfolgt
aber keine Abrechnung und kein Qualitätsmanagement. Möchte ein Patient
anonym bleiben, fällt die Dokumentation noch einmal geringer aus. "Die
Bürokratie steht in diesem Arbeitsbereich an zweiter Stelle und das
ist gut so. Ehrenamtler sollen nicht durch zu viel Bürokratie
abgeschreckt, sondern durch die Behandlung von Patienten motiviert
werden", so Driller. Seit einem Jahr ist er bei dem Projekt dabei und
genießt die Arbeit. Driller: "Anerkennung für meine beruflichen
Leistungen habe ich in meinem Leben genug erhalten. Ich bin hier, um
Patienten mit keinem oder schwierigem Versicherungsschutz zu helfen
und Gespräche und Behandlungen auf Augenhöhe zu führen. Die Menschen
öffnen sich nur, wenn sie Vertrauen gewinnen und sich verstanden
fühlen. Eine Belehrung ist hier fehl am Platz."


EHRENAMTLICHE TÄTIGE ÄRZTE GESUCHT

Das Gesundheitsmobil sucht dringend Medizinerinnen und Mediziner (ggf.
im Ruhestand), die mit Herz und Engagement ehrenamtlich (z.B. einen
Vormittag in der Woche) in Lübeck mitarbeiten möchten.

Ihre Aufgaben:

- Behandlung und Beratung von sozial benachteiligten Menschen mit
medizinischen Problemen

- ggf. Vermittlung zu niedergelassenen Haus- und Fachärzten sowie zu
Kliniken

Wünsche:

- Ärztinnen und Ärzte, die regelmäßig die Fahrt des Gesundheitsmobils
begleiten, d.h. einmal wöchentlich für ca. 2,5 Stunden

- Interesse an sozialem Engagement verbunden mit einer stabilen
Persönlichkeit

Kontakt:

Sabine Gritzka und Thomas Müller

Telefon 0451 580 106 71 (Mo - Do von 9:00 - 11:00 Uhr)

E-Mail gritzka@gemeindediakonie-luebeck.de

www.gesundheitsmobil.org


15 - 20 %

der Patienten im Gesundheitsmobil kommen ohne Versicherungsschutz. In
der Gesundheitsstation sind rund 95 % der Pateinten nicht
krankenversichert.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201901/h19014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen

Ärzteblatts:
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STUDIE/637: Psychische Störungen werden bei Kindern und Jugendlichen zunehmend häufiger diagnostiziert (idw)


Versorgungsatlas - 26.02.2019

Psychische Störungen werden bei Kindern und Jugendlichen zunehmend
häufiger diagnostiziert



(Berlin, 22. Januar 2019) Der Versorgungsatlas hat aktuelle Daten zur
Häufigkeit psychischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen in der
ambulanten Versorgung vorgelegt. Der Anteil der Kinder und Jugendlichen,
bei denen während eines Jahres mindestens einmal eine psychische Störung
diagnostiziert wurde, stieg von 23 Prozent im Jahr 2009 auf 28 Prozent im
Jahr 2017. Dies entspricht einer Steigerung von 22 Prozent.

"Dieser Anstieg muss nicht grundsätzlich bedeuten, dass die Prävalenz
psychischer Störungen zugenommen hat", sagt Dr. med. Jörg Bätzing, der
Leiter des Versorgungsatlas-Teams. Auch die zunehmende Sensibilisierung
für eine gesunde psychische Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und
der offenere Umgang mit psychischen Störungen sowohl durch Betroffene als
auch durch die Ärzteschaft und die Gesellschaft insgesamt kann eine
Zunahme der Diagnosehäufigkeit erklären.

Die Studie unterstreicht eine starke Alters- und Geschlechtsabhängigkeit
der einzelnen Störungsbilder. Entwicklungsstörungen sind bis zum
Vorschulalter die mit Abstand häufigste Diagnose. Ab dem Grundschulalter
gewinnen Verhaltens- und emotionale Störungen zunehmend an Bedeutung. Im
Jugendalter kommen neurotische, Belastungs- und somatoforme Störungen
sowie affektive Störungen als relevante Krankheitsbilder hinzu.
Im Jahr 2017 wurde bei etwa jedem sechsten Heranwachsenden (17 Prozent)
eine Entwicklungsstörung diagnostiziert, in der Gruppe der 5-jährigen
Jungen erhielt fast jeder zweite eine Diagnose (45 Prozent). Altersgleiche
Mädchen waren mit 32 Prozent etwas seltener betroffen. In den meisten
Fällen handelte es sich um eine Sprachentwicklungsstörung. Hier bestätigt
die Studie des Versorgungsatlas Untersuchungsergebnisse von Krankenkassen
sowie Befunde von Schuleingangsuntersuchungen.


Weitere Informationen

Die Auswertung des Versorgungsatlas zu psychischen Störungen finden Sie im
Internet unter:

https://www.versorgungsatlas.de/themen/alle-analysen-nach-datum-sortiert/?tab=6&uid=93


Versorgungsatlas

Der Versorgungsatlas ist ein Angebot des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland (Zi). Der
Versorgungsatlas stellt Informationen aus der medizinischen
Versorgungsforschung bereit. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der
Untersuchung und kartografischen Darstellung regionaler Unterschiede.
Durch die Veröffentlichungen sollen Verbesserungen der
Gesundheitsversorgung in den Regionen angeregt und gefördert werden.

Originalpublikation:

Steffen A, Akmatov MK, Holstiege J, , Bätzing J. Diagnoseprävalenz
psychischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen in Deutschland: eine
Analyse bundesweiter vertragsärztlicher Abrechnungsdaten der Jahre
2009-2017. Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in
Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht Nr. 18/07. Berlin 2018. 

DOI: 10.20364/VA-18.07.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1785

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Versorgungsatlas - 26.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/986: Greifswald - Starke Nieren für alle ... das vergessene Organ im Fokus, 14.03.2019


Universität Greifswald - 25.02.2019

Starke Nieren für alle - das vergessene Organ im Fokus

Einladung zum Weltnierentag am 14. März 2019 in Greifswald



Der Nordverbund Niere "Save the Kidney" e.V. lädt anlässlich des
Weltnierentages 2019 am 14. März, ab 13.00 Uhr zu einer
Informationsveranstaltung in das Institut für Anatomie und Zellbiologie
ein (Friedrich-Loeffler-Straße 23c/s. Programm). Der Aktionstag steht in
diesem Jahr unter dem Motto "Starke Nieren für alle" und in Greifswald
unter der Schirmherrschaft der Bundestagsabgeordneten Dr. Angela Merkel.
Dazu sind alle Interessenten recht herzlich eingeladen.

In Deutschland wird der seit 2006 stattfindende Weltnierentag von der
Deutschen Gesellschaft für Nephrologie und der Deutschen Nierenstiftung
koordiniert. Der weltweite Aktionstag richtet sich an Betroffene und ihre
Angehörigen, an Interessierte und Mediziner gleichermaßen. Er bietet die
Gelegenheit, gemeinsam noch mehr Menschen über die Nierengesundheit zu
informieren. Neun Millionen Menschen in Deutschland leiden unter einer
chronischen Nierenerkrankung.

"Die Niere ist bedauerlicherweise im öffentlichen Bewusstsein und in der
Forschungsförderung das 'vergessene Organ', obwohl rund 10 Prozent
weltweit und 17 Prozent der Menschen in Mecklenburg-Vorpommern von einer
Erkrankung an dem lebenswichtigen Organ betroffen sind", betonte Prof. Dr.
Nicole Endlich von der Universitätsmedizin Greifswald (UMG) und
Vorsitzende des Nordverbunds Niere "Save the Kidney". "Wir haben es uns
daher zur Aufgabe gemacht, neben unseren intensiven Forschungsaktivitäten
für bessere Heilungschancen die Öffentlichkeit sowie die Verantwortlichen
in der Politik auf offensichtliche Fehlentwicklungen in diesem Bereich
aufmerksam zu machen."

Leben und Hoffnung mit einer Nierenerkrankung

Der Aktionstag wird mit zwei kindgerechten Vorlesungen für Grundschüler
eingeläutet. Anschließend sind Gymnasiasten der umliegenden Schulen zu
einem Entdeckerkurs zur Niere eingeladen. Dort soll aufgezeigt werden, was
und wie in Greifswald an der Niere geforscht wird.

Um 13.00 Uhr berichten Patienten und Ärzte, in welcher Art und Weise sich
das Leben zum Teil gravierend mit einer Nierenerkrankung verändert. Im
Anschluss informieren Wissenschaftler der Universitätsmedizin und aus
Unternehmen wie beispielsweise der EUROIMMUN AG und Miltenyi Biotec GmbH
über ihre Forschungsaktivitäten und die Perspektiven für eine bessere
Behandlung bei Nierenproblemen. Auf einem Empfang um 16.00 Uhr mit
Greifswalds Oberbürgermeister Dr. Stefan Fassbinder und weiteren
Vertretern aus Politik und der Universität Greifswald geht es vor allem um
die Bedeutung der Nierenforschung und eine stärkere Unterstützung durch
Land und Bund, bevor der Weltnierentag mit einer großen
Save-the-Kidney-Party ab 22.00 Uhr zugunsten der Nierenforschung im Geologenkeller
ausklingt.

Der Nordverbund Niere "Save the Kidney" (www.savethekidney.de) wurde im
vergangenen Jahr auf Initiative der Greifswalder Wissenschaftlerin Prof.
Dr. Nicole Endlich auf dem Nierenkongress ASN in San Diego gegründet. Er
ist ein Zusammenschluss von Forschern und Ärzten aus Norddeutschland
(Kiel, Rostock, Hamburg, Hannover und Greifswald). Die Aktiven verbinden
die gemeinsamen Ziele, schnellstmöglich heilende Medikamente für
Nierenerkrankungen zu finden und die hohe Dialysesterblichkeit der
Patienten deutlich zu senken. Diese liegt immer noch bei 50 Prozent in
fünf Jahren. Im nächsten Jahr soll die Veranstaltung in Rostock und
darauffolgend in Hamburg stattfinden.


Programm zum Weltnierentag "Starke Nieren für Alle!"

Donnerstag, 14. März 2019

Institut für Anatomie und Zellbiologie, Friedrich-Loeffler-Straße 23c

9.00 - 9.45 Uhr - Nieren-Kindervorlesung (Grundschule)

Hörsaal der Anatomie, Prof. Dr. Thomas Koppe, UMG

10.00 - 10.45 Uhr - Nieren-Kindervorlesung (Grundschule)

Hörsaal der Anatomie, Prof. Dr. Thomas Koppe, UMG

11.00 - 12.45 Uhr - Was forscht man an der Niere?

Hörsaal der Anatomie/Mikroskopie-Saal, Leistungskurs für Greifswalder
Gymnasien unter der Leitung von Prof. Dr. Nicole Endlich, UMG

13.00 - 14.15 Uhr - Öffentliche Informationsveranstaltung

"Leben mit einer Nierenerkrankung" mit Patienten und Ärzten

Hörsaal der Anatomie, Prof. Dr. Sylvia Stracke, UMG

14.30 - 16.00 Uhr - Öffentliche Informationsveranstaltung

"Forschung und Zukunft der Niere" mit Wissenschaftlern und Forschern aus Unternehmen

(z.B. EUROIMMUN AG/Miltenyi Biotec GmbH)

Hörsaal der Anatomie, Prof. Dr. Nicole Endlich, UMG

16.00 - 18.00 Uhr

Grußworte und Empfang (geladene Gäste) mit Oberbürgermeister Dr. Stefan
Fassbinder

Hörsaal der Anatomie/Empore

ab 22.00 - 3.00 Uhr - Save-the-Kidney-Party (Profs an den Turntables)

Studentenclub Geologenkeller, Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 17, Greifswald

www.savethekidney.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 25.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/985: Oldenburg - Lesung "Und morgen treffen wir uns gestern - Eine Geschichte über Demenz, die Mut macht", 25.3.19


DemenzNetz Oldenburg im Versorgungsnetz Gesundheit e. V. - 26. Februar 2019

Lesung 

"Und morgen treffen wir uns gestern - Eine Geschichte über Demenz, die Mut macht".



Lesung am 25. März 2019 um 20 Uhr im Theater Laboratorium 

mit Dr. Carsten Lekutat

"Und morgen treffen wir uns gestern - Eine Geschichte über Demenz, die Mut macht".


Der Musiker Fisch steht mitten im Leben, als er an Demenz
erkrankt und seine Welt stückchenweise zerfällt. Und jeder weiß:
Demenz ist eine schreckliche Erkrankung. Aber stimmt das wirklich? Ist
Demenz wirklich schrecklich? Fisch stellt das in Frage. Auch wenn sich
sein Leben ändert und die Krankheit unaufhaltsam voranschreitet,
empfindet er die Demenz nicht als Endstation, sondern als Beginn von
etwas Neuem. Fisch ist auf seinem Weg nicht allein. Mit Hilfe einer
Medizinstudentin macht er sich auf die Reise von der äußeren Welt zu
seiner persönlichen Welt im Inneren. Mit jeder verlorenen Erinnerung
an sein Leben gewinnt er neue Empfindungen und Erkenntnisse hinzu. Aus
anfänglicher Angst wächst Zuversicht und tiefes Glück. Es gibt viele
Bücher und Schicksalsberichte über Demenz. Aber "Und morgen treffen
wir uns gestern" ist anders. Es ist ein positives Buch und es ist ein
Plädoyer für Achtsamkeit im Leben - mit oder ohne Demenz. Und
vielleicht ist es sogar die wahre Anleitung zum Glücklichsein.

Ein kurzer Text zu Herrn Dr. Lekutat folgt hier:

Dr. Carsten Lekutat, der seit 18 Jahren als praktizierender Arzt in
Berlin tätig ist, kennt sich mit dem menschlichen Körper und seinen
Krankheiten bestens aus. Egal um welches hypochondrisches Merkmal oder
komplexe Diagnose es sich handelt; Dr. Carsten Lekutat steht mit
seinen Tipps, Tricks und erfolgreichen Methoden jedem Patienten mit
Verstand und Humor zur Seite. Auch letzteres darf bei ihm nicht
fehlen, denn, wie er selbst sagt, macht "Lachen ja bekanntlich
gesund." Dr. Carsten Lekutat versteht es eindrucksvoll mit seiner
erheiternden Art Wissen und gesundheitliche Fakten interessant aber
verständlich zu vermitteln. Darauf ist auch die Öffentlichkeit
aufmerksam geworden.

Der Autor der Bücher "Und morgen treffen wir uns gestern" und
"Halbwahrheiten der Medizin" entwickelte eine eigene Bühnenshow mit
Namen "Auch Hypochonder müssen sterben!". Hier wird Comedy und
Entertainment mit der Vermittlung medizinischen Inhalte verbunden -
das neu kreiertes Genre "Meditainment", was schon Zuschauer in ganz
Deutschland begeisterte. Seit dem Jahre 2001 ist er ebenfalls im
Fernsehen zu sehen, im WDR nahm er die Rolle als der "Gesundmacher"
an und moderiert ebenfalls bei Deutsche Welle TV. Dr. Carsten Lekutat
moderiert außerdem seit September die Sendung "Hauptsache Gesund"
(MDR). Der 44-jährige Dr. Lekutat freut sich auf seinen neuen Job:
"Ich bin ein humorvoller Arzt. Mit Humor möchte ich auch die Sendung
bereichern. Lachen macht bekanntlich gesund."

Die Karten kosten 10 € und sind ausschließlich über die
Buchhandlung Isensee in der Haarenstr. 20 in Oldenburg zu beziehen,

 Tel. 0441 3614240.

 * 

Quelle:

DemenzNetz Oldenburg im Versorgungsnetz Gesundheit e. V.

Pressemitteilung vom 26. Februar 2019

Alexanderstr. 189, 26121 Oldenburg

Tel. 0441/ 25122

Internet: www.demenznetz-oldenburg.de
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KLASSIK/10180: Frankfurt am Main - "Gesprächskonzert" mit Werken für zwei Klaviere, 08.03.2019


Goethe-Universität

Komplexität, musikalisch

"Gesprächskonzert" mit Werken für zwei Klaviere von Debussy, Ligeti und
Messiaen



FRANKFURT/BAD HOMBURG. Im Rahmen des Projektes "Komplexität in
Wissenschaft, Kultur und Gesellschaft" findet ein "Gesprächskonzert" in der
Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Frankfurt am Main (HfMDK) statt

am Freitag, 8. März 2019, um 19:30 Uhr

im Kleinen Saal in der HfMDK

Eschersheimer Landstraße 29-39, 60322 Frankfurt

Im Zentrum des Konzerts "Komplexität in der Musik" stehen Werke aus dem 20.
Jahrhundert, die für zwei Klaviere komponiert wurden. Die Pianisten Irmela
Roelcke und Axel Gremmelspacher interpretieren Kompositionen von Claude
Debussy, György Ligeti und Olivier Messiaen. Marion Saxer, Professorin für
Musikwissenschaft an der Goethe-Universität, führt im Dialog mit den
Pianisten thematisch durch den Abend - deshalb "Gesprächskonzert".

Auf der Suche nach einer neuen musikalischen Sprache entwickelten Debussy,
Ligeti und Messiaen eigene musikalische Ausdrucksformen, u.a. durch die
Überwindung der tradierten Harmonik, durch polyrhythmische Elemente und die
Annäherung von Interpretation und Improvisation. Die daraus entstehenden
Kompositionsstrukturen verleihen den ausgewählten Stücken einen dynamischen
und progressiven Charakter. Der Hörer erkennt Formen und bemerkt
prozesshafte Entwicklungen, die jedoch unvorhersehbar bleiben.

Hiermit berührt sich die Musik der drei Komponisten mit der
wissenschaftlichen Fragestellung des Projekts "Komplexität in Wissenschaft,
Kultur und Gesellschaft" am Forschungskolleg Humanwissenschaften der
Goethe-Universität. Komplexität ist Systemen zu eigen, die aufgrund des
Zusammenwirkens ihrer Elemente unerwartetes und nicht zu prognostizierendes
Verhalten zeigen. Seit 2017 erforschen Natur- und Geisteswissenschaftler
der Goethe-Universität unterschiedliche Konzepte von Komplexität und ihre
theoretische Begründung. Unter der Leitung von Prof. Dr. Harald Schwalbe
(Chemie) und Prof. Dr. Dr. Matthias Lutz-Bachmann (Philosophie) will die
Forschergruppe neue Erkenntnisse zur Komplexitätsforschung gewinnen vor dem
Hintergrund, dass die Lebenswelt heute durch Globalisierung,
Digitalisierung und Technisierung zunehmend als komplex wahrgenommen wird.
Neben der theoretischen Arbeit verfolgen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zugleich das Ziel, Strategien für den Umgang mit
Komplexität aufzuzeigen. Ermöglicht wird dieses Projekt durch die Förderung
der Aventis Foundation.

Irmela Roelcke (Klavier) widmet sich u.a. der Wiederentdeckung und
Aufführung verschollener Klavier- und Klavierkammermusikwerke, u.a. des
monumentalen Klavierquintetts von Artur Schnabel. Sie engagiert sich für
die Aufführung von Werken für mehrere Klaviere des 20. und 21. Jahrhunderts
und ist darüber hinaus auf die Beschäftigung mit historischen
Tasteninstrumenten, insbesondere dem Hammerflügel und dem Clavichord,
spezialisiert.

Axel Gremmelspacher hat sich als Solist und Kammermusiker mit einem äußerst
vielseitigen Repertoire profiliert. Übertragungen seiner Konzerte waren im
Deutschlandradio, im Bayerischen Rundfunk, im Südwestrundfunk,
Norddeutschen Rundfunk und bei Radio Bremen zu hören. Zum Wintersemester
2010/11 nahm er den Ruf an die Hochschule für Musik und Darstellende Kunst
Frankfurt am Main an.

Marion Saxer (Moderation) ist Professorin für Musikwissenschaft der
Goethe-Universität. Nach Studium und Promotion in Mainz und Berlin lehrte
sie u.a. an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, der Hochschule für
Musik in Köln, der Universität für Musik und darstellende Kunst in Graz und
der Hochschule für Musik und Bildende Kunst Frankfurt. 2006 folgte die
Habilitation im Fach Historische Musikwissenschaft an der
Goethe-Universität. Seit 2013 ist sie Inhaberin der Professur für
Historische Musikwissenschaft (Schwerpunkt zeitgenössische Musik und
Klangkunst) an der Goethe-Universität. Ihre Forschungsschwerpunkte sind
u.a. Musik und Klangkunst der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts bis zur
Gegenwart, der Begriff des Experiments in der Musik sowie
gattungsübergreifende künstlerische Phänomene.

Der Eintritt ist frei.



Homepage der Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Frankfurt am Main:

 
https://www.hfmdk-frankfurt.info/

 * 

Quelle:

Goethe-Universität, Abteilung PR & Kommunikation

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main

Telefon: +49-69-798-0 | Fax: +49-69-798-18383

Internet: www.uni-frankfurt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSLAND/8991: Aus aller Welt - 28.02.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8991: Aus aller Welt - 28.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Amtsinhaber Macky Sall gewinnt Präsidentenwahl im Senegal

Senegals Staatschef Präsident Macky Sall ist in seinem Amt bestätigt
worden. Wie die Nationale Wahlkommission am Donnerstag in Dakar
mitteilte, erhielt Sall nach dem vorläufigen Endergebnis bei der
Präsidentschaftswahl am vergangenen Sonntag 58 Prozent der Stimmen.
Seine beiden Herausforderer, der ehemalige Ministerpräsident Idrissa
Seck und der Abgeordnete Ousmane Sonko, kamen auf 20,5
beziehungsweise 16 Prozent. Eine Stichwahl ist damit nicht
erforderlich.

28. Februar 2019
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MELDUNGEN



15jähriges Mädchen spurlos verschwunden

Zehn Tage nach dem Verschwinden eines 15jährigen Mädchens in Berlin
hat die Polizei heute einen Mann festgenommen. Die Person werde
derzeit vernommen, sagte ein Behördensprecher. Der Verdacht einer
Straftat habe sich erhärtet. Nähere Angaben machte die Polizei nicht.
Derweil fehlt von Rebecca Reusch weiter jede Spur.

28. Februar 2019
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MELDUNGEN



Maas besucht Bundeswehr in Mali

Bei einem Besuch im Feldlager in Gao am Rande der Sahara stellte
Bundesaußenminister Heiko Maas die deutschen Soldaten auf einen
langen Einsatz im westafrikanischen Mali ein. Falls nötig, sollten
die rund 700 Bundeswehrangehörigen eine bessere Ausrüstung und eine
bessere Infrastruktur für ihren zusätzlichen Schutz erhalten, sagte
der SPD-Minister. Der zweite Bundeswehr-Stützpunkt in Koulikoro nahe
der malischen Hauptstadt Bamako, in dem auch Spanier und Österreicher
stationiert sind, war am frühen Sonntagmorgen mit Raketen,
Handfeuerwaffen sowie mit Sprengstoff beladenen Autos angegriffen
worden.

28. Februar 2019
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MELDUNGEN



Seehofer verteidigt Abschiebung von mutmaßlichem Amri-Helfer

Die Opposition im Bundestag wirft Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) schwere Versäumnisse bei der Aufklärung des
Weihnachtsmarkt-Attentats in Berlin im Jahr 2016 vor. Stein des
Anstoßes ist die schnelle Abschiebung eines möglichen Helfers des
Attentäters Anis Amri. Die Ermittlungen hätten keine Beweise für eine
Beteiligung Bilel Ben Ammars an dem Attentat erbracht, rechtfertigte
Seehofer bei einer Pressekonferenz in Berlin die Entscheidung der
Behörden. Außerdem sei er als Gefährder eingestuft und vollziehbar
ausreisepflichtig gewesen. Eine Einladung Bilel Ben Ammars vor dem
Untersuchungsausschuß des Bundestags ist derzeit nicht möglich, da
offenbar niemand den Aufenthaltsort des am 1. Februar 2017 nach
Tunesien abgeschobene Islamisten kennt. Ihm sei momentan der
Aufenthalt nicht bekannt, sagte Seehofer. Sein Ministerium
unterstütze aber in jeder Form die Suche nach Bilel Ben Ammar.

28. Februar 2019
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MELDUNGEN



Noch 35 Goldgräber in eingestürzter Mine vermutet

In einer illegalen Goldmine auf der indonesischen Insel Sulawesi
suchen Rettungskräfte mit Hochdruck nach weiteren Verschütteten. Das
Unglück ereignete sich am Dienstag im Distrikt Bolaang Mongondow im
Norden der Insel. Beim Einsturz der Mine starben sieben Menschen.
Nach Angaben des Katastrophenschutzes konnten mittlerweile 19
Goldgräber gerettet werden, was die Hoffnung auf weitere Überlebende
nährte. Rund 35 weitere Bergleute gelten noch als vermißt.

28. Februar 2019
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Sechs OneWeb-Satelliten von Kourou ins All gestartet

Vom europäischen Weltraumbahnhof Kourou sind am späten Mittwochabend
die ersten sechs OneWeb-Satelliten für weltweites Internet in einen
erdnahen Orbit transportiert worden. Der Start der russischen
Sojus-ST-B-Trägerrakete sei problemlos verlaufen, teilte Arianespace
mit. Die Fregat-Oberstufe mußte zweimal gezündet werden, um die
insgesamt rund 2.000 Kilogramm schweren Satelliten auf ihre
vorgesehene Flugbahn zu bringen. Die ersten beiden Hightech-Geräte
trennten sich 64 Minuten nach dem Start von der Fregat-Oberstufe, die
restlichen vier 19 Minuten später. Das Kommunikationsunternehmen
OneWeb aus Arlington in Virginia will in einigen Jahren die gesamte
Welt mit kostengünstigem Internet versorgen. Die geplante
Riesenkonstellation soll mehr als 900 Minisatelliten umfassen und in
einer Höhe von 1.200 Kilometern über der Erdoberfläche operieren.

28. Februar 2019
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Zweiter Angriff auf Ebola-Zentrum in DR Kongo

In der Demokratischen Republik Kongo haben Unbekannte ein von Ärzte
ohne Grenzen (MSF) kürzlich eingerichtetes Behandlungszentrum für
Ebola in Brand gesetzt. Außerdem verwickelten sie das
Sicherheitspersonal in eine Schießerei. Das Gesundheitsministerium in
Butembo meldete, in dem Zentrum seien zwölf Ebola-Patienten und 38
Patienten unter Verdacht auf die hochinfektiöse Krankheit behandelt
worden. Vier der am Ebolafieber erkrankten Patienten würden seit dem
Überfall vermißt. Laut Pressemitteilung von MSF mußte der Betrieb der
Einrichtung eingestellt werden. In dem afrikanischen Land war wenige
Tage zuvor ein anderes Ebola-Zentrum attackiert worden. Seit dem
Ebola-Ausbruch in den Provinzen Nord-Kivu und Ituri vor einem halben
Jahr wurde Ebola bei 870 Menschen diagnostiziert. Mehr als 540
Patienten sind gestorben.

28. Februar 2019
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VOM TAGE



Immer mehr Herzschwächepatienten werden ambulant versorgt

Bekanntlich ist die Herzschwäche eine krankhafte Verringerung der
Herzleistung, die mit einer Unterversorgung des Körpers mit
sauerstoffgesättigtem Blut einhergeht. Wie jetzt der aktuelle
Versorgungsatlas laut Deutschem Ärzteblatt ergab, werden die
Herzschwächepatienten zunehmend durch niedergelassene Ärzte versorgt.
Nach dem Atlas nahm der Anteil der Herzinsuffizienzpatienten unter
allen gesetzlich Versicherten im Zeitraum zwischen 2009 und 2017 von
2,9 Prozent auf 3,4 Prozent zu. Dies entspricht einem Anstieg von
rund 400.000 Fällen.
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Ermittlungen zu Überfällen auf Restaurants in Chemnitz eingestellt

Die Staatsanwaltschaft in Chemnitz hat nach eigenen Angaben vom
Donnerstag die Ermittlungen zu den Attacken auf die persischen
Restaurants Schmetterling und Safran eingestellt. Der bei dem Angriff
auf die Gaststätte Safran am 7. Oktober 2018 schwer verletzte Iraner
und Zeugen hatten keine weiterführenden Angaben zu den Tätern machen
können. Diese hatten Motorradhelme und Handschuhe getragen. Sie
hinterließen keine Spuren am Tatort. Am Tag vor dem Überfall war das
Restaurant mit rechtsradikalen Parolen beschmiert worden. In der
Nacht zum 23. September waren beim Restaurant Schmetterling mehrere
Scheiben eingeworfen worden. Einen Zusammenhang zwischen den
Ereignissen haben die Ermittler nicht gesehen. Die Ermittlungen zum
Brandanschlag auf das türkische Restaurant Mangal am 18. Oktober
werden fortgesetzt. Für den Überfall auf das jüdische Restaurant
Schalom ist die Generalstaatsanwaltschaft in Dresden zuständig.
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Schwedische Akademie kann neues Vergabekomitee bilden

Die bereits zurückgetretene Vorsitzende des Vergabekomitees des
Literaturnobelpreises, Sara Danius, verläßt nun endgültig auch die
Schwedische Akademie in Stockholm. Obwohl die Mitglieder jeweils auf
Lebenszeit berufen werden, habe man entschieden, den Vorsitz von
Danius vorzeitig zu beenden, teilte die Akademie laut ZDF heute mit.

Nach dem Belästigungs- und Korruptionsskandal seien beide Seiten zu
einer angemessenen Übereinkunft gekommen. Die Einzelheiten wurden
allerdings nicht genannt. Wie es hieß, werde Danius für ihre Impulse 
zu neuen Denkweisen in dem Gremium und ihre starke persönliche 
Präsenz in Erinnerung bleiben.

Damit ist der Weg für ein neues Vergabekomitee frei. Im vergangenen
Jahr wurde der Literaturnobelpreis nicht verliehen.
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Menschen- und Völkerrechtsverletzungen an Gaza-Sperranlage

Der Uno-Menschenrechtsrat hatte eine unabhängige Kommission mit der
Untersuchung der Vorgänge an den Sperranlagen des Gazastreifens
betraut. Dort haben Gazastreifenbewohner seit März 2018
allwöchentlich unter anderem gegen die Blockade der Enklave
protestiert. Die Uno-Kommission unter Leitung des argentinischen
Juristen Santiago Canton hat ermittelt, daß bei den Protestaktionen
183 Palästinenser von israelischen Soldaten getötet wurden. Sechs
weitere kamen auf andere Weise ums Leben. Unter den Toten sind 35
Kinder. Von Ende März bis Jahresende wurden mehr als 6000
unbewaffnete Demonstranten von israelischen Scharfschützen
angeschossen. In dem am Donnerstag vorgestellten Untersuchungsbericht
wird der Verdacht geäußert, daß die Soldaten an palästinensischen
Zivilisten möglicherweise Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit begangen haben. Laut Canton betrifft das Fälle, in
denen die Scharfschützen gezielt auf Journalisten, Sanitäter, Kinder
und Behinderte geschossen haben, obgleich diese als solche klar
erkennbar gewesen sind. Menschen wurden erschossen oder verwundet,
die weder direkt an Feindseligkeiten beteiligt waren noch eine
unmittelbare Bedrohung darstellten. Die Ermittlungskommission zieht
den Schluß, daß israelische Soldaten ohne Zweifel bei ihren Einsätzen
gegen palästinensische Zivilisten das humanitäre Völkerrecht und die
Menschenrechte verletzten. Zu den auf palästinensischer Seite
begangenen erheblichen Gewalttaten heißt es in dem Bericht, es habe
sich weder um Kampfhandlungen noch Militäreinsätze gehandelt, sondern
um Demonstrationen mit klar erkennbaren politischen Zielen.
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Kein Parlamentsausschuß zum Fall Oury Jalloh

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am Donnerstag den Antrag der
Oppositionsfraktion Der Linken auf Einrichtung eines
parlamentarischen Untersuchungsausschusses zum Tod des Asylbewerbers
Oury Jalloh mit den Stimmen der AfD abgelehnt. CDU, SPD und Grüne
hatten sich bei der Abstimmung enthalten. Die Linke wirft der
Regierungskoalition vor, den Beginn der Überprüfung der
Ermittlungsakten zu dem Fall Jalloh durch die beiden vom Landtag
eingesetzten juristische Experten mit fadenscheinigen Begründungen
immer weiter aufzuschieben. Die Fraktionen von SPD und Grünen wollen
keinen parlamentarischen Untersuchungsausschuß einsetzen, solange die
Aktenprüfung nicht abgeschlossen ist.

Der Asylbewerber Oury Jalloh war am 7. Januar 2005 in einer
Gefängniszelle in Dessau verbrannt. Die Umstände, die zu seinen Tod
führten, wurden in zwei Gerichtsverfahren nicht vollständig
aufgeklärt. Die Generalstaatsanwaltschaft bestätigte im November 2018
die Einstellung der Ermittlungen. Die Anwältin der Familie Jalloh
beantragte beim Oberlandesgericht Klageerzwingung.
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Bei Smogalarm lockt Prag mit Umstieg auf kostenlosen Nahverkehr

Um den Straßenverkehr etwas zu entlasten, hat Prags Stadtverwaltung
entschieden, daß bei Smogalarm die Nahverkehrsmittel von jedermann
kostenlos benutzt werden können. Laut ARD-Tagesschau gilt das auch für
Auswärtige und Besucher der Stadt.

Die zu erwartenden Einnahmeverluste der Verkehrsbetriebe für solche
Tage werden auf jeweils knapp 200.000 Euro geschätzt und sollen aus
der Gemeindekasse beglichen werden.

In der Moldaumetropole herrscht im Schnitt an fünf bis sieben Tagen im
Jahr Smogalarm. Hauptverantwortlich sei dafür der Autoverkehr.

In diesem Zusammenhang läuft eine Informationskampagne an, die unter
anderem die Vorzüge des Carsharing propagiert. Langfristig rechnet
Prag mit Fahrverboten bei Smog.
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Gegen Gasbohren im Oberspreewald

Am Mittwoch haben die Bürgerinitiative "Gegen Gasbohren im
Oberspreewald" und ihre Unterstützer vor dem Kreistag in Lübben gegen
die drohende Industrialisierung des großen Erholungsgebietes rund um
den Schwielochsee und der angrenzenden Lieberoser Heide protestiert.
Dort erkundet das deutsch-kanadische Unternehmen Central European
Petroleum (CEP) seit 2012 Erdgas- und Erdölvorkommen. Der
Bürgerinitiative liegen nach eigenen Angaben Informationen zu
insgesamt 20 geplanten Bohrstellen vor. Demnach liegen diese entgegen
der Darstellung von CEP nahe bei den Dörfern in der Region. Die BI
befürchtet mit Beginn der Förderung im Oberspreewald ein hohes
Aufkommen von Tanklastzugfahrten, gesundheitliche Probleme und
Verunreinigung des Trinkwassers. Darüber hinaus dürfte der
Freizeitwert des Schwielochsees zurückgehen. Der Protest der Bürger
wird von der Lübbener SPD unterstützt. Die Demonstranten und
Demonstrantinnen überreichten Landrat Stephan Loge eine Liste mit
ihren Forderungen.
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13.000 Bundesbürger sterben im Jahr vorzeitig durch Autoabgase

Eine Studie des umweltnahen Forschungsinstituts International Council
on Clean Transportation (ICCT) bringt es an den Tag. Allein im Jahr
2015 sind in Deutschland etwa 43.000 Menschen frühzeitig an den
Folgen von Feinstaub und Ozon gestorben - etwa 13.000 davon allein
durch Emissionen aus dem Verkehrsbereich. Wie afp weiter meldete,
summieren sich die negativen Auswirkungen durch den Verkehr auf
gesellschaftliche Kosten von 97 Milliarden Euro. Das entspricht etwa
drei Prozent des deutschen Bruttonationaleinkommens. Weltweit starben
2015 in etwa 3,4 Millionen Menschen vorzeitig an Luftverschmutzung.
385.000 dieser Todesfälle sollen Folgen von Feinstaub und Ozon aus
dem Verkehrsbereich sein.
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Daimler und BMW entwickeln selbstfahrende Automobile gemeinsam

Daimler und BMW wollen nach eigenen Angaben bei der Entwicklung des
automatisierten Fahrens kooperieren. Zunächst soll nicht ein von
menschlichen Eingriffen unabhängig fahrendes Robotaxi entwickelt
werden, sondern geplant sind Assistenzsysteme und die Technik für
automatisiertes Fahren auf Autobahnen sowie für automatisiertes
Parken. Die Autohersteller versprechen sich von der Zusammenarbeit
Einsparungen von Entwicklungskosten und kürzere Entwicklungszeiten.
Bisherige Kooperationen der Konzerne im Bereich autonomes Fahren
werden unabhängig fortgeführt. BMW arbeitet unter anderem mit Intel,
Mobileye und Fiat Chrysler zusammen und Daimler mit dem Zulieferer
Bosch.
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Google entwickelt Android für Falt-Smartphones

Auch wenn zur Zeit Laien wie Experten dem Falt-Smartphone keine große
Zukunft bescheinigen, könnte die Zusammenlegung von Smartphone und
Tablet der neue Standard werden. Auf jeden Fall ist Google gerade
dabei, sein Mobil-Betriebssystem Android stärker an den Einsatz in
den neuartigen Auffalt-Smartphones anzupassen. Wie das Magazin Chip
gerade meldete, arbeitet Google zum Beispiel zusammen mit Samsung für
deren Smartphone Galaxy Fold daran, daß Apps auf dem kleineren
Smartphone-Bildschirm auf der Außenseite und dem Tablet-Display, das
sich wie ein Buch auffalten läßt, synchron laufen. Und mit Huawei
kooperierte Google bei der Entwicklung des Falt-Telefons Mate X, bei
dem das Tablet-Display im Gegensatz mit Galaxy Fold auf der
Außenseite bleibt. Hohe Anforderungen, die ein Unternehmen wie Google
sicherlich nicht zu erfüllen suchte, wenn Falt-Smartphones nur eine
Eintagsfliege wären.
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GALAXIS/303: Neue Studie könnte Verteilung der Dunklen Materie in Galaxien erklären (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 27.02.2019

Neue Studie könnte Verteilung der Dunklen Materie in Galaxien
erklären



Dunkle-Materie-Teilchen können sich nur dann aneinander streuen, wenn sie
die richtige Energie haben. Das erklären Wissenschaftler des Kavli
Institute for Physics and Mathematics of the Universe (Japan), von DESY
und der Österreichischen Akademie der Wissenschaften in einer Studie, die
in der aktuellen Ausgabe von Physical Review Letters erschienen ist. Mit
ihrer Theorie können die Forscher erklären, warum Galaxien - von den
kleinsten bis zu den größten - genau die Formen haben, die sie einnehmen.
Sie bieten damit eine plausible Antwort auf ein jahrelang ungelöstes
Problem.




[image: Bild: © Kavli IPMU (Modifikation) - Originalbild: © NASA, STScI]

Die Dunkle Materie scheint in kleinen Galaxien nicht sehr stark
zusammenzuklumpen, aber ihre Dichte steigt im Zentrum größerer
Systeme wie Galaxienhaufen stark an. Dieser Unterschied war
rätselhaft.

Bild: © Kavli IPMU (Modifikation) - Originalbild: © NASA, STScI



Dunkle Materie ist eine mysteriöse und bisher unentdeckte Form der
Materie, die mehr als 80 Prozent der Materie im Universum ausmacht. Ihre
Eigenschaften sind unbekannt, aber es wird angenommen, dass sie durch ihre
Gravitationskraft zentral für die Bildung von Sternen und Galaxien
verantwortlich ist, die schließlich auch zu unserer Existenz führte.

"Die Dunkle Materie ist in gewisser Weise unsere Mutter, die uns alle zur
Welt gebracht hat. Aber wir haben sie nie kennengelernt; irgendwie wurden
wir bei der Geburt getrennt. Wer ist sie? Das ist die Frage, der wir
nachgehen", sagt Hitoshi Murayama, Professor an der University of
California Berkeley und Principal Investigator am Kavli Institute for the
Physics and Mathematics of the Universe.

Astronomen haben herausgefunden, dass die Dunkle Materie nicht so sehr zu
verklumpen scheint, wie es bisherige Computersimulationen vermuten lassen.
Wenn die einzige Kraft, durch die die Dunkle Materie interagiert, die nur
anziehend wirkende Schwerkraft ist, dann müsste die Dichte der Dunklen
Materie im Zentrum von Galaxien sehr hoch werden. Allerdings scheint die
Dunkle Materie gerade in den Zentren kleiner, schwacher Galaxien, den so
genannten Zwergsphäroiden, nicht so dicht zu werden wie erwartet.

Dieses Verhalten könnte erklärt werden, wenn die Dunkle Materie in der
Lage ist, mit sich selbst zu interagieren, also wie Billardkugeln
miteinander zu kollidieren, so dass sie sich nach einer Kollision
gleichmäßiger verteilen kann. Ein Problem dieser Idee ist allerdings, dass
sich die Dunkle Materie in größeren Systemen wie Galaxienhaufen doch zu
verdichten scheint, nur in kleinen Systemen nicht. Die Frage ist: Weshalb
verhält sich die Dunkle Materie in Zwerggalaxien und Galaxienhaufen
unterschiedlich? Ein internationales Forscherteam hat eine Theorie
entwickelt, die dieses Rätsel lösen könnte, und gleichzeitig die Hypothese
unterstützt, dass Dunkle Materie aus Teilchen besteht, die miteinander
kollidieren können.

"Wenn Teilchen der Dunklen Materie nur mit einer niedrigen, aber sehr
speziellen Geschwindigkeit aneinander streuen, kann dies oft in
Zwergsphäroiden vorkommen, wo die Teilchen sich langsam bewegen, aber
selten in Galaxienhaufen, wo sie sich schnell bewegen. Sie müssen eine
Resonanz treffen, damit es zur Kollision kommt", sagt der chinesische
Physiker Xiaoyong Chu, Postdoc an der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften.

Resonanz ist ein auch im Alltag sehr verbreitetes Phänomen: Ein Kind auf
einer Schaukel muss mit einer ganz bestimmten Frequenz angeschoben werden,
damit es höher und höher schwingt. Oder wenn man eine schwingende
Stimmgabel in die Nähe einer Gitarre bringt, beginnt die Gitarrensaite
genau dann zu schwingen, wenn sie richtig gestimmt ist. Das sind Beispiele
für Resonanzen, sagt Murayama. Das Team vermutet, dass sich die Dunkle
Materie genau so verhält: Die Teilchen der Dunklen Materie kollidieren
sehr viel häufiger, wenn sie sich mit einer bestimmten Energie bewegen.
"Soweit wir wissen, ist dies die einfachste Erklärung für das Rätsel. Sie
könnte uns beim Verständnis, was Dunkle Materie ist, ein großes Stück
voranbringen", sagt Murayama.

Das Team war jedoch nicht von Beginn an davon überzeugt, dass eine so
einfache Theorie bisherige Messdaten richtig beschreiben würde. "Zuerst
waren wir etwas skeptisch, ob diese Idee die Daten aus Beobachtungen
erklären würde; aber als wir es ausprobiert haben, hat es fantastisch
funktioniert", sagt der kolumbianische Forscher Camilo Garcia Cely,
Postdoc bei DESY.

Damit ihre Beschreibung funktioniert, muss die Resonanz sehr nah an der
zweifachen Masse eines Dunkle-Materie-Teilchens liegen. Die Forscher
glauben, dass es kein Zufall ist, dass die Dunkle Materie genau die
richtige Resonanzenergie für die Kollisionen trifft. "Es gibt viele andere
Systeme in der Natur, die ähnliche Zufälle aufweisen: Bei der
Kohlenstoffproduktion in Sternen zum Beispiel treffen Alpha-Teilchen auf
eine Resonanz von Beryllium, die wiederum auf eine Resonanz von
Kohlenstoff trifft und so die Bausteine produziert, die alles Leben auf
der Erde hervorgebracht haben", sagt Garcia Cely.

"Dieses Verhalten der Dunklen Materie kann auch ein Hinweis darauf sein,
dass unsere Welt mehr Dimensionen hat, als wir sehen. Wenn sich ein
Teilchen in solchen Extra-Dimensionen bewegt, hat es eine gewisse
Bewegungsenergie. Wir, die wir die zusätzlichen Dimensionen nicht sehen,
beobachten die Energie als Masse, dank Einsteins Formel E=mc² - Energie
und Masse sind äquivalent. Vielleicht bewegt sich ein Teilchen in der
zusätzlichen Dimension doppelt so schnell, so dass seine Masse genau
doppelt so groß ist wie die Masse der Dunklen Materie", sagt Chu.

Im nächsten Schritt will das Forscherteam ihre Theorie mit
Beobachtungsdaten untermauern. "Wenn sie zutrifft, wird die zukünftige und
detailliertere Beobachtung verschiedener Galaxien zeigen, dass die
Streuung der Dunklen Materie tatsächlich von ihrer Geschwindigkeit
abhängt", sagt Murayama, der auch eine eigene internationale Gruppe
leitet, die genau dies mit dem im Bau befindlichen Prime Focus
Spektrograph untersuchen will. Das 80 Millionen US-Dollar teure
Instrument, das auf dem Subaru-Teleskop auf dem Berg Mauna Kea auf Big
Island, Hawaii, installiert wird, wird in der Lage sein, die
Geschwindigkeiten von Tausenden von Sternen in Zwergsphäroiden zu messen.


Originalpublikation:

Velocity dependence from resonant self-interacting dark matter;

Xiaoyong Chu, Camilo Garcia-Cely and Hitoshi Murayama;

Physical Review Letters, 2019

DOI: 10.1103/PhysRevLett.122.071103

https://dx.doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.071103
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ZOOLOGIE/1614: Fledermäuse wandern mit idealer Reisegeschwindigkeit für höchste Reichweite (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 27.02.2019

Batmobil mit Tempomat: Fledermäuse wandern mit idealer
Reisegeschwindigkeit für höchste Reichweite



Eine neue Studie unter der Leitung des Leibniz-IZW hat nun erstmals den
Energiebedarf und die Reisegeschwindigkeit von migrierenden
Rauhautfledermäusen untersucht. Mit einem Windkanalexperiment wurde der
Energiebedarf der Tiere für verschiedene Fluggeschwindigkeiten ermittelt.
Eine Feldstudie offenbarte die tatsächlichen Geschwindigkeiten
migrierender Artgenossen. Die Studie zeigt, dass die migrierenden Tiere
mit der energieeffizientesten Geschwindigkeit fliegen, sie legen also
weite Strecken mit minimalem Energieaufwand zurück. Wie die Forscher dem
"Tempomat" für Fledermäuse auf die Spur gekommen sind, ist im "Journal of
Experimental Biology" publiziert.

Zu Lande, im Wasser oder in der Luft - eine Vielzahl von Tierarten wandert
saisonal zwischen unterschiedlichen Lebensräumen. Der Luftweg ist der
schnellste, aber auch der energieaufwändigste. Eine neue Studie unter der
Leitung des Leibniz-IZW hat nun erstmals den Energiebedarf und die
Reisegeschwindigkeit von migrierenden Rauhautfledermäusen untersucht. Mit
einem Windkanalexperiment wurde der Energiebedarf der Tiere für
verschiedene Fluggeschwindigkeiten ermittelt. Eine Feldstudie offenbarte
die tatsächlichen Geschwindigkeiten migrierender Artgenossen. Die Studie
zeigt, dass die migrierenden Tiere mit der energieeffizientesten
Geschwindigkeit fliegen, sie legen also weite Strecken mit minimalem
Energieaufwand zurück. Wie die Forscher dem "Tempomat" für Fledermäuse auf
die Spur gekommen sind, ist im "Journal of Experimental Biology"
publiziert.

Der Zug über weite Strecken ist besonders für fliegende Tiere eine
kräftezehrende Angelegenheit. Wie genau sich ziehende Tiere die Energie
hierfür einteilen und ob dies nach Optimalitätskriterien erfolgt, ist
weitgehend unbekannt. Ein Wissenschaftlerteam unter der Leitung von Sara
Troxell und Christian Voigt vom Leibniz-Institut für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) hat mit zwei ambitionierten Experimenten
mit Rauhautfledermäusen (Pipistrellus nathusii) versucht, diese Lücke
zumindest teilweise zu schließen. Der erste Teil der Studie wurde in einem
Windkanal in Kombination mit einer Atemkammer durchgeführt. Die Kammer
erlaubte es den WissenschaftlerInnen, die Anreicherung von stabilen
Kohlenstoffisotopen in der Atemluft der Fledermäuse präzise zu messen und
damit den Stoffwechsel zu berechnen. Sie wiederholten Messungen direkt vor
und nach Flügen im Windkanal mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten und
konnten damit ermitteln, bei welcher Geschwindigkeit sich das beste
Verhältnis von Energieverbrauch und zurückgelegter Strecke einstellt.

Der zweite Teil der Studie wurde im Migrationskorridor der
Rauhautfledermäuse an der Ostseeküste in Lettland durchgeführt. Über die
von den Fledermäusen ausgestoßenen Echoortungsrufe ermittelten die
ForscherInnen die Flugbahnen von migrierenden Fledermäusen. Daraus
errechneten sie die tatsächlichen Fluggeschwindigkeiten bei der Wanderung.
"Unsere Studie belegt, dass die beobachteten Fluggeschwindigkeiten genau
zu jenen berechneten Idealwerten passen. Die Fledermäuse fliegen also
genau mit jener Geschwindigkeit, die sie am energieeffizientesten über
lange Strecken trägt", schließen Troxell und Voigt. Diese Geschwindigkeit
beträgt circa 7,5 Meter pro Sekunde, beziehungsweise 27 Kilometer pro
Stunde.

Die Studie erlaubte es darüber hinaus, die Fluggeschwindigkeiten von
Fledermäusen auf Nahrungssuche und auf Wanderung zu vergleichen. Jagende
Fledermäuse fliegen deutlich langsamer als die errechnete
Idealgeschwindigkeit für den Langstreckenflug. "Wenn die Tiere in einem
Küstenwald Insekten jagen, müssen sie häufig scharfe Kurven fliegen",
erklärt Troxell. "Diese Richtungswechsel erfordern niedrigere
Geschwindigkeiten. Die Fledermäuse fliegen offenbar grundsätzlich bei der
Jagd langsamer, um auf die Richtungswechsel vorbereitet zu sein."

Diese präzisen Daten von Fluggeschwindigkeiten und Stoffwechselraten
ermöglichen es, die Gesamt-Energiebedarfe von saisonalen Wanderungen
kleiner Fledermäusen zu errechnen. Diese Hochrechnungen ergaben, dass
Rauhautfledermäuse, die zwischen Nordosteuropa und Südfrankreich (wo sie
überwintern) gut 2.000 Kilometer zurücklegen, insgesamt rund 300
Kilojoules Energie verbrauchen. Eine Reise dieser Länge dauert mindestens
12 Tage - bei direkter Flugstrecke. Zum jetzigen Zeitpunkt sind die
genauen Flugrouten sowie Flugstunden und -distanzen pro Nacht noch
unbekannt. "Wir müssen noch weiter über das Zugverhalten von Fledermäusen
forschen, unter anderem auch um sie besser vor den Gefahren, zum Beispiel
an Windkraftanlagen, schützen zu können", schließt Voigt.


Originalpublikation:

Troxell SA, Holderied MW, Pětersons G, Voigt CC (2019)

Nathusius' bats optimize long-distance migration by flying at maximum
range speed.

Journal of Experimental Biology.

http://jeb.biologists.org/content/222/4/jeb176396

(Link verfügbar ab 27.2., 9:00 Uhr)
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WETTER/260: Deutschlandwetter im Februar 2019 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 27.02.2019

Deutschlandwetter im Februar 2019

Wieder sehr mild, dazu trocken und außergewöhnlich sonnenscheinreich



Offenbach, 27. Februar 2019 - Nachdem Dezember und Januar den
Wasserhaushalt in Deutschland ein wenig aufbessern konnten, lief der
Februar 2019 wieder in die andere Richtung. Erneut dominierten
Hochdruckgebiete mit geringer Bewölkung. Sie sorgten damit für
außergewöhnlich viel Sonnenschein und sehr große
Temperaturunterschiede zwischen Tag und Nacht. Insgesamt lagen die
Durchschnittstemperaturen und die Zahl der Sonnenscheinstunden weit
über dem vieljährigen Mittel. Das meldet der Deutsche Wetterdienst
(DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000
Messstationen.

Seit April 2018 der bisher elfte überdurchschnittlich warme Monat
in Folge

Mit 3,9 Grad Celsius (°C) lag im Februar der Temperaturdurchschnitt um
3,5 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung nach oben 2,9 Grad. Ungewöhnlich - seit April 2018 lagen
alle Monate in Deutschland über dem Schnitt. Ursache waren diesmal
zahlreiche Hochdruckgebiete über Mitteleuropa. In den oft klaren
Nächten kühlte sich die Luft besonders über Schneeflächen stark ab. So
sank die Temperatur am 5. in Waldmünchen im Oberpfälzer Wald auf -17,9
°C und damit auf den tiefsten Wert des Monats. Tagsüber herrschte
dagegen bei prallem Sonnenschein oft schon frühlingshafte Wärme. An
vielen DWD-Messstellen wurden neue Tageshöchsttemperaturen für den
Februar verzeichnet. So auch in Geilenkirchen, nördlich von Aachen, wo
am 17. bereits das Quecksilber auf 20,6 °C kletterte. Am 26. konnte
man in Kaiserslautern sogar 21,3 °C verzeichnen. Die Messstelle Reit
im Winkl meldete am 18. in der Frühe noch -11,8 °C, tagsüber kletterte
die Temperatur dann auf plus 14,1 °C.

Nur anfangs gebietsweise viel Schnee, sonst erheblich zu
trocken

Während Dezember und Januar in Deutschland insgesamt für eine leichte
Entspannung der Dürresituation gesorgt hatten, erreichte der Februar
mit rund 30 l/m² nur 60 Prozent seines Solls von 49 l/m². Am
trockensten war es dabei an einigen Stationen im südlichen
Sachsen-Anhalt, im Norden von Sachsen und Thüringen mit Monatsmengen
von weniger als 5 l/m². Schierke im Harz meldete dagegen allein am 10.
nach schauerartigem, ergiebigem Regen 57,9 l/m². Den meisten Regen und
Schnee erhielt im Februar der unmittelbare Alpennordrand mit örtlich
mehr als 120 l/m². Bei Temperaturen von 0 °C brachte das
Mittelmeertief "Quirin" am 3. vor allem in Niederbayern, der südlichen
Oberpfalz und in Sachsen verbreitet nochmals mehr als 30 cm Neuschnee.
Dieser war meist pappig und schwer, so dass viele Bäume unter der
großen Last zusammenbrachen. Zahlreiche Schulen blieben am 4.
geschlossen.

Wie aus dem Bilderbuch: Sonnenschein wie selten zuvor

Mit rund 130 Stunden kam der Februar 2019 auf beeindruckende 179
Prozent seines Solls von 73 Stunden. Er überbot damit wohl knapp den
Februar 2003, der bisher mit 129 Stunden an der Spitze der Statistik
gelegen hatte, die im DWD seit 1951 geführt wird. Viele Stationen in
Deutschland meldeten neue Februar-Rekorde. Am meisten schien die Sonne
in Baden-Württemberg, mit örtlich über 175 Stunden - am wenigsten in
Vorpommern mit gebietsweise unter 90 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Februar 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein kam auf 4,7
°C (0,7 °C). Mit fast 45 l/m² (42 l/m²) war es das
zweitniederschlagsreichste Bundesland und mit knapp 110 Stunden (65
Stunden) erzielte es einen neuen Sonnenscheinrekord. Hamburg war mit
5,3 °C (1,2 °C) ein warmes und mit gut 35 l/m² (42 l/m²) ein
vergleichsweise niederschlagsreiches Bundesland. Die Sonne zeigte sich
rund 115 Stunden (64 Stunden).

Niedersachsen und Bremen: Niedersachsen gehörte im Februar 2019
mit 5,2 °C (1,1 °C) zu den warmen Bundesländern. Der Niederschlag
betrug etwa 25 l/m² (44 l/m²) und die Sonnenscheindauer fast 115
Stunden (66 Stunden). Bremen war mit 5,4 °C (1,4 °C) das zweitwärmste
und mit knapp 110 Stunden (68 Stunden) ein relativ sonnenscheinarmes
Bundesland. Der Niederschlag erreichte rund 30 l/m² (40 l/m²).

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern kam im Februar
auf 4,5 °C (0,0 °C), etwa 30 l/m² (31 l/m²) und war mit abgerundet 105
Stunden (67 Stunden) das vergleichsweise sonnenscheinärmste
Bundesland.

Brandenburg und Berlin: Für Brandenburg notierte der DWD 4,3 °C
(0,2 °C) und etwa 25 l/m² (33 l/m²). Mit rund 120 Stunden (70 Stunden)
wurde der Sonnenscheinrekord von 2003 gebrochen. Berlin kam auf 4,8 °C
(0,5 °C), etwa 115 Sonnenstunden (71 Stunden) und war mit gut 20 l/m²
(35 l/m²) das zweittrockenste Bundesland.

Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalt erreichte 4,7 °C (0,4 °C) und
war im Februar 2019 mit etwa 15 l/m² (33 l/m²) das trockenste
Bundesland. Trotzdem verzeichnete Sachsen-Anhalt die bundesweit größte
Niederschlags-Tagesmenge: Am 10. fielen während eines heftigen
Regenschauers in Schierke im Harz 57,9 l/m². Beim Sonnenschein stellte
auch Sachsen-Anhalt mit fast 120 Stunden (68 Stunden) einen neuen
Rekord auf.

Sachsen: Im Februar 2019 gehörte Sachsen mit 3,4 °C (-0,3 °C)
zu den kälteren Bundesländern. Der Niederschlag summierte sich auf
rund 35 l/m² (43 l/m²) und der Sonnenschein auf gut 120 Stunden (70
Stunden). Am 3. fielen im östlichen Erzgebirge nochmal bis zu 35 cm
Neuschnee. So lagen am 4. in Rechenberg-Bienenmühle Holzhau 110 cm und
sogar in Dresden 24 cm.

Thüringen: Thüringen zeigte sich im Februar 2019 mit 3,7 °C (-
0,4 °C) als ein vergleichsweise kaltes und mit knapp 25 l/m² (44 l/m²)
als ein niederschlagsarmes Bundesland. Die Sonne schien rund 115
Stunden (69 Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Im Februar 2019 war Nordrhein-Westfalen
mit 5,6 °C (1,8 °C) das wärmste und mit rund 40 l/m² (58 l/m²) ein
relativ niederschlagsreiches Bundesland. Die Sonne schien knapp 125
Stunden (72 Stunden). Geilenkirchen, nördlich von Aachen, meldete am
17. einen neuen Februar-Rekord mit frühsommerlichen 20,6 °C.

Hessen: Hessen kam im Februar auf 3,8 °C (0,5 °C) und war mit
knapp 25 l/m² (52 l/m²) ein trockenes Bundesland. Die Sonne zeigte
sich fast 130 Stunden (69 Stunden). Die Station Dillenburg
verzeichnete am 26. mit 20,0 °C einen neuen Februar-Rekord.

Rheinland-Pfalz: Bei durchschnittlich 4,6 °C (1,2 °C) erreichte
Rheinland-Pfalz im Februar 2019 rund 35 l/m² (57 l/m²). Mit etwa 145
Stunden (73 Stunden) gehörte es zu den sonnenscheinreichen
Bundesländern. Sturmtief "Uwe" entwurzelte am 10. im Rhein-Lahn-Kreis
sowie im Bereich Cochem zahlreiche Bäume, so dass einige Straßen
gesperrt werden mussten. Am 26. zeigte das Thermometer nachmittags in
Kaiserslautern 21,3 °C. In Montabaur wurde mit gemessenen 21,1 °C
sogar der bisherige Rekord aus dem Jahr 1950 überboten.

Saarland: Das Saarland verzeichnete im Februar 2019
durchschnittlich 4,5 °C (1,6 °C). Mit fast 45 l/m² (72 l/m²) war es
das niederschlagsreichste und mit gut 150 Stunden (76 Stunden) das
zweitsonnenscheinreichste Bundesland. Neunkirchen verzeichnete am 26.
mit 20,3 °C einen neuen Februar-Rekord.

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg war mit 3,3 °C (0,5 °C)
das zweitkälteste und mit über 155 Stunden (76 Stunden) das sonnigste
Bundesland. Örtlich schien die Sonne sogar mehr als 175 Stunden.
Mehrere Stationen meldeten neue Rekorde. Die Niederschlagsmenge
erreichte in Baden-Württemberg mit etwa 25 l/m² dagegen nur 39 Prozent
des Solls (68 l/m²). Sehr groß waren die Temperaturunterschiede auf
der Schwäbischen Alb am 17. um 5 Uhr: In Stötten konnte man +10 °C
ablesen, in Merklingen -7 °C. Am 10. ließ Sturmtief "Uwe" vom
Südschwarzwald bis zum Bodensee zahlreiche Bäume auf Straßen stürzen.

Bayern: Bayern war mit 1,9 °C (-0,6 °C) das kälteste
Bundesland. Der Niederschlag betrug etwa 35 l/m² (58 l/m²) und der
Sonnenschein rund 140 Stunden (78 Stunden). Große Mengen an Nass- und
Pappschnee fielen nochmal am 3. vor allem in Niederbayern und der
südlichen Oberpfalz. In Rottenburg, nordwestlich von Landshut, wuchs
die Schneedecke um 43 cm an. In Holzkirchen lagen nun insgesamt sogar
75 cm. Auch der Bayerische Wald meldete am 4. viel Schnee: St. Englmar
113 cm und Neureichenau-Duschlberg 155 cm. Viele Bäume brachen unter
ihrer schweren Last zusammen. Zahlreiche Schulen blieben am 4.
geschlossen. Abseits der Berggipfel lag die weiße Pracht am 12. in
Balderschwang mit 196 cm am höchsten. Am 5. stieg die Temperatur in
Oberviechtach und Waldmünchen in der Oberpfalz nicht über -5 °C. In
Kitzingen in Unterfranken, zeigte das Thermometer dagegen +7 °C. Mit -
17,9 °C am 5. des Monats verbuchte die bundesweit tiefste Temperatur
diesmal Waldmünchen in der Oberpfalz. Der winterliche Abschnitt im
Osten Bayerns ging am 7. durch Regen mit gleichzeitiger
Glatteisbildung zu Ende. Riesig groß waren die Temperaturunterschiede
zwischen Tag und Nacht zur Mitte des Monats in den schneebedeckten
Gebieten: Am 18. meldete Reit im Winkl nach einem Frühminimum von -
11,8 °C ein Tagesmaximum von +14,1 °C.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1312: Im Web eigene Daten in der Hand behalten (idw)


FernUniversität in Hagen - 27.02.2019

Im Web eigene Daten in der Hand behalten



Praktisch alle Nutzerinnen und Nutzer des Internet nutzen mindestens
täglich eine Suchmaschine. Natürlich wissen fast alle, was
Suchmaschinen-Konzerne und Social-Media-Unternehmen mit den persönlichen
Daten machen, die sie ihnen überlassen. Aber das ist eben der Preis, den
sie für Informationen zahlen müssen, im Beruf wie im Privatleben.


Wirklich?

Das Konzept für die neue dezentrale Suchmaschine "WebEngine" des
Lehrgebiets Kommunikationsnetze der FernUniversität in Hagen lässt ihre
Daten dort, wo sie hingehören: auf ihrem eigenen Rechner. Sie können sie
freigeben, verändern und richtig löschen. Trotzdem genießen sie alle
Vorteile herkömmlicher Suchmaschinen und sozialer Medien.

"Wenn wir heute Daten ins Internet stellen, geben wir sie aus der Hand.
Wir können sie nicht mehr zurückbekommen und nicht entscheiden, was mit
ihnen weiter passiert." Der Hagener Informatik-Professor Dr. Herwig Unger
spricht aus, was vielen Internet-Nutzerinnen und -Nutzen zunehmend
"Bauchschmerzen" bereitet. Als Alternative für das Datenhandling im Netz
von morgen hat der Leiter des Lehrgebiets Kommunikationsnetze an der
FernUniversität in Hagen zusammen mit Privatdozent Dr. Mario Kubek den
Prototypen einer dezentralen Suchmaschine entwickelt und erfolgreich
getestet: die Web-Engine. "Sieht so aus wie Google, ist aber ganz und gar
nicht Google", charakterisiert Prof. Unger die Entwicklung.

Bereits seit 1998 arbeitet Herwig Unger - damals unter anderem mit
Kollegen aus Kanada und Australien - an dezentralen Systemlösungen, die
die meisten Nutzerinnen und Nutzer als P2P- oder Filesharing-Systeme
kennen. Beim Filesharing geht es um das Tauschen von Dateien. Weil sich
beim Tausch von urheberrechtlich geschützten Dateien jedoch rechtliche
Probleme ergeben können, war Filesharing lange Zeit verpönt, verboten und
mit Abmahnungen bedroht. "Heute ist es dagegen auch ein völlig legales
'Kommunikationsprinzip der Zukunft', das Netzen eine schnelle Anpassung an
neue Nutzererfordernisse erlaubt", so Unger.

Datensuche im Internet verbessern

Ein glücklicher Umstand hat ihn und Dr. Mario Kubek 2010 zusammengeführt.
Kubek ist Spezialist für die Verarbeitung natürlicher Sprache, die nur
scheinbar nichts mit Computernetzen gemeinsam hat. "Es ist notwendig, über
den eigenen Tellerrand zu schauen und sich nicht nur auf ein Fachgebiet zu
konzentrieren" unterstreicht er.

Schnell war ihnen klar, dass die Suche nach Daten im Internet die
Herausforderung war, die beide annehmen und mit neuen Lösungen verbessern
wollten. Beide stört, dass immer mehr und immer größere Firmen die
Datenhoheit im Internet haben und für die Nutzerinnen und Nutzer noch
nicht einmal mehr ersichtlich ist, was wann und wo mit ihren Daten
passiert. Google, Facebook und andere Unternehmen werden von vielen als
"Datenkraken" gesehen, die längst die Grenzen des Netzes verlassen haben
und selbst sensible Teile des Privatlebens eines jeden von uns
durchdringen.

Daten auf zentralen Unternehmensservern

Unger: "Nur um die Sichtbarkeit und Auffindbarkeit von Informationen zu
erhöhen, konzentrieren wir unsere Daten auf zentralen Servern, die
ihrerseits in der Hand großer Unternehmen sind - und damit
unkontrollierbar und natürlich auch angreifbar. Selbst für
Forschungszwecke ist es heute fast unmöglich, Informationen von diesen
Einrichtungen über die Verwaltung dieser Daten zu bekommen." Der Grund für
den Erfolg dieser Firmen ist einfach: Im Internet gibt es keine
"Wegweiser": Jede Information ist an einem Ort gespeichert, der mit ihrem
Inhalt nichts zu tun hat.

Die Datenbanken großer Suchmaschinen oder sozialer Netzwerke stellen genau
diesen fehlenden Zusammenhang her, auch für komplexe Anfragen. "Wir sind
daran gewöhnt, alles was wir wissen wollen, mit Schlüsselworten für
Anfragen zu formulieren", so die beiden Forscher. "Eigentlich ist das ein
Weg, den im täglichen Leben oder in Bibliotheken niemand beschreiten
würde." Menschen denken normalerweise in Kategorien und hierarchisch.
Sucht man beispielsweise Informationen zu "Eulerkreisen" (einem Begriff
aus der mathematischen Graphentheorie), wird man zunächst in eine
mathematische Bibliothek gehen und dann vielleicht in eine
Spezialabteilung zu Graphen. Dieses Vorgehen funktionierte jedoch bislang
im Internet nicht.

Webdokumente automatisch kategorisieren

2015 hatten Unger und Kubek jedoch die entscheidende Idee, wie man auch
Webdokumente automatisch, ohne jedes menschliche Zutun kategorisieren
kann. Dafür muss man wissen, wie stark verschiedene Wörter zueinander in
Relation stehen. Dies kann man wie beim Lesen aus vielen Dokumenten
ableiten. Analog zu physikalischen "Massenschwerpunkten" konnten Unger und
Kubek "Bedeutungsschwerpunkte" von Dokumentinhalten als Textkategorien
definieren. Dennoch war der Weg zur dezentralen Suchmaschine noch sehr
weit. Die Struktur des Web musste parallel zu dem arbeitenden System
erweitert werden. Hierzu wurde die WebEngine geschaffen, die ein
integraler Teil eines jeden Webservers sein kann, ohne diesen bei der
Arbeit zu behindern.

Die WebEngine kategorisiert lokal die angebotenen Webseiten und verbindet
sich mit anderen Webservern, auf denen ebenfalls diese Software läuft,
ohne dass diese Prozesse für irgendjemand überschaubar oder kontrollierbar
sind. Im World Wide Web wird schließlich ein dezentraler
Assoziativspeicher aufgebaut, in dem Such-Kategorien und zu diesen
passende Webseiten auf einem Teil der Webserver verwaltet werden, die
selbst Daten anbieten. Größe, Struktur, Ort und Fehlertoleranz werden
dabei vom System durch lokal, also auf ihren Rechnern, arbeitende
Verfahren gemanagt.

Komponenten wirken zusammen

"So ein System heißt selbstorganisierend", erläutert Unger: Viele einzelne
Partikel, Individuen und Komponenten organisieren selbst ein organisches
Zusammenwirken aller Komponenten und können Strukturen bilden - wie in
einem Ameisenhaufen. Dazu braucht es natürlich neben der Verarbeitung der
Inhalte der Webdokumente eine gehörige Portion Wissen zu
Computernetzwerken und den entsprechenden Protokollen. Kommt beides
zusammen, kann man eine neue, dezentral arbeitende Suchmaschine entwerfen.
Sie gibt den Nutzerinnen und Nutzern die Hoheit über ihre Daten zurück,
weil diese nur lokal abgespeichert werden.

Ca. 50.000 Zeilen reiner Programmkode mussten hierzu neben der Nutzung
vieler Bibliotheken in Java programmiert werden. Unger: "Auch hierbei
haben Mario Kubek und ich Hand in Hand gearbeitet und viele Wochen
miteinander geknobelt." Unger zeichnete für die Algorithmen
verantwortlich, Kubeks Kompetenz war es, daraus eine Spezifikation zu
erarbeiten, in der er mit viel Gefühl für den Computer die vielen
Parameter entsprechend setzte.

Suchergebnisse hundertprozentig aktuell

Zusammen mit der hundertprozentigen Aktualität der Suchergebnisse können
viele neue Features die Nutzerinnen und Nutzer überzeugen, neben der
Bewertung der Qualität der eingegebenen Suchworte vor allem die Suche mit
Bedeutungsschwerpunkten. Damit werden vor allem die Dokumente gefunden,
die einen wirklichen inhaltlichen Beitrag zum Thema haben. Das grenzt zum
einen die Menge der Suchergebnisse deutlich ein, zum anderen findet man
auch diejenigen relevanten Dokumente, die statt der Suchterme wie z.B.
"Vogelgrippe" oder "Virus" andere, aber dennoch zum Thema gehörende
enthalten, etwa "H5N1".

Unger und Kubek sind sich einig: "Wir haben noch viele Ideen, mit denen
wir noch lange nicht am Ende sind."

Unterstützung aus Bangkok

Ohne die Zusammenarbeit mit Ungers permanenter Kooperationspartnerin, der
King Mongkut's University of Technology North Bangkok in Thailand, gäbe es
die WebEngine heute nicht: Programmierung, Test und Integration aller
Komponenten waren eine Aufgabe, die die beiden Forscher alleine kaum
hätten bewältigen können. Fünf Kolleginnen, Kollegen und Studierende aus
Bangkok halfen ein Jahr lang im Rahmen der Kooperation hierbei mit.


Weitere Informationen unter:

https://www.fernuni-hagen.de/kn/forschung/webengine.shtml

https://www.youtube.com/channel/UC-qAjcVg4kk2WcfHSm9r6mg/videos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 27.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/2128: Katrin Göring-Eckardt zu Nord Stream 2


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Februar 2019

Katrin Göring-Eckardt zu Nord Stream 2



Zu den Äußerungen des russischen Energieministers zu Nord Stream 2
erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Die Befürchtungen unserer europäischen Partner, insbesondere der
Ukraine, haben sich in aller Klarheit bestätigt. Mit dem
deutsch-russischen Riesenprojekt Nord Stream 2 macht sich die
Bundesrepublik nicht nur auf Jahrzehnte abhängig von Russland, sondern
fällt auch der Ukraine in den Rücken, die zum Spielball des
autoritären Regimes in Moskau wird. Es wird zudem klar, dass die
ukrainische Pipeline-Infrastruktur ohne den Transit nicht aufrecht
erhalten werden kann. Die Bundesregierung hat sich mit Blick auf
Putins Zusagen für Lieferungen durch die Ukraine in die Tasche
gelogen. Ich fordere die Bundesregierung auf, sich endlich von Nord
Stream 2 zu verabschieden. Nord Stream 2 muss gestoppt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1820: Wir müssen den Druck auf Nordkorea aufrechterhalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Februar 2019

Wir müssen den Druck auf Nordkorea aufrechterhalten

Erwartungen an Gipfel Trump-Kim waren offenbar zu hoch -
Denuklearisierung bleibt Ziel



Eineinhalb Tage haben US-Präsident Donald Trump und der
nordkoreanische Diktator Kim Jong-un in Hanoi verhandelt. Am
Donnerstag sind die Beratungen ergebnislos beendet worden. Hierzu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Der Abbruch der Gespräche von Donald Trump mit Kim Jong-un ohne
Ergebnisse und ohne gemeinsame Erklärung zeigt, dass die Erwartungen,
die der US-Präsident selbst aufgebaut hat, offenkundig zu hoch waren.
Kim Jong-un bleibt entgegen anderslautender Beteuerungen nicht
bereit, sein Atomprogramm vollständig und verifizierbar aufzugeben.
Das Programm stellt jedoch eine große Sicherheitsbedrohung für die
Region und die Welt dar. Die internationale Staatengemeinschaft ist
gefordert, den Druck auf das Regime in Pjöngjang weiter zu erhöhen.
China hält hierzu den Schlüssel in der Hand.

Mit dem zweiten Treffen binnen acht Monaten ist Trump ein hohes
Risiko eingegangen. Schon jetzt hat er Machthaber Kim Jong-un stark
aufgewertet, ohne dass dieser erkennbare Gegenleistungen erbracht
hat. Man kann nur hoffen, dass die Verhandlungsteams beider Seiten
deutlich gründlichere Vorarbeit leisten, bevor es zu einer
neuerlichen Begegnung kommt.

Mit Blick auf die katastrophale Menschenrechtslage in Nordkorea, die
gekennzeichnet ist von Straf- und Arbeitslagern, gezielten Tötungen
Andersdenkender und der Bereitschaft, die eigene Bevölkerung
auszuhungern, wirkt es befremdlich, wenn Donald Trump Kim Jong-un als
Freund bezeichnet. Bei den Menschenrechtsverletzungen in Venezuela
wurde eine deutlich andere Sprache gewählt.
Menschenrechtsverletzungen müssen immer und überall deutlich beim
Namen genannt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/906: Teilung der Maklerkosten zwischen Verkäufer und Käufer wäre sachgerechte Lösung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 28. Februar 2019

Teilung der Maklerkosten zwischen Verkäufer und Käufer wäre
sachgerechte Lösung



Zu dem von Bundesjustizministerin Barley vorgelegten Gesetzentwurf
zum Bestellerprinzip können Sie die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Bestellerprinzip
übersieht, dass beim Immobilienkauf auch die Käufer oft auf
fachkundige Beratung angewiesen sind. Dazu passt nicht, wenn der
Makler nur im Auftrag des Verkäufers handelt und alleine von ihm
bezahlt wird. Private Immobilienkäufer wären dann bei einer der
wichtigsten wirtschaftlichen Entscheidungen ihres Lebens weniger
geschützt. Dies kann nicht Ziel des Verbraucherschutzes sein. In den
meisten Bundesländern ist bereits die Teilung der Courtage zwischen
Verkäufer und Käufer gang und gäbe. Dies wäre auch bundesweit eine
sachgerechte Lösung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1837: Freiheit für politische Gefangene in Südkorea


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 28. Februar 2019

Freiheit für politische Gefangene in Südkorea



"Das Datum des Unabhängigkeitstags ist angelehnt an die Bewegung des
ersten März, die in ganz Korea für Unabhängigkeit und politische
Freiheit kämpfte. Angesichts der Annäherungs- und Friedenspolitik, die
von der koreanischen Regierung seit ihrem Amtsantritt seit vielen
Monaten geführt wird, sollten verstärkt Anstrengungen unternommen
werden, die immer noch willkürliche Sicherheitsgesetzgebung, welche
die Freilassung der friedenspolitischen Gefangenen verhindert,
abzuschaffen", erklärt Sylvia Gabelmann, für die Fraktion die LINKE
Mitglied der deutsch-südasiatischen Parlamentariergruppe. Sie fordert
anlässlich des Unabhängigkeitstags am 1. März, an dem in Südkorea die
Befreiung von der japanischen Kolonialherrschaft gefeiert wird, die
Haftentlassung der verbliebenen politischen Gefangenen in Südkorea.
Gabelmann weiter:

"Mich besorgt aufs Äußerste die Inhaftierung des wegen
Friedensaktivitäten inhaftierten Politikers Lee Seok-ki, der seit fünf
Jahren täglich 23 Stunden in einer 2,5 Quadratmeter großen Zelle
eingesperrt ist und gemäß seiner Verurteilung noch weitere vier Jahre
vor sich hat. Die Regierung Moon hat seine Begnadigung kürzlich
endgültig ausgeschlossen. Die jüngste Kundgebung für Lees Freilassung,
an der 4000 Menschen teilnahmen, zeigt jedoch seinen Rückhalt und den
Wunsch der Menschen nach verstärkter Fortführung der
friedenspolitischen Anstrengungen auf der Halbinsel, die zu einem
neuen innerkoreanischen Dialog, Familienzusammenführungen, gemeinsamen
Sportveranstaltungen und dem Bau einer Eisenbahnlinie nach Norden
geführt haben. Gerade vor dem Hintergrund weltweit zunehmender
militärischer Spannungen ist es besonders wichtig, sich weiter für
Frieden und Abrüstung auf der koreanis chen Halbinsel einzusetzen und
alle Friedensaktivisten freizulassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 28. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1836: Indien-Pakistan-Konflikt - Spirale der Gewalt nicht weiter anheizen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

Spirale der Gewalt nicht weiter anheizen



"Indien und Pakistan müssen dringend an den diplomatischen Tisch
zurückgeholt werden. Bei den militärischen Auseinandersetzungen, die
sich die beiden Länder seit 30 Jahren liefern, gab es bisher keinen
Sieger, und es wird so niemals einen Sieger geben", kommentiert Stefan
Liebich, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für Außenpolitik, den sich
anheizenden Konflikt im Norden Indiens, bei dem nach einem
Terroranschlag in Pakistan Indien mit Luftschlägen geantwortet hatte.
Liebich weiter:

"Die Zivilbevölkerung leidet unter terroristischen Anschlägen und
Luftangriffen, die die Politik forciert und anordnet. Damit muss
Schluss sein. Pakistan will eine 'angemessene Antwort' auf die
Angriffe aus Indien finden - angemessen wäre eine Einladung zu
Friedensgesprächen. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen muss
sich des Themas annehmen, die Bundesregierung, die ja derzeit einen
Sitz im Sicherheitsrat innehat, sollte darauf hinwirken, dass beide
Konfliktparteien die Verhandlungen um eine friedliche Beilegung des
Konfliktes beginnen. Die Spirale der Gewalt darf nicht weiter
angeheizt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/904: Riexinger - Forschungsförderung nicht verschenken


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Riexinger: Forschungsförderung nicht verschenken



Zum 5 Milliarden-Paket der Bundesregierung zur Forschungsförderung
sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Wissen ist unser wichtigste Ressource. Insofern ist es schon
vernünftig, dass in Forschung investiert wird. Nicht einzusehen ist,
warum das mit Steuererleichterungen für Unternehmen gemacht wird,
während die öffentliche Hochschullandschaft unterfinanziert bleibt.

Das ist auch forschungspolitisch Unfug, weil echter wissenschaftlicher
Fortschritt selten aus kurzfristigen Gewinnerwartungen entsteht.
Langfristig wertvolle Grundlagenforschung machen in der Regel
öffentliche Stellen. Eine Mindestanforderung muss daher sein, dass
auch öffentliche Forschungseinrichtungen diese Gelder beanspruchen
können.

Vor allem darf der Staat seine Forschungsgelder nicht verschenken.
Wenn die öffentliche Hand Geld für Forschung ausgibt, müssen die
Forschungsergebnisse auch der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Bei
einer Teilförderung wie bei diesem Forschungspaket zumindest in Form
von verkürzten Patentfristen.

Außerdem muss für öffentliche Forschungsgelder eine Zivilklausel
gelten. Es wäre falsch, mit diesem Programm Rüstungsforschung zu
finanzieren.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BILDUNG/903: 433.000 Studienberechtigte - jetzt nicht nachlassen beim Hochschulpakt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

433.000 Studienberechtigte - jetzt nicht nachlassen beim Hochschulpakt



"Trotz des minimalen Rückgangs bleibt die Zahl der studienberechtigten
Schulabgängerinnen und Schulabgänger auf dem Niveau, das seinerzeit
Anlass zur Auflage des Hochschulpakts gab. Die Studierneigung junger
Menschen bleibt hoch, und das ist gut so. Die aktuellen Zahlen sollten
bei den laufenden Verhandlungen über den Hochschulpakt als deutliches
Signal verstanden werden", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu der
heute vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahl der
Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit Hochschulzugangsberechtigung.
Gohlke weiter:

"Die Länder haben ihre vernünftige Forderung gemeinsam präsentiert:
die Mittel des Hochschulpakts müssen langfristig gesichert sein und
jährlich um mindestens drei Prozent erhöht werden, um Preis- und
Tarifsteigerungen zu berücksichtigen. Und die Fachhochschulen müssen
endlich angemessen an der Mittelvergabe beteiligt werden. Schließlich
nehmen sie weiterhin einen wachsenden Teil der Studienanfängerinnen
und Studienanfänger auf.

Jetzt heißt es, in Qualität und Ausweitung der Lehre zu investieren.
Dazu gehört eine Entfristungsoffensive, um den Lehrbeauftragten eine
anständige Entlohnung und Perspektiven zu bieten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1085: Gravierende Mängel bei der Reform der Psychotherapieausbildung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

Gravierende Mängel bei der Reform der Psychotherapieausbildung



"Der Gesetzentwurf zur Reform der Psychotherapieausbildung weist
gravierende Mängel auf, die auch von Studierenden und Berufsverbänden
kritisiert werden. Angehende Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten müssen noch jahrelang unter prekären Bedingungen
arbeiten. Zudem fehlen Maßnahmen zur Sicherstellung der
Verfahrensvielfalt im Studium", erklärt Sylvia Gabelmann, Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE für Patient*innenrechte, zum heute vom
Bundeskabinett verabschiedeten Psychotherapieausbildungsreformgesetzes
(PsychThG). Die Neuregelungen sollen unter anderem verhindern, dass
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten nach dem Studium in der
Weiterbildung als Praktikantinnen und Praktikanten mit mangelhafter
Bezahlung und ohne Sozialversicherung angestellt werden können.
Gabelmann weiter:

"Gesundheitsminister Jens Spahn prescht mit diesem Gesetz vor, ohne
einen Plan von dem zu haben, was künftige Studierende erwartet. Weder
liegt die Approbationsordnung vor, noch ist die Finanzierung der quasi-
obligatorischen Weiterbildung geregelt. Das neue Berufsgesetz und die
konkretisierende Approbationsordnung müssen so ausgestaltet werden,
dass die Studierenden frei zwischen allen wissenschaftlich anerkannten
Verfahren wählen können. Die bestehende Schieflage bei den
Lehrkapazitäten zugunsten einzelner Verfahren darf sich beim Aufbau
des neuen Studiengangs nicht fortsetzen. Nur so haben die Patientinnen
und Patienten später die Möglichkeit, sich für die für sie am besten
geeignete Therapieform zu entscheiden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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RECHT/543: Bundesregierung muss Blockadehaltung gegen Whistleblowerschutz aufgeben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

Bundesregierung muss Blockadehaltung gegen Whistleblowerschutz aufgeben



"Panama Papers, Snowden und die Cum-Ex Geschäfte haben in letzter Zeit
eindrücklich bewiesen, welch unschätzbaren Wert Whistleblower für das
Allgemeinwohl haben. Die Bundesregierung in Gestalt von
Justizministerin Barley aber blockiert in der EU einen besseren Schutz
für Hinweisgeber und stellt sich damit auf die Seite der Konzerne",
erklärt Niema Movassat, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im
Rechtsausschuss des Bundestages, angesichts der Positionierung der
Bundesregierung bei den Verhandlungen mit dem Europaparlament zum
Whistleblowerschutz. Movassat weiter:

"Das EU-Parlament vertritt die vernünftige Position, dass Hinweisgeber
selbst entscheiden können müssen, wie sie Missstände melden und
fordert ein zweistufiges Meldesystem. Die Bundesregierung aber will
ein dreistufiges Meldesystem, bei dem die Öffentlichkeit
möglicherweise gar nicht oder erst sehr spät über Skandale aufgeklärt
wird. Dass ist sowohl gegenüber den Hinweisgebern als auch gegenüber
der Bevölkerung eine unzumutbare Einschränkung.

Die Bundesregierung steht damit ein weiteres Mal auf der falschen
Seite. Noch immer ist die Frage offen, wieso die Regierung
beispielsweise infolge des aufgedeckten Cum-Ex-Betruges andere Staaten
nicht gewarnt hatte, obwohl sie über die Machenschaften offensichtlich
Bescheid wusste. Die Blockadehaltung gegen Whistleblowerschutz hat
angesichts dieses Vorgangs einen noch bittereren Beigeschmack und ist
skandalös. DIE LINKE fordert die Bundesregierung und namentlich
Justizministerin Barley auf, ihre Blockadehaltung aufzugeben und
Whistleblower unter umfassenden staatlichen Schutz zu stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/1934: Keine Aufstockung der Bundeswehr


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

Keine Aufstockung der Bundeswehr



"Der Gesetzentwurf zeigt, dass Ursula von der Leyen mit ihrem Konzept,
die Bundeswehr attraktiver zu machen, gescheitert ist", erklärt Tobias
Pflüger, verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf das "Gesetz zur nachhaltigen Stärkung der personellen
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr", das heute im Kabinett beraten
wird. Pflüger weiter:

"Seit Jahren klagt die Bundeswehr über zu wenig Bewerberinnen und
Bewerber. Jetzt will Ursula von der Leyen junge Menschen offenbar mit
besserer sozialer Absicherung ködern. Die Youtube-Serien und die
Plakatwerbung in deutschen Innenstädten hatten offensichtlich nicht
den gewünschten Erfolg. Es ist zu begrüßen, wenn Menschen für ihre
Arbeit angemessen entlohnt und sozial abgesichert werden. Eine
Aufstockung der Bundeswehr lehnen wir jedoch entschieden ab.

Die Bundeswehr soll von derzeit etwa 180.000 Soldatinnen und Soldaten
auf 203.000 bis zum Jahr 2025 vergrößert werden. Ursula von der Leyen
geht erneut in die völlig falsche Richtung. Wir haben bereits einen
Verteidigungshaushalt, der enorm gewachsen ist.

Viel dringender wäre es, andere Berufe attraktiver zu machen. Gerade
streiken zum Beispiel Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und
Lehrer sowie Busfahrerinnen und Busfahrer. Damit sollte sich das
Kabinett mal befassen."

 * 
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SOZIALES/2596: Katja Kipping zu überhöhten Mietnebenkostenabrechnungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 28. Februar 2019

Zu überhöhten Mietnebenkostenabrechnungen



Mehr als jede vierte Mietnebenkostenabrechnung ist laut einer
aktuellen Auswertung fehlerhaft. Durchschnittlich müsste eine
Nachzahlung demnach 214 Euro geringer ausfallen. Dazu sagt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE und sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag:

Wenn eine Nachzahlungsforderung vom Vermieter im Briefkasten landet,
ist diese in rund neun von zehn Fällen zu hoch. Wer aber soll das
überblicken? Insbesondere Menschen, die jeden Cent zwei Mal umdrehen
müssen, stehen durch Schlampereien bei der Nebenkostenabrechnung vor
deutlichen Finanzproblemen. Für Personen, die Sozialhilfe,
Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld beziehen, sollte daher im Rahmen
der Kosten der Unterkunft automatisch eine Mitgliedschaft im
Mieterverein abgeschlossen werden. Die Mieterinnen und Mieter sind
gemeinsam durchsetzungsstärker und können im Zweifelsfall Rechtsschutz
in Anspruch nehmen. Das Bündnis der MieterInnen würde durch den Zulauf
gestärkt. Für den Staat wäre diese zusätzliche Ausgabe lohnenswert, da
die Mietervereine die Nebenkostenabrechnungen überprüfen und dadurch
viel Geld gespart würde.

 * 

Quelle:
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UMWELT/664: Verpackungsmüll mit Vorschriften statt freiwilliger Selbstverpflichtungen begegnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Februar 2019

Verpackungsmüll mit Vorschriften statt freiwilliger Selbstverpflichtungen begegnen



"Wenn freiwillige Selbstverpflichtungen versagen, sind Vorschriften
unentbehrlich", erklärt der umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, Ralph Lenkert, mit Blick auf das heutige Treffen von
Umweltministerin Schulze mit Vertretern von Handelsunternehmen und
Supermärkten. Lenkert weiter:

"Trotz 'Grünem Punkt' gibt es immer mehr Verpackungsmüll, dieses
System hat versagt und muss komplett erneuert werden. Bisher hat keine
Änderung des Verpackungsgesetzes die ansteigende Verpackungsflut
verhindert.

DIE LINKE fordert statt Selbstverpflichtungen und netter Gespräche mit
Aldi, Rewe, Lidl und Co. klare und vor allem sanktionsbewehrte
Vorgaben zur Verpackungsreduzierung. Dazu gehören Strafzahlungen für
Handelsketten bei Nichteinhalten der Mehrwegquote in ihren
Supermärkten, Ressourcenverbrauchsabgaben für Verpackungen und eine
Entsorgungs-Abgabe, die die Kosten von Erfassung, Wiederaufbereitung
und Recycling von Verpackungen auch deckt. So kann die Plastikflut in
der Umwelt und die Ressourcenverschwendung bei Verpackungen abgebaut
werden."

 * 
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BUNDESTAG/8093: Heute im Bundestag Nr. 227 - 28.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 227

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Februar 2019, Redaktionsschluss: 15.04 Uhr

1. Ost-Quote in Bundesbehörden gefordert

2. Von Stromsperren betroffene Haushalte

3. Rüstungsexporte in Bezug zu Jemen-Krieg

4. Neuregelungen zum Redispatch

5. Kosten des Kohleausstiegs

6. Bundesrat nimmt zu Netzausbau Stellung



1. Ost-Quote in Bundesbehörden gefordert

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will eine "Ost-Quote in
Bundesbehörden durchsetzen". In einem Antrag (19/8013), der in der
nächsten Sitzungswoche des Parlaments erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums steht, kritisiert die Fraktion, dass es 30 Jahre
nach dem Mauerfall kaum Ostdeutsche an der Spitze von Justiz,
Wirtschaft oder Hochschulen gebe. Auch in den Verwaltungen der
obersten Bundesbehörden wie beispielsweise den Bundesministerien seien
sie "extrem unterrepräsentiert".

Zugleich verweisen die Abgeordneten darauf, dass Artikel 36 Absatz 1
Satz 1 des Grundgesetzes den Grundsatz der "proportionalen föderalen
Parität" regele, dem zufolge Beamte aus allen Ländern in angemessenem
Verhältnis zu verwenden seien. "Eine solch starke Unterrepräsentation,
wie sie bei Beamtinnen und Beamten aus den ostdeutschen Bundesländern
gemessen an deren Bevölkerungszahlen vorliegt, widerspricht dem
Grundgesetzziel des Länderproporzes", argumentiert die Fraktion.

Es sei "höchste Zeit", dass die im Grundgesetz verlangte Quote für
Beamte aus Ostdeutschland und weiteren unterrepräsentierten
Bundesländern umgesetzt wird, heißt es in der Vorlage weiter. Die
Bundesregierung wird darin aufgefordert, "unverzüglich einen
Regelungsvorschlag vorzulegen, der den in Artikel 36 Satz 1
Grundgesetz verlangten Länderproporz umsetzt und auf Angestellte des
Bundes überträgt".

 * 

2. Von Stromsperren betroffene Haushalte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Zahl der Haushalte, die von Stromsperren
betroffen waren, ist zwischen 2013 und 2017 geringfügig gesunken. Wie
aus der Antwort (19/7966) auf eine Kleine Anfrage (19/7517) der
Fraktion Die Linke hervorgeht, lag der Anteil an der Gesamtanzahl an
Haushaltskunden 2017 bei 0,73 Prozent. Vier Jahre zuvor waren es 0,75
Prozent der Haushaltskunden, bei denen zeitweise der Strom abgestellt
wurde, weil sie nicht bezahlt hatten. Grundsätzlich pendelt der Anteil
seit Jahren um diese Werte. Die Bundesregierung weist auf die engen
Voraussetzungen hin, unter denen bei Kunden mit Zahlungsrückständen
die Versorgung unterbrochen werden kann.

 * 

3. Rüstungsexporte in Bezug zu Jemen-Krieg

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Kriegswaffenausfuhren in Länder, die im engeren
oder weiteren Sinn mit dem Krieg im Jemen zu tun haben, geht es in der
Antwort (19/7967) auf eine Kleine Anfrage (19/7188) der Fraktion Die
Linke. Die Bundesregierung listet Vergleichszahlen zwischen 2017 und
2018 zu den einzelnen Quartalen und nach Ländern aufgeschlüsselt auf.
Sie äußert sich auch zu Einzelausfuhrgenehmigungen für verschiedene
Waffenarten und in verschiedene Länder im vergangenen Jahr.

 * 

4. Neuregelungen zum Redispatch

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um gesetzliche Neuordnungen beim
Energie-Einspeisemanagement und beim Redispatch geht es in der Antwort
(19/7655) auf eine Kleine Anfrage (19/7278) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Darin erklärt die Bundesregierung, mit den Änderungen
von Vorschriften zum Netzengpassmanagement insgesamt eine effizientere
und sicherere Durchführung von Netzengpassmanagement ermöglichen zu
wollen. Dadurch sollten die Kosten sinken. Außerdem solle die
Benachteiligung von Erneuerbaren Energien und
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen in diesem Bereich beendet werden, heißt
es weiter. Bei den geplanten Gesetzesänderungen geht es darum, den
Einspeisemanagement-Prozess in anderen Gesetzen im Themenbereich
Energie zu regeln als bisher.

 * 

5. Kosten des Kohleausstiegs

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie viel ein
vorzeitiger Kohleausstieg kosten würde. In einer Kleinen Anfrage
(19/7849) erkundigen sich die Abgeordneten nach Zusatzkosten etwa für
Entschädigungszahlungen an Kraftwerksbetreiber und Unternehmen,
Strukturentwicklungsmaßnahmen und Rekultivierungsleistungen. Sie
verweisen auf Aussagen des Parlamentarischen Staatssekretärs im
Wirtschaftsministerium, Thomas Bareiß (CDU), im Januar im
Haushaltsausschuss. Er habe erklärt, ein vorzeitiger
Braunkohleausstieg würde höchst kompliziert, deutlich schwieriger zu
organisieren und könnte mit Blick auf den Bundeshaushalt
gegebenenfalls sogar teurer werden als der Atomausstieg.

 * 

6. Bundesrat nimmt zu Netzausbau Stellung

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) In der Diskussion um einen schnelleren Netzausbau
hat der Bundesrat angemahnt, bei der Gesetzgebung die gesamte
Energieinfrastruktur im Blick zu halten. Trotz der öffentlichen
Fokussierung auf das Stromnetz sei es wichtig, auch den Umbau von
Hochspannungs-Verteilnetzen und Gasversorgungsleitungen
voranzutreiben, schreibt der Bundesrat in einer von der
Bundesregierung als Unterrichtung vorgelegten Stellungnahme zum
Energiebeschleunigungsgesetz (19/7914). Auch die Chancen der
Sektorenkopplung gelte es zu nutzen.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, der Bedarfsermittlung zügig
eine gesetzliche Bedarfsfeststellung folgen zu lassen, damit der
Netzum- und -ausbau zügig voranschreiten kann. Wichtig sei darüber
hinaus, dass Neuregelungen europäischem Recht entsprechen.
Vorhabenträger und Genehmigungsbehörden müssten rechtssicher handeln
können.

Die Bundesregierung erklärt in einer Gegenäußerung zu der
Stellungnahme zum "Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des
Energieleitungsausbaus (19/7375) in Bezug auf die Bedarfsplanung, sie
werde die Anliegen im Hinblick auf die Fragen prüfen, ob und wie eine
Weiterentwicklung der einschlägigen Regelungen sachgerecht erscheint.
Die Fortschritte bei der Umsetzung des Netzausbaus würden regelmäßig
überprüft.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 227 - 28. Februar 2019 - 15.04 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BUNDESTAG/8092: Heute im Bundestag Nr. 226 - 28.02.2019















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8092: Heute im Bundestag Nr. 226 - 28.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 226

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.50 Uhr

1. Chancen der künstlichen Photosynthese

2. Förderung neuer Gentechnikverfahren

3. Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien

4. DB AG stellt 22.000 neue Mitarbeiter ein

5. FDP thematisiert Absacken der A20

6. FDP fragt nach Rabatten für ältere Diesel



1. Chancen der künstlichen Photosynthese

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung sieht die weitere Erforschung
der künstlichen Photosynthese als potenziellen Faktor einer
erfolgreichen Energie- und Rohstoffwende. Das schreibt sie in ihrer
Antwort (19/7885) auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion(19/7112).
Zwar befinde sich die technologische Reife von künstlichen
Photosynthese-Systemen derzeit überwiegend auf der Stufe des
Nachweises der prinzipiellen Funktionstüchtigkeit ("proof of concept")
sowie geeigneter Versuchsaufbauten im Labor. Eine wirtschaftliche
Anwendung sei deshalb aufgrund zahlreicher
wissenschaftlich-technischer Herausforderungen derzeit noch nicht in
Sicht. Gleichwohl könnte die künstliche Photosynthese das Potential
haben, neue Wege der nachhaltigen Energie- und Rohstoffversorgung zu
ebnen.

Das Potential der künstlichen Photosynthese begründe sich in der
Möglichkeit, Chemikalien und Kraftstoffe durch die direkte Nutzung
solarer Energie zu erzeugen. Die künstliche Photosynthese könnte
dadurch einen Beitrag zu einer nachhaltigen, flexiblen und dezentralen
Energie- und Rohstoffversorgung liefern und somit Beiträge zur
globalen Energiewende und zum Klimaschutz leisten. Um diese Chancen zu
nutzen, seien weitere Innovationen und technologische Fortschritte
notwendig, wobei die künftigen Verfahren unter anderem hinsichtlich
Energieeffizienz, Verfahrenstechnik, Kostenvergleichbarkeit,
Flächenbedarf, Auswirkungen auf Landwirtschaft, Forstwirtschaft und
Biodiversität zu prüfen seien. Die künstliche Photosynthese diene der
Produktion chemischer Energieträger und Wertstoffe unter direkter
Verwendung von Sonnenlicht als einziger Energiequelle in integrierten
Apparaten und Anlagen, schreibt die Bundesregierung zur Definition.
Diese Definition schließe technologische Ansätze aus, in denen Strom
(Powerto- X) oder konventionelle Biomasse (Biomass-to-X) zu
stofflichen Energieträgern umgewandelt werden.

Die künstliche Photosynthese sei ein Beispiel für die vielfältigen
Innovationen, die aus technischen, biologischen und insbesondere
bioökonomischen Ansätzen für Forschung und Entwicklung entstehen und
auf ganz unterschiedlichen Wegen Anwendung finden können. Die
Bioökonomie zeichne sich unter anderem durch die Vernetzung von
wissenschaftlichen und technischen Disziplinen und verschiedenen
Wirtschaftssektoren aus, indem Erkenntnisse über biologische Systeme
und Vorgänge technologisch genutzt und weiterentwickelt werden. Dabei
sei kein spezieller Weg vorgezeichnet.

Eine erfolgreiche Markteinführung von Technologien der künstlichen
Photosynthese würde auch zur Schaffung neuer Arbeitsplätze führen. Da
Brennstoffe aus künstlicher Photosynthese weniger stark an geologische
Gegebenheiten geknüpft seien als fossile Brennstoffe, könnte
prinzipiell ein höherer Teil der Wertschöpfung in Deutschland liegen.
Prinzipiell könnten auch in Deutschland durch künstliche Photosynthese
Brennstoffe produzieren werden. Allerdings hält die Bundesregierung es
für unwahrscheinlich, dass sich durch künstliche Photosynthese
erzeugte Brennstoffe über den heimischen Markt hinaus zu einem
bedeutenden deutschen Exportprodukt hinaus entwickeln werden. Mit
einer vergleichsweise geringen Intensität der Sonneneinstrahlung und
der dichten Besiedlung besitze Deutschland als Produktionsstandort
dieser Brennstoffe Nachteile gegenüber anderen Regionen in der Welt.
Jedoch könne Deutschland zu einem der führenden Technologieentwickler
in diesem Bereich werden. Nach Auffassung der Bundesregierung eigne
sich also nicht der durch künstliche Photosynthese erzeugte
Brennstoff, sondern die in Deutschland produzierte hochwertige
Anlagentechnik als deutsches Exportprodukt.

Bei der Weiterentwicklung der künstlichen Photosynthese werde der
industriellen Forschung in den nächsten Jahren eine steigende
Bedeutung zukommen. Die durch verschiedene Ressorts geförderte
Verbundforschung stelle ein geeignetes Mittel dar, um Wissenschaft und
Unternehmen zusammenzubringen und dadurch den Transfer in die
Anwendung zu fördern. Die Förderbekanntmachung des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF) vom August 2018 "CO2 als nachhaltige
Kohlenstoffquelle - Wege zur industriellen Nutzung (CO2-WIN)",
bezeichnet die künstliche Photosynthese als einen
Forschungsschwerpunkt. Und auch in der Förderbekanntmachung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zur angewandten
nichtnuklearen Forschungsförderung im 7. Energieforschungsprogramm vom
Oktober 2018 wird die künstliche Photosynthese angeführt,
unterstreicht die Bundesregierung.

 * 

2. Förderung neuer Gentechnikverfahren

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Markt für gentechnisch veränderte Lebensmittel
ist ein Nischenmarkt in Deutschland, erklärt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/7926) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7250) zur Forschungsförderung des Bundes für die
Agrogentechnik. Gentechnisch veränderte Futtermittel würden hingegen
in großem Umfang eingeführt, heißt es dazu weiter. Darüber hinaus
erkenne die Bundesregierung die spezifischen Herausforderungen an die
Nachweisbarkeit der Anwendung neuer Gentechnikverfahren. In den
zuständigen Expertengremien der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft
Gentechnik sowie einer vom Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) koordinierten Arbeitsgruppe zur
Erstellung amtlicher Methoden sei mit der fachlichen Bearbeitung von
analytischen Fragestellungen begonnen worden. Unter Beteiligung
deutscher Untersuchungseinrichtungen würden derzeit vom Europäischen
Netzwerk der GVO-Laboratorien (ENGL) die Nachweismöglichkeiten und
-grenzen sowie der resultierende Forschungsbedarf diskutiert.

 * 

3. Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihr Nein zu Genehmigungen
für Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien bekräftigt. Darüber hinaus
wirke sie auf die Inhaber von gültigen Einzelgenehmigungen ein mit dem
Ergebnis, dass grundsätzlich keine Ausfuhren von Rüstungsgütern von
Deutschland nach Saudi-Arabien stattfinden, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/7832) auf eine Kleine Anfrage
(19/7392) der AfD-Fraktion. Zu Auswirkungen auf den Geschäftsverlauf
der zur Lürssen-Gruppe gehörenden Peene-Werft äußert sie sich nicht.

 * 

4. DB AG stellt 22.000 neue Mitarbeiter ein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Bahn AG (DB AG) will nach Aussage der
Bundesregierung im Jahr 2019 insgesamt rund 22.000 neue Mitarbeiter
einstellen. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/7846) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7064) hervor. Zu den
Neueinstellungen gehören der Antwort zufolge auch mehr als 2.000 neue
Lokführer, "sowohl Berufserfahrene als auch Auszubildende und
Quereinsteiger". Neben mehr Investitionen in Fahrzeuge und
Infrastruktur seien auch mehr Beschäftigte eine Maßnahme der "Agenda
für eine bessere Bahn", schreibt die Regierung.

Zusätzlich zu den Lokführern würden im Jahr 2019 auch vermehrt
Instandhalter (etwa 3.300), Fahrdienstleiter (etwa 1.500) und
Servicekräfte in den Zügen (etwa 1.300) eingestellt. Um das
zusätzliche Personal gut und schnell qualifizieren zu können, erhöhe
die DB AG in diesem Jahr ihre Ausbildungs- und
Qualifizierungskapazitäten um ein Drittel. "In diesem Jahr will die DB
AG insgesamt 4.000 Auszubildende einstellen, 200 mehr als im letzten
Jahr", heißt es in der Antwort. Die DB AG biete durch die jüngsten
Tarifabschlüsse attraktive Beschäftigungsbedingungen und verfüge über
eine innovative, leistungsfähige Personalgewinnung.

 * 

5. FDP thematisiert Absacken der A20

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/7853) das Absacken eines Teilstücks der Bundesautobahn A20
nahe der Anschlussstelle Tribsees. Die Bundesregierung wird unter
anderem gefragt, welche Erkenntnisse sie aktuell über die Ursache des
Bruchs der Fahrbahn hat. Wissen wollen die Parlamentarier auch, warum
sich der Bau und die Fertigstellung der Behelfsbrücke um mehrere
Monate verzögert haben. Weitere Fragen stellen die Liberalen auch zu
dem beim Bau dieses Teilstücks der A20 verwendeten Gründungsverfahren.

 * 

6. FDP fragt nach Rabatten für ältere Diesel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Zusagen der Autohersteller gegenüber der
Bundesregierung hinsichtlich der "Umtauschprämien, Leasingangebote
oder Rabattaktionen", die in einem im November 2018 durch das
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) versendeten Schreiben an Besitzer älteren
Dieselfahrzeuge aufgeführt wurden, thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/7850). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, ob eine schriftliche Vereinbarung zwischen der Bundesregierung
und den Fahrzeugherstellern vorliegt, welche die Rahmenbedingungen der
Umtauschaktionen fixiert. Gefragt wird auch, wie die Bundesregierung
überprüft, ob die Rabatte tatsächlich zusätzlich zu den ohnehin im
regulären Handel gewährten Nachlässen für die 15 besonders belasteten
Regionen gegeben werden.

 * 
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BUNDESTAG/8091: Heute im Bundestag Nr. 225 - 28.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 225

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.04 Uhr

1. Kein rechtsterroristisches Netz im KSK

2. Beschwerden über militärischen Fluglärm

3. Regierung: Keine Initiative zur Frauenquote

4. Externe Expertise im Familienministerium

5. Drogenarbeit im Internet immer wichtiger

6. Expertenkommission zu Bürgerbeteiligung



1. Kein rechtsterroristisches Netz im KSK

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Dem Militärischen Abschirmdienst (MAD) liegen nach
Auskunft der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, dass im Umfeld
des Kommando Spezialkräfte (KSK) rechtsterroristische Netzwerke
existieren oder im Entstehen seien. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/7513) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/6592) hervor. Die bislang abgeschlossenen
Verdachtsfallbearbeitungen des MAD zu Angehörigen des KSK habe in
keinem Fall dazu geführt, dass es sich bei den jeweiligen Soldaten um
Rechtsextremisten handelt. Der MAD habe seit 2012 keinen "erkannten
Extremisten" im KSK festgestellt. Allerdings seien bei fünf
KSK-Soldaten extremistische Einstellungen festgestellt worden, ohne
dass dies für die Einstufung als Extremist ausgereicht hätte. Die
Kriterien für eine Einstufung als Extremist leite sich aus Paragraf 4
des Bundesverfassungsschutzgesetzes ab. Ein "Sieg Heil!"-Ruf stelle
zwar einen Anhaltspunkt für eine solche Einstufung dar, müsse aber im
Einzelfall ermittelt werden.

 * 

2. Beschwerden über militärischen Fluglärm

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Aus der Region Sächsische Schweiz sind von 2010 bis
August 2018 insgesamt 104 Beschwerden aus der Bevölkerung wegen des
militärischen Flugverkehrs im Übungsluftraum TRA 208/308 beim
Verteidigungsministerium eingegangen. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/7443) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6798) mit. In 93 Fälle seien Tiefflüge der
Beschwerdegrund, in einem Fall ein Überschallflug und zehn Beschwerden
hätten sich allgemein gegen den militärischen Flugbetrieb gerichtet.
Die wegen der Beschwerden durchgeführten Untersuchungen hätten in
keinem Fall einen Verstoß gegen flugbetriebliche Bestimmungen
feststellen können.

 * 

3. Regierung: Keine Initiative zur Frauenquote

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung wird keinen eigenen
Gesetzesentwurf zur Einführung einer gesetzlichen Frauenquote im
Deutschen Bundestag vorlegen. Dies teilt sie in ihrer Antwort
(19/7487) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7059) mit. Um
den Anteil weiblicher Abgeordneter im Bundestag wesentlich zu erhöhen,
seien neben den im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen
Initiativen der Parteien und gegebenenfalls gesetzliche Regelungen
erforderlich, die aus der Mitte des Bundestags kommen.

Der Bundesregierung liegen laut eigener Aussage keine
Forschungsergebnisse darüber vor, ob das Wahlverhalten von Frauen und
Männern in Deutschland abhängig vom Geschlecht der Kandidaten ist.
Ebenso lägen keine wissenschaftliche Erkenntnisse über Defizite in der
Gesetzgebung vor, die mit dem niedrigen Frauenanteil im Bundestag zu
erklären wären. Erfahrungen aus Skandinavien hätten jedoch gezeigt,
dass ein höherer Frauenanteil in den Parlamenten dazu geführt hätten,
dass Genderaspekte im Gesetzgebungsprozess "angemessener
berücksichtigt werden".

 * 

4. Externe Expertise im Familienministerium

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Bundesfamilienministerium hat seit Beginn der 19.
Legislaturperiode 43 Studien, Rechtsgutachten, Forschungsvorhaben und
andere Beratungsleistungen an externe Dienstleister vergeben. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7519) auf eine Kleine
Anfrage der Linksfraktion (19/7108) mit. Die Kosten für die externe
Expertise belaufen sich nach Angaben der Regierung auf rund 8,18
Millionen Euro.

 * 

5. Drogenarbeit im Internet immer wichtiger

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Suchtprävention im Internet spielt nach Angaben
der Bundesregierung eine zunehmend wichtige Rolle. Die Nutzung
digitaler Medien sei im Alltag der Menschen unentbehrlich geworden.
Diese Medien böten viele Möglichkeiten, mit Aufklärung und Prävention
Bürger frühzeitig zu erreichen, heißt es in der Antwort (19/7973) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/7533) der FDP-Fraktion.

Insbesondere die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)
biete umfangreiche digitale Angebote zur Suchtprävention. Hinzu kämen
in eigener Verantwortung digitale Angebote der Länder und Kommunen.

Die Webangebote des Bundes zur Suchtprävention seien grundsätzlich
zielgruppenspezifisch ausgerichtet. Neben der Bereitstellung von
themenspezifischen, fachlich fundierten und objektiven Informationen
beinhalteten die Webangebote individuelle Programme zur Beratung und
Verhaltensänderung. Mit interaktiven Angeboten wie Selbst- oder
Wissenstests würden Selbstreflexionsprozesse initiiert.

Zu den Webangeboten gehören:

www.kinderstarkmachen.de,

wwww.rauch-frei.info,

www.null-alkohol-voll-power.de

oder

www.kenn-dein-limit.info.

 * 

6. Expertenkommission zu Bürgerbeteiligung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Einsetzung einer Expertenkommission zum Thema
Bürgerbeteiligung und Zivilgesellschaft" ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/7972) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7561). Wie die Abgeordneten darin schrieben, haben
sich die Regierungsparteien im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD
"dazu bekannt, eine Expertenkommission einzusetzen, die ,Vorschläge
erarbeiten soll, ob und in welcher Form unsere bewährte
parlamentarisch-repräsentative Demokratie durch weitere Elemente der
Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie ergänzt werden kann'".

In ihrer Antwort führt die Bundesregierung aus, dass ihre
Vorbereitungen zu dieser Expertenkommission noch nicht abgeschlossen
sind. "In die Vorbereitungen sollen auch die Ergebnisse der
Sachverständigenanhörung zum Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke zur
Stärkung der direkten Demokratie im Grundgesetz, die der
Innenausschuss am 13. Februar 2019 beschlossen hat, einfließen", heißt
es in der Vorlage weiter.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8090: Heute im Bundestag Nr. 224 - 28.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 224

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Februar 2019, Redaktionsschluss: 08.58 Uhr

1. Schutz der Rechte von Wanderarbeitern

2. Inhaftierte nach Unruhen im Iran

3. Korruptionsverdacht bei Visa-Vergabe

4. Arbeitsvisa-Anträge aus Westbalkanstaaten

5. Folgen des Putschversuch in der Türkei

6. Christliche Orthodoxie in der Ukraine



1. Schutz der Rechte von Wanderarbeitern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich für
den Schutz der weltweit rund 150 Millionen Wanderarbeiter ein.
"Wanderarbeitnehmer und Wanderarbeitnehmerinnen sind in besonderem Maß
von Missbrauch und Ausbeutung gefährdet", schreiben die Abgeordneten
in einem Antrag (19/7919). Menschenrechtsverletzungen fänden in den
Heimatländern, den Transitländern und auch in den Aufnahmeländern
statt.

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, die
UN-Wanderarbeiterkonvention aus dem Jahre 2003 zu unterzeichnen und
dem Bundestag zur Ratifikation vorzulegen und sich dafür einzusetzen,
dass andere EU-Mitgliedstaaten die Konvention ebenfalls ratifizieren.
Die Zeichnung und Ratifizierung der völkerrechtlich bindenden
Konvention betrachten die Grünen als wichtigen Schritt für eine
verantwortungsvolle und menschenwürdige Migrationspolitik. Eine
glaubwürdige Implementierung des UN-Migrationspaktes beginne mit der
Ratifizierung der Wanderarbeiterkonvention. "Die Bundesregierung
sollte innerhalb der Europäischen Union diesbezüglich mit gutem
Beispiel voran gehen."

 * 

2. Inhaftierte nach Unruhen im Iran

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach den Unruhen im Iran zum Jahreswechsel 2017/2018
sind nach iranischen Angaben rund 5.000 Menschen inhaftiert worden.
Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/7879) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schreibt, sei der Großteil
der Inhaftierten vergleichsweise zügig wieder freigelassen worden.
Eine Gruppe von etwa 150 Personen, vor allem Studenten, seien
erstinstanzlich verurteilt worden, auf Druck der Universitäten seien
viele von ihnen jedoch ebenfalls wieder freigekommen. In anderen
Fällen kam es zu Freilassungen nach Gerichtsentscheidungen in der
zweiten Instanz. "Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden im
September 2018 zwölf der Demonstranten zu Haftstrafen zwischen sechs
und 15 Jahren verurteilt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass noch
weitere Personen im Zusammenhang mit den Protesten zum Jahreswechsel
2017/2018 inhaftiert sind."

Die Proteste sind aus Sicht der Bundesregierung angesichts hoher
Arbeits- und Perspektivlosigkeit, Inflation und steigender Preise für
Grundnahrungsmittel vor allem wirtschaftlich motiviert gewesen.
"Sowohl der Währungsverfall wie auch die Inflation sind problematisch
für die iranische Volkswirtschaft. Die Sanktionen, insbesondere ihre
psychologische Wirkung, dürften nach Einschätzung der Bundesregierung
den Währungsverfall beeinflussen."

Über eine direkte Beteiligung der Oppositionsgruppe der
Volksmudschahedin an den Protesten liegen der Bundesregierung keine
Erkenntnisse vor. "Die Volksmudschahedin begleiten das
Protestgeschehen in Iran vom Exil aus medial intensiv, verfügen aber
in Iran nicht über etablierte Organisationsstrukturen."

 * 

3. Korruptionsverdacht bei Visa-Vergabe

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Verdachtsfälle über Korruption bei der Vergabe
von Visa im deutschen Generalkonsulat Erbil sind Gegenstand
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/7399) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6698) schreibt, handle es sich angesichts der hohen
Anzahl der Visumanträge weltweit - "2018 sind 1.870.822 Schengen-Visa
und 300.945 nationale Visa erteilt worden" - bei diesen
Verdachtsfällen um wenige Einzelfälle, die nicht auf generelle
Probleme und Korruption im Zusammenhang mit der Vergabe von Terminen
zur Visumbeantragung hindeuten würden. "Dessen ungeachtet nimmt das
Auswärtige Amt jeden Hinweis auf mögliche Korruptionsfälle sehr ernst
und geht diesem unverzüglich und insbesondere in Zusammenarbeit mit
der Bundespolizei nach."

 * 

4. Arbeitsvisa-Anträge aus Westbalkanstaaten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zahl Anträge auf Arbeitsvisa aus den
Westbalkanstaaten erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/7732). Die Bundesregierung soll unter anderem die
Daten für das vierte Quartal 2018 mitteilen sowie Angaben zu
Bearbeitungszeiten und Wartezeiten für Termine machen.

 * 

5. Folgen des Putschversuch in der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Situation von politisch Gefangenen in der
Türkei" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/7729). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie viele
Personen ihrer Kenntnis nach im Zusammenhang mit dem gescheiterten
Putsch von Juli 2016 in Untersuchungs- oder Strafhaft genommen worden
sind, wie viele davon sind zwischenzeitlich wieder freigekommen sind
und gegen wie viele bereits ein Prozess mit welchem Ergebnis geführt
worden ist. Außerdem fragen die Abgeordneten nach inhaftierten
Parlamentariern, Bürgermeistern sowie Mitgliedern der oppositionellen
Demokratischen Partei der Völker (HDP) in der Türkei.

 * 

6. Christliche Orthodoxie in der Ukraine

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Vereinigung der Ukrainisch-Orthodoxe Kirche
Kiewer Patriarchats, der Ukrainische Autokephalen Orthodoxen Kirche
und Teilen der Ukrainisch-Orthodoxen Kirche Moskauer Patriarchats
Anfang des Jahres zur Orthodoxen Kirche der Ukraine erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7913). Die Abgeordneten
kritisieren, dass ukrainische Behörden die Ukrainisch-Orthodoxe Kirche
Moskauer Patriarchats mit drakonischen Mitteln bedrängen würden und
sich ukrainische Staatsorgane entgegen der Verfassung in die
kirchlichen Angelegenheiten eingeschaltet hätten. Die Bundesregierung
soll unter anderem mitteilen, wie sie die Vorgänge bewertet und welche
Rolle die Religionsfreiheit und die Achtung eines verfassungsmäßig
verankerten Gebotes der Trennung von Kirche und Staat bei der
Entscheidung spielt, ob und in welchem Umfang Mittel der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt werden.

 * 

Quelle:
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KOMMUNALES/028: Novemberrevolution in Hamburg-Eimsbüttel - Ein Platz für einen Hamburger Revolutionär (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 27. Februar 2019

Antrag der Linksfraktion - Novemberrevolution in Hamburg-Eimsbüttel:

Ein Platz für einen Hamburger Revolutionär!



Vor 100 Jahren fand im Deutschen Reich die Novemberrevolution statt.

In Folge des sinnlosen und verlorenen 1. Weltkrieges, meuterten auch
in Eimsbüttel im November 1918 die Soldaten und legten die Waffen
nieder. Sie gründeten einen Arbeiter- und Soldatenrat, kämpften gegen
die nationalgesinnten-kaisertreuen Soldaten und trugen damit zur
Beendigung der Monarchie bei. Die Errichtung der Weimarer Republik mit
Einführung wichtiger demokratischer Rechte, wie die des Allgemeinen
Wahlrechts und der Gleichberechtigung der Frauen, waren die Folge.

Einer der anführenden Soldaten war Friedrich (Fiete) Peter. Er trat
1912 der SPD bei und wurde 1913 (als Minderjähriger) zum
Bezirksdelegierten gewählt. Im Jahre 1916 wurde Peter, der wegen
seiner Arbeit auf einer Werft mehrmals zwischen Front und Werft
wechseln musste, Mitglied eines sozialdemokratisch orientierten
Jugendvereins. Peter desertierte und ging in Hamburg in den
Untergrund. Im September 1918 wurde er festgenommen und ins
Untersuchungsgefängnis gesteckt. Dort wurde er am 6. November 1918 von
revolutionären Soldaten befreit und schloss sich ihnen an.

Beim darauffolgenden Versuch, die Soldaten der damaligen kaiserlichen
Militärkaserne in der Bundesstraße zur Kapitulation zu bewegen, wurde
Peter vom gezielten Schuss eines Offiziers getötet. Fiete Peter war
das erste Opfer der Revolution in Hamburg. An seiner Beerdigung nahmen
ca. 20.000 Menschen teil.

Aus diesem Grund sollte der zeitgeschichtlich wichtigen Person, Fiete
Peter, in unmittelbarer Nachbarschaft des Geschehens, eine Ehrung zur
Erinnerung gewidmet werden.

Dazu erklärt Peter Gutzeit, Sprecher der Linksfraktion im
Kerngebietsausschuß (KGA):

"Es ist schon bezeichnend, dass DIE LINKE an die sozialdemokratischen
Opfer der Novemberrevolution erinnern muss. Waren doch die Taten der
Revolutionäre zukunftsbestimmend: Demokratie, Wahlrecht, Frauenrecht
und vieles mehr, sind heute noch Bestandteil unseres Grundgesetzes.
Die rebellierenden Soldaten waren dafür damals die Wegbereiter. Den
Opfern sollte ein würdiger Ort des Gedenkens gegeben werden. Der Platz
vor dem Geomatikum mit seinen vielen Studierenden bietet sich als ein
angemessener Ort an.

Wir haben deshalb für die morgige Sitzung der Bezirksversammlung
Eimsbüttel einen entsprechenden Antrag eingebracht."

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 27. Februar 2019

Kieler Straße 689, 22527 Hamburg

Telefon: 040/30 22 71 77, Fax: 040/30 22 71 78

E-Mail: buero@linksfraktion-eimsbuettel.de

Internet: http://www.die-linke-eimsbuettel.de
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PRESSEKONFERENZ/1827: Kanzlerin Merkel und der französische Präsident Macron, 27.02.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Paris - Mittwoch, 27. Februar 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Emmanuel Macron

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P Macron: Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Bundeskanzlerin, liebe
Angela, es freut mich sehr, Sie heute hier in Paris zu empfangen - einen
Monat, nachdem wir gemeinsam den neuen Vertrag über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration in Aachen unterzeichnet haben,
genau 56 Jahre nach der Unterzeichnung des Élysée-Vertrags. Er markierte
einen Meilenstein bei der Aussöhnung und hat unser gemeinsames europäisches
Engagement begründet. Die Ratifizierung des Vertrages ist auf den Weg
gebracht worden, und im Lauf des Jahres wird er in Kraft treten.

In der Zwischenzeit werden wir uns auch weiter treffen und werden gemeinsam
in einigen Minuten über konkrete Projekte und Fortschritte in diesem
Bereich diskutieren, die der Vertrag von Aachen möglich gemacht hat: die
Schaffung einer deutsch-französischen digitalen Plattform für Medien- und
Kulturprojekte, ein deutsch-französischer Bürgerfonds für Projekte von
Gebietskörperschaften, von Gemeinden, von Verbänden und Vereinen, aber auch
eine verstärkte grenzüberschreitende Zusammenarbeit, bei der wir uns mit
den konkreten Problemen von Grenzgängern und auch den Regionen an der
Grenze befassen werden, wie auch ein deutsch-französisches
Innovationsnetzwerk für künstliche Intelligenz. Wie auch der Vertrag von
Aachen ist die deutsch-französische Zusammenarbeit nicht nur etwas
Symbolisches, sondern besteht aus konkreten effizienten Projekten und ist
ein ständiger Dialog über Europa zwischen der Bundeskanzlerin und mir.

In einigen Minuten werden wir gemeinsam mit der Bundeskanzlerin über die
wichtigsten Punkte auf der Tagesordnung des Europäischen Rats am 21. und
22. März sprechen: über die Schaffung eines Haushalts für die Eurozone -
unsere Finanzminister haben bereits konkrete ehrgeizige Vorschläge hierzu
unterbreitet, und das setzt die Politik fort, die wir bereits im Juni in
Meseberg verabschiedet haben und dann auch im Rat weiter verfolgt haben -,
aber auch über die gemeinsamen europäischen Initiativen auf europäischer
Ebene und die Vorbereitungen hinsichtlich des Europäischen Rats, die
transatlantischen Beziehungen, die internationale Situation und schließlich
auch die Verteidigungsbeziehungen zwischen Deutschland und Frankreich.

Das letzte unter vielen Themen, über das wir heute und auch beim nächsten
Europäischen Rat sprechen werden, ist der Brexit. Wir sind in dieser
Hinsicht voll und ganz einer Meinung: Das Austrittsabkommen kann nicht
aufgeschnürt werden. Wenn die Briten mehr Zeit brauchen, dann können wir
über eine mögliche Verlängerung sprechen, sofern das Ganze durch neue
Entscheidungen der Briten begründet ist. Wir können aber auf keinen Fall
eine Verlängerung ohne klare Perspektive akzeptieren. Wie bereits der
Chefunterhändler Michel Barnier gesagt hat, brauchen wir nicht nur Zeit,
sondern wir brauchen vor allem eine Entscheidung. Der Zeitpunkt ist jetzt
für die Briten gekommen, Entscheidungen zu treffen und uns auch das zu
geben, was wir als Freunde, Verbündete und Partner brauchen, nämlich eine
klare Vision, ein gemeinsames Zukunftsprojekt.

Wir werden mit der Bundeskanzlerin natürlich auch noch über viele andere
Themen sprechen können: über die internationalen Beziehungen und unsere
Koordination auf geopolitischer Ebene sowie auch über die Zusammenarbeit im
Bereich der Industrie, der Wirtschaft, und über viele andere Themen.

In jedem Fall, liebe Angela, möchte ich noch einmal meinen ausdrücklichen
Dank für diesen Besuch und für diese Arbeitssitzung heute in Paris
aussprechen!

BK'in Merkel: Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Emmanuel Macron, meine
Damen und Herren, danke für die Einladung hier nach Paris zu diesem
Arbeitsbesuch!

Dieses Jahr ist allein dadurch richtungsweisend, dass nach der Europawahl
auch bei der Europäischen Union ein neuer institutioneller Zyklus beginnt.
Wir spüren aber auch, dass wir gemeinsame Antworten auf die veränderte
geopolitische Lage, auf die Fragen der Migration, auf die Herausforderungen
durch die Digitalisierung oder eben auch durch den Wandel des Klimas
brauchen.

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass Europa dann handlungsfähig ist, wenn
auch Deutschland und Frankreich mit gemeinsamen Vorstellungen auftreten.
Deshalb werden wir heute in unserem Gespräch auch den Europäischen Rat am
21. und 22. März vorbereiten und über die verschiedensten Themen sprechen.

Wir müssen einerseits außenpolitisch handlungsfähiger werden. Unsere Stimme
wird weltweit nur dann gehört, wenn wir auch mit gemeinsamen Haltungen
auftreten.

Zweitens müssen wir wirtschaftlich stark und innovativ sein. Hierfür haben
wir eine ganze Reihe von Vorschlägen gemacht. Wir stimmen darin überein,
dass wir auf dem Rat im März noch einmal darüber sprechen müssen, wie wir
uns die Industriepolitik der Europäischen Union in den nächsten Jahren
vorstellen, denn wir haben eine Vielzahl von Richtlinien, die permanent
verabschiedet werden, die aber nicht unbedingt eine kohärente Antwort auf
unsere wirtschaftliche und innovative Stärke geben.

Gerade der Aachener Vertrag hat noch einmal deutlich gemacht, dass
Deutschland und Frankreich gerade in den Bereichen der künstlichen
Intelligenz, der Sprunginnovationen, der strategischen Projekte für Europa
sehr eng zusammenarbeiten wollen.

Drittens stehen wir in der Tat Ende des nächsten Monats vor dem Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union. Hier stimmen wir vollkommen
überein - ich habe das vor wenigen Tagen in Scharm el-Scheich mit Theresa
May noch einmal besprochen -: Das Austrittsabkommen gilt. Wenn
Großbritannien etwas mehr Zeit braucht, dann werden wir uns dem nicht
verweigern. Aber wir streben natürlich eine geordnete Lösung an, also einen
geordneten Austritt der Briten aus der Europäischen Union. Wir bedauern
diesen Schritt, aber er ist Realität, und wir müssen jetzt eine gute Lösung
finden.

Ich glaube, wir haben am 22. Januar bei der Unterzeichnung des Aachener
Vertrags deutlich gemacht, dass wir den Willen haben, eng
zusammenzuarbeiten und haben auch eine Vielzahl von Projekten auf den Tisch
gelegt. Der Ausdruck dieser Zusammenarbeit ist natürlich auch eine
beständige Abstimmung über die verschiedenen Fragen, und zwar
außenpolitische Fragen, aber auch Fragen der Tagesordnung des Europäischen
Rates. Deshalb freue ich mich, dass wir heute ausführlich die Gelegenheit
haben, diese verschiedenen Punkte zu besprechen und auch die ersten
Umsetzungsschritte für den Aachener Vertrag anzugehen, dessen Ratifizierung
jetzt auf dem Weg ist, wozu zum Beispiel auch gehört, dass
Kabinettsmitglieder jeweils an den Sitzungen des anderen Kabinetts
teilnehmen. Das wird unsere Zusammenarbeit noch einmal sehr vertiefen. Ich
freue mich heute auf die anstehenden Diskussionen.

Frage: In Kommentaren und Berichten war zuletzt immer wieder die Rede von
Friktionen und Spannungen im deutsch-französischen Verhältnis. Das
Stichwort hier ist Nord Stream 2, aber auch die Frage der Rüstungsexporte.
Meine Frage: Wie weit sind Sie bei diesen Themen? Was ist aus Ihrer Sicht
jetzt das primäre, das vorrangige Thema im deutsch-französischen
Verhältnis?

Frau Bundeskanzlerin, welche Rolle spielt die Frage, dass Sie und der
französische Präsident möglicherweise bei den europäischen Wahlen sozusagen
gegeneinander antreten werden?

Herr Präsident, was erwarten Sie nun von der Bundeskanzlerin in Bezug auf
die deutsch-französischen Beziehungen? - Vielen Dank.

BK'in Merkel: Ich finde, wir haben seit der Unterzeichnung des Aachener
Vertrags schon gewaltige Fortschritte gemacht, was die gemeinsamen
Positionen anbelangt, wenn ich einmal an die Verabschiedung der
Gasrichtlinie und an die Richtlinie zum Schutz des geistigen Eigentums
denke. Wir haben hier auch von deutscher Seite Kompromisse gemacht. Sie
wissen vielleicht, welche Eruptionen es im digitalen Bereich in Deutschland
im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Leistungsschutzrechts gegeben
hat.

Ich habe sehr deutlich gemacht, dass, wenn wir zu gemeinsamen Lösungen
kommen wollen - das Europäische Parlament, die Europäische Kommission und
der Rat arbeiten, glaube ich, schon zwei Legislaturperioden an der Frage
des Schutzes des geistigen Eigentums -, wir auch Kompromisse machen müssen,
die sozusagen über den Wortlaut des Koalitionsvertrags, den wir zu Hause
abgeschlossen haben, hinausgehen. Dazu waren wir bereit.

Wir haben in sehr intensiven Diskussionen die Meseberg-Beschlüsse, die der
Präsident eben genannt hat, entwickelt. Wir bleiben dabei nicht stehen,
sondern unsere Finanzminister haben sehr intensiv diskutiert und haben auch
Lösungen für ein Eurozonenbudget vorgeschlagen. Ohne den Motor von
Deutschland und Frankreich wäre das überhaupt nicht vorangegangen.

Was die Rüstungsexporte anbelangt, so gilt das, was ich eben zum
Leistungsschutzrecht gesagt habe: Wir können uns nicht für eine europäische
Armee aussprechen, wir können nicht ein gemeinsames Papier im Zusammenhang
mit dem Aachener Vertrag verabschieden, dem wir jetzt auch noch eine
rechtliche Grundlage geben wollen, und anschließend sagen, dass wir, wenn
es Gemeinschaftsprojekte gibt und Partner sich auf uns verlassen, zu
keinerlei Gesprächen bereit sind. Deshalb werden wir diese Gespräche
führen, und wir werden sie auch innerhalb der Regierung miteinander führen.

P Macron: Die deutsch-französischen Beziehungen beinhalten, wie die
Bundeskanzlerin gesagt hat, die notwendigen Bedingungen, um Europa
voranzubringen. Ich denke, die Umsetzung konkreter Projekte zwischen
unseren beiden Ländern ist gut für beide Länder.

Wenn ich mir ansehe, was wir in den letzten zwanzig Monaten erreicht haben,
dann ist das sehr viel. Wir haben es geschafft, uns ab Juli 2017 über eine
einzigartige Partnerschaft im Bereich der Verteidigung zu einigen. Auch das
bringt Fortschritte, und wir haben - die Bundeskanzlerin hat es
angesprochen - bereits Klärungen auf den Weg gebracht. Das ist ein Element,
an dem wir arbeiten, und zwar sehr intensiv. Daran arbeiten die Industrien,
aber auch die Armee. Wir möchten ein Europa der Verteidigung. Das war vor
einigen Jahren noch nicht selbstverständlich. Dafür haben wir jetzt einige
Meilensteine geschaffen - ob das eine verstärkte Zusammenarbeit ist, aber
auch ein europäischer Fonds oder eine europäische Interventionsinitiative
sowie konkrete Initiativen, die wir in diesem Zusammenhang ergriffen haben.

Gemeinsam haben wir außerdem beschlossen, Initiativen auf den Weg zu
bringen, so zum Beispiel die Sahel-Allianz, die vor allem auf einer 
deutsch-französischen Initiative aufbaut. Wir haben bezüglich unserer
Entwicklungspolitik in der Sahelzone beschlossen, gemeinsam eine solche
Initiative zu gründen und auch andere internationale Partner einzubeziehen.
Das hat es uns möglich gemacht, Fortschritte im Bereich der Verteidigung,
aber auch in Bezug auf die strategischen Interessen Europas zu machen, und
zwar auch hier wieder mit entsprechenden Fortschritten im Rat und in der
Kommission.

Weil es eben diese deutsch-französische Einigung ab Sommer 2017 gab,
konnten wir die entsprechende Entsenderichtlinie reformieren. Auch das ist
wichtig für die soziale und wirtschaftliche Konvergenz zwischen unseren
Ländern. Wir sind jetzt dabei, dies zu vollenden, und zwar im Rahmen des
europäischen Binnenmarkts.

Danach, im Herbst 2017, habe ich einige Vorschläge unterbreitet, an denen
wir sehr lange gemeinsam gearbeitet haben. Das führte zu 
deutsch-französischen Beschlüssen in Meseberg. Dank dieser Meseberger Beschlüsse
konnten wir die europäische Agenda bei den strategisch wichtigen Themen,
den diplomatischen, aber auch den militärischen Themen, die ich bereits
genannt habe, sowie bei den wirtschaftlichen und sozialen Themen im Bereich
der Konvergenz voranbringen. Aber auch die Besteuerung der großen
Internetkonzerne und eine bessere koordinierte Handels- und Energiepolitik
ist zu erwähnen sowie die entsprechenden Reformen in Bezug auf die
Eurozone, die wir im vergangenen Dezember auf den Weg gebracht haben.

Bilateral haben wir mit dem Aachener Vertrag noch einen weiteren Schritt
gemacht, den wir, wie wir beide angesprochen haben, vor einem Monat
unterzeichnet haben. Das ist also all das, was wir in den letzten zwanzig
Monaten erreicht haben.

Es gibt starke Beziehungen und eine effiziente Zusammenarbeit, und das
macht es unseren beiden Ländern auch möglich - manchmal gibt es da auch
bestimmte Verpflichtungen beziehungsweise bestimmte Debatten -, zwei
wichtige Akteure in der europäischen Politik zu sein, die immer besser
abgestimmt sind, die immer enger zusammenarbeiten, und gleichzeitig auf
Ebene der Europäischen Union zu handeln - für ein geeinteres Europa, für
ein souveräneres Europa, unabhängig von den Themenbereichen, über die wir
sprechen, über Digitales, Energie oder auch das Militär, aber auch ein
demokratischeres Europa. Das ist das, was ich auch in den kommenden Monaten
weiterhin erwarte.

Frage: Guten Tag, Herr Präsident Macron! Sie haben davon gesprochen, ein
souveräneres Europa aufzubauen. Es gab bei Air France-KLM in dieser
Hinsicht kürzlich einen Rückschritt. Was denken Sie nun über das Vorgehen
in Bezug auf Air France-KLM?

Frau Bundeskanzlerin, ich habe eine Frage zur Vorbereitung des Europäischen
Rates am 21. und 22. März. Haben Sie über neue konkrete Projekte
gesprochen, zum Beispiel die, über die Präsident Macron sprechen möchte,
also die Unterstützung einer europäischen Klimabank oder eine Reform des
Wettbewerbsrechts? Die Allianz zwischen Siemens und Alstom wurde ja nämlich
durch die aktuelle Kommission verhindert.

Außerdem hat der Europarat Frankreich dazu aufgerufen, Waffen mit
Gummigeschossen nicht mehr zu verwenden. Was halten Sie von dieser
Empfehlung?

Frau Bundeskanzlerin, eine Frage an Sie: Unterstützen Sie das Ansinnen des
Europarats?

P Macron: Zu diesen drei Fragen: Es geht nicht um Souveränität, wenn es
eine niederländische Entscheidung ist, Aktien von Air France-KLM zu
erwerben. Wie bereits von den entsprechenden Ministern gesagt worden ist,
wurde die französische Regierung darüber nicht informiert und auch nicht
durch die Umsetzung darüber informiert. Jetzt ist es an der
niederländischen Regierung, die Absichten im Hinblick auf diese
Entscheidung klarzustellen. Aus diesem Grund hat der Finanz- und
Wirtschaftsminister seinen niederländischen Kollegen nach Paris eingeladen,
um dies zu erklären.

Was aber in dieser Hinsicht wichtig ist, denn das ist ja ein großes
europäisches Unternehmen, ist Folgendes: Dort arbeiten sehr viele
Arbeitnehmer. Auch über die beiden Länder Frankreich und Niederlande hinaus
sind dort viele Arbeitnehmer angestellt. Das heißt, das Grundinteresse des
Unternehmens muss gewahrt bleiben, das Unternehmensrecht muss geachtet
werden, und es sollten sich dann keine innenpolitischen Debatten in den
Diskussionen der Minister wiederfinden. Ansonsten möchten wir ein
Unternehmen, das stark ist.

Zum zweiten Thema: Wir werden natürlich auch über das Wettbewerbsrecht und
das Klima sowie über unsere europäische Politik im Bereich der Industrie
und der Wettbewerbsfähigkeit sprechen. Das werden wir nämlich auch beim
nächsten Europäischen Rat besprechen. Auch in dieser Hinsicht geht es um
eine enge Abstimmung zwischen unseren beiden Ländern. Das gibt es bereits
seit mehreren Jahren. Wir überlegen in dieser Hinsicht gemeinsam. Abgesehen
von diesem konkreten Fall möchten wir gemeinsam eine Roadmap entwickeln und
entsprechende Reformprojekte auf den Weg bringen.

Zum letzten Thema, das Sie angesprochen haben: Das ist ein Thema, das den
Innenminister betrifft, und er muss entsprechend gemeinsam mit der
Justizministerin auf die gemachten Empfehlungen des Europarats antworten.
Wie Sie allerdings wissen, gibt es bereits eine Politik der Transparenz mit
klaren Begrenzungen für den Einsatz dieser Waffen, die auch vom Minister
koordiniert wird. Es gibt klare Prinzipien. Es wurden entsprechende Kameras
genutzt, damit wir auch einen entsprechend angemessenen Einsatz dieser
Geräte sicherstellen können. Es gibt auch die notwendige Kontrolle für den
Fall, dass ein entsprechender Verstoß bekannt wird.

Das heißt, ich denke, die beste Art und Weise, diese Fälle zu vermeiden und
den Einsatz zu vermeiden, ist es, zu verhindern, dass Menschen glauben,
dass man am Samstagnachmittag Scheiben zerstört, Institutionen oder auch
die Sicherheitskräfte angreift. Denn ich möchte natürlich, dass auch die
Sicherheitskräfte über die Möglichkeit verfügen, die öffentliche Ordnung
gegenüber Menschen, die schlechte Intentionen haben, zu wahren.

BK'in Merkel: Ein Grund dafür, dass es heute dieses Arbeitsgespräch hier in
Paris gibt, ist ja auch die Vorbereitung des Europäischen Rats. Wir haben
gemeinsam entschieden, dass wir das Thema der Industriepolitik dort auf die
Tagesordnung setzen werden. Ein Beispiel sind die Gespräche unserer
Wirtschaftsminister darüber, wie man ein europäisches Projekt zur
Batteriezellenherstellung auf den Weg bringen kann, etwas, das sehr stark
mit der Mobilität der Zukunft zu tun hat und hinsichtlich dessen wir
gemeinsam der Überzeugung sind, dass Europa die Fähigkeiten haben muss,
auch wesentliche Bausteine im Zusammenhang mit der Elektromobilität selbst
herzustellen.

Wir haben auch im Zusammenhang mit Siemens und Alstom und der Frage, wie
wir das Wettbewerbsrecht einschätzen, sehr eng zusammengearbeitet. Ich
glaube, ohne dass wir heute schon im Detail darüber gesprochen hätten,
sagen zu können, dass wir durchaus Veränderungsbedarf sehen, um die
richtigen Antworten auf die Globalisierung zu geben. Hierzu werden
Deutschland und Frankreich dann auch ihre Initiativen einbringen und darauf
hinweisen, was wir im Übrigen schon seit Jahren tun - auch in Gesprächen
mit dem European Round Table of Industrialists, mit den Unternehmen -, dass
auch im Bereich der Digitalisierung und nicht nur hinsichtlich des
Beispiels von Siemens und Alstom die Fragen "Was sind Global Player? Wie
stark muss Europa sein? Welche Größe brauchen Unternehmen, um auch wirklich
weltweit mitspielen zu können?" vernünftig zu beantworten sind. Ich sehe
hier sehr deutlichen Handlungsbedarf.

Auf die Frage nach dem Europarat hat der Präsident, glaube ich, ausführlich
Antwort gegeben.

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen

Präsidenten Emmanuel Macron in Paris am 27. Februar 2019
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Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Mittwoch, 27. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 27. Februar 2019

Themen: Kabinettsitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des
Zensus im Jahr 2021, Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Betreuer- und
Vormündervergütung, Entwurf eines Gesetzes zur nachhaltigen Stärkung der
personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr, Entwurf eines Gesetzes zur
Reform der Psychotherapeutenausbildung), Wohnsitzauflage/Entfristung
Integrationsgesetz, militärische Eskalation zwischen Pakistan und Indien,
Reparaturvereinbarungen der Bundeswehr, wohnortnahe Versorgung von
Schwangeren, Entwurf eines Gesetzes zur Aberkennung der deutschen
Staatsbürgerschaft bei Dschihadisten mit Doppelstaatsbürgerschaft, mögliche
Überstellung deutscher IS-Kämpfer aus kurdischer Haft an den Irak,
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien, Uraufführung eines Theaterstücks über
die Bundeskanzlerin, bisherige Ergebnisse der Arbeit der Heimatabteilung im
Bundesinnenministerium, Bagatellgrenze für Rückforderungen nach dem SGB II,
zweite Amtszeit von Jens Weidmann als Präsident der Deutschen Bundesbank
und mögliche Nachfolge im Amt des EZB-Präsidenten, Beschluss des
Verwaltungsgerichts Köln zur Bezeichnung der AfD als Prüffall durch das
BfV, mögliche Fusion von Deutscher Bank und Commerzbank, Untersuchungen zum
Anschlag auf dem Breitscheidplatz in Berlin im Dezember 2016, Lage in
Venezuela


Sprecher: SRSin Demmer, Petermann (BMI), Routsi (BMVg) , Kall
(BMJV), Adebahr (AA), Ewald (BMG), Einhorn (BMWi), Küchen (BMAS), Kall
(BMJV), Schwamberger (BMF)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Auch von mir noch ein herzliches Willkommen und einen schönen
guten Tag.

In der Kabinettsitzung hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines
Gesetzes zur Durchführung des Zensus im Jahr 2021 beschlossen. Deutschland
ist durch EU-Recht verpflichtet, im Jahr 2021 erneut einen Zensus, also
eine Volkszählung, durchzuführen. Dabei sind neben den Einwohnerzahlen auch
bestimmte soziodemografische Basisdaten zur Bevölkerung, ihrer
Erwerbstätigkeit und Wohnsituation statistisch zu erfassen. Diese Daten
sind eine wichtige Planungsgrundlage für die Erfüllung staatlicher Aufgaben
in Bund, Ländern und Gemeinden. Zuletzt wurde ein solcher Zensus im Jahr
2011 durchgeführt.

Leitgedanke bei der Ausgestaltung des Zensus 2021 ist ein angemessener
Ausgleich zwischen dem Interesse an einer möglichst präzisen Ermittlung der
Daten einerseits und dem Interesse an einer grundrechtsschonenden und
wirtschaftlichen Methode und Konzeption andererseits.

Dann hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines Gesetzes beschlossen,
mit dem die Vergütung für Betreuer und Vormünder angepasst wird. Damit
setzt sie eine Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag um. Dort wurde vereinbart,
die Arbeit der Betreuungsvereine in Zusammenarbeit mit den Ländern zu
stärken und für eine angemessene Vergütung der Berufsbetreuerinnen und -
betreuer Sorge zu tragen. Der Gesetzentwurf sieht dafür im Wesentlichen
Folgendes vor: Die seit mehr als 13 Jahren unveränderte Vergütung für
berufliche Betreuer soll durchschnittlich um 17 Prozent erhöht werden. Wir
modernisieren das Vergütungssystem. Für die verschiedenen
Fallkonstellationen werden künftig monatliche Fallpauschalen gelten. Die
Stundensätze für Berufsvormünder sollen um durchschnittlich 17 Prozent
erhöht werden. Diese Erhöhung gilt entsprechend auch für die Vergütung von
Pflegern und Verfahrenspflegern.

Die Bundesregierung hat ebenfalls einen Gesetzentwurf verabschiedet, mit
dem die personelle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr gestärkt werden soll.
Der Gesetzentwurf flexibilisiert das Dienstrecht der Soldatinnen und
Soldaten, sorgt für eine bessere soziale Absicherung von
Bundeswehrangehörigen und trägt zur wettbewerbsgerechten Gestaltung der
Gehaltsstrukturen bei.

Auf der Grundlage des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes können künftig auch
Kosten für Angehörige erstattet werden, wenn sie in die Therapie
Einsatzgeschädigter einbezogen werden. Die Bezahlung der freiwillig
Wehrdienstleistenden wird erhöht. Der Reservistendienst kann künftig auch
in Teilzeit absolviert werden. Ziel dieser Maßnahmen ist es, die Bundeswehr
auf dem Arbeitsmarkt wettbewerbsfähiger und attraktiver zu machen und den
personellen Aufwuchs langfristig zu stärken. Damit ist ein wichtiger
Meilenstein aus dem Koalitionsvertrag erreicht und wird ein maßgeblicher
Beitrag zur Trendwende beim Personal der Bundeswehr geleistet.

Dann soll es künftig einen Studiengang Psychotherapie geben. Das hat das
Bundeskabinett mit dem Gesetzentwurf zur Reform der
Psychotherapeutenausbildung beschlossen. Der neue Ausbildungsweg sieht ein
fünfjähriges Hochschulstudium auf Masterniveau vor, das mit einer
bundeseinheitlichen staatlichen Prüfung endet. Wer diese Prüfung besteht,
erwirbt auch die Approbation. Bisher müssen psychologische
Psychotherapeuten ein Vollstudium der Psychologie absolvieren. Angehende
Kinder- und Jugendpsychotherapeuten können auch Pädagogik studieren. Daran
schließt sich dann jeweils eine Fachausbildung an. Diese ist derzeit in der
Regel mit hohen Kosten verbunden, die die angehenden Therapeuten selbst
zahlen müssen. Mit diesem neu eingeführten Studiengang ist damit Schluss.
An das Studium soll sich eine nach jeweiligem Landesrecht organisierte
Weiterbildung in stationären und ambulanten Einrichtungen anschließen.

Die Bundespsychotherapeutenkammer wird mit dem Ziel einer vergleichbaren
Qualität voraussichtlich eine Musterweiterbildungsordnung erarbeiten. Diese
Psychotherapeuten in Weiterbildung sollen künftig für ihre Tätigkeit ein
Gehalt beziehen. Da das Psychologiestudium künftig keine Voraussetzung mehr
für den Zugang zum Beruf sein wird, wird es eine einheitliche
Berufsbezeichnung "Psychotherapeut" geben. Ärzte, die über eine
entsprechende Qualifikation verfügen, können entsprechend "ärztlich" in die
Berufsbezeichnung aufnehmen. Mit Abschluss der Weiterbildung können sich
Psychotherapeuten in das Arztregister eintragen lassen und sich um eine
Zulassung für die Versorgung im Rahmen der GKV bewerben.

Frage: Ich würde nur gern wissen, was der Unterschied zum Zensus 2011 sein
wird.

Petermann: Ich kann erst einmal die Gemeinsamkeit nennen: Wie im Jahr 2011
soll auch der Zensus 2021 eine registergestützte Erhebung sein. Eine
Unterscheidung ist mir nicht bekannt.

Zusatzfrage: Also wird quasi alles so laufen wie vor acht Jahren, oder?

Petermann: Ja, so ungefähr.

Zusatzfrage: Mich würde interessieren, welche Reservisten eingezogen
werden. Ich meine, ich war auch bei der Bundeswehr und bin technisch
gesehen auch noch Reservist. Muss ich auch damit rechnen? Wo werden die
Reservisten eingesetzt, nur im Inland, in den Kasernen oder müssen sie auch
in den Krieg?

Routsi: Die Reserve ist ein wichtiger Bestandteil der Bundeswehr. Wenn Sie
als Reservist in der Bundeswehr aktiv Dienst tun, dann sind Sie, ich sage
einmal, ein regulärer Soldat. Von daher kann ich es Ihnen leider nicht so
herunterbrechen, wie Sie es haben möchten. Fakt ist, Sie werden dann
überall eingesetzt, wo auch reguläre oder aktive Soldaten ihren Dienst
leisten.

Zusatzfrage: Das heißt gegebenenfalls auch im Ausland, im Auslandseinsatz?

Routsi: Das kann durchaus passieren. Natürlich.

Frage: Meine Frage betrifft auch noch die Kabinettsitzung. Es geht um das
Thema Wohnsitzauflage/Entfristung Integrationsgesetz. Ich würde kurz
nachfragen wollen beim BMI. Es gibt Kritik daran, dass die Entfristung der
Wohnsitzauflage einen sehr schwerwiegenden Eingriff in die Freizügigkeit
darstellt. Aus der Linken kommt ganz konkret der Vorwurf von Verstößen
gegen das EU-Recht und die Genfer Flüchtlingskonvention. Wenn Sie sich dazu
äußern und noch einmal kurz darstellen würden, warum Sie glauben, dass
diese Entfristung notwendig ist.

Petermann: Es geht um anerkannte Schutzberechtigte, die verpflichtet
werden, in dem Land, in dem sie das Asylverfahren durchlaufen haben, ihren
Wohnsitz für drei Jahre zu nehmen. Dies kann dann auch nur mit Zustimmung
der Ausländerbehörde aufgehoben werden. Innerhalb eines Landes gibt es dann
die Möglichkeit einer weiteren Binnenverteilung, von der auch einige Länder
Gebrauch gemacht haben.

Wir haben evaluiert: Die große Mehrheit der Länder und der kommunalen
Spitzenverbände wollten weiterhin an dieser Wohnsitzregelung festhalten, um
die Risiken der Segregation zu begrenzen. Aus integrationspolitischen
Argumenten heraus, als integrationspolitisches Instrument wollten wir
weiter daran festhalten, gemeinsam mit den Ländern.

Zusatzfrage: Ich habe eine Frage zur Kritik, dass es eventuell gegen das 
EU-Recht und die Genfer Flüchtlingskonvention verstößt. Noch einmal zur
Klarstellung: Sie haben gesagt, drei Jahre Wohnsitzauflage. Heißt das, dass
man seinen Wohnsitz nach drei Jahren frei wählen kann?

Petermann: So ist es geregelt, ja, für drei Jahre. Zu den rechtlichen
Bedenken: Rechtliche Bedenken haben wir nicht.

Frage: Auch noch zwei Fragen dazu: Das Thema stand heute relativ
überraschend auf der Tagesordnung. Es stand gestern nicht auf der
verbreiteten Tagesordnung für das Kabinett. Können Sie vielleicht kurz
erklären, woran das lag? Wurde bis zur letzten Minute verhandelt? Es ist ja
sonst nicht üblich.

Die zweite Frage an das Justizministerium, ob Sie diesen Entwurf so mit
unterstützen. Es gab damals durchaus Kritik daran oder die Frage, ob es
verfassungsrechtlich konform ist, weil es ja schon eine erhebliche
Freiheitsbeschränkung für Menschen ist.

SRSin Demmer: Zu der Frage der Kabinettsbefassung: Es handelt sich hierbei
ja um einen Punkt der TOP-1-Liste, den wir neuerdings veröffentlichen, aber
immer erst nach der Kabinettssitzung. Es war kein O-TOP. Sie bekommen
sozusagen vorab die O-TOPs.

Kall: Der Gesetzentwurf ist natürlich im Rahmen der Ressortabstimmung von
uns geprüft worden und insofern auch auf seine Verfassungskonformität
geprüft worden.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Wie bewerten Sie die militärische
Eskalation zwischen Pakistan und Indien? Wie bedrohlich ist das? Wer könnte
eventuell ein Gespräch in Gang bringen, das zwar angeregt worden ist, aber
bisher noch nicht zustande gekommen ist?

Adebahr: Wir betrachten die Entwicklung auch in der letzten Nacht, den
Abschuss zweier Flugzeuge, mit großer Sorge. Das ist eine Lage, die uns
schon sehr beunruhigt. Wir möchten als Bundesregierung beide Seiten
dringend dazu aufrufen, davon abzusehen, den Konflikt weiter eskalieren zu
lassen. Das gefährdet ganz akut Frieden und Stabilität in dieser instabilen
Kaschmir-Region. Wir sehen auch, dass wiederum beide Seiten, Indien und
Pakistan, eine Verantwortung für die regionale Stabilität dort haben.

Es gibt Dialogkanäle zwischen beiden. Unser Ansatz wäre es, diese auch zu
nutzen und darüber miteinander zu reden und deeskalierend darauf
hinzuarbeiten, dass man diesen Streit friedlich beilegt. Unabhängig davon
gilt natürlich - das soll auch nicht unerwähnt bleiben -, dass wir Pakistan
dazu auffordern, ganz konsequent gegen terroristische Gruppen auf seinem
Territorium vorzugehen. Das betrifft vor allen Dingen die Terrorgruppe
Jaish-e-Mohammed, die auch die Verantwortung für den Anschlag am 14.
Februar übernommen hatte.

Außenminister Maas hat darüber - am Sonntag war es, glaube ich - auch mit
seinem pakistanischen Außenministerkollegen Herrn Qureshi gesprochen und
diese Position auch im direkten Gespräch noch einmal deutlich gemacht. Zu
dem Anschlag selbst hatten wir uns unmittelbar danach schon geäußert.

Also aus unserer Sicht kommt es jetzt darauf an, dass die beiden über
Dialogkanäle, die sie haben, miteinander reden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium. Der materielle
Zustand der Bundeswehr ist mittlerweile sprichwörtlich. Nach
Medienberichten soll es in den Reparaturverträgen mit den Anbietern jetzt
so geregelt sein, dass das Reparaturpersonal bei dieser Reparatur teilweise
nicht mehr zusehen darf. Können Sie dazu etwas sagen?

Routsi: Vielen Dank für Ihre Frage. Hierzu kann ich Ihnen sagen, dass
Waffensysteme wie der Eurofighter, der A 400 M oder auch unser Panzer
Leopard II immer sehr anspruchsvolle Hightech-Geräte sind. Von daher ist es
ganz normal, dass Komponenten dabei sind, die beispielsweise
hochspezialisierte Elektronik beinhalten und auch hochkomplexe
Messverfahren benötigen. Die Eigentumsrechte für die Instandsetzung all
dieser einzelnen Systeme zu erwerben, wäre unwirtschaftlich und sehr teuer.
Wir sehen daher nicht die Notwendigkeit, diese Fähigkeiten in den
Streitkräften abzubilden. Deswegen haben wir auch keine Kapazitäten dafür
aufgebaut, um unser Personal für sämtliche Reparaturen an diesen 
Hightech-Geräten auszubilden. Das ist im Übrigen auch bei anderen Nato-Partnern ein
übliches Vorgehen.

Zusatzfrage: Andere Nato-Partner haben aber anscheinend bessere Verträge
ausgehandelt als die Bundeswehr. Wollte man es nicht ebenso halten?

Routsi: Das ist eine Annahme, die ich nicht stützen kann.

Frage: Eine Frage an das Gesundheitsministerium zum Thema wohnortnahe
Versorgung in Sachen Geburtshilfe und Hebammen: Die Regierungsparteien
hatten im Koalitionsvertrag die Wichtigkeit der Bereiche wohnortnahe
Geburtshilfe und Hebammen hervorgehoben. Gibt es schon Planungen
beziehungsweise Zeitplanungen, wie die wohnortnahe Versorgung von
Schwangeren verbessert werden soll?

Ewald: Wir haben bereits in der letzten Legislaturperiode einige Maßnahmen
zur Stärkung der Hebammenversorgung auf den Weg gebracht, auch in
strukturschwachen Gebieten. Sie haben recht, es findet sich im
Koalitionsvertrag wieder.

Wir haben Ende des Jahres ein Eckpunktepapier auf den Weg gebracht, in dem
einige Maßnahmen in dem Bereich definiert worden sind. Das betrifft
unterschiedliche Bereiche, also die Frage der Rückkehrmöglichkeiten für
Hebammen, die aus dem Beruf herausgegangen sind, Kooperationen mit den
Krankenhäusern oder Teilzeitmodelle.

Darüber hinaus haben wir angekündigt, um die Versorgungssituation in dem
Bereich abzubilden, dass wir dazu ein Gutachten in Auftrag geben werden.
Daraus werden sich für die Berufsgruppe weitere Maßnahmen ableiten. Das ist
jetzt sozusagen im Prozess.

Darüber hinaus wissen Sie, dass die Frage der ärztlichen Versorgung in
ländlichen Gebieten ein Oberthema in diesem Terminservicestellengesetz ist.
Dazu gehört natürlich auch die Hebammenversorgung. Darin findet sich auch
ein großer Bereich zur Bedarfsplanung. Das betrifft die Frage, wie man die
ärztliche Versorgung auf dem Land sicherstellt. Die Bedarfsplanung ist ja
im Wesentlichen ein Thema der Selbstverwaltung, sprich: der
kassenärztlichen Vereinigung, das entsprechend zu organisieren. Auch in dem
Bereich sind wir dran. Das betrifft alle ärztlichen Berufsgruppen, wird am
Ende aber natürlich auch den Hebammen zugutekommen.

Wir sind sozusagen dran. Sie wissen, dass sich das
Terminservicestellengesetz noch in der parlamentarischen Beratung befindet.

Zusatzfrage: Derweil schließen ja immer mehr Geburtsstationen auf dem Land.
Gibt es Pläne des BMG, in irgendeiner Form einzugreifen, dagegen vorzugehen
oder diese Entwicklung zu verhindern?

Ewald: Ich hatte versucht, es Ihnen zu erläutern. Es gibt sozusagen ein
ganzes Bündel an Maßnahmen aus unterschiedlichen Bereichen, das auf den Weg
gebracht wird. Es fängt bei der Bedarfsplanung an und reicht bis zur Frage,
dass man sich auch die Arbeitsbedingungen der Hebammen anschaut. Das ist
eben auch ein zentraler Bestandteil, ein zentrales Element in dieser Frage.
Wir sind dran.

Frage: Eine Frage an das Justizministerium. Es geht um die Ankündigung von
Frau Barley zum Thema der Aberkennung der Staatsbürgerschaft bei
Terrorverdächtigen. Können Sie mir erklären, inwiefern das sinnvoll ist,
weil man sich dadurch eigentlich die Möglichkeit nehmen wird, deutschen
Staatsbürgern zum Beispiel nach 129b den Prozess zu machen und sie auch zu
verurteilen? Wie kommt es jetzt plötzlich zu dieser Initiative?

Kall: Das eine und das andere stehen durchaus nebeneinander. Es besteht
nicht nur die Möglichkeit, wegen der Mitgliedschaft in einer ausländischen
terroristischen Vereinigung - das sind die 129a und b des
Strafgesetzbuches - nur deutsche Staatsbürger zu verfolgen, sondern die
Strafverfolgung durch den Generalbundesanwalt nach diesen Vorschriften des
Terrorismusstrafrechts sind unabhängig von der Staatsbürgerschaft des
jeweiligen Beschuldigten. Insofern werden vor deutschen
Oberlandesgerichten, bei denen die Verfahren laufen, gegen Staatsangehörige
verschiedenster Staaten Terrorismusverfahren geführt, unter anderem wegen
Mitgliedschaft oder Unterstützung des IS. Insofern steht das, was im
Staatsangehörigkeitsrecht geplant ist und so auch im Koalitionsvertrag
vorgesehen ist, mit der Strafverfolgung durch den Generalbundesanwalt erst
einmal unmittelbar nicht in Zusammenhang. Neben dem möglichen Entzug der
Staatsbürgerschaft kann natürlich auch ein Strafverfahren weitergeführt
werden.

Zusatzfrage: 129b betrifft doch ganz klar deutsche Staatsbürger, solange
es in einem Territorium außerhalb der Europäischen Union stattfand.

Kall: Ich kann jetzt nicht weiter ins Detail gehen. Ich kann Ihnen aber
sagen, dass eine Vielzahl von Terrorismusstrafverfahren gegen nicht
deutsche Staatsangehörige geführt wird.

Zusatzfrage: Vielleicht an das Auswärtige Amt: Gibt es Erkenntnisse, wonach
auch deutsche IS-Kämpfer von den Kurden an den Irak überstellt wurden, wie
es bei Franzosen der Fall war?

Adebahr: Für das Auswärtige Amt kann ich nicht von solchen Erkenntnissen
berichten.

Frage: Eine Frage wahrscheinlich vor allem an das BMWi, vielleicht auch an
die anderen beteiligten Ressorts: Es geht um die Rüstungsexporte nach 
Saudi-Arabien. Es gibt einen Exportstopp, der noch bis zum 9. März läuft. Dann
muss die Bundesregierung beziehungsweise der Bundessicherheitsrat neu
darüber entscheiden. Können Sie die Position der Bundesregierung jetzt
schon nennen und vielleicht das Verfahren erläutern, bis wann entschieden
und wer wie daran beteiligt sein wird?

Einhorn: Dazu hat sich ja neulich auch erst die Kanzlerin geäußert. Der
Rüstungsexportstopp steht, sozusagen auch ohne Enddatum. Das ist der Stand
der Dinge. Daran hat sich jetzt nichts geändert.

Zusatzfrage: Heißt das, das wird über den 9. März hinausgehen? Das muss ja
eigentlich noch einmal neu entschieden werden.

Einhorn: Ich habe jetzt vom Status quo berichtet, davon, dass diese
Regelung so gilt, wie sie getroffen wurde. Dazu hat sich die Kanzlerin, wie
gesagt, vor wenigen Tagen auch geäußert, und das ist der Stand der Dinge.

Zusatzfrage: Welcher Stand der Dinge soll dann ab dem 9. März gelten?

Einhorn: Was zukünftig gelten wird, werden wir dann sehen, wenn es so weit
sein wird. Ich habe jetzt über den jetzigen Stand berichtet.

Zuruf: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich Ihnen dazu sagen: Wir können dazu noch
keine Angaben machen, da die entsprechenden Bewertungs- und
Abstimmungsprozesse, die dazu innerhalb der Bundesregierung noch laufen,
dem Exekutivbereich, der Eigenverantwortung unterliegen. Wir werden hier
jetzt über den Entscheidungsprozess keine Auskunft geben.

Frage: Frau Demmer, ich war immer auf dem Stand, dass man erst nach einer
transparenten Aufklärung des Falls Khashoggi überhaupt darüber entscheiden
würde, ob man gegebenenfalls wieder exportieren würde. Können Sie uns
sagen, ob das immer noch so ist?

Ich würde gerne zu dem Bericht des "stern" und von "report münchen" kommen,
der gestern erscheinen ist, da die Bundesregierung hier ja immer erklärt
hat, dass man keine Erkenntnisse beziehungsweise keine eigenen Kenntnisse
von deutscher Rüstungstechnologie im Jemen-Krieg hat. Das hat sich ja jetzt
als falsch im Sinne von "Da gibt es deutsche Rüstungstechnologie"
herausgestellt. Ein deutsches Kriegsschiff steht da im Hafen von Mokka,
Panzer mit deutschem Motoren werden eingesetzt, und es gibt ausgerüstete
Militärfahrzeuge der Vereinigten Arabischen Emirate mit deutschen
Waffenstationen. War das der Bundesregierung bis gestern bekannt? Sind das
auch für Sie neue Erkenntnisse? Was bedeuten die für Sie?

SRSin Demmer: Ich habe ja nur gesagt, dass wir hier über die
Entscheidungsprozesse keine Auskunft geben. Ihre Analyse ist völlig
richtig, aber ich kann Ihnen noch kein Ergebnis mitteilen.

Einhorn: Was die Waffen im Jemen angeht, gilt das, was Sie gerade gesagt
haben, nämlich dass uns keine Erkenntnisse darüber vorliegen, dass solche
deutschen Waffen im Jemen sind.

Die Berichterstattung, die Sie gerade zitiert haben, kann ich nicht weiter
kommentieren.

Zusatzfrage: Haben Sie die nicht gelesen? Das sind doch Erkenntnisse!

Einhorn: Das sind nicht unsere Erkenntnisse. Ich sage, dass uns dazu keine
Erkenntnisse vorliegen. Das, was in der Berichterstattung geschrieben wird,
kann ich nicht kommentieren.

SRSin Demmer: Ich würde dazu gerne etwas sagen. Natürlich haben wir die
Berichterstattung zur Kenntnis genommen. Sie wissen, dass die
Bundesregierung eine restriktive und verantwortungsvolle Rüstungspolitik
betreibt und wir ja jede Entscheidung als eine Entscheidung im Einzelfall
treffen. Dabei berücksichtigen wir die vorliegenden Erkenntnisse zur
Beteiligung des Empfängerlandes, in diesem Fall im Jemen, aber eben auch
alle verfügbaren Informationen über den gesicherten Endverbleib dieser
Güter beim Empfänger. Natürlich wird der Beachtung der Menschenrechte im
Empfängerland dabei besonders großes Gewicht beigemessen.

Der Bundesregierung liegen keine aktuellen Informationen zu Verstößen gegen
Endverbleibserklärungen für aus Deutschland in die Vereinigten Arabischen
Emirate oder nach Saudi-Arabien ausgeführten Rüstungsgüter vor. Konkrete
Hinweise auf Missbrauch oder Nichteinhaltung der Verpflichtung hinsichtlich
des Endverbleibs nimmt die Bundesregierung ernst, und sie geht ihnen nach.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn Sie dem jetzt nachgehen, dann werden Sie
diesen Bericht und das, was darin berichtet wurde, zum Anlass dafür nehmen,
zu prüfen, ob es Verstöße gibt.

Frau Einhorn, kann es sein, das zum Beispiel die Vereinigten Arabischen
Emirate vielleicht gar keine Endverbleibserklärung für dieses Kriegsgerät -
ich habe sie ja gerade genannt - unterschrieben haben, sodass sie dort
einfach eingesetzt werden können? Dürfen also deutschen Waffenstationen auf
Fahrzeugen im Jemen herumfahren? Darf es ein deutsches Kriegsschiff der
Saudis im Hafen von Mokka geben? Ist das an sich erlaubt?

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, muss ich vorab sagen, nehmen wir natürlich
jedweden Hinweis auf Missbrauch ernst und gehen ihm nach.

Einhorn: Zu Einzelgenehmigungen und zu Einzelfällen können wir uns, wie Sie
wissen, nicht äußern. Das heißt, ich kann Ihnen nicht sagen, wie das in dem
konkreten Einzelfall aussieht. Aber Endverbleibserklärungen sind
Bestandteil von Rüstungsexportgenehmigungen.

Frage: Frau Adebahr, ich hatte am Montag danach gefragt, dass eine deutsche
LUNA-Drohne von den Huthis abgeschossen wurde. Ich hatte Ihre Kollegin vom
Verteidigungsministerium gefragt. Die hat gemeint, Sie wären für die
Rüstungskontrolle zuständig. Können Sie Näheres über diese Drohne sagen? Es
gibt ja jetzt Bilder und Filme davon, wie sie abgeschossen worden ist.

Adebahr: Hinsichtlich dieses konkreten Vorfalls haben wir im Auswärtigen
Amt keine über die Medienberichterstattung hinausgehenden eigenen
Erkenntnisse. Im Grundsatz gilt das, was Frau Demmer gerade gesagt hat.

Routsi: Ich kann hier hinsichtlich der Verteidigung vielleicht etwas
ergänzen: Die in dem Video der Huthi-Rebellen, das Sie angesprochen haben,
gezeigte Drohne ist keine LUNA-Drohne der Bundeswehr.

Zusatzfrage: Also ist das keine deutsche Drohe?

Routsi: Es ist keine LUNA-Drohne der Bundeswehr.

Frage: Vor drei Jahren hat das Bundeskabinett strengere sogenannte 
Post-Shipment-Kontrollen für Rüstungsexporte beschlossen. Gab es denn solche 
Vor-Ort-Kontrollen im Zusammenhang mit Saudi-Arabien und dem Jemen? Falls ja,
warum ist der Endverbleib so vieler Rüstungsgüter offensichtlich trotzdem
unklar geblieben?

Einhorn: Es gab bis dato vier solcher Post-Shipment-Kontrollen. Die haben
in den Ländern Indien, Indonesien, VAE und Südkorea stattgefunden und sind
ohne Beanstandungen verlaufen. Diese Kontrollen werden ja dann auf einen
bestimmten Fall bezogen durchgeführt, und es gab davon, wie gesagt, bis
dato vier. In diesen Fällen gab es keine Beanstandungen.

Das Instrument der Post-Shipment-Kontrollen wird auch evaluiert - das war
von Anfang an so vorgesehen -, und das wird noch in diesem Jahr, also
ungefähr Mitte 2019, stattfinden, zwei Jahre, nachdem es eingeführt wurde.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, warum keine in Saudi-Arabien durchgeführt
wurde?

Einhorn: Die Auswahl von Kontrollen nimmt nicht das BMWi vor. Es gibt ja
zahlreiche Empfängerländer, und in vielen haben, wie gesagt, schon
Kontrollen stattgefunden. Das heißt ja nicht, das demnächst nicht woanders
und in anderen Ländern noch weitere Kontrollen stattfinden werden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Wie Sie wissen, hat eine
Expertengruppe für den Sicherheitsrat jährliche Berichte über die
Einhaltung des Waffenembargos unter anderem gegen Eritrea erstellt. Sie
wissen auch, das in diesen Berichten seit 2017 den VAE vorgeworfen wurde,
unter anderem mit der Errichtung einer Militärbasis, einer Marinebasis in
Assab in Eritrea, gegen diese Sanktionen zu verstoßen. Was hat das
Auswärtige Amt seit diesen Berichten, die Ihnen ja auch vorliegen - die
sind seit 2017 öffentlich -, getan, um zu verifizieren, welche deutschen
Schiffe die Emirate in diesem Hafen in Assab einsetzen und damit womöglich
gegen die Sanktionen, die bis November 2018 galten, verstoßen? Inwiefern
hat man gegenüber den VAE zur Sprache gebracht, dass dort keine deutschen
Schiffe stationiert werden dürfen, die dort im Übrigen offenbar stationiert
waren?

Adebahr: Ich habe die Berichte darüber nicht vor Augen und würde gerne eine
Antwort nachreichen.

Frage: Frau Einhorn, was wurde denn in den Vereinigten Arabischen Emiraten
"post-shipment"-mäßig kontrolliert?

Können Sie uns die Frage beantworten, was für Konsequenzen es für einen
Importeur hätte, wenn er trotz einer Endverbleibserklärung dagegen
verstößt?

Einhorn: Wenn jemand gegen die Endverbleibserklärung verstoßen würde, dann
hätte das bei neuen Anträgen Konsequenzen. Dann können Anträge nicht
gestattet werden, weil derjenige dann sozusagen nicht mehr vertrauenswürdig
wäre.

Zusatzfrage : Für immer?

Einhorn: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das liegt dann immer an der
Betrachtung des Falles. Das ist jetzt hypothetisch.

Aber dazu, was das für Konsequenzen hätte: Die wären halt, dass das dann
bei weiteren Anträgen berücksichtigt werden würde.

Was dort genau kontrolliert wurde, kann ich Ihnen nicht sagen. Auch das
sind Fragen, die, wie gesagt, den Einzelfall eines Rüstungsexports
betreffen.

Zusatz: Ich meine, es wäre ja schon interessant, ob Sie da einen Panzer
oder eine Pistole kontrolliert haben.

Einhorn: Ich kann schauen, ob wir dazu etwas nachreichen können, aber bin
mir nicht sicher, wie das ist.

Frage: Meines Wissens waren es Kleinwaffenkontrollen, die Sie in den
Emiraten vorgenommen haben. Soweit ich weiß, haben Sie bisher auch
lediglich Kleinwaffenkontrollen durchgeführt. Trifft es zu, dass Sie bisher
auf Großwaffenkontrollen oder Mittelgroßwaffenkontrollen verzichtet haben,
weil man eben in der Tat davon ausgeht, dass solche Waffen dann in
Presseberichten, Videos etc. auffallen?

Heißt das umgekehrt auch, dass man Presseberichte über solche Sichtungen
als Bundesregierung sehr ernst nehmen muss, wenn man schon ausschließlich
die Kleinwaffen und nicht die größeren Waffen kontrolliert?

Einhorn: Nein, das kann ich so nicht bestätigen. Ihre Unterstellung oder
Mutmaßung kann ich nicht bestätigen.

Es ist so, dass die Post-Shipment-Kontrollen jetzt erst einmal sozusagen
eine Art von Pilotphase darstellen. Ich habe ja auch gerade gesagt, dass
das nach zwei Jahren evaluiert werden wird, und innerhalb dieses Zeitraums
bezieht sich das auf Kleinwaffen. Aber auch da gibt es ja unterschiedliche
Güter, die dann unter die Kleinwaffen-Definition fallen. Nach dieser
Evaluation wird man dann sehen, wie man mit diesem Instrument weiter
verfahren wird.

Frage: Frau Demmer, die bremer shakespeare company uraufführt morgen das
Stück "Angela I", ein Theaterstück über die Kanzlerin. Ich weiß, dass der
Kanzlerin immer ein Pressespiegel vorgelegt wird, in dem alles Wichtige
enthalten ist, was sie wissen muss. Gehören solche Informationen auch dazu,
sprich, weiß die Kanzlerin, dass sie dort auf die Bühne kommt?

SRSin Demmer: Das kann ich Ihnen tatsächlich nicht sagen.

Zusatzfrage: Wie ist das generell? Findet sie es eher amüsant, wenn sie
Ziel künstlerischer Aktionen ist? Findet sie das eher nicht so gut? Wir
wissen, dass sie Opernliebhaberin ist. Aber wie ist es mit Theater? Wird
sie vielleicht einmal dorthin gehen?

SRSin Demmer: Wir kommentieren kulturelle Ereignisse solcher Art hier
grundsätzlich nicht und nehmen auch keine Bewertung vor. Dass die Kanzlerin
Humor hat, wissen Sie alle aus der jährlichen Sommerpressekonferenz.
Darüber hinaus kann ich Ihnen dazu nichts sagen. Dass sie eine begeisterte
Besucherin kultureller Veranstaltungen ist, ist allgemein bekannt.

Frage: Wir haben jetzt fast ein Jahr lang die neue GroKo. Welche
Gesetzesvorhaben sind inzwischen aus der Heimatabteilung des
Innenministeriums herausgeflossen oder stehen dort womöglich kurz vor dem
Abschluss?

Petermann: Ich denke, um das zu beantworten, müsste ich erklären, was die
Heimatabteilung macht und wofür sie geschaffen wurde, nämlich dafür,
Heimatpolitik zu gestalten. Das ist eine Querschnittsaufgabe mit dem Ziel,
zum einen mehr Zusammenhalt in der Gesellschaft herbeizuführen und zum
anderen auch gleichwertige Lebensverhältnisse zwischen Stadt und Land zu
schaffen, raumordnungspolitische Maßnahmen zum Wohle der Menschen zu
entwickeln - das Stichwort dazu ist "strukturschwache Gebiete" - und
nachhaltige Struktur- und Ordnungspolitik zu betreiben.

Das macht die Heimatabteilung nicht durch Gesetzentwürfe, sondern zum
Beispiel durch die Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse", die in
diesem Sommer ihre Ergebnisse vorstellen wird. Die Abteilung H ist am
Prozess der Erarbeitung der strukturpolitischen Vorschläge der
Kohlekommission beteiligt. Die Deutsche Islam Konferenz für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt ist ein gutes Beispiel, die im vorigen Jahr
zum ersten Mal wieder stattgefunden hat. Ein anderes Beispiel ist ein
Fahrplan zum flächendeckenden Zugang zu Internet und Mobilfunk. Es werden
kartografische Bestandsaufnahmen zu der Situation in den einzelnen
Bundesländern und in den einzelnen Landstrichen erstellt, der sogenannte
Deutschlandatlas. Diese Maßnahmen werden durch die Heimatabteilung, durch
das BMI gestaltet und stellen sich nicht in Gesetzentwürfen dar.

Zusatzfrage: Ist denn geplant und, wenn ja, wann, einmal zu evaluieren,
inwieweit das Handeln dieser Abteilung einen Effekt hat?

Petermann: Als Beispiel nenne ich wieder die Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse", die ihre Ergebnisse, wie ich schon gesagt habe, in
diesem Sommer vorstellen wird. Anhand dieser Handlungsempfehlungen werden
konkrete Maßnahmen vorgestellt werden, die dann in die Umsetzung gehen.
Daran wird man auch messen können, ob sie erstens umgesetzt und zweitens
Erfolg haben werden.

Frage: Meine Frage richtet sich an das BMAS. Von Hartz-IV-Empfängern werden
mitunter Klein- und Kleinstbeträge zurückgefordert. Die Verwaltungskosten
übersteigen die Gesamtsumme. Welche Konsequenzen ziehen sie daraus? Gibt es
Überlegungen zu einer Bagatellgrenze?

Küchen: Die Diskussion über eine Einführung einer gesonderten
Bagatellgrenze für das SGB II ist nicht neu. Es gab sie auch schon in der
Vergangenheit. Aber nach Bundeshaushaltsordnung - ich spreche, denke ich,
in Richtung des BMF - müssen alle steuerfinanzierten Leistungen erfasst
werden. Das bringt auch in Bezug auf das SGB II Arbeitsaufwand mit sich.
Gleichwohl würde sich auch bei der Einführung einer Bagatellgrenze im SGB
II der Verwaltungsaufwand nur teilweise reduzieren. Die Fehlbeträge müssten
im System der BA dennoch hinterlegt werden. Auch eine Prüfung der
Überzahlung und deren Höhe müsste erfolgen.

Ich kann Ihnen in diesem Zusammenhang aber auch mitteilen, dass BMAS und BA
dazu im Gespräch sind. Zwischen BMAS und BA werden Alternativen geprüft.
Dabei geht es insbesondere darum, ob man den Verwaltungsaufwand in Bezug
auf Rückforderung und Einbeziehung von Kleinbeträgen reduzieren kann.

Frage: Das Kabinett hat Herrn Weidmann, so will ich einmal sagen, noch
einmal das Vertrauen ausgesprochen. Er soll an der Spitze der Bundesbank
bleiben. Qualifiziert ihn das auch für höhere Aufgaben, sprich, bei der
EZB? Würde die Bundesregierung solche Ambitionen unterstützen?

SRSin Demmer: Sie haben völlig recht, das Bundeskabinett hat heute
beschlossen, dem Bundespräsidenten vorzuschlagen, Jens Weidmann mit Wirkung
vom 1. Mai 2019 für weitere acht Jahre zum Präsidenten der Deutschen
Bundesbank zu bestellen. Hierzu wird aber der Vorstand der Deutschen
Bundesbank gemäß 7 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank noch
angehört. Herr Weidmann hat das Amt des Bundesbankpräsidenten überzeugend
und beeindruckend ausgeübt, sodass es gut wäre, wenn er es weiter
fortführte.

Die laufende Amtszeit des amtierenden EZB-Präsidenten endet erst am 31.
Oktober dieses Jahres. Eine Entscheidung über die neue Präsidentschaft wird
im weiteren Jahresverlauf zu treffen sein. Darüber stelle ich hier keine
Spekulationen an.

Frage: Frau Demmer, wurden Alternativen zu Herrn Weidmann geprüft?

SRSin Demmer: Über solche Dinge wird hier nicht gesprochen. Wie gesagt,
Herr Weidmann ist überzeugend und beeindruckend und genießt auch auf
europäischer und internationaler Ebene hohes Ansehen.

Frage: Es geht um das Urteil des Verwaltungsgerichts Köln, wonach der
Verfassungsschutz nicht mehr öffentlich sagen darf, dass die AfD zum
Prüffall erklärt worden ist.

Erstens würde mich dazu eine Bewertung durch Ihr Ministerium, Frau
Petermann, interessieren, weil der Verfassungsschutz ja zu Ihnen gehört.
Würde es sich nach Auffassung des BMI lohnen, dagegen im Rahmen einer
Beschwerde vorzugehen?

Die zweite Frage richtet sich auf die Konsequenzen an Ihr Haus selbst. Wenn
es der Verfassungsschutz als Behörde in Ihrem Geschäftsbereich nicht mehr
tun darf, darf das Innenministerium das jetzt auch nicht mehr? Darf auch
der Minister jetzt nicht mehr von einem Prüffall reden? Würden Sie, wenn
wir Journalisten fragen, auch nicht mehr von einem Prüffall sprechen?

Petermann: Ich beginne mit der ersten Frage. Gegenstand des Verfahrens vor
dem Verwaltungsgericht Köln war allein die Frage, ob eine Rechtsgrundlage
für das Vorgehen des Bundesamtes für Verfassungsschutz besteht, öffentlich
zu verbreiten, dass die AfD als Prüffall bearbeitet werde. Eine inhaltliche
Bewertung der AfD war nicht verfahrensrelevant.

Das BMI hat den Beschluss zur Kenntnis genommen. Das BfV prüft derzeit, ob
die Einlegung einer Beschwerde in Betracht kommt. Darüber hinaus äußern wir
uns zurzeit zu dem Schluss und dem weiteren Vorgehen nicht.

Zusatzfrage: Vielleicht kann das Justizministerium helfen. Hat das Verbot,
über einen Prüffall zu sprechen, auch für andere Konsequenzen, zum Beispiel
für die Bundesregierung?

Kall: Wie Sie wissen, kommentieren wir gerichtliche Entscheidungen aus
Respekt vor der Gewaltenteilung und der Unabhängigkeit der Gerichte nie,
insofern auch nicht diese gerichtliche Entscheidung.

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass, was deutsche Gerichte angeht, die
einzigen gerichtlichen Entscheidungen, die unmittelbar über Einzelfälle
hinaus gelten und unmittelbar allgemeine Wirkungen haben, die
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts sind. Insofern ist eine
Entscheidung eines Verwaltungsgerichts erst einmal eine
Einzelfallentscheidung. Aber ich kann sie nicht in irgendeiner Weise
kommentieren.

Frage: Im Eigeninteresse wüssten wir natürlich gern, was die Erwähnung der
Tatsache, dass das BfV prüft, für uns und unsere Berichterstattung
bedeutet.

Petermann: Gerichtsentscheidungen gelten immer zwischen den Parteien. -
Gibt es vonseiten des BMJV noch etwas hinzuzufügen?

Kall: Ganz klar ist, dass für behördliche Informationen und die Wahrnehmung
der Aufgabe durch Behörden, die Öffentlichkeit zu informieren, andere
Standards gelten als für die journalistische Berichterstattung. Das ist
ganz klar. Insofern können Sie sich als Journalistinnen und Journalisten
natürlich auf die Meinungsfreiheit und die Pressefreiheit berufen, und das
ist gut so. Das können staatliche Institutionen nicht, weil sie nicht
Grundrechtsträger sind. Das kann ich einmal ganz allgemein sagen. Insofern
gelten dafür sicherlich völlig unterschiedliche Standards.

Frage: Frau Schwamberger, es gibt Berichte, dass der Finanzminister aktiv
an einer Fusion von Deutscher Bank und Commerzbank arbeite. Stimmt das?

Schwamberger: Das war hier schon sehr oft Thema. Es bleibt dabei, dass wir
den ganzen Themenkomplex, die Spekulationen und die Berichterstattung nicht
kommentieren.

Zusatzfrage: Sind Sie denn unabhängig von dieser Frage der Meinung, dass
Deutschland eine Bank braucht, die "too big to fail" ist? Denn darum soll
es ja gehen.

Schwamberger: Dass es grundsätzlich ein Interesse an einem stabilen und
starken Finanzplatz Deutschland gibt, ist, denke ich, unbenommen. Auf eine
Frage in Verbindung mit Einzelinstituten kann ich Ihnen von hier aus keine
weitere Stellungnahme anbieten.

Zusatzfrage: Das wollte ich ja gerade vermeiden, indem ich allgemein
gefragt habe, ob es aus Sicht des Bundesfinanzministeriums eine Bank
braucht, die "too big to fail" ist.

Schwamberger: Sie sprechen von einer Bank, ich spreche von einem
Finanzplatz und einer Bankenlandschaft, die der deutschen Wirtschaft, den
deutschen Unternehmen als zuverlässiger Partner zur Verfügung steht. Das
ist das, was ich dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Gibt es denn aktuell eine Bank in Deutschland, die "too big to
fail" ist?

Schwamberger: Ich verstehe nicht ganz, warum Sie das mit dem Ausdruck "too
big to fail" verknüpfen. "Too big to fail" - wir erinnern uns - war im
Rahmen der Finanzkrise eine Bezeichnung von Finanzinstituten, als viele
Banken im Rahmen der Finanzkrise in Schieflage geraten sind und vor dem
Problem standen, was man mit denen macht. Es gab damals die Situation, dass
diese Banken mit Steuermitteln gestützt werden mussten, weil sie "too big
to fail" waren. Es gibt seitdem, also im Zuge der Finanzkrise, viele
Vereinbarungen auf europäischer und internationaler Ebene, um dieses 
"Too-big-to-fail"-Problem ganz gezielt zu adressieren. Insofern finde ich diesen
Konnex so nicht nachvollziehbar.

Frage: Eine Frage an das Bundesinnenministerium, wann wir mit dem Abschluss
der Untersuchung des Falls Anis Amri/Bilal Ben Ammar rechnen können.

Petermann: Ich hatte Ihnen in der jüngsten Regierungspressekonferenz
angekündigt, dass der Minister eine Untersuchung angeordnet hat. Diese
Untersuchung läuft derzeit. Der Zeitplan sieht vor, dass der Minister
zunächst den ersten Untersuchungsausschuss der 19. Wahlperiode vollständig
unterrichten wird und danach die Presse.

Zusatzfrage: Wann wird das sein? Wann wird er den Ausschuss unterrichten?

Petermann: Zeitlich vorab. Ich habe ja gerade eine Reihenfolge genannt:
erst den Untersuchungsausschuss und anschließend die Presse.

Zusatzfrage: Wird auch Erwähnung finden, dass sich Bilal Ben Ammar
zwischenzeitlich in Frankreich aufgehalten hat?

Petermann: Ich kann Ihnen zu weiteren Einzelheiten hier an dieser Stelle
nichts sagen.

Frage: Eine Frage zum Thema Venezuela. Wie läuft es denn diesbezüglich in
der Kontaktgruppe mit Uruguay und Co? Man hatte sich ja als EU mit
Venezuela verständigt. Können Sie uns diesbezüglich ein Upate geben?

Adebahr: Die Beratungen in Brüssel unter den europäischen Partnern der
Kontaktgruppe gehen weiter. Es gibt sicher Kontakte auf verschiedenen
bilateralen Ebenen. Man ist sich einig, dass man sich eng abstimmen will
und stimmt sich auch nach wie vor in den Zielen, die wir dort verfolgen,
eng ab. Das Ganze passiert ja im Moment auch im VN-Sicherheitsrat, wo
gestern eine Sitzung stattgefunden hat. Man hat einerseits gesehen, dass
der Sicherheitsrat in seiner Bewertung der Lage gespalten war. Andererseits
hat man gesehen, dass sich die europäischen Mitglieder im Sicherheitsrat
alle sehr, sehr einig waren. Das trifft, glaube ich, auch auf die
Zusammenarbeit der europäischen Mitglieder mit den Lima-Staaten, also der
Kontaktgruppe, zu, nämlich dass es eine Trias gibt, die wir alle gemeinsam
verfolgen:

Erstens. Keine Gewalt. Wir wollen, dass es eine friedliche Lösung gibt.

Zweitens. Die humanitäre Hilfe muss ins Land, und zwar schnell, und sie
muss den Bedürftigen zu Hilfe kommen.

Drittens. Wir wollen im Rahmen der Verfassung einen Prozess einleiten, der
zu friedlichen und freien Präsidentschaftswahlen führt.

Es gibt, glaube ich, eine ganz große Einigkeit, was die Forderungen
betrifft. Dies drücken wir in den verschiedenen Gremien und an den
verschiedenen Orten aus, wo wir das im Moment tun können.

Zusatzfrage: Eine Frage zu der humanitären Hilfe - fünf Millionen Euro
stehen im Raum -, die man angeboten hat: Warum gibt man diese Mittel nicht
zum Beispiel dem Roten Kreuz, dem UNHCR, der Caritas, die ja schon im Land
sind? Warum soll das über die Amerikaner ins Land kommen?

Adebahr: Das ist so nicht richtig. Wir versuchen, das über Organisationen
umzusetzen und wollen, dass es Hilfsgüter gibt, die ans Ziel kommen und die
die Bedürftigen erreichen. Ich kann Ihnen jetzt keine genaue Auskunft
darüber geben, wie die einzelne Planung der einzelnen Summen für welche
Organisation aussieht. Was wir tun, solange wir nicht ins Land kommen, ist,
dass wir in Kolumbien und in den Anrainerstaaten mit den Organisationen,
die Sie genannt haben, zusammenarbeiten und versuchen, dort zu helfen.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, wo die fünf Millionen Euro hingehen sollen
und ob schon vorher Geld geflossen ist?

Können Sie etwas Neues zu Billy Six sagen?

Adebahr: In dem Fall ist neu, dass ein Wahlverteidiger bestellt wurde. Es
ist natürlich ein Fortschritt in dem Verfahren, dass es jetzt einen
Verteidiger gibt, der bestellt wurde. Ansonsten hatte, glaube ich, Herr
Breul schon ausgeführt, dass wir einen zweiten Haftbesuch am 8. Februar
durchführen konnten und den Fall weiter mit Hochdruck konsularisch
betreuen. Die Bestellung dieses Verteidigers ist ein Fortschritt.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es einen Gerichtstermin gibt?

Adebahr: Nein, einen Gerichtstermin gibt es wohl noch nicht. Es ist jetzt
wohl klar, dass der Prozess vor einem Zivilgericht in Caracas stattfinden
soll.

Mittwoch, 27. Februar 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 27. Februar 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-27-februar-2019-1585156

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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INNEN/4736: Ausuferndes Sammeln von Daten stoppen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 28. Februar 2019

KUHLE: Ausuferndes Sammeln von Daten stoppen



Zu den Äußerungen des Bundesdatenschutzbeauftragten Kelber zur
Datensammelwut staatlicher Stellen erklärt der innenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Der Bundesdatenschutzbeauftragte Kelber liegt mit seiner Kritik
richtig. Gerade das Bundesinnenministerium fordert bei jeder
Gelegenheit mehr Befugnisse zur Speicherung von Daten. Zudem werden
immer wieder Fälle bekannt, in denen der Staat rechtswidrig Daten
speichert oder sie nicht rechtzeitig löscht. Gerade
Sicherheitsbehörden müssen sich fragen lassen, ob eingestellte
Verfahren oder Kleinstdelikte über die maximal mögliche Dauer von
zehn Jahren gespeichert werden sollten. Denn Bürger haben gegenüber
dem Staat ein Recht auf Vergessen. Der Bundesdatenschutzbeauftragte
muss den Druck auf die Große Koalition erhöhen, um das ausufernde
Sammeln von Daten zu stoppen und damit keine weiteren
Datensammel-Befugnisse eingeführt werden. Insbesondere die anlasslose
Vorratsdatenspeicherung muss verhindert werden. Zudem gehören
bestehende Prozesse auf den Prüfstand, damit Behördenhandeln
datensparsamer wird."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4684: EU-Obdachlose - Senat spart auf Kosten der Allerärmsten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. Februar 2019

EU-Obdachlose: Senat spart auf Kosten der Allerärmsten



Die Zahl obdachloser EU-Bürger_innen in Hamburg wächst, doch der Senat
trocknet die auf sie zugeschnittenen Beratungsangebote aus - das
belegt eine Anfrage (Drs. 21/16285) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Vier solcher Projekte hatte die EU bis
Ende 2018 gefördert, seit dem Start der neuen Förderperiode zum
Jahreswechsel sind es nur noch drei. Die vorgesehene
Weiterfinanzierung verweigert der Senat aber - statt knapp 2,4
Millionen Euro stehen in Hamburg deshalb jetzt nur noch 1,5 Millionen
für die gezielte Beratung von EU-Bürger_innen zur Verfügung. Damit
gibt es statt 17,5 auch nur noch 12,5 Sozialarbeiter_innenstellen für
diese Aufgabe.

"Die Obdachlosenbefragung des Senats hat gezeigt, dass die meisten
Menschen, die in Hamburg auf der Straße leben, aus anderen EU-Staaten
kommen. Der Beratungsbedarf ist hoch, hier Stellen wegzusparen ist
extrem kurzsichtig und problematisch", kritisiert die sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion, Cansu Özdemir. "Es ist zwar begrüßenswert,
dass der Senat mit 'Visite Sozial' nun ein neues Projekt der
aufsuchenden Sozialarbeit fördert. Aber die Mittel aus dem
Europäischen Hilfsfonds waren nicht für die befristete Finanzierung
immer unterschiedlicher Projekte gedacht, sondern als Anschub - nach
Auslaufen der EU-Mittel war eine Weiterfinanzierung aus Landesmitteln
vorgesehen. Diesen Auftrag muss der Senat auch erfüllen!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4683: Fridays for Future - Klimagerechtigkeit ist ein Lernfeld (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. Februar 2019

Fridays for Future: Klimagerechtigkeit ist ein Lernfeld



Zur morgigen "Fridays for Future"-Klimademonstration auf dem
Gänsemarkt werden noch mehr Schüler_innen als in den vergangenen
Wochen erwartet, weil die schwedische Klima-Aktivistin Greta Thunberg
ihre Teilnahme angekündigt hat. Das nimmt die Schulbehörde zum Anlass,
die Androhung disziplinarischer Maßnahmen gegen die engagierten
Schüler_innen zu erneuern.

"Statt die Schulen in ihrer Selbstverantwortung zu stärken und
außerunterrichtliche Projekte zu fördern, fallen dem Schulsenator
wieder nur Sanktionen ein. Wir müssen als Eltern- und
Großelterngeneration endlich begreifen, dass den jungen Menschen der
Kampf gegen den Klimawandel ernst ist. Und wir können darüber heilfroh
sein", erklärt Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Ich begrüße es,
wenn Schüler_innen diese Gelegenheit nutzen und ihre existenziellen
Interessen zum Ausdruck bringen. Nun sind die Schulen gefragt, diese
berechtigte Interessensäußerung kreativ in den Unterricht zu
integrieren. Exkursionen und Praxisbeispiele sind dort sicherlich
vorgesehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4682: HVV-Senior_innenticket - Rot-Grün hinkt hinterher (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Februar 2019

HVV-Senior_innenticket: Rot-Grün hinkt hinterher



Überraschend beantragen SPD und Grüne heute in der Hamburgischen
Bürgerschaft den Wegfall der morgendlichen Sperrzeit für die
HVV-Senioren-Karte - erst vor zwei Monaten, im Dezember 2018, hatten
sie einen entsprechenden Antrag der Fraktion DIE LINKE (Drs. 21/15166,
S. 20) noch abgelehnt.

"Das ist ein später, aber immerhin ein erster Schritt. Doch so schnell
wie die Altersarmut in Hamburg steigt, muss auch ein völlig
kostenfreies Sozialticket für Senior_innen folgen", sagte in der
Debatte die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion, Heike Sudmann.
"Es wurde auch Zeit, dass die Regierungsfraktionen Schluss mit der
Ablehnung von Verbesserungen für die Senior_innen machen. Ihre
Argumente dagegen waren auch wirklich fadenscheinig, so die angebliche
Altersdiskriminierung der unter 63-Jährigen. Jetzt fehlt noch der
Schritt hin zu einem mittelfristig kostenfreien HVV."

Seit Jahren beklagten die vielen Senior_innenvertretungen zu Recht,
dass der HVV ohne Rücksicht auf Einkommensentwicklungen den
Senior_innen immer tiefer in die Tasche greift: Während die
durchschnittlichen Renten in Hamburg von 2008 bis 2017 nur um rund
15 Prozent stiegen, wurde die HVV-Senior_innenkarte um 31 Prozent
teurer.

Als "interessant bis unheimlich" bezeichnet es Sudmann, dass jetzt
sowohl SPD und Grüne als auch die CDU Anträge der Fraktion DIE LINKE
übernehmen: "Plötzlich fordern alle auch Vergünstigungen für
Auszubildende und Schüler_innen, obwohl sie in den Haushaltsberatungen
unsere Anträge dazu einmütig abgelehnt haben - mit dem
Bezirkswahlkampf hat das aber sicher gar nichts zu tun?"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 27. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4681: Gleichstellung ist Verfassungsauftrag - Parität auch für Hamburg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Februar 2019

Gleichstellung ist Verfassungsauftrag - Parität auch für Hamburg



Was nie ein Geheimnis war, debattiert heute auch die Hamburgische
Bürgerschaft: Politik ist immer noch Männerdomäne. In einem
Parité-Gesetz sehen die anmeldenden Fraktionen der Aktuellen Stunde,
FDP und AfD, allerdings nur "Bevormundung" und "linke Irrwege".

"Initiativen zur Gleichstellung von Männern und Frauen haben in der
Regel kaum Durchsetzungsmacht und Verbindlichkeit, sie bleiben oft
wirkungslos. Eine verpflichtende Quotierung, die bei Missachtung auch
Konsequenzen nach sich zieht, ist daher ein sinnvolles Instrument für
eine aktive Gleichstellungspolitik - ganz im Sinne des Grundgesetzes
und der Hamburgischen Verfassung", sagte in der Debatte dagegen die
frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Cansu Özdemir.
"Deshalb fordern wir, ein Paritäts-Gesetz auch für Hamburg zu prüfen.
Eine 50/50-Quotierung aller politischen Mandate wäre eine Stärkung der
repräsentativen Demokratie und des Verfassungsauftrags zur
Gleichstellung."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 27. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3272: AWO-Kreisverband erklärt sich vor Sozialausschuss (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 27. Februar 2019

AWO-Kreisverband erklärt sich vor Sozialausschuss



Anlässlich der heutigen Beratungen im Sozialausschuss mit dem
AWO-Kreisverband Schwerin-Parchim zur Kindertagesstätte auf Mallorca
erklärt der sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg
Heydorn:

"Der AWO-Kreisverband hat die Einrichtung und Unterhaltung einer
Kindertagestätte auf Mallorca dargestellt. Dabei wurde nochmals
deutlich gemacht, dass keine öffentlichen Gelder geflossen seien.
Zudem sei die Kita auf Mallorca als Projekt zur Fachkräftegewinnung
gedacht, das aus eigener Kraft wirtschaftlich betrieben werden müsse.
Würden diese Ziele nicht erreicht, solle das Projekt beendet werden.
Daran gibt es derzeit nichts zu zweifeln. Wir werden aber weiterhin
ganz genau hinschauen - und das gilt nicht nur für die AWO - wie
Landesgelder verwendet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5076: Aartalbahn - Kooperationsvereinbarung mit Hessen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 27.02.2019

Aufnahme in hessischen Koalitionsvertrag macht Hoffnung auf eine
Reaktivierung der Aartalbahn



Die Eisenbahnstrecke zwischen dem hessischen Wiesbaden und dem
rheinland-pfälzischen Diez, die sogenannte Aartalbahn, ist zurzeit
stillgelegt und kann nicht für den Schienenpersonennahverkehr (SPNV)
genutzt werden. Mittels einer Kleinen Anfrage haben die
verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler, und die regional zuständige Abgeordnete Pia
Schellhammer die Landesregierung nach den Perspektiven in Bezug auf
eine Reaktivierung der Aartalbahn für den SPNV gebeten.

Dazu Jutta Blatzheim-Roegler: "Die Aufnahme in den Koalitionsvertrag
der schwarz-grünen Landesregierung in Hessen hat die Aussicht auf eine
Reaktivierung der Aartalbahn erheblich verbessert. Mit einer
Kooperationsvereinbarung zwischen Hessen und Rheinland-Pfalz zur
Durchführung einer Machbarkeitsstudie werden wir das Vorhaben nun
weiter konkretisieren. Der mögliche Anschluss des Projekts an die
angedachte City-Bahn zwischen Wiesbaden und Mainz könnte die Anbindung
des ländlichen Raums an die Hauptstädte der beiden Länder bald enorm
verbessern. Dass es diese Perspektive nun gibt, ist nicht zuletzt der
grünen Regierungsbeteiligung auf beiden Seiten des Rheins zu
verdanken."

Pia Schellhammer ergänzt: "Grundsätzlich sind wir der Meinung: Eine
fast ausschließlich am volkswirtschaftlichen Nutzen orientierte
Bewertung von Infrastrukturprojekten wird dem ländlichen Raum nicht
gerecht. Wir plädieren dafür, Kriterien wie die Strukturentwicklung
des ländlichen Raums oder den Beitrag des ÖPNV zur Entlastung der
Städte von Emissionen stärker zu berücksichtigen, damit Projekte wie
die Aartalbahn bessere Chancen auf eine Finanzierungshilfe haben. Wenn
die Bundesregierung Politik auch für die Menschen im ländlichen Raum
machen will, muss sie die Beurteilungsmaßstäbe deshalb überarbeiten."


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jutta Blatzheim-Roegler und Pia
Schellhammer sowie die Antwort der Landesregierung finden Sie
unter:

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/02/Antwort_KA_Aartalbahn.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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BILDUNG/1506: Bericht der Expertenkommission Forschung und Innovation 2019 


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

EFI-Bericht 2019: Viel Gutes und noch mehr Potential



René Röspel, zuständiger Berichterstatter:

Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) hat ihren
jährlichen Bericht zur Forschungs- und Innovationspolitik vorgestellt.
Das Gremium berät die Bundesregierung seit über zehn Jahren und zeigt
konkrete Handlungsoptionen auf, die es nun zu prüfen gilt.

"Der EFI-Bericht unterstreicht, dass der eingeschlagene Weg in der
Forschungs- und Innovationspolitik richtig ist. So wird die
Hightech-Strategie 2025, die auf Druck der SPD-Bundestagsfraktion zu
einer ressortübergreifenden Innovationsstrategie weiterentwickelt
wurde, positiv bewertet. Hervorgehoben hat das Gremium ausdrücklich,
dass die digitale Transformation in der Strategie prominent
berücksichtigt wird.

EFI begrüßt die KI-Strategie des Bundes, die durch die Beteiligung
verschiedener Ministerien und durch die Rücksichtnahme auf soziale und
ethische Fragen inhaltlich breit aufgestellt ist. Gleichwohl mahnt die
Kommission an, die Strategie auszubauen und sie mit klaren Zielen zu
versehen.

Das Gutachten legt auch den Finger in die Wunde. So fordert EFI, die
Digitalisierung der Hochschulen voranzutreiben und regt die Einführung
einer Digitalisierungspauschale an, um Ausbau und Unterhalt der
digitalen Infrastruktur und Ausbau der Lehr- und Lernangebote an
Hochschulen vorantreiben zu können. Weitere Themen sind die Stärkung
von Startups im Innovationssystem, innovative Technologien und
Geschäftsmodelle für die Energiewende und die Blockchaintechnologie.
Wir werden die Vorschläge der Kommission genau prüfen und darauf
drängen, dass die Forschungs- und Innovationspolitik weiterhin die
seit 20 Jahren erfolgreiche sozialdemokratische Handschrift trägt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/938: Psychotherapeutenausbildungsgesetz im Kabinett


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Psychotherapeutenausbildungsgesetz im Kabinett



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Der Bedarf an psychotherapeutischer Versorgung wächst in Deutschland
stetig an und für die Behandlung erkrankter Patientinnen und Patienten
benötigen wir hochqualifizierte und motivierte Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten.

"Aktuell gibt es großen Reformbedarf bei der
Psychotherapeuten-Ausbildung und wir freuen uns, dass dieser nun mit
dem Kabinettsentwurf zum Psychotherapeutenausbildungsgesetz
aufgegriffen wurde. Im weiteren parlamentarischen Verfahren werden wir
den Gesetzentwurf genau prüfen. Schon jetzt ist klar zu begrüßen, dass
die Pläne zur Schaffung eines Modellstudiengangs zu Pharmakotherapie
nicht weiter verfolgt werden.

Die Schaffung eines Direktstudiums auf Masterniveau drängt. Für uns
ist das Signal dieser Reform an die interessierten Studierenden von
besonderer Bedeutung: Wir schaffen einen modernen Therapieberuf, der
in Zukunft die angehenden Therapeutinnen und Therapeuten während der
stationären Ausbildung angemessen vergütet. Das wird langfristig auch
einen Beitrag zur Sicherstellung der Versorgung von psychisch kranken
Menschen leisten. Entscheidend bleibt aber, dass wir die offenen
Fragen der Finanzierung der Weiterbildung während der ambulanten
Ausbildungsphase klären und die Situation der Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten, die sich aktuell in Ausbildung befinden,
kurzfristig spürbar verbessern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/679: Mehr Geld für gesetzliche Betreuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mehr Geld für gesetzliche Betreuer



Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Heute hat die Bundesregierung den Entwurf für ein Gesetz zur Anpassung
der Betreuer- und Vormündervergütung von Justizministerin Katarina
Barley beschlossen. Kern ist die Erhöhung der Vergütung von
gerichtlich bestellten Betreuern in der gesetzlichen Betreuung von
Personen, die aufgrund von körperlichen, geistigen, psychischen und
seelischen Leiden nicht mehr in der Lage sind, ihre Angelegenheiten
selbstständig zu regeln. Das parlamentarische Verfahren sollte noch
vor der Sommerpause abgeschlossen werden.

"Die heute im Kabinett beschlossene Erhöhung der Vergütung von
gesetzlichen Betreuern um durchschnittlich 17 Prozent ist ein echter
Fortschritt. Seit Jahren beklagen die Berufsbetreuer und
Betreuungsvereine massive finanzielle Schwierigkeiten. Unser Dank gilt
Bundesjustizministerin Katarina Barley und den Ländern für dieses
produktive Ergebnis der Bund-Länder-Gespräche.

Es ist gut, dass bei dem Gesetz jetzt Tempo gemacht wird. Unser Ziel
ist, dass das parlamentarische Verfahren schnell beginnt, damit es
noch vor der Sommerpause abgeschlossen werden kann.

Auch durch den parallel im Bundesjustizministerium laufenden
Dialogprozess zum Betreuungsrecht erwarten wir klare Verbesserungen
von Qualität und Zusammenarbeit im Interesse der Betreuten - wie es
auch das Gutachten des Ministeriums einfordert. Uns ist dabei
besonders wichtig, dass das Ehrenamt in der gesetzlichen Betreuung
gestärkt wird. Dies bedarf jedoch einer engen Begleitung und
Unterstützung durch die Betreuungsvereine. Hier setzen wir auch weiter
auf die gute und konstruktive Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern
und Kommunen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2263: Digitalisierungspauschale für nachhaltige Finanzierung (idw)


Stifterverband - 27.02.2019

Digitalisierung der Hochschulen: Digitalisierungspauschale für nachhaltige
Finanzierung

• Hochschulen durch Digitalisierungs-Pauschale pro Studentin/Student
unterstützen

• Entgeltordnung ändern, um mehr IT-Fachkräfte zu gewinnen

• Jede Hochschule sollte Digitalisierungsstrategie ausarbeiten



Berlin, 27. Februar 2019 - "Die deutschen Hochschulen messen ihrer
Digitalisierung einen sehr hohen Stellenwert bei", so heißt es in dem
Jahresgutachten 2019 der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI), das der
Bundeskanzlerin am Mittwoch in Berlin übergeben wurde. Die sechs
Mitglieder der Kommission konstatieren zugleich aber auch, dass "sich
dieser hohe Stellenwert nicht im bisher erreichten Digitalisierungsstand
der Hochschulen widerspiegelt. Im Bereich der Digitalisierung der
Forschung sind die deutschen Hochschulen - bei allen Unterschieden in der
Ausrichtung - bereits gut aufgestellt. Es bestehen aber deutliche
Entwicklungspotenziale für die weitere Digitalisierung der deutschen
Hochschulen, insbesondere in den Bereichen Lehre und Verwaltung."

Die Digitalisierung von Forschung, Lehre und Verwaltung ist für die
Hochschulen eine große Herausforderung. Im Vergleich zu
Wirtschaftsorganisationen gibt es hochschulspezifische Aspekte, die den
Digitalisierungsprozess verzögern. Bei der Digitalisierung der Hochschulen
trifft eine "technisch komplexe Aufgabe auf unzureichend entwickelte
Steuer- und Regelungsstrukturen (Governance), die sich deutlich von der
Governance von Unternehmen unterscheidet", so Prof. Uwe Cantner von der
Universität Jena und Mitglied der Expertenkommission. Hinzu komme, "dass
die Hochschulen mit zahlreichen Anforderungen konfrontiert sind, z.B.
steigenden Studierendenzahlen, zunehmender Drittmittelabhängigkeit sowie
wettbewerblichen Verfahren wie der Exzellenzinitiative. Diese haben
zusammen zu einer steigenden Komplexität der Hochschul-Governance
geführt."

"Eine gute Möglichkeit, um auf die Herausforderungen der Digitalisierung
zu reagieren, ist die Ausarbeitung einer Strategie, die sich am Profil der
Hochschule, an ihren Zielgruppen und an ihren Entwicklungszielen
orientiert. Darüber hinaus sind die Hochschulen dringend gefordert, ihre
Verwaltung weiter zu modernisieren. Vor allem muss das an den Hochschulen
weit verbreitete 'Silodenken' überwunden werden", mahnt die Kommission.

Empfehlungen der EFI an die Politik und die Hochschulen

Einführung einer Digitalisierungspauschale: An die Adresse der Bildungs-
und Hochschulpolitiker von Bund und Ländern richtet die Expertenkommission
die Empfehlung, die Hochschulen mittels Einführung einer
Digitalisierungspauschale zu unterstützen: Die Hochschulen sollten pro
Studentin bzw. Student einen bestimmten Betrag zum Ausbau und Unterhalt
ihrer digitalen Infrastruktur und Anwendungen sowie zum Ausbau ihrer
digitalen Lehr- und Lernangebote erhalten. Die Kommission: "Die
Digitalisierung des strukturell unterfinanzierten deutschen
Hochschulsystems ist eine Daueraufgabe, die einer nachhaltigen
Finanzierung bedarf." Aktuell treffe die ressourcenintensive Daueraufgabe
Digitalisierung auf ein Hochschulsystem, das seit Jahren an einer
unzureichenden Grundfinanzierung kranke und in hohem Maße durch lediglich
temporär zur Verfügung stehende Programm- und Projektmittel geprägt sei,
die nach Ansicht der im Auftrag der EFI befragten Hochschulvertreter allzu
oft zum Aufbau von Parallelstrukturen und Insellösungen führe. "Die
Einführung einer Digitalisierungspauschale wäre ein probates Mittel, um
die Digitalisierung der Hochschulen effektiv zu unterstützen", so die EFI.

Gewinnung von IT-Fachkräften: Die Politik solle ferner die Gewinnung von
IT-Fachkräften erleichtern. Nach Aussage der im Auftrag der EFI befragten
Hochschulvertreter ist der Fachkräfte-mangel im IT-Bereich ein zentrales
Hindernis für die Digitalisierung der Hochschulen: Hochschulen an
wirtschafts- und wachstumsstarken Standorten sind vom Fachkräftemangel in
besonderem Maße betroffen, weil sie in Konkurrenz zu besser zahlenden
Unternehmen stehen; zudem setzt die bestehende Entgeltordnung der Länder
den Möglichkeiten der tariflichen Eingruppierung von IT-Fachkräften enge
Grenzen. Die Expertenkommission empfiehlt daher den Bundesländern - in
ihrer Funktion als Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes -, die bestehende
Entgeltordnung zu flexibilisieren und sich an der Entgeltordnung des
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) zu orientieren.

Erarbeitung einer Digitalisierungsstrategie: Um die Digitalisierung an den
deutschen Hochschulen schneller voranzutreiben, empfiehlt die EFI den
Hochschulen, hierfür eine Strategie mit klar definierten Zielen sowie
einen darauf abgestimmten Implementierungsplan auszuarbeiten. Diese sollte
mit der von der EFI wiederholt geforderten Profilbildung von Hochschulen
Hand in Hand gehen. "Wir sehen es als ein positives Signal, dass die
deutschen Hochschulen bereits mehrheitlich die Entwicklung einer
Digitalisierungsstrategie planen und empfehlen, in den Strategien klare
Verantwortlichkeiten für Digitalisierungsprozesse zu definieren.", so die
Expertenkommission.



Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) mit Sitz in Berlin
leistet seit über zehn Jahren wissenschaftliche Politikberatung für die
Bundesregierung und legt jährlich ein Gutachten zu Forschung, Innovation
und technologischer Leistungsfähigkeit Deutschlands vor. Wesentliche
Aufgabe der EFI ist es dabei, die Stärken und Schwächen des deutschen
Innovationssystems im internationalen und zeitlichen Vergleich zu
analysieren und die Perspektiven des Forschungs- und Innovationsstandorts
Deutschland zu bewerten. Auf dieser Basis entwickelt die EFI Vorschläge
für die nationale Forschungs- und Innovationspolitik.

www.e-fi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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FRAGEN/060: Argentinien - Gegen den Hunger. Schlagstock oder Salat? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien - Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Gegen den Hunger - Schlagstock oder Salat?



(Buenos Aires, 27. Februar 2019, UTT/poonal) - Am Freitag den 15.
Februar siegte die Macht Bilder gegenüber jedem Versuch die Repression
der Polizei von Buenos Aires in Worte zu fassen. Bilder von einem
Großmütterchen, das Auberginen vom Boden aufklaubte, während
bewaffnete Polizisten eine Mauer bildeten, um Petersilie und Co vor
dem Verkauf zu "schützen"; von Journalist*innen und
landwirtschaftlichen Produzent*innen in Wolken aus Tränengas und von
Lieferwagen der Hauptstadtregierung mit kistenweise beschlagnahmtem
Gemüse.

Bilder von einem Markt der besonderen Art, dem Feriazo, wo die
krisengebeutelte und verarmte Bevölkerung sich zu sehr günstigen
Preisen mit frischem Gemüse versorgen kann, das die Produzent*innen
ohne Zwischenhandel in die Stadt bringen. Die Feriazos oder auch
Verdurazos (verdura = Gemüse, Anm.d.Ü.), die es schon seit 2016 gibt,
sollen laut Stadtregierungen nicht mehr stattfinden, weswegen sie die
Genehmigungen für 2019 nicht erneuert hat.

 * 

Interview mit dem Koordinator der Gewerkschaft der Landarbeiter
UTT

Nahuel Levaggi, landesweiter Koordinator der Gewerkschaft der
Landarbeiter UTT (Unión de Trabajadores de la Tierra) macht seinen
Mate fertig und steht dann für ein Interview zu den Feriazos und dem
sozialen Aufruhr vom 15. Februar, der sich dank der Basismedien und
den sozialen Netzwerken schnell weiterverbreitet hat, zur Verfügung.

Welche Bilder von der Repression und den Auswirkungen sind dir,
einige Tage nach dem letzten Feriazo, im Kopf geblieben?

Es kam zu einem Zusammenstoß, der nicht unbedingt geplant war,
zwischen zwei konträren Modellen. Wir wussten, dass es zu Spannungen
kommen würde, aber niemals haben wir damit gerechnet. Was wir erlebt
haben, war ein Streit um den öffentlichen Raum und darum, welches der
beiden Modelle sich durchsetzt. Für uns ist der öffentliche Raum ein
sozialer Raum, es ist nicht nur ein Platz. Der letzte Feriazo auf der
Plaza Constitución war ein Wendepunkt für die Gesellschaft, für alle.
Es übersteigt uns komplett, was passiert ist, weil wir verstehen, dass
es die sehr legitimen Fragen auf den Punkt gebracht hat und dass sie
die Barriere der politischen Militanz, der Organisationen und des
Protests durchdringen. Das ist der Weg, den wir seit Jahren aufbauen
und der darin besteht zu den Massen zu sprechen, zur Gesamtheit der
Gesellschaft.

Welche Bilanz zieht ihr als Organisation?

Leider wurden wir durch Repression sichtbarer. Auf den Feriazos
treffen die Notwendigkeiten der Produzent*innen und die der
Konsument*innen zusammen, also der Bevölkerung die Hunger hat. Und
diese Einheit ist unfehlbar. Ich kenne nichts vergleichbares. Hier
gibt es nur einen Kampf, mein Problem und deines, und wir tun uns
zusammen und lösen es gemeinsam hier auf dem Platz, sichtbar für alle.
Ich glaube das ist es, was die Regierung stört. Leider haben wir
gelernt, dass wir uns gegenüber der staatlichen Gewalt besser
organisieren müssen. Wir waren nicht auf so eine Repression
vorbereitet, wir haben nicht damit gerechnet, dass so etwas passieren
würde. Das Gute ist, dass wir gelernt haben, dass man vertrauen muss
und solche Instanzen aufbauen muss, mit denen sich die Bevölkerung
identifizieren kann.

Wie haben die öffentlichen Aktionen der Feriazos angefangen?

Im April 2016 haben wir den ersten Streik durchgeführt, zwei Tage
haben wir kein Gemüse geerntet. Das war wichtig, denn die UTT ist von
400 Genoss*innen auf tausende angestiegen. Der Streik war innerhalb
des Sektors bekannt, aber er ist nicht durchgedrungen. Später, als die
Mittel sich verschärften und ein weiterer Streik diskutiert wurde,
haben wir Nein gesagt. Denn wenn wir streiken, wird das Gemüse teurer,
weil es weniger gibt, also kann nur der Reiche, nicht aber der Arme
kaufen. Wir müssen nicht unterversorgen, wir müssen versorgen und
deswegen haben wir den ersten Verdurazo im September 2016 gemacht und
der ist explodiert. Wir gingen hin und verschenkten Gemüse an die
Bevölkerung. So haben wir an Konsens und Rückhalt gewonnen. Wir
wissen, dass man kreativ sein muss und von den traditionellen
Protestformen Abstand nehmen muss, deswegen sind die Feriazos mit den
sehr günstigen Preisen entstanden. Und auf dem Markt in Constitución
haben wir die soziale Funktion der Lebensmittelproduzent*innen
erkannt, dass wir eine fundamentale Rolle in der Gesellschaft haben
und das gibt uns eine enorme Macht, die Macht des Essens. Und die
haben die kleinen Produzent*innen und nicht die großen
landwirtschaftlichen Unternehmerverbände. Die teilen nur das Soja
unter sich auf, und das interessiert niemanden (der Hunger hat,
Anm.d.Ü.). Und diese Macht müssen wir für eine echte Transformation
nutzen, nicht für Wahlspekulationen.

Wie geht es in Zukunft weiter?

Am 27. Februar gibt es landesweit Feriazos in verschiedenen Provinzen
und auch in der Hauptstadt auf der Plaza de Mayo. Wir möchten eine
große städtische Bewegung lostreten und nutzen, dass Millionen die
Bilder vom letzten Feriazo gesehen haben. Und wir wünschen uns, dass
sich das in einer großen Partizipation der Leute - nicht der
Organisationen - ausdrückt. Ohne Bühnen, aber mit Tausenden vor Ort.
Wir müssen erreichen, dass die stille Masse, die sich nur auf facebook
äußert, sich aufgefordert fühlt zu sagen 'da muss ich mit dabei sein,
am 27. Februar gehen wir auf die Straße'. Wir sorgen für Aktionen in
16 Provinzen und werden die Plaza de Mayo füllen, aber der Erfolg wird
darin bestehen, dass es uns dieses Mal nicht übersteigt.

Worum geht es bei dem Forum, dass ihr für April plant?

Wir laden zu einem Forum zum Aufbau eines Populären
Landwirtschaftsprogramm, denn wir sehen unsere Aufgabe heute nicht
darin, über Kandidat*inenn zu diskutieren, sondern über Weisungen,
Programme und öffentliche Politik. Wir machen einen Vorschlag und wenn
jemand kommt und ihn aufgreift, gut. Wir verteidigen ihn auf der
Straße. Das stärkt die Macht der Bevölkerung deutlich nachhaltiger,
als eine Kampagne für eine*n Kandidat*in. Im April werden wir dieses
Forum machen, zwei Tage lang in Ferro und es wird damit enden, dass
die Kandidat*innen kommen, die wollen, um ihnen zu sagen: "Das ist das
Programm und das ist die Bevölkerung, die es verteidigen wird." Jetzt
ist der Moment der Stärke gekommen und diese Macht, die wir aufgebaut
haben, wollen wir nicht nur innerhalb des Sektors einsetzen, sondern
wir wollen weitergehen. Wir haben uns nie öffentlich zu Themen
geäußert, die über unseren Bereich hinausgehen. Vor einiger Zeit haben
wir angefangen über die Agroökologie zu sprechen und über die
Probleme, die das aktuelle Landwirtschaftsmodell mit sich bringt. Aber
bei dem letzten Feriazo hat sich die Stimme der Bevölkerung erhoben,
der es momentan schlecht geht und die Hunger hat. Es ist doch so:
Gegen den Hunger - den Schlagstock oder den Salat. Das entscheidest
du.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/gegen-den-hunger-schlagstock-oder-salat/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/649: Bundeskabinett beschließt Regelungen für die Landwirtschaftszählung 2020 (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 52 vom 27.02.2019

Klöckner: Aktuelle, umfassende Daten sind unerlässlich für
politische Rahmensetzung - faktenbasiert, nicht stimmungsgeleitet

Bundeskabinett beschließt Regelungen für die Landwirtschaftszählung
2020



Auf Bestreben der Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft,
Julia Klöckner, hat das Bundeskabinett in seiner heutigen Sitzung
eine Änderung des Agrarstatistikgesetzes auf den Weg gebracht. Damit
ist die Voraussetzung geschaffen für die Landwirtschaftszählung, die
2020 auch in Deutschland stattfinden soll.

Julia Klöckner betont die Bedeutung der Erhebung: "Umfassende,
verlässliche und aktuelle Zahlen zu den Strukturen unserer
landwirtschaftlichen Betriebe zu haben, ist entscheidend. Sie sind
unerlässliche Basis, um zielgerichtete Entscheidungen zu treffen
sowie insgesamt einen guten politischen Rahmen für die Branche zu
setzen. Faktenbasiert, nicht geleitet von Stimmungen. Zehn Jahre nach
dem vergangenen Agrarzensus sorgen wir deshalb nun dafür, dass mit
der Landwirtschaftszählung 2020 wieder ein aktuelles Datengerüst zur
Verfügung steht. Die Öffentlichkeit, politische Entscheidungsträger,
Wissenschaftler und nicht zuletzt die Agrarwirtschaft haben ein
berechtigtes Interesse daran."

Entsprechend einer Empfehlung der Welternährungsorganisation FAO
werden im Jahr 2020 Landwirtschaftszählungen nicht nur in
Deutschland, sondern in der Europäischen Union und weltweit
durchgeführt.

Hintergrund:

Mit der Gesetzesänderung wird unter anderem festgelegt, welche
Informationen genau bei den landwirtschaftlichen Betrieben abgefragt
werden. Das sind beispielsweise Daten zu den bewirtschafteten
Flächen, Tierbeständen, Stall- und Weidehaltung, Pachtpreisen, der
Hofnachfolge oder Ausbringung und Lagerung von Wirtschaftsdünger.
Dabei wird den Vorgaben der EU sowie dem speziellem nationalen
Informationsbedarf Rechnung getragen. Ziel ist es, das
Gesetzgebungsvorhaben noch vor der Sommerpause abzuschließen. Dies
ermöglicht es den Statistischen Ämtern in Bund und Ländern, sich
rechtzeitig auf die Erhebung vorzubereiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 52 vom 27.02.2019
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MELDUNG/648: Staatssekretär besucht Tansania - Kampf gegen Hunger, Mangel- und Fehlernährung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 51 vom 27.02.2019

Im Kampf gegen Hunger, Mangel- und Fehlernährung

Der Parlamentarischer Staatssekretär Michael Stübgen besucht vom 27.
Februar bis zum 3. März 2019 politische Partner und Projekte in
Ostafrika



Parlamentarischer Staatssekretär Stübgen sagte anlässlich seiner
Reise: "Die Einbindung der lokalen Bevölkerung bei der Entwicklung
der Innovationen zur Ernährungssicherung ist von besonderer
Wichtigkeit. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
wird auch weiterhin die Kompetenzen der deutschen Agrar- und
Ernährungsforschung zur Verbesserung der Welternährungssituation
nutzen und fördern. Diesem Ziel bleiben wir verpflichtet.
Landwirtschaft ist als Nahrungsproduzent und Arbeitgeber ein
entscheidender Wirtschaftszweig für politische und wirtschaftliche
Stabilität. Wir haben deshalb die traditionell starken bilateralen
Beziehungen zwischen Deutschland und Tansania um einen politischen
Austausch im Bereich Landwirtschaft und Ernährung ergänzt."


Auf dem Programm stehen unter anderem:

• Der Besuch der Projekte "Scaling-up Nutrition (Scale-N) und
"Vegi-Leg" in Chinoje: Beide Projekte werden vom Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft gefördert und haben zum Ziel, die
Ernährung der ländlichen Bevölkerung in Tansania durch Unterstützung
und Weiterentwicklung von nachhaltiger Landwirtschaft zu sichern.
Gemeinsam mit der lokalen Bevölkerung werden Ideen entwickelt, um die
landwirtschaftliche Produktion, die Verarbeitung und das
Ernährungsverhalten zu verbessern. Projektverantwortlich ist das
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF). Projektpartner
sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Sokoine University
of Agriculture in Morogoro, die Parlamentarischer Staatssekretär
Stübgen zu einer Diskussionsveranstaltung über Ernährungssicherung
traf.

• Gespräch mit dem Minister für Landwirtschaft der Vereinigten
Republik Tansania, Mathew Mtigumwe

• Austausch über die aktuelle politische und wirtschaftliche
Situation mit den in Tansania ansässigen politischen Stiftungen, der
Wirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit.

 * 
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WISSENSCHAFT/1432: Heinz Maier-Leibnitz-Preise 2019 (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 27.02.2019

Wichtigster deutscher Nachwuchspreis geht an drei Wissenschaftlerinnen und
sieben Wissenschaftler

• DFG und BMBF vergeben Heinz Maier-Leibnitz-Preise 2019

• Verleihung am 28. Mai in Berlin



Drei Wissenschaftlerinnen und sieben Wissenschaftler erhalten in diesem
Jahr den Heinz Maier-Leibnitz-Preis und damit die wichtigste Auszeichnung
für den wissenschaftlichen Nachwuchs in Deutschland. Das hat ein von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) eingesetzter Auswahlausschuss in Bonn
beschlossen. Die Preisträgerinnen und Preisträger erhalten die mit je 20
000 Euro dotierte Auszeichnung am 28. Mai in Berlin.


Die Heinz Maier-Leibnitz-Preise 2019 gehen an:


	Stefan Cihan Aykut, Soziologie, Universität Hamburg

	Karl Bringmann, Theoretische Informatik, Max-Planck-Institut für Informatik, Saarbrücken

	Fabian Dielmann, Anorganische Molekülchemie, Westfälische Wilhelms-Universität Münster

	Jonathan F. Donges, Statistische Physik und Klimaforschung, Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

	Knut Drescher, Mikrobiologie und Biophysik, Max-Planck-Institut für terrestrische Mikrobiologie, Marburg

	Stefanie Gänger, Neuere und Neueste Geschichte, Universität zu Köln

	Nicolas Perkowski, Wahrscheinlichkeitstheorie, Max-Planck-Institut für Mathematik in den Naturwissenschaften, Leipzig, und Humboldt-Universität zu Berlin

	Uta Reinöhl, Allgemeine Sprachwissenschaft, Johannes Gutenberg-Universität Mainz

	Thimoteus Speer, Nephrologie, Universität des Saarlandes

	Nina Henriette Uhlenhaut, Experimentelle Endokrinologie, Helmholtz Zentrum München



Seit 1977 wird der Heinz Maier-Leibnitz-Preis jährlich an hervorragende
Forscherinnen und Forscher verliehen, die sich in einem frühen Stadium
ihrer wissenschaftlichen Laufbahn befinden und noch keine unbefristete
Professur innehaben. Der Preis dient als Anerkennung und zugleich als
Ansporn, ihre wissenschaftliche Laufbahn eigenständig und gradlinig
fortzusetzen. Benannt ist er seit 1980 nach dem Atomphysiker und früheren
DFG-Präsidenten Heinz Maier-Leibnitz, in dessen Amtszeit (1973-1979) er
erstmals vergeben wurde. Der Heinz Maier-Leibnitz-Preis gilt als der
wichtigste Preis zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses in
Deutschland.

Für die diesjährige Preisrunde waren insgesamt 129 Forscherinnen und
Forscher aus allen Fachgebieten vorgeschlagen worden. Die Auswahl traf der
zuständige Ausschuss unter dem Vorsitz der DFG-Vizepräsidentin und
Mathematikerin Prof. Dr. Marlis Hochbruck.

Die Preisträgerinnen und Preisträger im Einzelnen:

Stefan Cihan Aykut (38), Soziologie, Universität Hamburg

Stefan Cihan Aykuts Forschungsschwerpunkt liegt auf der
sozialwissenschaftlichen Erforschung von Klimadiskurs und Klimapolitik.
Besondere Bedeutung für seine Arbeiten hat der Vergleich zwischen
Deutschland und Frankreich. In beiden Ländern hat Aykut studiert und
geforscht, und so publiziert er nicht nur auf Deutsch und Englisch,
sondern auch auf Französisch. Im weiteren Verlauf hat er nationale
Diskurse und Politiken in den europäischen und globalen Kontext gestellt,
was in seine Dissertation "How to Govern a Global Risk? The Construction
of Climate Change as a Public Problem at the Global and European Levels,
in France and Germany" (im Original französisch) mündete. Aykuts Forschung
zeichnet sich durch eine neuartige Verknüpfung von Forschungsansätzen und
Methoden der Politikwissenschaft, Soziologie und der Science and
Technology Studies aus. Er verbindet empirische Beobachtungsformen mit
hermeneutischen oder diskursanalytischen Untersuchungen in historischer
Tiefenschärfe. Aykuts Analysen wirken auch in den politischen und
gesellschaftlichen Kontext hinein.

Karl Bringmann (32), Theoretische Informatik, Max-Planck-Institut für
Informatik, Saarbrücken

Karl Bringmann schrieb je eine Masterarbeit in Informatik und Mathematik
und veröffentlichte bereits zu Studienzeiten neun Konferenzpublikationen.
Seine Arbeiten auf den Gebieten der Algorithmik und Komplexitätstheorie
stellte er während der Promotions- und Postdoktorandenzeit auf zahlreichen
führenden internationalen Tagungen für theoretische Informatik vor, wo er
auch mehrfach auf Einladung in den Programmkomitees mitwirkte. Bringmann
hat äußerst wichtige Beiträge zu seinen beiden Forschungsgebieten
geliefert und dabei auch Fragestellungen in vielen weit
auseinanderliegenden Teilbereichen behandelt. Zu seinen wichtigsten
Erkenntnissen zählt die Berechnung neuer fundamentaler "unterer Schranken"
für wichtige Probleme wie beispielsweise der Fréchet-Distanz von Kurven.

Fabian Dielmann (38), Anorganische Molekülchemie, Westfälische
Wilhelms-Universität Münster

Nach Stationen in Regensburg und in Kalifornien leitet Fabian Dielmann
seit 2013 eine DFG-geförderte Emmy Noether-Nachwuchsgruppe an der
Universität Münster. Dort befasst er sich mit Fragestellungen der
Molekülchemie und Katalyse, speziell der Entwicklung von Methoden zur
Aktivierung besonders reaktionsträger kleiner Moleküle wie
Kohlenstoffdioxid und Schwefelhexafluorid (SF6). Diese Moleküle sind von
fundamentaler wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Bedeutung, da sie
Ausgangsmaterialien für großtechnische Verfahren sind, aber auch als
Umweltschadstoffe anfallen, insbesondere Kohlenstoff-, Schwefel- und
Stickstoffdioxid. Dielmann gelingt es dabei, nicht nur die Lücke zwischen
akademischer Forschung und Anwendung, sondern auch für seine Disziplinen
gängige Paradigmen und Denkmodelle zu überwinden - wie bei der Aktivierung
von SF6 mit den von Dielmann entwickelten nukleophilen Phosphanen. Seine
in international einschlägigen Journalen publizierten Forschungsarbeiten
finden weltweit Beachtung.

Jonathan F. Donges (35), Statistische Physik und Klimaforschung,
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

Durch die Einführung neuartiger Methoden aus der statistischen Physik in
die Klima- und Erdsystemforschung hat Jonathan F. Donges diese
entscheidend vorangebracht. Er hat zudem in der Analyse wiederkehrender
Ereignisse Pionierarbeit geleistet und sie als Analysemethode für
Klima-Daten etabliert, bevor Big-Data-Methoden gängige Praxis wurden. In
jüngster Zeit hat er weitere netzwerkbasierte Herangehensweisen und
Methoden aus der Komplexitätstheorie für die Klimaforschung eingesetzt.
Von dem Artikel über "Trajectories of the Earth System in the
Anthropocene", zu dem er als Co-Autor beigetragen hat, wird erwartet, dass
er die Diskussion in der Klimaforschung für die nächsten Jahre
beeinflusst. Darin identifizieren die Autoren in den Übergängen zwischen
eher gleichmäßigen und eher wechselhaften Klimazuständen einen Auslöser
der menschlichen Entwicklung in Afrika und tragen zum Nachweis einer
Wechselbeziehung zwischen Klima- und Menschheitsentwicklung bei. Donges
studierte und promovierte in Bonn, San Diego, Potsdam und Berlin, seit
2013 ist er unter anderem einer von zwei Leitern eines Flaggschiffprojekts
(COPAN) am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung.

Knut Drescher (35), Mikrobiologie und Biophysik, Max-Planck-Institut für
terrestrische Mikrobiologie, Marburg

Knut Drescher, der an der Grenze von Physik, Biochemie,
Materialwissenschaften und Biotechnologie arbeitet, hat wichtige Beiträge
zur Erforschung der zellulären Abläufe während der Entstehung von
bakteriellen Biofilmen geleistet. Seine Erkenntnisse helfen bei der
Entwicklung von Maßnahmen, um in das Wachstum und die Verbreitung dieser
multizellulären Kollektive einzugreifen. Dadurch rückt das Ziel in größere
Nähe, das Sterblichkeitsrisiko von Infektionen zu reduzieren, die durch
bestimmte Pathogene ausgelöst werden. Auch liefern Dreschers Arbeiten
bedeutende Hinweise zu einem verbesserten Verständnis davon, wie innerhalb
von zellulären Kollektiven selbstorganisiert Interaktionsmuster entstehen,
die sich von individuellen Verhaltensweisen unterscheiden. Nach Stationen
in Oxford, Cambridge und Princeton wurde Drescher 2014 Leiter einer
Max-Planck-Forschungsgruppe, seit 2015 ist er zudem Professor für Biophysik
an der Philipps-Universität Marburg. 2016 warb Drescher einen ERC Starting
Grant ein und wurde Teilprojektleiter eines DFG-geförderten
Sonderforschungsbereichs.

Stefanie Gänger (36), Neuere und Neueste Geschichte, Universität
zu Köln

Seit 2013 ist Stefanie Gänger Juniorprofessorin für iberische und
lateinamerikanische Geschichte an der Universität zu Köln. Zuvor studierte
und forschte sie in Augsburg und Sevilla, Cambridge und Berlin sowie in
Konstanz an der Leibniz-Preis-Forschungsstelle "Globale Prozesse" von
Jürgen Osterhammel. Gänger, deren Schwerpunkte in der Wissens- und
Medizingeschichte vom 18. bis in das frühe 20. Jahrhundert liegen, hat mit
ihrer konsequenten Einbindung Lateinamerikas in global-historische
Zusammenhänge Neuland betreten. Ihre erste Monografie behandelt das
Sammeln und die Generierung von Wissen von und über vorspanische Objekte
sowie die Entstehung der Archäologie in Peru und Chile. Das zweite Buch
befasst sich mit der Geschichte der weltweiten Nutzung und dem globalen
Handel mit Medizinalpflanzen aus Südamerika. Auch hier verfolgt Gänger,
die eng mit Forscherinnen und Forschern aus dem internationalen Feld der
Wissens- und Globalgeschichte vernetzt ist, einen genuin
globalhistorischen Ansatz. Allein die Verwendung von Quellen aus vielen
Teilen der Welt in unterschiedlichen Sprachen ist bemerkenswert.

Nicolas Perkowski (34), Wahrscheinlichkeitstheorie,
Max-Planck-Institut für Mathematik in den Naturwissenschaften, Leipzig, und
Humboldt-Universität zu Berlin

Perkowski ist seit 2015 Juniorprofessor für Stochastische Analysis an der
Humboldt-Universität zu Berlin und arbeitet seit 2018, gefördert durch das
Heisenberg-Programm der DFG, am Max-Planck-Institut für Mathematik in den
Naturwissenschaften in Leipzig. In seiner Forschungsarbeit befasst er sich
mit singulären stochastischen partiellen Differentialgleichungen (SPDE),
Fragen der angewandten stochastischen Analysis sowie robusten Verfahren
auf dem Gebiet der Finanzmathematik. Gemeinsam mit Co-Autoren entwickelte
er unter anderem einen viel beachteten alternativen Zugang zur Lösung
singulärer SPDE wie der Kardar-Parisi-Zhang-Gleichung und konnte auch
erstmalig die Eindeutigkeit von Energielösungen für diese beweisen.
Perkowski ist seit 2016 Teilprojektleiter in einer DFG-Forschungsgruppe
und beteiligt sich seitdem auch an einem DFG-geförderten Internationalen
Graduiertenkolleg.

Uta Reinöhl (32), Allgemeine Sprachwissenschaft, Johannes
Gutenberg-Universität Mainz

Uta Reinöhl forscht auf dem Gebiet der Historischen Sprachwissenschaft,
wobei sie sich mit der Entwicklung einzelner Sprachen befasst. Zugleich
betreibt sie Grammatikalisierungsforschung, eine Fachrichtung, die
Vertrautheit mit vielen verschiedenen Sprachen, aktueller Theoriebildung
sowie die Fähigkeit zur Generalisierung verlangt. Reinöhl führt damit zwei
weitgehend nebeneinander existierende Wissenschaftstraditionen zusammen.
Ihr Schwerpunkt liegt auf syntaktischen, also die Struktur des Satzes
betreffenden Fragen. In ihrer Dissertation warf sie neues Licht auf eine
der wichtigsten Entwicklungen im Bereich der Satzstruktur der
indogermanischen Sprachen, nämlich die Herauskristallisierung von
hierarchischen Strukturen im Bereich der Nominalphrase. Außergewöhnlich
ist auch, wie Reinöhl Daten aus sehr unterschiedlichen Bereichen
verbindet: So eröffnete sie neue Einsichten durch einen detaillierten
Vergleich des vedischen Sanskrits und verschiedener australischer
Sprachen. Reinöhl ist seit 2019 Leiterin einer DFG-geförderten Emmy
Noether-Nachwuchsgruppe an der Universität Mainz. Bereits seit 2017 ist
sie an der Universität zu Köln Teilprojektleiterin in einem
Sonderforschungsbereich sowie Mitantragstellerin eines DFG-Projekts zur
Entwicklung einer Forschungsumgebung für altindische Texte.

Thimoteus Speer (37), Nephrologie, Universität des Saarlandes

Fettstoffwechselstörungen gehören zu den wichtigsten Risikofaktoren für
arteriosklerotische Gefäßveränderungen, die zu Schlaganfällen oder
Herzinfarkten führen können. Allerdings sind nicht alle Blutfette
schädlich. Thimoteus Speer konnte zeigen, dass nur bestimmte modifizierte
Fette eine arterienschädigende Wirkung bei Nierenkranken haben.
Entscheidend ist, dass er diese Erkenntnisse mit neu entdeckten Prozessen
der chronischen Entzündungen verknüpfen und einige mechanistische Details
dieser fatalen Interaktion aufklären konnte. So gelang ihm ein wichtiger
Brückenschlag zwischen diesen beiden häufig auftretenden
Schädigungsprozessen. Speers Erkenntnisse ermöglichen die Etablierung
einer diagnostischen Präzisionsmedizin und mittelfristig auch die
Entwicklung neuer therapeutischer Strategien. Die Arbeit Speers besticht
somit durch ihren starken translationalen Forschungsansatz. Auf der Basis
einer Doppelpromotion in Humanmedizin und Biologie gelingt es ihm,
herausragende Grundlagenforschung und translationale Forschung zu
verbinden. Dies spiegeln auch seine Positionen als Oberarzt, Laborleiter
der experimentellen und translationalen Nephrologie sowie als
Teilprojektleiter eines DFG-geförderten Sonderforschungsbereichs wider.

Nina Henriette Uhlenhaut (41), Experimentelle Endokrinologie,
Helmholtz Zentrum München

Gegenstand der Endokrinologie sind Erkrankungen von hormonproduzierenden
Drüsen, wie zum Beispiel der Schilddrüse, oder Erkrankungen, die durch
Überschüsse, Mängel oder andere Ungleichgewichte von Hormonen ausgelöst
werden. Nina Henriette Uhlenhaut untersucht die Signalübermittlung
sogenannter Glukokortikoid-Hormone auf molekularer Ebene sowie ihre
physiologischen Folgen für das Immunsystem und den Stoffwechsel.
Uhlenhauts Arbeiten haben entscheidend dazu beigetragen nachzuweisen, dass
diese Hormone sowohl stimulierende wie auch hemmende Effekte vermitteln
können, und diesen Mechanismus aufzuklären. Uhlenhaut ist seit 2018
Professorin für Stoffwechsel-Biochemie und -Genetik am Genzentrum der
Ludwig-Maximilians-Universität sowie Nachwuchsgruppenleiterin am Helmholtz
Zentrum München. Seit 2017 ist sie Teilprojektleiterin in einem
DFG-geförderten Transregio und in einem Sonderforschungsbereich. 2014
erhielt sie einen ERC Starting Grant und leitete 2013-2018 eine
DFG-geförderte Emmy Noether-Nachwuchsgruppe.

Weiterführende Informationen

Die Verleihung der Heinz Maier-Leibnitz-Preise 2019 findet am 28. Mai um
16 Uhr in der Hörsaalruine des ehemaligen
Rudolf Virchow-Hörsaals, Berliner Medizinhistorisches Museum der Charité,
Charitéplatz 1, 10117 Berlin, statt.

Ausführliche Informationen zum Preis und den bisherigen Preisträgerinnen
und Preisträgern unter:

www.dfg.de/maier-leibnitz-preis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 
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HERRSCHAFT/1814: Nichtregierungsorganisation - justiziabler Hinterhalt ... (SB)




Für externe Politikberatung haben die Regierungen der Bundeskanzlerin Angela
Merkel seit 2006 über 1,2 Milliarden Euro ausgegeben. Matthias Höhn von der
Linkspartei wurde diese Zahl als Antwort auf eine Kleine Anfrage an die
Bundesregierung genannt, und er gibt zu bedenken, daß es sich dabei um absolute
Mindestangaben handelt, da das Finanzministerium keinen Anspruch auf
Vollständigkeit für diese Daten erhebt [1].

Politikberatung ist nicht nur teuer, ihr haftet auch der schlechte Geruch
undemokratischer Einflußnahme an. Bei den dafür in Anspruch genommenen
ExpertInnen handelt es sich häufig um Angestellte oder Auftragnehmer
privatwirtschaftlicher Beratungsfirmen, deren Credo eher die Staatsferne
unternehmerischer Eigenverantwortung ist, als daß sie in besonderer Weise um
sozialen Ausgleich bemüht wären. Der neoliberalen Gesellschaftsdoktrin gemäß
funktioniert der Staat am besten, wenn er nach Prinzipien der corporate
governance aufgestellt ist, und bewältigt seine Aufgaben am effizientesten durch
die Anwendung marktwirtschaftlicher Regeln auf zentrale Bereiche
gesellschaftlicher Gestaltung wie Sozial- und Bildungspolitik. Die Einschränkung
des Solidarprinzips durch die Einführung kapitalgedeckter Renten, die
menschenfeindliche Logik maximaler Kosteneffizienz in privatisierten
Krankenhäusern, die Auslagerung öffentlicher Versorgungsleistungen an
Privatunternehmen - dies und vieles mehr sind Ergebnisse neoliberaler
Politikberatung, die spätestens mit der rotgrünen Regierung in der ersten Dekade
tonangebend für das Verhältnis von Staat und Gesellschaft geworden ist.

Auch jenseits der häufig als intransparent kritisierten Vergabe teurer
Beratungsaufträge an transnationale Unternehmen wird nach Kräften auf die
Politik Einfluß genommen, so etwa durch die Erhebungen, Evaluationen und
Empfehlungen der Bertelsmann Stiftung. Die mit einem Kapital von über 600
Millionen Euro ausgestattete Stiftung hält die Mehrheit der Aktien des
Bertelsmann-Konzerns, das als Medienunternehmen mit globaler Reichweite
seinerseits über einigen Einfluß auf politische und gesellschaftliche
Verhältnisse verfügt. Das den GründerInnen Steuerersparnisse in Millionenhöhe
bescherende Stiftungsmodell hat in diesem Fall einen politischen Akteur ersten
Ranges hervorgebracht, unter dessen Dach UnternehmerInnen und PolitikerInnen
sich die Klinke in die Hand geben und nach dessen verwaltungstechnischen und
sozialpolitischen Leitlinien öffentliche Institutionen und Administrationen aller
Art strukturiert werden.

Es wäre allerdings auch erstaunlich, wenn in einem Land mit extremer Einkommens-
und Vermögenspolarisierung tatsächlich jede Stimme gleiches Gewicht bei der
politischen Willensbildung hätte. Verfassungs- und menschenrechtliche
Gleichheitsprinzipien mögen den politischen Verkehr erleichtern und die
Fensterreden der Repräsentanten politischer Macht verschönern, doch dienen sie
in der Eigentumsordnung der kapitalistischen Gesellschaft auch dazu, konkrete
Klassenwidersprüche mit hochsymbolischen Mitteln zu befrieden und auszublenden. 
Dementsprechend wird externe Beratungstätigkeit gerne als technische Expertise
verharmlost und als Bearbeitung vermeintlicher Sachzwänge legitimiert, so daß die
eminent politische, Klassenantagonismen verschärfenden Wirkung daraus
resultierenden Gesetzesinitiativen und Handlungsempfehlungen weitgehend
unsichtbar bleibt.

Vor diesem Hintergrund kann die schlußendliche Aberkennung der Gemeinnützigkeit
der Nichtregierungsorganisation Attac durch den Bundesfinanzhof kaum anders denn
als Vollzug einer Justiz verstanden werden, der der Erhalt der
privatwirtschaftlich organisierten Eigentumsordnung mehr bedeutet als die
Herstellung einer sozialen Gerechtigkeit, deren Verwirklichung nicht vor der
Überwindung tradierter und etablierter Klassenantagonismen haltmachte. Wenn
Attac "Einflussnahme auf politische Willensbildung und Gestaltung der
öffentlichen Meinung" [2] vorgeworfen und damit der gemeinnützige Zweck des
Engagements ihrer AktivistInnen negiert wird, dann mag das der
formaljuristischen Legitimation der Aberkennung des mit der Gemeinnützigkeit
verbundenen Steuerprivilegs Genüge tun. Stellt man diesem Urteil jedoch die
politische Macht zahlreicher in Industrie- und Finanzkapital verankerter
Stiftungen gegenüber, dann zeigt sich, daß die enge Auslegung der Definition von
Gemeinnützigkeit in Paragraph 52 der Abgabenordnung ebensogut zugunsten von
Attac hätte verlaufen können.

Nur zwei Tage nach Bekanntwerden des Urteils des Bundesfinanzhofes hat der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium, Steffen Bilger,
die Gemeinnützigkeit der Deutschen Umwelthilfe (DUH) unter Berufung auf das
Attac betreffende Urteil angezweifelt [3]. Seit Monaten steht die Umwelthilfe im
Kreuzfeuer der VerfechterInnen eines motorisierten Individualverkehrs, der sich
durch Emissionsgrenzwerte so wenig wie möglich einschränken lassen will. Da die
DUH zugunsten der Gesundheit der Bevölkerung, die in Deutschland einer aktuellen
Untersuchung zur Folge besonders stark durch verkehrsbedingte Emissionen bedroht
ist [4], alle Register des Rechtstaates zieht, lastet man ihr eine unzulässige
Politisierung an, wenn nicht ohnehin gleich zu Verschwörungstheorien gegriffen
wird. So wird die an den Pranger deutscher Herrenfahrer gestellte Organisation
mit eben dem Mittel, dessen mißbräuchliche Anwendung ihr angelastet wird,
bedroht und angegriffen. Auf diesem Wege wird der Begriff der Politisierung
einem herrschaftsförmigen Bedeutungswandel unterzogen, dessen antidemokratischer
Charakter desto weniger auffällt, als die Bezichtigung all jener Menschen, die
sich dem Primat der kapitalistischen Verwertungsordnung widersetzen, zur
staatstragenden, mithin selbstevidenten Notwendigkeit erhoben wird.

Jenes Ungarn, in dem der im Land gebürtige US-Finanzinvestor George Soros mit
kaum verhohlenen antisemitischen Stereotypien der unlauteren politischen
Einmischung durch seine Stiftungen bezichtigt wird, scheint nur noch einen
Steinwurf weit entfernt zu sein. Wo sich Ministerpräsident Viktor Orban und der
israelische Premierminister Benjamin Netanyahu einig darin sind [5], daß einem
Soros, der unter anderem für bedrängte Minderheiten wie die Roma und die
Palästinenser eintritt, Einhalt zu gebieten sei, liegt der Griff zu den
demagogischen Waffen der antisemitischen und sozialrassistischen Propaganda
nahe.

Das ist auch in der Bundesrepublik der Fall, wenn man die Polemik Revue
passieren läßt, die in den letzten Monaten auf die Deutsche Umwelthilfe
abgefeuert wurde [6]. Hier zeichnen sich soziale Auseinandersetzungen von einer
Schärfe ab, die mit dem Bleifuß mancher AutofahrerInnen allein nicht mehr zu
erklären ist. Das politische Engagement von Attac firmiert zwar unter dem
Stichwort "Globalisierungskritik", doch die erfolgreiche Mobilisierung der NGO
für eine kapitalismuskritische Position im Streit für Klimagerechtigkeit könnte
den Ausschlag dafür gegeben haben, ihre Handlungsfähigkeit einzuschränken. Wenn
etwas für die sozialen Kämpfe der näheren Zukunft relevant ist, dann die
Konvergenz von sozialer und ökologischer Frage zu einem Entwurf radikaler
gesellschaftlicher Veränderung, die dem galoppierenden Klimawandel vielleicht
als einziges überhaupt noch Einhalt gebieten könnte.


Fußnoten:

[1] https://www.matthias-hoehn.de/nc/presse/pressemitteilungen/detail/news/ueber-eine-milliarde-fuer-berater/

[2] https://www.attac.de/presse/detailansicht/news/gemeinnuetzigkeit-bundesfinanzhof-verweist-attac-entscheidung-zurueck-nach-kassel/

[3] https://www.deutschlandfunk.de/nach-attac-urteil-union-stellt-erneut-gemeinnuetzigkeit-der.1939.de.html?drn:news_id=981635

[4] https://www.heise.de/tp/features/Tod-durch-Atmen-4322349.html

[5] https://www.nzz.ch/international/ein-heikler-ungarischer-gast-in-israel-ld.1404667

[6] https://www.jungewelt.de/artikel/344742.dieselskandal-am-pranger.html?sstr=deutsche%7Cumwelthilfe
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KRIEG/1734: Bundesrepublik Deutschland - doppelzüngig ... (SB)




Die Lieferung von Kriegswaffen und kriegswaffennahen sonstigen
Rüstungsgütern wird nicht genehmigt in Länder, die in bewaffnete
Auseinandersetzungen verwickelt sind oder wo eine solche
droht.

"Politische Grundsätze der Bundesregierung für den Rüstungsexport" [1]

Wenn es darum geht, Profite zu privatisieren und Verluste zu
sozialisieren, ist der deutsche Staat als Sachwalter einheimischer
Kapitalfraktionen in vorderster Front mit von der Partie. Das gilt im
eigenen Land, wo die Agendapolitik zur Ausbeutung und Zurichtung der
Lohnabhängigen und für überflüssig Erklärten den Aufstieg der
Bundesrepublik zur europäischen Führungsmacht maßgeblich beflügelt
hat. Das gilt auch international, hat die Bundesregierung doch den
Vereinten Nationen 100 Millionen Euro an humanitärer Hilfe für den
Jemen zugesagt, während dort auch mit deutschen Waffen Krieg geführt
wird. Weiß die eine Hand nicht, was die andere tut? Das anzunehmen
wäre naiv. Das Kapital fließt dorthin, wo es sich profitträchtig
verwerten läßt, ob nun Nahrungsmittel für die Hungernden oder Waffen
zu deren Ermordung produziert werden. Die Politik sorgt dafür, daß
diese Geschäfte laufen, die Zeche bezahlt und insbesondere die
deutsche Staatsräson durchgesetzt wird. Sich in einen Umhang hoher
ethischer Werte zu kleiden, der die Hand an der stets geladenen Waffe
verbirgt, ist eine Kunst, die man aufgrund der deutschen Geschichte
hierzulande besonders gut, doch keineswegs als einzige Täternation
versteht. Wer sind die größten Geldgeber der humanitären Hilfe für den
Jemen? Ausgerechnet die führenden Aggressoren Saudi-Arabien und
Vereinigte Arabischen Emirate, die maßgeblich für das millionenfache
Elend verantwortlich sind!

Ist von humanitärer Hilfe die Rede, heißt das keineswegs, daß die
zugesagten Gelder tatsächlich gezahlt werden und die vorgesehenen
Empfänger auch erreichen. Was auf Geberkonferenzen vereinbart wird,
sind mehr oder minder fiktive Signale, deren Konsequenzen nur selten
überprüft und der öffentlichen Wahrnehmung zugänglich gemacht werden.
Welcher Bruchteil der Gelder zu welchem Zeitpunkt eintrifft, wie viele
Lebensmittel davon beschafft werden können und wann diese bei den
Hungernden ankommen, bleibt in aller Regel unter dem Radar. Würde den
Menschen auch in den Industriestaaten bewußt, daß die weltweite
Nahrungsproduktion nicht für alle reicht, die beteiligten
Institutionen und Organisationen das Elend verwalten und sich die
Kernfrage darauf zuspitzt, wer zu wessen Lasten überlebt, läge die
Konfrontation mit den gesellschaftlichen Widersprüchen und deren
globalen Folgewirkungen unmittelbar auf der Naht.

Seit 2015 tobt der Krieg im Jemen, dem bereits Tausende Zivilisten zum
Opfer gefallen sind. Die Vereinten Nationen sprechen von der
schlimmsten humanitären Krise unserer Zeit. Millionen Menschen sind
vom Hungertod bedroht, laut UN benötigen 7,4 Millionen Kinder dringend
Hilfe, zwölf Prozent mehr als noch vor zwei Jahren. Vereinbarte
Waffenstillstände werden immer wieder gebrochen, so daß es sehr
schwierig ist, die Menschen in Not zu erreichen. Nach UN-Angaben
verhindern Aufständische in Hodeida den Zugang zu großen
Getreidebeständen, wobei die Hafenstadt zugleich die wichtigste
Lebensader des Jemen ist. Über keinen anderen Hafen kommen mehr
Lebensmittel, Medikamente und Treibstoffe in das Land. Ohne Hodeida
können die insgesamt zwölf Millionen Menschen, die derzeit dringend
der Hilfe bedürfen, nicht versorgt werden. [2]

Die von Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition verfügt im
Unterschied zu ihren Gegnern über Luftstreitkräfte, so daß sie für die
Opfer der Bombardierungen wie auch die weitgehende Zerstörung der
Infrastruktur verantwortlich ist. Zudem blockiert sie die Häfen und
schneidet damit das Land weitgehend von der Versorgung ab. Die
Koalition führt also nicht nur einen Angriffskrieg, sondern die
humanitäre Katastrophe gezielt herbei. Hat das zur Konsequenz, daß
Deutschland zumindest keine Waffengeschäfte mit Saudi-Arabien, den
Vereinigten Arabischen Emiraten, Jordanien, Ägypten, Bahrain, Kuwait,
Katar, Marokko, Sudan und Senegal tätigt, die diesem Bündnis
angehören? Das ist keineswegs der Fall, zählen doch Saudi-Arabien und
die VAE zu den zehn wichtigsten Empfängerländern deutscher
Rüstungsexporte, während Jordanien sogar ein enger Verbündeter in der
Region und auch Ägypten ein guter Kunde hiesiger Waffenschmieden ist.

Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben keine Hinweise vor,
daß deutsche Waffentechnologie im Jemen zum Einsatz kommt. Derartige
Erzeugnisse lassen sich jedoch im Kriegsgebiet anhand von Fotos und
Videos nachweisen, die im Internet etwa auf Twitter, Youtube und
Google Earth frei zugänglich sind. Das investigative Rechercheprojekt
#GermanArms hat eine Vielzahl solcher Quellen analysiert: Gemeinsam
fanden Journalisten der Deutschen Welle, der Zeitschrift "Stern", des
ARD-Magazins "report München", des niederländischen Recherchebüros
"Lighthouse Reports" und des Investigativ-Netzwerks "Bellingcat"
zahlreiche Belege für den Einsatz deutscher Waffensysteme an Land, in
der Luft und zur See.

So läßt sich anhand von Satellitenbildern belegen, daß die Emiratis in
Deutschland gebaute Kriegsschiffe im Jemen einsetzen. Dabei bedienen
sie sich des Hafens Assab in Eritrea, der strategisch günstig an der
Meerenge Bab al-Mandab ("Tor der Tränen") liegt. Nur 60 Kilometer
trennen Assab von der gegenüberliegenden jemenitischen Küste. Auch
Söldner aus dem Sudan werden über den Hafen von Assab in den Jemen
gebracht. Möglich macht das ein Abkommen der VAR mit dem Regime
Eritreas, das die Nutzung dieses Hafens als Militärbasis gestattet.
Auf Bildern sind wiederholt Korvetten vom Typ "Muray Jib" zu sehen,
die von der deutschen Firma Lürssen mit Sitz in Bremen gebaut wurden.
Zuletzt waren Schiffe dieses Typs im September 2018 und Februar 2019
im Hafen von Assab zu erkennen.

Ab März 2017 liegt wiederholt auch ein Boot der Frankenthal-Klasse im
Hafen von Assab. Zwei dieser deutschen Minenjagdboote hatten die VAR
2006 gekauft. In einem Video des Senders "Al Jazeera" vom Oktober 2017
ist ein Boot der Frankenthal-Klasse im jemenitischen Hafen von Mokha
zu sehen, der gegenüber von Assab liegt. Ein weiteres Indiz, daß das
Minenjagdboot in Kämpfe verwickelt war, lieferten die Huthis: Sie
gaben an, das Boot im Juli 2017 beschossen zu haben und
veröffentlichten Bilder des schwer beschädigten Schiffs.

Zudem kommen auch diverse Waffen zum Einsatz, die von mehreren
europäischen Ländern gemeinsam produziert wurden und wichtige deutsche
Bauteile haben. Das gilt für Kampfflugzeuge der Typen Eurofighter und
Tornado, mit denen Luftangriffe geflogen werden. Es fanden sich Belege
für den Absturz eines saudischen Tornados im Januar 2018 im Tal
Al-Souh im jemenitischen Gebiet Ketaf. Über den Partner Großbritannien
lieferte Deutschland auch nach dem Beginn des Jemen-Kriegs Ersatzteile
für Tornados an Saudi-Arabien. Indizien fand das Rechercheteam auch
für den Einsatz des Tankflugzeugs A330 MRTT des europäischen
Airbus-Konzerns.

Im November 2015 wurde in der Nähe der Hafenstadt Aden ein Konvoi der
VAR gefilmt, in dem gepanzerte "Oshkoshs" aus US-Produktion deutsche
Waffenstationen des Modells "Fewas" tragen, die von Dynamit Nobel
Defence produziert werden. Darüber hinaus ist in einem Video vom
Oktober 2018 ein französischer Leclerc-Kampfpanzer zu sehen, der an
den Seiten mit dem zusätzlichen Schutzsystem namens Clara verstärkt
ist, das ebenfalls Dynamit Nobel Defence herstellt. Im März 2017 hatte
die Bundesregierung der Firma eine Genehmigung für die Ausfuhr von
"Reaktivpanzerungen in Form von Modulen" an die Emirate erteilt, auch
in diesem Fall lange nach Kriegsbeginn. Ferner sind französische
Artilleriegeschütze vom Typ Caesar mit deutschen Unimog-Fahrgestellen
und Motoren ausgestattet. [3]

Das alles wäre unmöglich, ginge es nach dem Grundsatz, der seit dem
Jahr 2000 in jedem Rüstungsexportbericht zu finden ist: "Genehmigungen
für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern werden
nur erteilt, wenn zuvor der Endverbleib dieser Güter im
Endempfängerland sichergestellt ist." Wie das Auswärtige Amt nun
erklärte, lägen der Bundesregierung "keine Informationen zu einem
Verstoß gegen Endverbleibserklärungen für aus Deutschland ausgeführte
Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien oder in die Vereinigten Arabischen
Emirate vor". Von deutschen Waffen und deutscher Rüstungstechnologie
im Jemen sei ihm nichts bekannt, beteuerte Wirtschaftsminister Peter
Altmaier noch vor wenigen Tagen. [4]

Allein im Jahr 2017 wurden den Emiratis Rüstungsausfuhren aus
Deutschland im Wert von 214 Millionen Euro genehmigt, den Saudis für
254 Millionen - trotz des Grundsatzes, daß keine Waffen an Länder
gehen, die in Kampfhandlungen verwickelt sind. Im Koalitionsvertrag
aus dem Februar 2018 erklärten die alten und neuen Regierungsparteien
CDU, CSU und SPD sogar: "Wir schärfen noch im Jahr 2018 die
Rüstungssexportrichtlinien aus dem Jahr 2000 und reagieren damit auf
die veränderten Gegebenheiten." Doch erst nach dem Mord an Jamal
Khashoggi im Oktober 2018 wurde ein befristeter Stopp der Exporte an
Saudi-Arabien verfügt, der am 9. März auslaufen soll. Die betroffenen
Hersteller verweisen darauf, daß sie sich stets im Rahmen der Gesetze
bewegt hätten. Die Bundesregierung wollte zu den Rechercheergebnissen
von #GermanArms bislang keine Stellung nehmen. Für sie geht es derzeit
ganz im Gegenteil darum, bei künftigen gemeinsamen Rüstungsprojekten
mit Frankreich die Exportregeln zu lockern. Daß sich Deutschland damit
zum Komplizen des massenhaften Mordens im Jemen macht, liegt auf der
Strecke des imperialistischen Übergriffs.


Fußnoten:

[1] www.n-tv.de/wirtschaft/Deutsche-Waffen-werden-im-Jemen-eingesetzt-article20875756.html

[2] www.tagesschau.de/ausland/krieg-im-jemen-103~_origin-1d6d4589-f979-48a9-86b1-8f1257554fb4.html

[3] www.dw.com/de/beweise-für-deutsche-waffen-im-jemen/a-47681315

[4] www.stern.de/politik/ausland/ruestungsexporte--so-fuehrt-uns-die-bundesregierung-an-der-nase-herum-8599490.html
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STANDPUNKT/844: Das kubanische Volk nimmt seine neue Verfassung an (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - 27. Februar 2019

Das kubanische Volk nimmt seine neue Verfassung an - ein beispielloser
demokratischer Prozess!



Am 24.2.2019 fand in Kuba ein Referendum über eine neue Verfassung statt,
die am 2. Dezember 2018 von der Nationalversammlung als Entwurf angenommen
worden war. Rund 9,3 Millionen Kubaner/innen über 16 Jahre waren
wahlberechtigt. Laut vorläufigem Abstimmungsergebnis nahmen 84,4 % an der
Abstimmung teil, davon stimmten mit

ja: 86,85 %

nein: 9 % = 706.400 Stimmen

mit weißem Stimmzettel: 2,54% und

mit ungültig gemachtem Stimmzettel: 1,68 %

Vorangegangen war ein monatelanger Prozess: Von der Erarbeitung eines neuen
Verfassungstextes, seiner Diskussion in der Nationalversammlung, bis zur
Information der Bevölkerung und der Erörterung in 133.681 Versammlungen im
Wohnbezirk, am Arbeitsplatz, in den Schulen und Universitäten, mit den
Bauern. Insgesamt beteiligten sich 8,9 Millionen Bürger/innen
einschließlich im Ausland lebende Kubaner/innen. Es wurden 1,7 Millionen
Veränderungsvorschläge gemacht, die zu einer umfassenden Überarbeitung des
Vorschlags führten, der nun durch eine Volksabstimmung mit überwältigender
Mehrheit angenommen wurde.

Dieser intensive Prozess, von dem man hierzulande nur träumen kann, hat
dazu geführt, dass alle Kubaner/innen tatsächlich mit den Inhalten der
neuen Magna Charta vertraut sind, die ausdrücklich den weiteren
sozialistischen Weg der kubanischen Revolution fortschreibt. Im Rahmen
dessen werden private Eigentumsformen anerkannt, die staatlichen Strukturen
teilweise neu geordnet, die Bürgerrechte sowie die Gestaltungsmöglichkeiten
der kommunalen Ebene gestärkt. Die Ehe ist als eine Form der Familie neben
anderen, also nicht als Keimzelle der Gesellschaft beschrieben. Die
genauere Ausführung bleibt einem neuen Familiengesetz vorbehalten, das dann
ebenfalls durch ein Referendum abgestimmt werden soll.

Das Netzwerk Cuba, der Zusammenschluss von 37 Organisationen der
Kuba-Solidarität und von Einzelpersönlichkeiten, beglückwünscht das
kubanische Volk und seine Regierung zu diesem Erfolg und wird weiter alles
dafür tun, hierzulande die Informationen über die kubanische Revolution und
ihre Realität zu verbreiten.

Für uns bedeutet Kuba: Eine andere Welt ist möglich!

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - informationsbüro - e.V.

Weydingerstr. 14-16, 10178 Berlin

E-Mail: info@netzwerk-cuba.de

Internet: www.netzwerk-cuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 
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STANDPUNKT/843: Das "Ja" des kubanischen Volks ist ein Akt der Souveränität (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
27. Februar 2019

Das "Ja" des kubanischen Volks ist ein Akt der Souveränität!



Die Deutsche Kommunistische Partei gratuliert dem kubanischen Volk, der
kommunistischen Partei Kubas zur neuen Verfassung, die eine Verfassung des
Humanismus, des Fortschritts der Menschheit, des Friedens und des
Antiimperialismus ist.

Das kubanische Volk hat am Sonntag in einem Referendum mit überwältigender
Mehrheit eine neue Verfassung verabschiedet. In einem langen
Diskussionsprozess, an dem sich fast neun Millionen Kubanerinnen und
Kubaner in über 130 000 Versammlungen beteiligten, und einer Überarbeitung
in der kubanischen Nationalversammlung sagten 86,9 Prozent "Ja" zur neuen
Verfassung. Das entspricht fast drei Vierteln der wahlberechtigten
Gesamtbevölkerung. Es sei daran erinnert, dass das deutsche Grundgesetz den
Regierten weder bei Einführung noch bei all seinen Abänderungen, die in der
Regel zu Demokratieverlusten führten, der Bevölkerung zur Abstimmung vorlag
- geschweige zu einer vorherigen Diskussion über die Inhalte.

Den allermeisten Staaten der Welt ein Beispiel für partizipative Demokratie
gebend, fanden dagegen auf Kuba teils kontroverse Diskussionen um viele
Inhalte statt und führten zu Veränderungen bei sechzig Prozent der Artikel
gegenüber dem ursprünglichen Entwurf. Darin liegt auch der Grund, dass auf
Kuba die große Mehrheit der Menschen sich als wichtiger Teil des
gesellschaftlichen Prozesses fühlt, während die Unzufriedenheit der
Menschen hierzulande hinsichtlich der Verweigerung demokratischer Teilhabe
durch die herrschende Klasse greifbar ist.

Die neue Verfassung reagiert mit ihren Änderungen auf die Prozesse, die auf
Kuba seit Jahren vonstatten gehen. Diese bewegen sich im Rahmen der Suche
nach dem besten Weg zum Sozialismus, der als Staatsziel festgeschrieben
ist. Es gibt keinen Platz für Spekulationen über eine Marktöffnung mit dem
Ziel eines anderen Wirtschaftssystems.

Mit der klaren Zustimmung zum Sozialismus und zur Unabhängigkeit hat sich
das Volk Kubas am Wochenende der Provokationen gegen die Regierung
Venezuelas - vorangetrieben durch die USA, Deutschland, Kanada, Kolumbien
und wenige weitere europäische und lateinamerikanische Staaten - indirekt
auch für die Souveränität Venezuelas ausgesprochen. Kuba unterstreicht
damit das Recht des venezolanischen Volkes, aber auch aller Staaten, die
mit international begehrten Bodenschätzen gesegnet sind, selbst über seine
Regierung bestimmen zu können anstatt eine zu akzeptieren, die von
Washingtons oder Berlins Gnaden ist. Venezuelas Volk wird sich in seiner
Mehrheit nicht dem ausländischen Diktat beugen - das ist der Grund, warum
die venezolanische Opposition Wahlen scheut und zu Aggression und
Intervention greift.

An diesem Wochenende hat es zwei Siege der Unterdrückten gegen den
Imperialismus gegeben. Dessen Antwort sind und bleiben wie immer Krieg und
verbrecherische Sanktionspolitik. Dem stellt die DKP ihre Solidarität
entgegen!

Essen, 27. Februar 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen
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AFRIKA/2186: Flüchtlingspolitik - Halden in der Wüste ... (SB)




Die Europäische Union möchte Flüchtlinge schon weit in ihrem Vorfeld
auf afrikanischem Boden zurückweisen. Dort sollen Lager eingerichtet
werden, in denen dann entschieden wird, wer in die EU einreisen darf
und wer nicht. Die Afrikanische Union lehnt dies ab. Doch nun traf
sich die EU mit der Arabischen Liga, und es wird befürchtet, daß
mittels der arabischen Staaten in Nordafrika quasi durch die
Hintertür die Lager doch noch gebaut werden. Vorbild ist Libyen. Dort
sind rund 20.000 Menschen unter elendsten Bedingungen interniert.
Berichtet wird von Folter, Vergewaltigungen, Hinrichtungen, Aussetzen
von Flüchtlingen in der Wüste und einem Sklavenmarkt. Für diese Art
der "Verteidigung ihrer Werte", für die sich die EU gerne rühmt, ist
sie unmittelbar verantwortlich, wurde doch Libyen vor sieben Jahren
u.a. von den alten Kolonialmächten Frankreich, Großbritannien und
Italien bombardiert und in Schutt und Asche gelegt.

Die Befürchtung der Afrikanischen Union, daß die EU via Arabische
Liga ihre Ziele einer vorgelagerten Flüchtlingsabwehr doch noch
durchsetzen könnte, ist nicht unbegründet. Schließlich hat sich die
EU schon in der Vergangenheit über die Interessen ihrer angeblichen
Partner auf Augenhöhe auf dem afrikanischen Kontinent hinweggesetzt.

Auch dafür steht Libyen als Beispiel. In den Tagen und Stunden vor
Beginn der Bombardierung Libyens durch die französische Luftwaffe am
19. März 2011 hatte die Afrikanische Union, deren Rat für Frieden
und Sicherheit (PSC) eigens ein aus fünf Staatsführern und dem
AU-Kommissionspräsidenten zusammengesetztes Gremium zum
Libyenkonflikt gebildet hatte, die westlich dominierte Kriegsallianz
eindringlich gebeten, keine Flugverbotszone einzurichten und sich
jeglicher militärischen Maßnahmen zu enthalten. Man wolle den
Konflikt auf diplomatischem Wege lösen. Vergebens. Nicolas Sarkozy,
französischer Machthaber und Präsident, innenpolitisch massiv unter
Druck, suchte sein Heil in der außenpolitischen Gewaltorgie und
befahl den Angriff. Warum er nicht auf die AU gehört hat? Nun, was
ist von jemandem zu erwarten, der im Juli 2007 bei einer
"Grundsatzrede" in der senegalesischen Hauptstadt Dakar seiner
grundsätzlichen Einstellung zu Afrika mit den Worten Ausdruck verlieh:

"Afrikas Drama ist, dass der Afrikaner nicht genug in die Geschichte
eingetreten ist. Der afrikanische Bauer kennt nur den ewigen
Wiederbeginn der Zeit im Rhythmus der endlosen Wiederholung derselben
Gesten und derselben Worte. In dieser Geisteshaltung, wo alles immer
wieder anfängt, gibt es Platz weder für das Abenteuer der Menschheit
noch für die Idee des Fortschritts. In diesem Universum, wo die Natur
alles regelt, entkommt der Mensch der Qual der Geschichte, die den
modernen Menschen gefangen hält, und er bleibt regungslos in einer
unveränderlichen Ordnung. Nie geht er auf die Zukunft zu. Nie kommt
er auf die Idee, aus der Wiederholung auszutreten, um sich ein
Schicksal zu erfinden. Dies ist das Problem Afrikas." (zitiert nach
der "tageszeitung": http://www.taz.de/!5197317/)

Jener "Konflikt" in Libyen war, wie andere zuvor, übertrieben
dargestellt worden. Man wollte ein Feindbild produzieren. Angeblich
hatte der damalige libysche Staatschef und Revolutionsführer Muammar
al-Gaddafi die eigene Bevölkerung attackiert und sei im Begriff
gewesen, einen Völkermord zu verüben. Ignoriert wurde bei dieser
Behauptung, daß im Osten Libyens ein bewaffneter Aufstand stattfand,
dessen Kämpfer Regierungsstellen angegriffen hatten.

Die "Befreiung" des Landes von der vermeintlichen Gewaltherrschaft
Gaddafis bestand nun darin, daß ein Land, das mit die höchsten
Lebens- und Sozialstandards in ganz Afrika besaß, in Schutt und Asche
gelegt wurde. In Folge der Zerrüttung und instabilen Lage flossen
große Mengen an Waffen von Libyen nach Mali und haben dort einen
Aufstand verschärft. Außerdem sickerten Kombattanten aus dem
arabischen Raum in Mali ein und übernahmen nach kurzer Zeit von
rebellierenden Tuarek die Kontrolle. In Mali herrscht seitdem
Bürgerkrieg, die Bundeswehr und andere westliche Streitkräfte
befinden sich mittendrin.

Die AU hat also sehr gute Gründe, weswegen sie der Europäischen Union
nicht traut und befürchtet, in der Flüchtlingsfrage hintergangen zu
werden. Anfang der Woche berichtete Telepolis
(http://www.heise.de/-4317107) unter Berufung auf die britische
Zeitung "Guardian", daß sich die AU auf ein Papier geeinigt hat, das
sich gegen die "regionalen Ausschiffungszentren" wendet.

Ob nun die Arabische Liga die von der EU gewünschten Zusagen gemacht
hat, geht erwartungsgemäß aus dem gemeinsamen Abschlußdokument nicht
hervor. Das bleibt wenig konkret, wenn es unter Punkt 3 unter anderem
heißt, daß sich beide Seiten des "Phänomens der Migration" annehmen
und verstärkt "irreguläre Migration" bekämpfen wollen. Und daß
verstärkte Anstrengungen unternommen werden sollen, "um
Menschenschmuggel zu verhindern und zu bekämpfen". Letzteres könnte
somit bedeuten, daß Flüchtlinge aufgehalten werden sollen, und das
geht dann nur in Lagern. Und die müssen streng bewacht werden. Denn
daß ein Mensch, der womöglich monatelang unterwegs war und sogar die
Sahara durchquert hat, um das Mittelmeer zu erreichen, nicht
freiwillig wieder umkehrt, nur weil irgendein Polizist ihm das
befiehlt, ist nachvollziehbar. Die von der EU vorgesehenen regionalen
Ausschiffungszentren werden niemals den Charakter von Drehscheiben
haben, die von den Flüchtenden aufgesucht werden, weil ihnen dort
weitergeholfen wird, sondern immer nur den Charakter streng bewachter
Haftlager mit geringer Aussicht auf Weiterfahrt. Das ist die
logische Konsequenz.

Der ägyptische Machthaber und Präsident Abdel Fattah Al-Sisi, der für
die Arabische Liga das erste Gipfeltreffen mit der EU am 24. bis 25.
Februar in Sharm-El-Sheikh geleitet hat, lehnt die Bildung von Lagern
in "seinem" Land ab. Allerdings hat Ägypten das "Flüchtlingsproblem"
auf seine Weise gelöst, so daß aus Al-Sisis Sicht womöglich nicht die
Notwendigkeit zur Gründung von EU-Außenlagern besteht. Wobei nicht
humanitäre Gründe ausschlaggebendes Motiv für seine Ablehnung sein
dürften, denn ein Mensch, der reihenweise seine Artgenossen
hinrichten oder in Gefängnisse stecken läßt, weil sie eine andere
Meinung haben als er, dürfte nicht von Skrupeln geplagt sein. Al-Sisi
hat zur Zeit den Vorsitz der AU-Kommission inne und sitzt damit an
einflußreicher Stelle. Womöglich ist das letzte Wort zu
Flüchtlingslagern noch nicht gesprochen.

Bisher hat sich die EU nicht von ihrem Konzept zur Einrichtung von
Lagern auf afrikanischem Boden distanziert. Lediglich die Begriffe,
mit denen solche Einrichtungen beschrieben werden, variieren im Laufe
der Zeit. Die Bemühungen der Afrikanischen Union sind verständlich.

28. Februar 2019
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ASIEN/920: Koreakonflikt - der Rückschritt ... (SB)


Koreakonflikt - der Rückschritt ...



Vorzeitig und ohne Ergebnis ist heute das zweitägige Gipfeltreffen
zwischen Donald Trump und Kim Jong-un in Hanoi zu Ende gegangen. Alle
Hoffnungen auf nennenswerte Fortschritte bei den Verhandlungen zur
Beilegung des Streits um das nordkoreanische Atomprogramm haben sich
zerschlagen. Vor allem in Südkorea, dessen linksliberaler Präsident
Moon Jae-in sich seit zwei Jahren unermüdlich für ein Ende der
hochgefährlichen Dauerkonfrontation am 38. Breitengrad einsetzt, ist
die Enttäuschung über den Ausgang der zweiten Begegnung zwischen dem
amtierenden US-Präsidenten und dem nordkoreanischen
Staatsratsvorsitzenden riesengroß.

Große Erleichterung, wenn nicht sogar Freude, herrscht dagegen bei den
neokonservativen Imperialisten in Washington, die seit Monaten
entweder in der amerikanischen Presse am vermeintlich "blauäugigen"
Friedenskurs Trumps gegenüber Nordkorea herumnörgeln oder ihn hinter
den Kulissen zu torpedieren versuchen. Höhepunkt der bellizistischen
Medienkampagne gegen mögliche Zugeständnisse Washingtons gegenüber
Pjöngjang war der Gastbeitrag von Susan Rice am 27. Februar in der New
York Times, in dem die einstige Nationale Sicherheitsberaterin Barack
Obamas in schrillen Tönen vor der vermeintlichen Gefahr warnte,
Nordkorea den Status einer Atommacht zuzubilligen. Zu den Kräften, die
sich mit nichts anderem als der völligen Unterwerfung Pjöngjangs
zufriedengeben wollen und für die wegen der chinesischen und
russischen "Gefahr" nicht die miminalste Reduzierung des militärischen
Fußabdrucks der US-Streitkräfte in Ostasien in Betracht kommt, gehören
Trumps Außenminister Mike Pompeo und sein Nationaler
Sicherheitsberater John Bolton. Letzerer hat bekanntlich bereits unter
George W. Bush immer wieder die Rolle des außenpolitischen
Radaumachers gespielt.

Bereits bei der ersten Begegnung Kims und Trumps in Singapur im
vergangenen Juni hatten sich die Nordkoreaner zur "Denuklearisierung"
und die Amerikaner zur Aufhebung der schweren Wirtschaftssanktionen
gegen das kommunistische Land bereiterklärt. Seitdem diskutierten die
Chefunterhändler Stephen Biegun und Kim Yong-chol die Frage der
"Sequenzierung", will heißen: wieviel Abrüstung gegen wieviel
Sanktionsabbau? Die Kriegsfalken in den USA beharren auf den
Standpunkt, nur nach der Trennung Nordkoreas von seinem gesamten
Atomarsenal könne mit der Sanktionserleichterung begonnen werden.
Pjöngjang lehnt eine solche einseitige Lösung kategorisch ab und hat
Pompeo im vergangenen Herbst wegen der hartnäckigen Forderung nach
Erfüllung der amerikanischen Bedingungen "Mafiamethoden" vorgeworfen.

Im Vorfeld des Treffens in der vietnamesischen Hauptstadt hatten die
Südkoreaner die Möglichkeit in Aussicht gestellt, daß Trump und Kim,
selbst wenn es zu keinem Durchbruch in der Frage Abrüstung gegen
Sanktionsabbau kommen sollte, immerhin den Koreakrieg formell für
beendet erklären und die Einrichtung erster diplomatischer
Verbindungsbüros in Pjöngjang und Washington beschließen könnten. Am
ersten Abend des Gipfels, als die beiden Staatsmänner samt
Delegationen zusammen dinierten und sich im Rahmen dessen den Medien
präsentierten, war die Stimmung positiv. In seiner ersten Antwort, die
Kim jemals auf die Frage eines Journalisten gegeben hat, erklärte er,
daß er nicht nach Hanoi gekommen wäre, wenn er nicht zur nuklearen
Abrüstung bereit sei. Trump lobte den Friedenswillen des jüngeren
Gesprächspartners und verwies auf den von diesem verfügten, seit
Monaten herrschenden Stopp aller nordkoreanischen Atom- und
Raketentests.

Am Vormittag des 28. Februar wurden die Verhandlungen wieder
aufgenommen. Gegen Mittag ließ man verlauten, am Nachmittag würden die
Gespräche nicht fortgesetzt, auch die geplante Pressekonferenz am
Abend samt Abschlußkommuniqué sei gestrichen. Was war geschehen? Laut
State Department haben die Nordkoreaner die komplette Demontage ihrer
wichtigsten Nuklearanlage Yongbyon, wo seit Jahren sowohl Uran
angereichert als auch Plutonium gewonnen wird, angeboten, dafür im
Gegenzug die Aufhebung erster Wirtschaftssanktionen von den USA
verlangt. Dazu war Trump nach eigenen Angaben nicht bereit. Das
Angebot Kims ging ihm nicht weit genug (bzw. hätte die Militaristen in
Washington nicht zufriedengestellt). Während der US-Präsident ein
weiteres Treffen nach gründlicherer Vorbereitung nicht ausschließen
wollte, hüllten sich Kim und die nordkoreanische Delegation in
Schweigen, auch was den Grund für den Abbruch der Gespräche betrifft.

Aus Südkorea kommt eine erste schlüssige Erklärung für das Scheitern
des Gipfels von Hanoi. Nach Aussage des ehemaligen südkoreanischen
Ministers für Vereinigung, Chong Se-hyun, hat John Bolton den Eklat
produziert. Wie man weiß, stand seitens der Amerikaner seit längerem
die Forderung nach einer vollständigen Auflistung der Bestände
Nordkoreas an spaltbarem Material sowie aller zum Atomprogramm
gehörenden Labors samt Werk- und Lagerstätten im Raum. Die Forderung
ist extrem heikel, denn die Preisgabe solcher zum Teil hochgeheimen
Informationen wäre für diejenigen im Pentagon, die Pläne für einen
eventuellen Krieg gegen Nordkorea oder sogenannte chirurgische
Angriffe auf die wichtigsten Nuklearanlagen schmieden, ein ungeheurer
Erkenntnisgewinn. Vor diesem Hintergrund verschlägt einem die
Information Chongs die Sprache, Bolton habe gleich bei der ersten
Verhandlungsrunde nicht nur besagte Forderung erhoben, sondern auch
noch von den Nordkoreanern die Auflistung all ihrer Bio- und
Chemiewaffenbestände samt den dazugehörigen Produktionsstätten
verlangt.

Südkoreas Präsident Moon, der am 1. März den 100. Jahrestag der
Unabhängigkeitserklärung Koreas dazu nutzen wollte, um weitere
Maßnahmen der wirtschaftlichen Annäherung zwischen Nord und Süd
bekanntzugeben, darunter die Wiedereröffnung des gemeinsamen
Industrieparks Kaesong nahe der innerkoreanischen Grenze, fühlt sich
bestimmt düpiert. Er dürfte vorerst alle Hände voll zu tun haben, sich
gegen die zu erwartenden Angriffe der Konservativen Südkoreas, denen
die Militärallianz mit den USA über alles geht, zu verteidigen. Ob es
Moon gelingt, den koreanischen Friedensprozeß doch wieder in Schwung
zu bringen, muß sich erst zeigen. Jedenfalls erinnert das destruktive
Verhalten Boltons in Hanoi fatal an das perfide Agieren Richard Perles
1985 in Reykjavik. Auf Island hatte der neokonservative Strippenzieher
und damalige Vizeverteidigungsminister der USA den eigenen Präsidenten
Ronald Reagan daran gehindert, mit Michail Gorbatschow, dem
Generalsekretär des Zentralkomitees der kommunistischen Partei der
Sowjetunion, die Beseitigung aller Atomwaffen zu beschließen, weil
Moskau daran auch den Verzicht Amerikas auf das geplante
Raketenabwehrsystem koppeln wollte.

28. Februar 2019
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FRAUEN/774: Costa Rica - Ende des Mythos Óscar Arias (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica 

Óscar Arias: Ende des Mythos



(Mexiko-Stadt, 14. Februar 2019, La Jornada) - In weniger als einer
Woche brachen neun Frauen das Schweigen über die sexuellen Übergriffe,
die der Friedensnobelpreisträger und ehemalige Präsident Costa Ricas
(1986-1990 und 2006-2010), Óscar Arias, begangen haben soll.
Die erste, die ihn anklagte, war die Friedensaktivistin Alexandra Arce
von Herold. Sie beschuldigte Arias vor Gericht, sie im Dezember 2014
vergewaltigt zu haben. Ähnliche Vorwürfe kamen unter anderem von drei
Journalistinnen, einer Herausgeberin und einer früheren
Schönheitskönigin. Sie alle beschuldigten Arias verschiedener Formen
des sexuellen Missbrauchs. Yazmín Morales, Miss Costa Rica 1994,
brachte ihren Fall ebenfalls vor Gericht. Erst im August 2018 wurde
Arias wegen Amtsmissbrauch während seiner zweiten Amtszeit als
Präsident angeklagt. Die derzeitige Klagewelle scheint den Niedergang
einer der emblematischsten Figuren der lateinamerikanischen Politik
der vergangenen Jahrzehnte einzuläuten.


Im Dienste Washingtons

Der Aufstieg von Arias begann, als er sich im letzten Akt des Kalten
Krieges vollständig in den Dienst Washingtons stellte. Er setzte den
Neoliberalismus in Costa Rica um und behinderte die Anstrengungen
Mexikos, eine politische Lösung für den Bürgerkrieg in El Salvador zu
finden sowie die Bemühungen, den US-Interventionismus gegen das
sandinistische Regime in Nicaragua auszubremsen. Seine
antikommunistische Haltung und seine Unterwürfigkeit gegenüber der
Supermacht ermöglichten, dass das Weiße Haus unter Ronald Reagan die
Verleihung des Friedensnobelpreises 1987 an Arias in die Wege leitete.

In seiner zweiten Amtszeit stellte er sein Land erneut in den Dienst
der USA. Er bot sich als Vermittler nach dem Staatsstreich gegen den
honduranischen Präsidenten Manuel Zelaya an. Bei diesem Prozess
arbeitete Arias mit daran, dem de facto-Regime Zeit zu verschaffen und
die gesellschaftliche Mobilisierung für die Wiedereinsetzung des
verfassungsmäßigen Staatschefs zu zerschlagen. In der aktuellen
Konjunktur gehört er zur Gruppe von rechten ehemaligen
iberoamerikanischen Präsidenten, wie dem Spanier José María Aznar und
dem Mexikaner Felipe Calderón, die sich beeilten, das Putschabenteuer
des venezolanischen Abgeordneten Juan Guaidó zu unterstützen.


Männer-Netzwerke, die sich gegenseitig schützen

Die gegen Arias vorgebrachten Anklagen legen die Bereitschaft der USA
und der lateinamerikanischen Eliten offen, einer kleinen Figur - der
es völlig an diplomatischen Fähigkeiten und den ihr zugeschriebenen
demokratischen Überzeugungen fehlt - als Gegenleistung für ihre
Dienste, sie mit einem Helden- und Heiligenschein zu versehen und in
den Himmel zu loben. Sie entblößen die Naturalisierung sexueller
Gewalt durch mächtige Männer und das noch bis vor kurzem
unüberwindliche Netzwerk aus Komplizenschaften, das es diesen Männern
ermöglicht hat, völlig straffrei zu handeln. Arce von Herold
argumentierte, nicht früher Klage eingereicht zu haben, weil erst
jetzt ein "internationaler Kontext der Unterstützung" bestehe. Morales
enthüllte, dass bei ihren Klageversuchen ihr drei Anwälte die Hilfe
verweigerten. Sie rieten ihr, von der Klage Abstand zu nehmen, da sie
den Politiker kennen würden.

Trotz der schmerzhaften Vorgeschichte kann nur begrüßt werden, dass
endlich die vielfachen Zwänge aus dem Weg geräumt werden, die das
Bekanntwerden sexueller Übergriffe durch mächtige Männer bisher
verhindert haben. Nach allen vorliegenden Beweismitteln ist bisher
jedoch nur die Spitze des Eisbergs von diesem Übel sichtbar geworden.

Proteste in Costa Rica, Telesur:

https://youtu.be/OeQA_vwf3_E
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ARBEIT/2910: Beschäftigte fühlen sich durch die Arbeit stärker belastet (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 27.02.2019

Fakten: Beschäftigte fühlen sich durch die Arbeit stärker belastet



Immer mehr Beschäftigte in Deutschland fühlen sich durch eine hohe
Arbeitsintensität belastet. Während beispielsweise im Jahr 2006 noch 43
Prozent der Beschäftigten angaben, sich durch sehr schnelles Arbeiten
belastet zu fühlen, stieg der Anteil im Jahr 2018 auf 51 Prozent. Das
zeigen Ergebnisse der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragungen aus den Jahren
2006, 2012 und 2018.

Das jetzt von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) veröffentlichte Faktenblatt "Zeitdruck und Co - Wird Arbeiten immer
intensiver und belastender?" vergleicht die Ergebnisse unter dem Aspekt
der Arbeitsintensität. Die Auswertung der Befragungen, an denen jeweils
über 17.000 abhängig Beschäftigte teilgenommen hatten, zeigt jedoch auch,
dass die Arbeitsintensität über die Zeit nicht zugenommen hat und
teilweise sogar rückläufig ist.

Im vergangenen Jahr gaben sechs von zehn Befragten an, häufig
Verschiedenes gleichzeitig bearbeiten zu müssen. Etwa die Hälfte der
Befragten sagte, dass sie häufig unter starkem Termin-/Leistungsdruck
arbeiten (48 Prozent) oder bei der Arbeit gestört werden (46 Prozent).
Insgesamt 34 Prozent der Befragten gaben an, häufig sehr schnell arbeiten
zu müssen und 16 Prozent gehen häufig bis an die Grenze ihrer
Leistungsfähigkeit bei der Arbeit.

Während die meisten Angaben im Zeitvergleich nahezu konstant blieben, ging
die Zahl der Beschäftigten, die angab, unter starkem Termin- oder
Leistungsdruck oder auch sehr schnell zu arbeiten, hingegen zurück.
Insgesamt lässt sich hier ein Rückgang von bis zu 11 Prozentpunkten
beobachten.

Inwieweit diese Arbeitsbedingungen nun als Belastung empfunden werden, ist
sehr unterschiedlich. Beispielsweise empfand es 2018 rund ein Drittel der
Betroffenen als belastend, gleichzeitig verschiedene Aufgaben zu
bearbeiten. Hingegen erlebten mehr als drei Viertel das häufige Arbeiten
an der Grenze der Leistungsfähigkeit als Belastung. Und während die
Arbeitsintensität durch schnelles Arbeiten signifikant gesunken ist, nahm
dies im vergangenen Jahr mehr als jeder zweite betroffene Beschäftigte als
Belastung war.

Bei den Erwerbstätigenbefragungen wurden insgesamt fünf verschiedene
Arbeitsbedingungen als Indikatoren für Arbeitsintensität erfragt. Es zeigt
sich, dass in der Gruppe der Beschäftigten, die all diesen Bedingungen
häufig ausgesetzt ist, fast die Hälfte von Erschöpfung berichtet (49
Prozent). In der Gruppe der Beschäftigten, die keine der fünf Bedingungen
häufig erleben, geben nur 7 Prozent an, erschöpft zu sein.

Die Ergebnisse zeigen, dass eine hohe Arbeitsintensität mit Erschöpfung
der Beschäftigten einhergeht und damit ein gesundheitliches Risiko
darstellen kann. Das BAuA-Faktenblatt empfiehlt, aktiv das Stresspotenzial
zu senken. Beispielsweise sollten Führungskräfte ihren Beschäftigten einen
angemessenen Handlungsspielraum über Geschwindigkeit, Inhalt und Anordnung
ihrer Aufgaben geben. Dies könne den negativen Effekten einer hohen
Arbeitsintensität entgegenwirken.


baua: Fakten "Zeitdruck und Co - Wird Arbeiten immer intensiver und
belastender?" gibt es als PDF im Internetangebot der BAuA unter

www.baua.de/dok/8813930.

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 27.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2909: Arbeitsmarktbarometer - Mehr Beschäftigung trotz geringerem Wirtschaftswachstum (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 27.02.2019

IAB-Arbeitsmarktbarometer: Mehr Beschäftigung trotz geringerem
Wirtschaftswachstum



Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist im Februar gegenüber dem Vormonat um
0,2 Punkte auf 103,4 Punkte gefallen. Der aktuelle Stand des Frühindikators
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) lässt damit aber
weiterhin eine positive Arbeitsmarktentwicklung in den kommenden Monaten
erwarten.

Die Beschäftigungskomponente des IAB-Arbeitsmarktbarometers hält sich
dabei im Februar auf dem sehr hohen Niveau von 106,5 Punkten. "Die
Konjunktur hat sich deutlich abgekühlt, aber der Beschäftigungsaufschwung
geht weiter", sagt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs
"Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen". Diese Robustheit sei seit
Jahren charakteristisch für den Arbeitsmarkttrend: "Der
Arbeitskräftebedarf bleibt hoch", so Weber.

Die Arbeitslosigkeitskomponente des IAB-Arbeitsmarktbarometers liegt
allerdings nach einem neuerlichen Rückgang um 0,3 Punkte mittlerweile mit
100,3 Punkten nur noch leicht im positiven Bereich. "Die Arbeitsagenturen
halten weitere Rückgänge der Arbeitslosigkeit für möglich, aber die
Dynamik lässt nach", kommentiert Weber. Mit der Konjunktur schwäche sich
beispielsweise auch die Entwicklung in der Zeitarbeit ab, was einen
weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit erschwere.

Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist ein Frühindikator, der auf einer
monatlichen Umfrage der Bundesagentur für Arbeit unter allen lokalen
Arbeitsagenturen basiert. Während Komponente A des Barometers die
Entwicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzahlen für die nächsten drei
Monate prognostiziert, dient Komponente B der Vorhersage der
Beschäftigungsentwicklung. Der Mittelwert aus den Komponenten
"Arbeitslosigkeit" und "Beschäftigung" bildet den Gesamtwert des
IAB-Arbeitsmarktbarometers. Dieser Indikator gibt damit einen Ausblick auf
die Gesamtentwicklung des Arbeitsmarkts. Da das Saisonbereinigungsverfahren
laufend aus den Entwicklungen der Vergangenheit lernt, kann es zu
nachträglichen Revisionen kommen. Die Skala des IAB-Arbeitsmarktbarometers
reicht von 90 (sehr schlechte Entwicklung) bis 110 (sehr gute
Entwicklung).


Weitere Informationen unter:

www.iab.de/presse/abzeitreihe

www.iab.de/presse/abgrafik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 27.02.2019
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AUSSENHANDEL/1713: Parlamentarischer Staatssekretär Bareiß reist nach Shanghai (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 28. Februar 2019

Parlamentarischer Staatssekretär Thomas Bareiß reist nach Shanghai



Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft
und Energie Thomas Bareiß reist heute nach Shanghai. Dort wird er
unter anderem das Engagement der Delegation der Deutschen Wirtschaft
anlässlich ihres 25-jährigen Bestehens in einer Festrede würdigen.
Zudem wird er mit deutschen und chinesischen Wirtschaftsexperten zu
weiteren Gesprächen zusammentreffen.

Staatssekretär Bareiß: "China ist als wichtigster Markt in Asien für
Deutschland ein bedeutender Wirtschaftspartner, deshalb ist uns ein
enger Austausch wichtig. Während meiner Reise wird es darum gehen, wo
wir unsere bestehenden Partnerschaften ausbauen und intensivieren
können. Dabei werde ich auch vor dem Hintergrund der bestehenden
Probleme für deutsche und ausländische Unternehmen in China, zum
Beispiel Themen wie den Schutz geistiger Eigentumsrechte sowie die
vielfältigen Markt- und Investitionshindernisse ansprechen und für die
Umsetzung und Einhaltung bestehender internationaler Standards werben.
Auch in Shanghai werde ich für offene Märkte kämpfen und mich gegen
Protektionismus einsetzen. Wichtig ist, dass die chinesische Regierung
die vielfältigen Ankündigungen zu Marktöffnung und Gleichbehandlung
unserer Unternehmen jetzt auch in konkrete, ernstgemeinte Maßnahmen
umsetzt. Darauf wartet die deutsche Wirtschaft. Im Übrigen profitieren
deutsche Unternehmen enorm von den Beratungsangeboten der vom
Bundeswirtschaftsministerium geförderten Delegationen der Deutschen
Wirtschaft in China, ebenso von den deutschen Auslandsvertretung
en und von Germany Trade and Invest."

China war 2018 erneut Deutschlands größter Handelspartner. Das
Handelsvolumen zwischen beiden Ländern ist von 186,6 Milliarden Euro
im Vorjahr auf 199,3 Milliarden Euro im Jahr 2018 gestiegen. China
bleibt in Asien auch weiterhin der wichtigste Markt für deutsche
Exporte, die 2018 auf 93,1 Milliarden Euro gestiegen sind, was einem
Zuwachs von 8,1 Prozent entspricht. Shanghai ist ein führender
Wirtschaftsstandort in China. Auch die deutsche Wirtschaft ist hier
besonders stark vertreten. Rund 65 Prozent der 2.400 Mitgliedsfirmen
der Auslandshandelskammer in Festlandchina sind im Großraum Shanghai
ansässig.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 28. Februar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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FORSCHUNG/933: Chancen neuer Technologien nutzen - Deutsche Strategie für Blockchain überfällig (idw)


Stifterverband - 27.02.2019

Chancen neuer Technologien nutzen: Deutsche Strategie für Blockchain
überfällig

Blockchain klug fördern - Hohes Nutzenpotenzial für Unternehmen,
Bevölkerung und Verwaltung möglich - Bessere öffentliche Kommunikation zur
Blockchain notwendig - Kompetenzaufbau in Ministerien und Behörden
erforderlich



Berlin, 27. Februar 2019 - Das zwölfte Jahresgutachten der
Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI), das der Bundeskanzlerin
in Berlin übergeben wurde, betont die besondere Bedeutung der noch jungen
Blockchain-Technologie. "Deutschland befindet sich in einer
aussichtsreichen Position, um die Entwicklung der Blockchain-Technologien
mitgestalten und wirtschaftliche und gesellschaftliche Potenziale
realisieren zu können. Dieser aktuelle Standortvorteil sollte von der
Politik als Hebel verwendet werden, um die weitere Entwicklung und
Anwendung der Blockchain-Technologien in Deutschland zu fördern", so der
Vorsitzende der Kommission, Prof. Dietmar Harhoff vom Max-Planck-Institut
für Innovation und Wettbewerb in München.

Blockchain ist eine junge Technologie für das unveränderbare und
fälschungssichere digitale Speichern und Übertragen von Daten. Daten
werden dabei nicht von einer einzelnen Institution gespeichert, sondern
von vielen Akteuren gleichzeitig. Es gibt also keine zentrale Instanz, die
die Kontrolle über die gespeicherten Daten hat. Die EFI verweist darauf,
dass "Blockchain-Technologien derzeit von verschiedenen Akteuren
entwickelt, erprobt und in marktreife Produkte überführt werden. Mit der
von Blockchain-Technologien realisierten dezentralen Datenspeicherung ist
die Hoffnung verbunden, die Marktkonzentration in datengetriebenen
Industrien zu verringern und Markteintrittsbarrieren abzubauen.
Blockchain-Technologien können so zu radikalen Veränderungen in
bestehenden Industrien führen."

Derzeit gebe es bereits diverse Pilotprojekte, in denen daran gearbeitet
werde, mit Hilfe von Blockchain-Technologien finanzielle Transaktionen
abzuwickeln, Stromhandel dezentral zu organisieren, digitale Identitäten
zu verwalten, den Informationsfluss zwischen Behörden zu unterstützen oder
Regulierungsbehörden und Unternehmen die Einhaltung von Berichtspflichten
zu erleichtern. "Die meisten Anwendungsbeispiele gehen aktuell noch nicht
über einen experimentellen Status hinaus", so die Expertenkommission,
"Fachleute rechnen aber mit einer erfolgreichen Weiterentwicklung der
Technologie und ihrer Anwendungen". Im positiven Falle könnten erhebliche
Kostensenkungen und Vereinfachungen von Transaktionsabläufen erzielt
werden. Daraus ergäben sich laut Expertenkommission hohe Nutzenpotenziale
für Unternehmen, Bevölkerung und Verwaltung. Es gelte, den Einsatz und die
Weiterentwicklung von Blockchain-Technologien mit einem flexiblen
Regulierungsrahmen - beispielsweise in Form von Reallaboren -
voranzutreiben. Weiterhin sei ein "Wissens- und Kompetenzaufbau in
Gesellschaft und Verwaltung nötig", so die EFI, "um die Chancen und
Risiken des Einsatzes dieser Technologien verlässlich einschätzen zu
können."

Um diese Potenziale zu realisieren, empfiehlt die Expertenkommission der
Bundesregierung die folgenden Maßnahmen:

1. Die geplante Blockchain-Strategie der Bundesregierung sollte eine
Analyse von Stärken und Schwächen des Blockchain-Standorts Deutschland
enthalten. Dazu gehören Analysen von aktuellen rechtlichen und
regulatorischen Rahmenbedingungen, die innovationshemmend sind.

2. Die Strategie sollte Vorschläge für Reallabore enthalten, in denen
Lösungen für die identifizierten Hemmnisse getestet werden können, um
nötige Anpassungen der Rechtslage vorzubereiten.

3. Die Strategie sollte Schnittstellen mit anderen digitalpolitischen
Strategien der Bundesregierung wie der KI-Strategie benennen. Ebenso sind
Verbundeffekte der unterschiedlichen Strategien zu identifizieren und zu
nutzen.

4. Weiterhin sind rechtliche Unsicherheiten für Unternehmen zu reduzieren,
indem ein Kompetenzaufbau für Ansprechpersonen in Ministerien und Behörden
gefördert wird. Dieser Kompetenzaufbau sollte auch genutzt werden, um
Konzepte zur Nutzung von Blockchain-Technologien in der Verwaltung zu
analysieren und, wo sinnvoll, Pilotprojekte zu starten.

5. Schließlich sollten Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen über
Vor- und Nachteile von Blockchain-Technologien informiert werden, um sie zu
einem souveränen Umgang mit Blockchain-Anwendungen zu befähigen.



Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) mit Sitz in Berlin
leistet seit über zehn Jahren wissenschaftliche Politikberatung für die
Bundesregierung und legt jährlich ein Gutachten zu Forschung, Innovation
und technologischer Leistungsfähigkeit Deutschlands vor. Wesentliche
Aufgabe der EFI ist es dabei, die Stärken und Schwächen des deutschen
Innovationssystems im internationalen und zeitlichen Vergleich zu
analysieren und die Perspektiven des Forschungs- und Innovationsstandorts
Deutschland zu bewerten. Auf dieser Basis entwickelt die EFI Vorschläge
für die nationale Forschungs- und Innovationspolitik.

www.e-fi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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MELDUNG/058: Wie kam die Kuppel in die Moschee? (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 27.02.2019

Wie kam die Kuppel in die Moschee?

Lorenz Korn erhält
"Opus Magnum"-Förderung für islamwissenschaftlich-kunsthistorisches Werk



Die 2018 eröffnete Zentralmoschee Köln beweist, dass eine Kuppel ein
typisches Merkmal für eine Moschee ist. Das war nicht immer so: "Vor rund
tausend Jahren gab es einen Umbruch in der Moscheearchitektur", erläutert
Dr. Lorenz Korn, Professor für Islamische Kunstgeschichte und Archäologie
an der Universität Bamberg. "Anstelle von Pfeilerhallen mit flachem Dach
wurden in Zentral- und Westiran Kuppelsäle errichtet, später breitete sich
dieser Bautyp im Vorderen Orient aus." Warum die Kuppel in die Moschee
kam, ist umstritten. Nun fasst Lorenz Korn seine Forschungen darüber in
einer Monographie zusammen, die von der Förderinitiative "Opus Magnum" der
VolkswagenStiftung ermöglicht wird. Das Besondere an seiner Arbeit ist,
dass sie die erhaltenen Moscheebauten des 11. und 12. Jahrhunderts in Iran
insgesamt betrachtet und die Frage nach dem Warum aus der Außenperspektive
klärt. Bis August 2019 stellt er die Monographie fertig.




[image: Foto: © Lorenz Korn/Universität Bamberg]

Pfeilerhallen sind charakteristisch für die Moschee in der iranischen
Stadt Damghan, die auf das 9. bis 10. Jahrhundert datiert wird.

Foto: © Lorenz Korn/Universität Bamberg



Erklärungsansätze für die Kuppel

"Die Gebetsnische ist der vornehmste Platz innerhalb der Moschee und war
schon im 8. Jahrhundert mit architektonischen Mitteln betont, zu denen
auch die Kuppel gehörte", führt Lorenz Korn aus. Vor der Gebetsnische, die
sich im Gebetsraum der Moschee befindet, knien alle Gemeindemitglieder in
Reihen nieder und beten in Richtung Mekka. "In den ersten Jahrhunderten
nach der Entstehung des Islam waren die meisten Moscheen in Form von
Pfeilerhallen gebaut, die für den festgelegten Gebetsritus praktisch
waren", so Lorenz Korn. Die Gebäude waren relativ flach, das Dach wurde
von Pfeilern oder Säulen gestützt, zwischen denen sich die Gläubigen in
gleichmäßigen Reihen verteilen konnten. "Kuppeln gelten seit der Antike
als hoheitliches Symbol, aber die Kuppeln in den frühen Moscheen waren
nicht sehr dominierend." Ab dem 11. Jahrhundert erbauten Iraner neue
Moscheen mit großen Kuppeln und passten bereits bestehende Moscheen dieser
Bauweise an. Innerhalb des Gebäudes entstand ein Zentralbereich unter der
Kuppel.

Warum kam diese Bauweise in Mode, wenn dafür keine praktischen Gründe
sprechen? Eine bereits vorhandene Erklärung besagt zum Beispiel: Der
Kuppelsaal betont den wichtigen Teil der Moschee - die Gebetsnische.
Idealerweise diente sie als architektonischer Rahmen für den Kalifen als
politisches und religiöses Oberhaupt der Gemeinde. Lorenz Korn findet,
dass die Erklärung plausibel ist, aber nicht die einzige sein kann. Er
forscht aus kulturwissenschaftlicher Perspektive und nennt beispielhaft
einen weiteren Erklärungsansatz: "Damals spitzte sich die Trennung
zwischen Sunniten und Schiiten in manchen Bereichen zu. Möglicherweise
wandte sich die Aufmerksamkeit von Bauherren und Stiftern deshalb
verstärkt den großen Moscheen in den Städten zu, die die gesamte
muslimische Gemeinde symbolisierten, über die Konfessionen hinweg. Die
Kuppel wurde dafür als angemessener Ausdruck empfunden."




[image: Foto: © Lorenz Korn/Universität Bamberg]

Die Freitagsmoschee von Ardistan in Iran wurde um 1160 um einen
Kuppelraum erweitert.

Foto: © Lorenz Korn/Universität Bamberg



"Opus Magnum"-Initiative fördert das Projekt

In erster Linie dienen 16 erhaltene Kuppelmoscheen aus damaliger Zeit als
Grundlage für die Monographie, die unter anderem exakte Planzeichnungen
und erstmals gelesene Inschriften enthalten wird. Lorenz Korn hat einige
dieser Bauten sehr gründlich untersucht und archäologische Ausgrabungen
vorgenommen. Für seine grundlegende Darstellung und Interpretation
verwendet er außerdem schriftliche Quellen wie Chroniken. Dank seines
Vertretungsprofessors Dr. Ralph Bodenstein kann sich der Forscher ein Jahr
lang auf das Schreiben konzentrieren. Die VolkswagenStiftung finanziert
diesen Zeitraum mit 100.000 Euro in der Initiative "Opus Magnum", die
geistes-, kultur- und gesellschaftswissenschaftliche Forschungen fördert.
Voraussetzung ist laut der Stiftung ein grundlegendes wissenschaftliches
Werk, "das auf Grund seiner besonderen Qualität, Originalität und
Ausstrahlungskraft über die Bedeutung eines regulären
fachwissenschaftlichen Buches hinausgeht." Die Stiftung erwartet, dass der
Text des Werks nach dem Förderzeitraum vorliegt - in Lorenz Korns Fall im
August 2019. Mit der Architektur der gleichen Epoche beschäftigt sich
anschließend eine Forschergruppe an seiner Professur im Projekt "Stuck und
Fliesen. Archäometrische und kunsthistorische Perspektiven zum Baudekor in
Iran vom 11. bis 14. Jahrhundert". Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
fördert es mit etwa 700.000 Euro.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-bamberg.de/islamart/forschung/projekte-aktuell

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93
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INTERNATIONAL/368: Milagro Sala - "Ich bereue nichts" (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Milagro Sala: "Ich bereue nichts"

Von Mariano Quiroga, 27. Februar 2019






[image: Von der Mauer ihres 'Heimgefängnisses' spricht Milagro Sala zu ihren Anhängern, die im Vordergrund ihre Hände mit dem 'Victory'-Zeichen erheben - Bild: © Mariano Quiroga]

Milagro Sala, politische Gefangene in El Carmen, Jujuy

Bild: © Mariano Quiroga



San Salvador de Jujuy, Argentinien - 27.02.2019. Auf Einladung der
Organisatoren von Jallalla de Mujeres 2018 hin begann ich das
Abenteuer meiner Reise nach Jujuy, um mich mit Mitgliedern von Tupac
Amaru sowie der vielen Komitees für die Freiheit von Milagro Sala aus
dem ganzen Land zu treffen und auszutauschen.

Ziel des Frauentreffens war es, alle politischen Gefangenen in Jujuy
zu besuchen, Graciela López, Mirta Guerrero, Beto Cardozo, Gladys
Díaz, Javier Nieva und Mirta Aizama, und zudem auch, sich dem Gebäude
zu nähern, in dem Milagro Sala und Raúl Noro in der Stadt El Carmen
als politische Gefangene unter Hausarrest stehen. Es gab eine
Radioübertragung, in der wir Anwesende den Referenten von Tupac die
Gründe erläutern konnten, die uns veranlasst haben, ihnen unsere
Unterstützung und Solidarität zu bekunden. Und wir konnten ihnen
unseren Willen bekräftigten, weiter zu kämpfen, um die politischen
Gefangenen aus dieser ungerechten und willkürlichen Inhaftierung zu
befreien.

Unsere Reise begann im Hauptsitz der Tupac in Buenos Aires, von dort
aus stiegen wir in einem Bus voll mit Sachspenden für die Menschen in
Jujuy und mit Zelten, in denen wir später in der Nähe des
"Heimgefängnisses" von Milagro lagern würden.

Frauen jeden Alters und unterschiedlicher politischer und
ideologischer Strömungen nahmen im Bus Platz. Viele kannten sich von
früheren Aktionen, aber für die meisten war es die erste Reise, um die
Freiheit der Leiterin der Tupac Amaru zu fordern.

Von Rosario, Córdoba, Tucumán, Santiago del Estero, Río Negro und
Salta aus kamen weitere Frauen, einige in Begleitung ihrer Partner, zu
dieser Reisegesellschaft voll festlicher Atmosphäre und sozialen
Engagement hinzu.


El Carmen

Nach einer Nacht mit Tanz, gemeinsamem Essen und Kameradschaft machten
wir uns früh am Morgen auf den Weg zu dem Haus, in dem Tupac Amaru die
Eröffnung eines Rehabilitationszentrums für Drogenabhängige geplant
hatte, das aber von den Schergen des Vizekönigs Gerardo Morales
(Gouverneur der Provinz Jujuy, Anm.d.Ü.) zerstört worden war und das
in Rekordzeit wieder aufgebaut wurde, so dass es nach Lust und Laune
des Richters Pullen Llermanos als Heimgefängnis für Milagro genutzt
werden konnte.

Als wir den unbefestigten Weg hinauffuhren, der zum Haus führt, und
dabei Lieder für Milagros Freiheit sangen, sahen wir sie schon hinter
der Mauer auf uns warten, wo die Polizei von Jujuy Stacheldrahtzaun
gespannt hat, der das Gebäude in ein Gefängnis verwandelt. Eine
Polizeikolonne mit Gewehren und Polizisten zu Pferd vervollständigte
das Bild des Lagers, das die Gendarmerie an der Straße zum Haus
errichtet hatte.

An der Seite von Milagro stand Raúl Noro, unermüdlicher Begleiter der
sozialen Leiterin und geistige Stütze in Momenten der größten Krise
von "La Flaca", wie Milagro in Jujuy genannt wird. Auch ihre Kinder,
Sergio und Claudia, waren dabei.

Indigene Frauen dankten Milagro dafür, dass sie durch sie wieder
"existieren" konnten, und dafür, ihnen die Möglichkeit gegeben zu
haben, Rechte zu erlangen, die ihnen zuvor immer verweigert worden
waren. Sie verurteilten die Arroganz der Familie Blanquier und
beschuldigten Gerardo Morales, der mächtigsten Familie in Jujuy zu
dienen.

Die Worte waren tröstend und der positiver Zuspruch kam aus allen
Ecken Argentiniens. Milagro dankte einem nach dem anderen und nachdem
sie mehr als 50 Personen angehört hatte, begann sie ihre Rede mit
fester Stimme.

"Diese Leute in Uniform gehorchen den Befehlen, aber sie sind genauso
bedroht wie ihr", sagte sie, und "sie müssen sich unserem Kampf
anschließen". Sie sprach zu uns, aber auch zu ihnen, und erinnerte sie
daran, dass wir alle im gleichen Boot sitzen und dass sie eines Tages
"ihre Helme abnehmen und mit uns marschieren müssen, wie es kürzlich
in Frankreich geschehen ist".

Sala bat die Anwesenden, ihre Botschaft zu übermitteln, die schlicht
lautete: "Der einzige Weg, Solidarität mit politischen Gefangenen zu
zeigen, ist der, sich zu organisieren und durch die Straßen
Argentiniens, durch die Stadtviertel und Dörfer zu laufen und zu
kämpfen. Der einzige Weg, uns zu helfen, ist der, für die Einheit des
Volkes einzutreten".

"Wir fordern nicht nur die Freiheit der politischen Gefangenen, wir
fordern auch Freiheit im Denken, keine Angst mehr haben zu müssen,
nicht wieder das Haupt beugen zu müssen", sagte die Jujeña und bat
uns, nicht zu verzagen. Darüber hinaus versicherte sie, dass, wenn
etwas zu unseren Gunsten war, dann "war es die Erfahrung des
gemeinsamen Wiederaufbaus unserer Heimat". Sie sprach von der
Tatsache, dass "viele Führer glauben, dass sie - da sie mit der
jeweiligen Regierung zu tun haben - uns dazu bringen können, unsere
Köpfe zu senken, aber wir haben keine Angst zu marschieren, in den
Straßen, und sie können die Straße nicht besiegen".


Gefährte Raúl

Milagro Sala wollte mit uns auch über den Gesundheitszustand ihres
Lebensgefährten Raúl Noro sprechen. "Ich bin voller Schmerz", sagte
sie und erklärte, dass die neuesten medizinischen Untersuchungen
ergeben haben, dass Raúl Krebs hat. Da so viele Lügen über ihn
geschrieben worden waren, war es für sie wichtig, mit eigenen Worten
sagen zu können, dass ihr Mann sich nicht krank gestellt hatte, um
nicht aussagen zu müssen, wie ihn einige aus Kreisen von Gerardo
Morales beschuldigt hatten.
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"Wir werden nicht aufgeben, denn jeden Tag sehen wir, wie ihr auf der
Straße kämpft, und die Kraft, die wir so erhalten, ist Euch zu
verdanken", betonte sie und bekräftigte ihre Hoffnung, dass die
Prozesse so bald wie möglich vorbei sein werden, "auf dass diese
Narrenposse endlich ein Ende hat".

"Wie Cristina (Kirchner; Anm.d.Ü.) sagte, bereue ich nichts von dem,
was ich getan habe", sagte Milagro, bevor sie alle Anwesenden dazu
einlud, einen Kreis zu bilden, sich gegenseitig zu umarmen und die
Augen zu schließen. Sie bat um Wohlergehen für Raúl und alle
politischen Gefangenen, und auch darum, uns den 10. Dezember 2019 und
den Moment vorzustellen, in dem dieser Alptraum enden würde. Sie
schloss mit dem Wunsch für "Frieden, Kraft und Freude für alle".


Der Besuch

Die Angehörigen hatten mit den Anwälten der politischen Gefangenen
Besuche in jedem der Gefängnisse und auch im Haus von Milagro und Raúl
selbst vereinbart. Das Tor zu passieren, von außen verschlossen und
nur durch die Polizisten zu öffnen, war ein Moment großer Intensität,
zum ersten Mal Milagro zu umarmen, eine feste, warme und lange
Umarmung, und sich von Raúls Herzlichkeit berühren zu lassen, einem
großartigen Gastgeber, der immer auf die kleinsten Details achtete, um
unseren Aufenthalt so angenehm wie möglich zu machen.

Sobald wir am Küchentisch saßen, um mit Stevia gesüßten Mate-Tee zu
trinken und zu reden, zeigte Milagro Raúl meinen Hut und sagte, dass
es einer solcher sei, den sie gerne hätte, dass er ihr kauft.
Natürlich habe ich ihr sofort zugesagt, dass, wenn sie so einen Barett
haben möchte, es bereits ihres sei, und so war es auch. Zusammen mit
den Büchern von Pressenza ließ ich Milagro das Barett da, das sie
während des gesamten Gesprächs trug, und das ihr natürlich viel besser
steht als mir.

"Die Zeremonie mit geschlossenen Augen hat uns allen sehr gut getan",
sagte Ayelén, die mit mir eingetreten war, und so konnte Milagro
erklären, dass es sich um eine humanistische Zeremonie handelte. "Wenn
wir uns niedergeschlagen und frustriert fühlen, machen wir die
Zeremonie, um zur Ruhe zu kommen, anderen zu vergeben, die Fehler und
Tugenden des anderen zu akzeptieren. Das hat uns sehr geholfen, als
Organisation zu wachsen", sagte sie. Sie fragte mich, ob ich Ana López
kenne, die Person, die sie "gerettet hat", indem sie ihr die Dinge des
Humanismus beibrachte. "Vorher glaubte ich, dass Revolution mit Waffen
gemacht wird, aber durch den Humanismus entdeckte ich, dass sie im
Bewusstsein geschehen muss", erzählte sie uns.

Im Mittelpunkt des Gespräches standen dieselben Themen, die sie auch
öffentlich zum Ausdruck gebracht hatte. Die Wut über die Lügen, die
über Raúl Noro erzählt worden waren, und ihr Bedürfnis, dass man sich
dafür entschuldigt. "Mein Mann lügt nicht", sagte sie und fügte hinzu,
dass er seinen Schmerz darüber oft sogar vor ihr selber verborgen hat.

Sie bestand auf der Idee, dass es das organisierte Volk ist, das die
Kontinuität der Regierung von Mauricio Macri bestimmen wird, und dass
dies nicht so sehr von den Führern abhängt, sondern von der
Mobilisierung der Menschen.

"Es ist das Werk von Tausenden von Kameraden, die ein besseres Leben
suchen, es ist nicht Milagro", sagte sie uns und nannte als Beispiel
den kollektiven Aufbau dessen, was die Tupac zusammen geschafft haben.
"Wir sind keine Pest, wie man uns darstellt, wir sind der Stolz der
indigenen Völker und dafür lassen wir uns auch respektieren", erklärte
sie.

Sie vertiefte das Thema Führung und sagte, dass es notwendig sei, "das
Ego zu managen und keine Angst vor der Einheit des Volkes zu haben".
"Egal wie der andere ist, egal welche Farbe die Fahnen haben, wir
müssen die Straßen mit Tausenden von Blumen füllen, um als Volk
wiedergeboren zu werden" sagte sie. "Wenn die Führer sich nicht
organisieren, sind wir es, die sich als Volk organisieren müssen, wir
müssen zeigen, dass wir am Leben sind", erklärte sie, ohne die Arbeit
der Führer abzuwerten, denn "auch ich bin eine Anführerin, aber wenn
ich die Arbeit, die ich zu tun habe, nicht tue oder schlecht tue, dann
muss das Volk allein hinausgehen". Weiter redeten wir über unser Land,
dachten über es nach und über das, was wir unseren Kindern und Enkeln
überlassen werden.

Deshalb also hatte sie erwähnt, dass die politische Ausbildung auf der
Straße stattfindet, "denn von uns wird abhängen, was passiert". "Wenn
der CGR (argentinischer Gewerkschaftsbund; Amm.d.Ü.) nicht streikt,
tut es selbst", hatte sie uns ein paar Minuten zuvor gesagt, und dabei
die Gewerkschaftsführer mit Verachtung gestraft, die ihre Untätigkeit
mit der Angst, beiseite geschoben zu werden, rechtfertigen. "Sie
kümmern sich nur um ihren Hinterhof und nicht um das ganze Haus",
sagte sie. Als sie von einer Begleiterin nach Cristinas Kandidatur
gefragt wurden, meinte sie, dass "sie kandidieren soll", weil "die
Stimmen bestehen bleiben" und sie "bereits gezeigt hat, dass sie weiß,
wie man die Nation führt".

Dann mussten wir etwas überstürzt aufbrechen, weil noch viele andere
Mitreisende auf Eintritt warteten, also umarmten wir uns wieder und
sprachen kurz mit Raúl.


Das Komitee

Von El Carmen aus fuhren wir ins Gefängnis von Gorriti, wo eine
Veranstaltung stattfand, um die Freilassung aller politischen
Gefangenen in Jujuy zu fordern, und dann marschierten wir zum Büro des
Gouverneurs.

Es war ein Marsch voller Energie, mit Batterien, die durch die
Botschaft von Milagro Sala wieder aufgeladen waren, und immer noch
bewegt von der Intensität des Erlebten. Wir nutzten die Gelegenheit,
um einige Souvenirs unter den verschiedenen Organisationen
auszutauschen und um uns gegenseitig zu danken. Unser Dank galt auch
dem herzlichen Empfang und der Bewahrung der Flamme von Tupac Amaru
und der Bewohner von Jujuy, sowie der Solidarität und Unterstützung,
die aus dem ganzen Land kommt, was klar zeigt, dass wir nicht allein
sind, dass man überall die Freiheit der politischen Gefangenen fordert
und dass die Ablehnung von Gerardo Morales weltweit ist.
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Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter

Im folgenden Video, aus dem Programm Continentes y Contenidos, einem
wöchentlichen Radioprogramm von Pressenza bei Radio Hache, sind die
vollständigen Bilder, die wir vom Treffen in El Carmen bekommen haben,
zu sehen:

https://youtu.be/N9aWjF5dFDg

Die gesamte Rede von Milagro Sala von der Mauer des Hauses in El
Carmen (Video, spanisch):

https://www.pressenza.com/de/2019/02/milagro-sala-ich-bereue-nichts/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SCHACH-SPHINX/06852: Erfolgreicher Fallensteller (SB)


Eröffnungsfallen sind eine schwierige Angelegenheit. Durchschaut man
sie, ist die Partie auch schon fast hinüber, denn der Fallensteller
ging dabei ein hohes Risiko ein. Andererseits bieten sie viel Stoff
für taktische Auseinandersetzungen. Läßt sich das Risiko auf ein
erträgliches Maß begrenzen, so greifen viele Spieler gerne zu solchen
"unlauteren Mittel" zurück. Im heutigen Rätsel der Sphinx wählte der
Fernschachmeister Wolfgang Keller mit den schwarzen Steinen auf der
Bayerischen Einzelmeisterschaft 1980 in Kitzingen eine sehr
abenteuerliche Variante gegen die Spanische Partie des Nürnbergers
Herbert Weigel. Als Fernschachspieler hatte Keller tiefe Einblicke
gewonnen in die Möglichkeiten dieser in der Theorie als zweifelhaft
bekannten Variante. Indes mußte man die genaue Zugfolge einhalten, um
die Angriffsbemühungen des Nachziehenden zu durchkreuzen. Weigel war
nicht auf den neuesten Stand der Kenntnisse und zahlte für seine
Unwissenheit. Die weiße Stellung sah bereits sehr bedenklich aus. Zwei
Züge noch, dann brach sie auseinander, Wanderer.
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Weigel - Keller

Kitzingen 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gründlich durchdacht und dann zugeschlagen. Mit 1...Se4xf2! trieb
Salazar den weißen König in die Schußlinie seiner Figuren. Nach
2.Kg1xf2 folgte die zweite Pointe mit 2...Te8xe3! 3.Te1xe3 Ta8-e8.
Najdorf erkannte nun, daß er nach 4.Kf2-g1 Te8xe3 5.Kg1-h1 La6-e2
sogleich hätte aufgeben können, und ließ sich daher nach 4.La3-c1
Df6xa1 5.Dd1-c2 die dritte Pointe zeigen: 5...La6-d3! Najdorf
schwankte und sah, daß er nach 6.Dc2xd3 Da1xc1 7.Sf3-d4 Dc1-b2+ 8.Kf2-
f3 Te8xe3+ 9.Dd3xe3 Kg8-f8! verloren stand. Also spielte er 6.Dc2xc6
und wurde wieder bleich, als Salazar mit 6...Te8xe3! den letzten
Widerstand von Weiß brach. Najdorf gab sich geschlagen, denn nach
7.Lc1xe3 Da1xa2+ wäre er rasch mattgesetzt worden.



Erstveröffentlichung am 1. März 2006
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MELDUNG/2328: Supermittelgewicht - aufs sportliche Altenteil ... (SB)




Chris Eubank gewinnt Prestigekampf gegen James DeGale

In einem innerbritischen Prestigekampf hat Chris Eubank jun. den
früheren IBF-Weltmeister James DeGale nach Punkten besiegt (114:112,
115:112, 117:109) und sich den vakanten Titel des kleinen Verbands IBO
im Supermittelgewicht gesichert. Dank seines verdienten Erfolgs in der
Londoner O2 Arena baute der 29jährige Sohn der gleichnamigen
englischen Legende der 90er Jahre seine Bilanz auf 28 gewonnene und
zwei verlorene Auftritte aus, während für seinen vier Jahre älteren
Kontrahenten nunmehr 25 Siege, drei Niederlagen sowie ein
Unentschieden zu Buche stehen. Dabei machte DeGale einen derart
desolaten Eindruck, daß er wohl gut beraten wäre, ein Ende seiner
Karriere in Erwägung zu ziehen. [1]

Chris Eubank kratzte mit einer soliden Leistung noch einmal die Kurve
und brachte vorerst die Zweifel an seiner Zugehörigkeit zur Spitze in
dieser Gewichtsregion zum Schweigen. Allerdings hatte er es in North
Greenwich mit einem körperlich eingeschränkten und offenbar auch
mental angeschlagenen Widersacher zu tun, was die Bedeutung seines
Titelgewinns relativiert. Zudem ist der Gürtel der IBO natürlich eine
Trophäe, die man nicht mit jenen der vier maßgeblichen Verbände
gleichsetzen kann. Immerhin scheint es sich ausgezahlt zu haben, daß
Eubank erstmals in seiner Karriere mit einem Vollzeittrainer
zusammengearbeitet hat. Nachdem er bislang seine Trainingspläne selbst
aufgestellt hatte und von seinem Vater sowie dem in die Jahre
gekommenen Coach Ronnie Davies beraten worden war, konnte er in der
Vorbereitung mit Nate Vasquez offenbar manche Schwächen ausbügeln.

Er ging von Beginn an energisch zur Sache und raubte DeGale bereits in
der zweiten Runde mit einem Niederschlag den Nerv. Der ehemalige
Champion wirkte in der Folge verunsichert und schaffte es nicht, sich
Eubank mit dem Jab vom Leib zu halten, der ihn immer wieder mit
wuchtigen Einzelschlägen traktierte. Spätesten zur Hälfte des Kampfs
dominierte der jüngere Boxer, zumal er regelmäßig kurz vor der Pause
noch einmal aufdrehte und damit den besseren Eindruck bei den
Punktrichtern hinterließ. Nachdem DeGale in der zehnten Runde ein
zweites Mal auf den Brettern gelandet war, konnte er nach Punkten
nicht mehr gewinnen, wenngleich Eubank nach einer Ringereinlage im
folgenden Durchgang mit einem Abzug bestraft wurde. [2]

James DeGale schien die Beweglichkeit und Widerstandsfähigkeit, die
ihn früher ausgezeichnet hatten, weitgehend eingebüßt zu haben. Er
wirkte mehrfach angeschlagen und unsicher auf weichen Beinen, so daß
er immer wieder zum Klammern Zuflucht nehmen mußte, um den
Schlagabtausch zu verhindern. Daß der Ringrichter ihn gewähren ließ,
machte den Kampf gewiß nicht besser und schien Eubank derart in Rage
zu versetzen, daß er den Gegner schließlich packte und wie ein
Wrestler zu Boden warf. DeGale hatte dieselbe Taktik bereits bei der
Revanche gegen Caleb Truax im April 2018 praktiziert, die er
umstritten gewann, obwohl er nur weggelaufen war oder geklammert
hatte. Daß er gegen Eubank genauso zu Werke ging, läßt darauf
schließen, daß er inzwischen nicht mehr anders boxen kann.

Er hatte sich beim Kampf gegen Badou Jack im Jahr 2017 an der rechten
Schulter verletzt und nie wieder vollständig davon erholt. Heute ist
er im Grunde ein einhändiger Boxer, da er nur mit der Linken
nennenswerte Wirkung entfalten kann. Daher hatte er keine Chance gegen
Eubank, dessen begrenzte Möglichkeiten trotz des Erfolgs recht
deutlich zutage traten. Wie James DeGale hinterher einräumte, habe er
schlichtweg zu wenig getan und viele Schläge nicht kommen gesehen.
Vermutlich sei es an der Zeit, an den Abschied von einer Laufbahn zu
denken, in der er doch einige bedeutende Akzente setzen konnte. Er
werde sich nun mit seiner Familie zusammensetzen, um alles weitere zu
beraten. Verletzungen an der Achillessehne und zuletzt an der rechten
Schulter hatten ihn seit geraumer Zeit beeinträchtigt.

Auf eine Revanche gegen Chris Eubank sollte DeGale gar nicht erst
hoffen, da sie erstens kaum anders ausgehen würde und zweitens für
Eubank nicht von Interesse wäre. Sollte der frühere IBF-Weltmeister
doch in Erwägung ziehen, seine Karriere fortzusetzen, wäre vielleicht
ein zweiter Kampf gegen George Groves vorstellbar, der ihn 2011 knapp
nach Punkten besiegt hatte. Diese Niederlage hatte ihn in den
folgenden Jahren doch sehr beschäftigt, da er immer wieder darauf zu
sprechen kam und sich revanchieren wollte. Groves, der seine Karriere
inzwischen offiziell beendet hat, sah sich den Auftritt seines alten
Rivalen vor Ort an, ließ aber kein Interesse erkennen, deswegen noch
einmal aus dem Ruhestand zurückzukehren. [3]

Wie Chris Eubank verkündet, wolle er fortan die "großen Namen" im
Mittelgewicht und Supermittelgewicht zum Gegner haben. Den
prestigeträchtigsten und einträglichsten Kampf böte Saul "Canelo"
Alvarez, der gegenwärtig Titel in beiden Gewichtsklassen hält. Der
Mexikaner tritt am 4. Mai in einem Duell zweier Weltmeister gegen
Daniel Jacobs an und könnte einem dritten Kräftemessen mit Gennadi
Golowkin im Herbst nicht abgeneigt sein. Für Eubank bliebe unter
diesen Umständen im Mittelgewicht entweder WBO-Champion Demetrius
Andrade oder der reguläre WBA-Weltmeister Rob Brant mit seinem
sekundären Titel. [4]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/02/chris-eubank-jr-defeats-james-degale-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/26064723/chris-eubank-tops-james-degale-points-wants-major-title-bouts

[3] www.boxingnews24.com/2019/02/degale-to-contemplate-retirement-after-loss-to-eubank-jr/

[4] www.boxingnews24.com/2019/02/eubank-jr-wants-big-names-at-160-168/
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GASTSPIEL/356: Lübeck - American Drama Group Europe presents TNT Theatre Britain Pygmalion, 5.3.2019


THEATER LÜBECK

American Drama Group Europe presents TNT Theatre Britain Pygmalion

Schauspiel von George Bernard Shaw

in englischer Sprache

Regie P. Stebbings

Dienstag, 5.3.2019, 11.00 und 19.00 Uhr, Kammerspiele



Eliza Doolittle, ein armes Londoner Blumenmädchen, trifft Henry
Higgins, einen angesehenen Phonetiker. Dieser wettet mit seinem Freund
Pickering darum, aus Eliza eine Dame machen zu können. Am Ende gewinnt
Higgins, nachdem Eliza bei einem großen Opernauftritt ihre Fähigkeiten
unter Beweis stellt. Für Eliza war dies allerdings nicht nur eine
Männerwette - ihr gesamtes Leben hat sich mit einem Mal verändert.
Das Stück ist eine wundervolle Komödie, aber auch der Versuch Bernard
Shaws, die Chancenungleichheit, der Frauen im letzten Jahrhundert
ausgesetzt waren, darzustellen. 1956 entstand aus dem Schauspiel das
Musical »My Fair Lady«, welches weltweit große Erfolge feierte.
Im Gegensatz zu »My Fair Lady« ist Eliza für Higgins in Shaws Stück
aber lediglich ein Versuchsobjekt, das er zu seiner eigenen Erbauung
ausnutzt. Während sich in »My Fair Lady« aus dem Experiment eine
Liebesbeziehung zwischen Eliza und Higgins entwickelt, bleibt in
»Pygmalion« Elizas Liebe unerwidert. Nach dem Auftritt in der Oper,
der im Musical zum Auftritt bei einem Ball wird, schickt Higgins Eliza
aus dem Haus. Er habe jetzt den Grundstein für ihre Zukunft gelegt,
und sie solle froh sein, dass er dafür nicht auch noch Geld verlange.
Eliza verlässt tränenüberströmt das Haus.

Eintritt 21,50/16,50/11 Euro (ermäßigt 12,50/10/7,50 Euro)

Weitere Infos www.adg-europe.com

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL/1249: Theater Bremen - Der Besuch der alten Dame, 05.03.-25.04.2019


THEATER BREMEN

Der Besuch der alten Dame

Moritat frei nach Friedrich Dürrenmatt

Regie: Mathilde Lehmann

Mit: Alexander Angeletta, Guido Gallmann und Gabriele Möller-Lukasz

Bühne und Kostüme: Nanako Oizumi

Dramaturgie: Simone Sterr

Premiere am 5. März 2019 um 20 Uhr im Brauhauskeller



Es ist absolut kein Geld da: keines für Bildung, keines zur
Gebäudeerhaltung, keines für Krankenhäuser, Kindergärten oder
irgendetwas, das der Mensch zum Leben braucht. Dann kündigt sich
Claire an. Claire Zachanassian. Die steinreiche alte Dame will ihren
Heimatort besuchen. Sie ist bekannt für ihre Großzügigkeit. Sicher
fällt etwas ab für das Örtchen. Etwas mehr, vielleicht sogar. Claire
lässt sich nicht lange bitten, ihre Vorstellungen sind glasklar: Sie
würde Milliarden geben für den Aufschwung. Aber einer müsste weg:
Jemand sollte zunächst ihre Jugendliebe töten.

Kann es moralisch wirklich falsch sein, einen Menschen für das
Gemeinwohl zu opfern? Diese Frage wird in der kleinen Stadt immer
lauter. Alle beginnen, einzukaufen. Pläne zu machen. Noch mehr
Schulden anzuhäufen. Jemand wird das, was getan werden muss, damit das
Geld fließt, schon tun, oder?

Mathilde Lehmann führt bei dieser Moritat frei nach Friedrich
Dürrenmatt Regie: Drei Schauspieler*innen braucht sie nur für ihre
Inszenierung, für ihren speziellen Blick auf eine Frage, die nie an
Aktualität verliert. "Wozu ist der Mensch bereit, für wirtschaftlichen
Wohlstand und käufliches Glück?", so Simone Sterr, die die
Inszenierung als Dramaturgin begleitet.

Mathilde Lehmann studierte Dramaturgie in Leipzig und Schauspielregie
an der Theaterakademie August Everding in München. Bereits in ihrem
letzten Studienjahr 2016/2017 wurde sie als Regieassistentin ans
Theater Bremen verpflichtet und schloss ihr Studium 2018 mit der
Masterarbeit "in medias res", einer Koproduktion von
Prinzregententheater München, Cammerspiele Leipzig und Theater Bremen,
ab. Unter 61 Bewerber*innen gewann ihr Konzept "Fedom - Manifest einer
neuen Weiblichkeit" den Regiewettbewerb am Theater Erlangen. Mathilde
Lehmann wird dort am Ende der Spielzeit inszenieren.

Weitere Vorstellungen:

13.03., 15.03., 28.03.2019

18. und 25.04.2019

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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TANZ - PERFORMANCE/216: Theater Bremen - "Für Vier" von Moks und Junge Akteure, 16.-24.03.2019


THEATER BREMEN

Moks / Junge Akteure

Für Vier

Aufeinandertreffen zweier Generationen und Geschlechter

Ein Tanzquartett

Choreografie: Birgit Freitag

Bühne und Kostüme: Léa Dietrich

Musik: Michael Henn

Lichtkonzept: Horst Mühlberger

Dramaturgie: Rebecca Hohmann

Mit: Anna Jäger, Hanna Mencz,

Julian Anatol Schneider, Raúl Stadler Torrijos

Premiere am 16. März 2019 um 19 Uhr im Brauhaus



Nach dem Duett "Eins zu Eins" (eingeladen zu "Augenblick Mal! 2017)
setzt die Choreografin Birgit Freitag mit "Für Vier" ihre Arbeit am
Jungen Theater fort.

Verbummelst du dein Leben? Nimmt man dich ernst oder musst du dafür
kämpfen? Bin ich frei, wenn in meinem Schreibheft keine Linien mehr
sind? Vier Menschen betreten die Bühne: zwei Jugendliche, zwei
Erwachsene. Aus einem Kaleidoskop von Fragen und Antworten entsteht
eine vielschichtige Sicht auf unterschiedlich lange Lebenswege. Im
Zusammentreffen der vier Menschen bilden sich Verbindungen und
Konstellationen, die zu immer neuen Kräfteverhältnissen führen. In
ihrer Choreografie spürt Birgit Freitag den Gesetzmäßigkeiten des
Quartetts nach, der kleinstmöglichen Form, in der Individualität in
Kollektivität übergehen kann.

In Birgit Freitags Tanzquartett treffen vier Menschen aufeinander, die
ganz unterschiedliche Geschichten und Hintergründe haben,
unterschiedliche Vorstellungen auch von der Zukunft. In der sich
während der Probenzeit entwickelnden Choreografie spiegeln sich so die
individuellen Perspektiven und die eigenen Lebenswege wider. Geprobt
wird seit Herbst 2018, die beiden Jugendlichen, Hanna Mencz und Raúl
Stadler Torrijos, wurden vorher in Auswahlworkshops für das
Tanzquartett gefunden. Ein halbes Jahr mit einmal wöchentlichem
Training und konzentrierten Probenphasen während der Ferien und an
Wochenenden: Die Koproduktion zwischen Moks und Junge Akteure sucht
bewusst die Schnittstelle zwischen Jugendlichen und Erwachsenen und
stellt sich damit in ihrer Arbeit einer besonderen Herausforderung.
Rebecca Hohmann, Leiterin des Moks und begleitende Dramaturgin: "Das
Besondere und Spannende an dieser Arbeit ist, dass sich Jugendliche
und Erwachsene gleichberechtigt begegnen, ohne hierarchische
Strukturen. Sie sind ein Ensemble. Ein Raum, den es so in unserer
Gesellschaft kaum gibt. Der Ausdruck in Tanz und Bewegung ist auch für
die professionellen Spieler*innen eine neue Erfahrung. So sind alle
vier auf dieser Ebene Lernende."

Birgit Freitag ist freischaffende Choreografin und Performerin aus
Bremen. Seit 1992 arbeitet sie als Tänzerin und Choreografin in
verschiedenen Konstellationen an der Schnittstelle von Tanz, Theater
und anderen Künsten. Von 1993 bis 2002 war sie Teil der künstlerischen
Leitung des internationalen Tanzfestivals "TANZ Bremen". Im Jahr 2000
gründete sie die every Friday / dance production für
spartenübergreifende Projekte. "Eins zu Eins", ihre erste Produktion
für das Junge Theater Bremen, wurde als eine von zehn herausragenden
Inszenierungen zum Festival "Augenblick Mal! 2017" nach Berlin
eingeladen.

Weitere Vorstellungen:

19., 22., 23. und 24. März 2019

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INITIATIVE/025: Kritik an geplanter Mansfelder Deponie am Freiesleben-Schacht (BUND ST)


BUND Landesverband Sachsen-Anhalt e.V. - Magdeburg, 26. Februar 2019

BUND untermauert seine Kritik an der geplanten Mansfelder Deponie
am Freiesleben-Schacht



Der BUND Sachsen-Anhalt hat termingerecht Einwendungen im
Planfeststellungsverfahren zur geplanten neuen Abfalldeponie der Fa.
Martin Wurzel HTS Baugesellschaft erhoben, siehe Anlagen. In zwei
Stellungnahmen bekräftigt der BUND seine Kritik, so der
Landesvorsitzende Ralf Meyer.




[image: Schlackehalde, Staub in der Luft, dahinter Wohnhäuser - Foto: © BUND Sachsen-Anhalt]

Bereits jetzt ist die Staub- und Schwermetallbelastung der
Schlackenaufarbeitung für die unmittelbar benachbarte Wohnbebauung
erheblich. Die Bürger vor Ort haben den Eindruck, dass hier eine schon
vorhandene Anlage nachträglich legalisiert und massiv ausgebaut werden
soll. 

Foto: © BUND Sachsen-Anhalt



Auf Teilen des ehemaligen Freiesleben-Schachts soll eine Fläche von
über 10 ha mit der Deponie überschüttet werden. Über einen Zeitraum
von 25 Jahren sollen fast 3 Mio. Tonnen Inertabfälle eingelagert
werden - dagegen protestiert der BUND.

Auch eine Bürgerinitiative, andere Umweltgruppen und auch Kommunen vor
Ort lehnen es ab, in der mit Schwermetallen und anderen Giften
hochbelasteten Region des Mansfelder Landes weitere Deponien
zuzulassen.

Ein wichtiger Kritikpunkt sind die Luftschadstoffe. Die
Immissionsprognose in den ausgelegten Unterlagen ist nicht geeignet,
die Umweltweltverträglichkeit des Vorhabens nachzuweisen. Die
freigesetzten Staubemissionsfrachten wurden viel zu niedrig angesetzt.
Dies betrifft insbesondere die Staubemissionen durch Umschlag- und
Transportvorgänge sowie durch die Staubabwehungen. Dessen ungeachtet
ist bereits auf Basis der prognostizierten Zusatzbelastungen mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass der
Immissionswert für die maximale Überschreitungshäufigkeit des
Tagesmittelwertes von 35 Überschreitungen örtlich nicht eingehalten
werden kann - das betrifft vor allem die unmittelbar benachbarte
Wohnbebauung.

"Damit ist bereits aus diesem Grund das Vorhaben nicht
genehmigungsfähig. Der Antrag auf Planfeststellung ist daher
abzulehnen", so Hans-Jürgen Paasch als Sprecher der BUND-Kreisgruppe
Mansfeld-Südharz.

Weiterhin wurden die Belastungen durch Schwermetalle im
Staubniederschlag im Umfeld der geplanten Deponie nicht untersucht.
Berechnungen von Umweltexperten zeigen, dass insbesondere beim
Parameter Arsen der Immissionswert der TA Luft örtlich überschritten
werden kann. Die Bleibelastungen im Staubniederschlag können nahezu
den Immissionswert erreichen.

Darüber hinaus kann eine Reihe der beantragten Abfälle so hohe
Schwermetall-konzentrationen aufweisen, dass gemäß TA Luft die
wirksamsten Maßnahmen zur Staubminderung anzuwenden sind. Dies ist
aber auf der geplanten Deponie nicht der Fall.

Auch das Lärmgutachten enthält eine Vielzahl von Fehlern und
Schwachstellen. Die Annahmen zu den Emissionsquellen entsprechen nicht
dem zu fordernden Ansatz. Es ist daher davon auszugehen, dass bei
fachlich korrekter Berücksichtigung der Schallleistungspegel und der
Lage der Emissionsquellen die jeweils anzuwendenden
Immissionsrichtwerte der TA Lärm durch das Vorhaben überschritten
werden.

Der Bedarf für die geplante Deponie wird im Antrag von der Firma
Martin Wurzel HTS Baugesellschaft mbH nicht dargelegt. Es fehlt sowohl
eine Bedarfsanalyse wie auch ein Nachweis, in dem aufzeigt wird, ob
die Abfälle für die geplante Laufzeit der Deponie überhaupt vorhanden
sind und ob diese Abfälle zumindest durch Vorverträge oder
Absichtserklärungen dauerhaft für die geplante Deponie zur Verfügung
stehen. Im Antrag ist ebenfalls keine Planrechtfertigung zu finden,
nach dem ein Bedarf für die Entsorgungssicherheit der Region durch den
Anlagenbau gerechtfertigt wäre. Auf der Landtagssitzung zur
Beantwortung der Kleinen Anfrage zur geplanten Deponie in Großörner am
23.11.2016 wies die Umweltministerin Prof. Dr. Dalbert darauf hin,
dass im Lande kein Bedarf an weiteren Deponien der DK 0 und DK I
besteht. Sie führte wörtlich hierzu aus: "Nach aktuellem Planungsstand
ist es so, wenn wir auf die Deponien der Klasse 0 zu sprechen kommen:
Für Deponien der Klasse 0 sehen wir in Sachsen-Anhalt keinen weiteren
Bedarf. Mittelfristig, muss ich sagen, sehe ich überhaupt keinen
Bedarf für Deponien der Klasse 0, weil es sich um Material handelt,
das man verwerten kann, indem man es aufträgt oder indem man es
recycelt."

Zur Frage des Bedarfsnachweises für die Deponie in Großörner wurde von
der Ministerin ausgeführt: "Der konkrete Bedarf für das
Deponieneubauvorhaben Freieslebenschacht ist im Rahmen des
Zulassungsverfahrens durch den Antragsteller nachzuweisen und wird
derzeit neben weiteren fachtechnischen Aspekten von der zuständigen
Genehmigungsbehörde, der unteren Abfallbehörde des Landkreises
Mansfeld-Südharz, geprüft. Der Antragsteller muss nachweisen, dass die
Deponie notwendig ist. Das ist seine Aufgabe. Dann prüft die
Genehmigungsbehörde, die untere Abfallbehörde, in diesem Fall des
Landkreises Mansfeld-Südharz, ob die Rechtfertigung gelungen ist".

Der Gemeinde- und Städtetag Sachsen-Anhalt äußert sich in einem
Schreiben vom 19.1.2019 an die Gemeinde Mansfeld in ähnlicher Weise
zum Bedarfsnachweis. Es besteht daher derzeit kein Bedarf für die
Errichtung einer Deponie der Klasse 0 auf der Halde
Freiesleben-Schacht Mansfeld. Der Vorhabensträger legte bislang
keinerlei Nachweise vor, die die Aussagen des Abfallwirtschaftsplans
für Sachsen-Anhalt widerlegen, so die beiden BUND-Sprecher.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 26.02.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz e.V.
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Olvenstedter Str. 10, 39108 Magdeburg
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VIELFALT/151: Erster Weltzustandsbericht für Biodiversität in Landwirtschaft und Ernährung (idw)


Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 27.02.2019

Erster Weltzustandsbericht für Biodiversität in Landwirtschaft und
Ernährung veröffentlicht



Premiere für die biologische Vielfalt: Der erste Weltzustandsbericht
über die Biodiversität in Landwirtschaft und Ernährung "The State of
the World's Biodiversity for Food and Agriculture" wurde am 22.
Februar 2019 von der Welternährungsorganisation (FAO) veröffentlicht.

Biodiversität in Landwirtschaft und Ernährung ist gefährdet Der
Bericht liefert ein umfassendes Bild über Zustand und Nutzung der
Biodiversität in Landwirtschaft und Ernährung weltweit. Er beschreibt
neben den vielen Vorteilen der biologischen Vielfalt auch, wie
Landwirtschaft, Viehzucht, Waldbewirtschaftung und Fischerei die
biologische Vielfalt geformt und erhalten haben. Er identifiziert
zudem wichtige Treiber für positive, aber auch negative Trends in der
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt. Außerdem
stellt er Produktionspraktiken vor, die die Biodiversität fördern.

Nachhaltigere, widerstandsfähigere Ernährungssysteme sind gefragt Mit
dem Bericht ist eine solide Grundlage für die Gestaltung nachhaltiger
und widerstandsfähiger Ernährungssysteme gelegt, denn vielfältige und
gesunde Nahrungsmittel können nur auf Basis biologischer Vielfalt in
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft erzeugt werden. Laut FAO-Bericht
schwindet diese Vielfalt allerdings weltweit stark. Dies gefährdet
viele Zukunftsoptionen. Maßnahmen zum Schutz und zur nachhaltigen
Nutzung sollten daher dringend durchgeführt werden.

1.300 Mitwirkende aus 91 Ländern Der globale und partizipative Bericht
ist ein Meilenstein in der Dekade der Vereinten Nationen über die
biologische Vielfalt sowie in der Arbeit der Kommission für Genetische
Ressourcen und Landwirtschaft (CGRFA) der Welternährungsorganisation
(FAO). Über 175 Autoren und Gutachter, die ihre Analyse auf 91
Länderberichte stützten, arbeiteten in den vergangenen fünf Jahren an
der Erstellung des Berichts mit. Am gesamten Prozess waren über 1.300
Mitwirkende weltweit beteiligt. Die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung koordinierte dabei den deutschen Beitrag für das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft und unterstützte
darüber hinaus das BMEL bei Verhandlungen zum Bericht bei der CGRFA.

Zum Hintergrund der CGRFA

In der CGRFA werden die weltweiten Aktivitäten zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der Biodiversität und genetischer Ressourcen für
Ernährung und Landwirtschaft diskutiert und abgestimmt. Gleichzeitig
berät die CGRFA andere FAO-Organe zu diesen Fragen. 178 Länder und die
EU sind Mitglied dieses alle zwei Jahre tagenden Gremiums. Die CGRFA
erarbeitet Weltzustandsberichte (State of the World Reports) auf der
Basis von Länderberichten. Ergänzend zum jetzt vorgelegten
Weltzustandsbericht Biodiversität in Landwirtschaft und Ernährung wird
nun angestrebt, einen globalen Aktionsplan zu erarbeiten.



Der Bericht ist verfügbar unter 

http://www.fao.org/state-of-biodiversity-for-food-agriculture/en/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711311

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1079

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 27.02.2019
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STANDPUNKT/1073: Scheuer schafft den Gehweg ab (FUSS)


FUSS e.V. - Fachverband Fußverkehr Deutschland, 25. Februar 2019

Scheuer schafft den Gehweg ab

Verkehrsminister: E-Fahrzeuge sollen bald den Schutzraum für die
größte und schwächste Verkehrsteilnehmer-Gruppe vernichten.



(25.02.2019) Nach dem neuen Referentenentwurf aus dem
Bundes-Verkehrsministerium zu Elektrokleinstfahrzeugen sollen auch
elektrisch angetriebene Roller auf Gehwegen fahren - streckenweise
bis 20 Stundenkilometer. Schon Zwölfjährige sollen ohne jede
Schulung und Prüfung mit mehrfachem Fußgängertempo rasen dürfen.

Im Einzelnen sieht der Entwurf vom 19.Februar 2019 vor, dass
E-Fahrzeuge mit "bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit" bis 12
Stundenkilometer Gehwege benutzen müssen und solche bis 20
Stundenkilometer Gehwege benutzen dürfen, die mit einem neuen
Verkehrsschild dafür freigegeben sind. Eine Versicherung ist
Pflicht; die zugehörige Plakette muss aber aus mehr als acht Metern
Entfernung schon nicht mehr lesbar sein. Zwölfjährige sollen auf dem
Gehweg bis 12 Stundenkilometer fahren dürfen, Vierzehnjährige bis
20 Stundenkilometer.

Für FUSS e.V. sagt Sprecher Roland Stimpel zu dem Entwurf: "Andreas
Scheuer versucht auf Faktenverbiegen und Knochenbrechen
Elektrofahrzeuge durchzusetzen. Der Entwurf ist eilig
dahingepfuscht; er enthält Widersprüche, Faktenverdrehungen und
Lücken. Er zeigt, dass der Minister und sein Haus vom Gehen keine
Ahnung haben - und am wichtigsten Stadtverkehrsmittel nicht das
geringste Interesse. Eine Horde Pubertierender auf E-Rollern ist
Andreas Scheuer wichtiger. Egal sind ihm Zigmillionen Alte, Junge,
Menschen mit Behinderungen und alle Menschen, die einfach nur sicher
und stressfrei auf den Gehwegen unterwegs sein wollen. Scheuer denkt
über Gehwege so zynisch wie über Autobahnen: Faktisch gelten soll
nur das Ellbogen-Recht des Stärkeren und Schnelleren."

FUSS e.V. kritisiert besonders folgende Punkte des Referentenentwurfs:

• Erstmals sollen überhaupt Motorfahrzeuge auf Gehwegen
zugelassen werden. Das ist ein Dammbruch, der den Schutzraum der
Mehrheit und gerade der Schwächsten zu vernichten droht.

• In der amtlichen Begründung des Entwurfs heißt es, es
"entsprechen Elektrokleinstfahrzeuge mit einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit von weniger als 12 Stundenkilometer dem
Geschwindigkeitsniveau von Fußgängern" (S. 36). Das ist ministerialer
Unsinn. Scheuer und seine Beamten wissen noch nicht einmal, wie
schnell Fußgänger unterwegs sind. 12 Stundenkilometer sind gehobenes
Jogger-Tempo. Fußgänger sind mit 3 bis 5 Stundenkilometern unterwegs.

• Der Entwurf sieht nicht vor, dass E-Roller mit Höchsttempo 12
von denen mit Höchsttempo 20 äußerlich unterscheidbar sein sollen. Das
heißt: Auch mit dem Tempo-20-Roller wird überall auf Gehwegen gefahren
werden, selbst wo diese nicht dafür zugelassen sind.

• Der Entwurf schreibt im vier Zeilen kurzen Absatz
"Erfüllungsaufwand der Länder (und Kommunen)" (S. 3) nichts dazu, dass
die Kontrolle von Rollertyp, Fahrer-Alter, sicherem und
rücksichtsvollem Fahrverhalten einen immensen Zusatzaufwand für die
Städte und Gemeinden bedeuten würde. Diese haben oft schon vor dem
Gehweg-Radfahren kapituliert. Jetzt nimmt Andreas Scheuer Anarchie und
faktische Gesetzlosigkeit auf dem Gehweg in Kauf.

• Zwar sind Bußgelder vorgesehen, doch diese sind erstens
faktisch nicht vollziehbar (siehe voriger Punkt) und zweitens
lächerlich niedrig. Selbst wer einen anderen Menschen gefährdet, soll
höchstens 25 Euro zahlen müssen. 30 Euro kostet dagegen
Sachbeschädigung durch E-Roller. Der Schutz von Kneipentischen auf dem
Gehweg ist Andreas Scheuer wichtiger als der Schutz der Hüftknochen
alter Menschen.

• Der Entwurf enthält noch nichts zu lenkstangenlosen Fahrzeugen
wie Hoverboards, Monowheels und Hovershoes. Hier droht Andreas Scheuer
nach wie vor mit einer zusätzlichen Ausnahmeverordnung. Mit mindestens
vier Fahrzegtypen drohen dann der Gehweg und seine Benutzer vollends
unter die E-Räder zu kommen.

• Gegen den Entwurf gibt es schwere verfassungsrechtliche
Bedenken. Der Berliner Jurist Prof. Stefan Klinski weist darauf hin,
dass eine Verordnung wie die von Sche